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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)

Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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PROTEST/008: Musikszene - Opposition zum Äußersten gezwungen ... (Initiative Freiheit)

Appell alle JournalistInnen, KünstlerInnen, PolitikerInnen - An die
Regierungsverantwortlichen der Republik Türkei



Sehr geehrte Damen und Herren,

wir richten hier nochmals einen dringenden Appell an die Menschlichkeit, um
das Leben des türkischen Musikers Ibrahim Gökcek zu retten.

KünstlerInnen, Abgeordnete, JournalistInnen, MenschenrechtlerInnen,
Interessierte!

Hört seine Stimme!

 Ibrahim Gökcek will leben!

 322 TAGE HUNGERSTREIK !


Wir veröffentlichen einen aus dem Türkischen übersetzten Brief von Ibrahim
Gökcek...

- zunächst noch unser Aufruf:

Die Verantwortlichen in der Türkei brauchen nur zusagen, dass Grup Yorum
ein Konzert veranstalten kann, um den Hungerstreik zu beenden und die
Proteste zu stoppen!

Tausende Menschen, KünstlerInnen, Intellektuelle, Abgeordnete aus der
Türkei und international unterstützen die Forderung von Grup Yorum und
Ibrahim Gökcek. Es werden täglich mehr Stimmen, die Ibrahim's Leben
schützen wollen.

Der Aufruf geht nicht an Ibrahim, den Widerstand zu beenden, er richtet
sich an die tauben Ohren der türkischen Regierung!

Bassist Ibrahim Gökcek ist dem Tod nah und die AKP-Regierung wird
aufgerufen, endlich einzulenken und nicht ein weiteres Oppositionsmitglied
auf dem Gewissen zu haben.

HELIN BÖLEK - MUSTAFA KOCAK - .......?! STOP!

Es ist ein Grundrecht, künstlerischen Aktivitäten nachzugehen, als eine
international bekannte und populäre Band, die seit Jahrzehnten Lieder der
Opposition macht, bei Konzerten öffentlich aufzutreten!

Worauf wartet die türkische Regierung? Warum will sie Ibrahim sterben
lassen?

Justizminister der Türkei:

@abdulhamitgul @adalet_bakanlik

E-Mail: info@adalet.gov.tr

Innenminister der Türkei:

@suleymansoylu @TC_icisleri

E-Mail: basin@icisleri.gov.tr

 * 

Ibrahim's Brief:

In einem Zimmer in den Slums von Istanbul schau ich nach draußen. Wenn ich
rausgehen würde, würde ich den Bosporus sehen. Leider liege ich im Bett.
Mein Gewicht liegt nunmehr bei 40 Kg. Meine Beine haben nicht mehr die
Kraft, meinen Körper zu tragen. Vorerst kann ich mir den Bosporus nur
vorstellen.

Ich stehe auf der Bühne. Meine Gitarre mit meinem Lieblingsgürtel - der
Gürtel mit den Sternen - hängt an meinem Nacken. Vor mir sind
Hunderttausende von Menschen, haben ihre Fäuste in der Höhe und singen
"Bella Ciao". Meine Hand, die auf die Seiten schlägt, ist wie die
geschickteste Hand. Meine Beine sind gesund. Ich könnte einmal um Istanbul
herumrennen.

Diese beiden Sachen, die ich Euch erzählt habe, sind die echt? Der Grund
ist, dass ich in der Türkei lebe und hier Musik in einer politischen Band
mache. Deswegen ist meine Geschichte ein Teil der großen Geschichte meines
Landes. Es sind jetzt 310 Tage, seit ich aufhörte zu essen. "Ich erkläre es
mal so: Ich versuche mich mit meinem Hunger auszudrücken" oder aber "Sie
nahmen mir meine Bassgitarre weg, jetzt habe ich aus meinem Körper ein
Instrument gemacht".

Ich bin Ibrahim Gökcek. Ich spiele seit 15 Jahren Bassgitarre bei Grup
Yorum. Die Geschichte von Grup Yorum, die von vier Studenten vor 35 Jahren
gegründet wurde, ist genauso holprig wie die Geschichte der Türkei. Diese
Geschichte hat uns an einen Punkt gebracht, an dem wir uns, um Konzerte
geben zu können, zu Tode hungern müssen.

Ein Mitglied unserer Band, meine liebe Genossin Helin Bölek ist am 3. April
am 288 Tag ihres Todesfastens gefallen. Ihre Fahne trage jetzt ich.

Sie werden sich jetzt fragen, wofür Mitglieder einer Musikgruppe sterben.
Warum entscheidet man sich für eine beängstigende Methode wie das
Todesfasten.

Helins 28-jähriges Leben erzählt uns alles, ebenso wie die Tatsache, dass
mein Körper von Tag zu Tag schmilzt. Wir sind in eine Zeit hineingeboren,
in der man nach 1980 für Rechte und Freiheiten kämpfen musste. Wir haben 23
Alben herausgebracht, in denen wir die Bevölkerung den sozialistischen
Ideen näherbrachten. Nunmehr wurden über zwei Millionen Alben von uns
verkauft. Wir haben die Lieder der Unterdrückten aus Anatolien und aus der
ganzen Welt gesungen. Wir haben genau dasselbe erlebt wie diejenigen, die
von einer Freien und Demokratischen Welt träumen. Wir sangen die Lieder der
Oppositionellen und derer, die für ihre Rechte kämpfen. Wir wurden in
Gewahrsam genommen, verhaftet, unsere Konzerte wurden verboten, die Polizei
hat Razzien auf unser Kulturzentrum ausgeübt, unsere Instrumente wurden
zerstört. Zum ersten Mal wurde gegen uns unter der AKP-regierten Türkei
Kopfgeld ausgesetzt und wir wurden auf "Listen gesuchter Terroristen"
gestellt.

Aufgrund dessen verweigere ich das Essen, was euch nach meinen
Einschätzungen seltsam erscheint. Denn obwohl man auf mich ein Kopfgeld
angesetzt hat, fühle ich mich nicht wie ein Terrorist.

Der Grund warum wir auf diese Terrorliste gestellt wurden ist, dass wir in
unseren Liedern über die Bergarbeiter singen, die sieben Etagen unter der
Erde arbeiten müssen und wegen ihrer Arbeitsbedingungen sterben
mussten/getötet wurden, weil wir über Revolutionäre singen, die unter
Folter getötet werden, wir singen über die Bauern denen man die Ländereien
zerstört, über Intellektuelle, die verbrannt werden, wir singen über die
Menschen deren Häuser in den 'Gecekondus' (Barrackenvierteln) zerstört
werden, wir singen über das kurdische Volk, das unterdrückt wird, wir
erzählen in unseren Liedern über jene, die Widerstand leisten - und dies zu
tun, wird in der Türkei als Terrorismus eingestuft.

Dadurch, dass der Sozialismus in den letzten 30 Jahren in Verruf gebracht
wurde, konnte sich keiner vorstellen, dass jemand diese Art von Kunst
ausübt. Sie haben sich aber geirrt. Wir haben in der Geschichte der Türkei
als MusikerInnen dass größte Konzert veranstaltet, bei dem auch Tickets
verkauft wurden. Wir haben an diesem Tag mit 55.000 Stimmen
Revolutionslieder gesungen. Auch ich habe auf der Bühne mit meiner
Bassgitarre diesen 55.000-stimmigen Chor begleitet. Bei unserem letzten "Es
lebe die unabhängige Türkei"-Konzert waren knapp eine Million Menschen
dabei. 4 Jahre hintereinander haben wir die Bühne mit verschiedenen
Oppositionellen und KünstlerInnen geteilt. Einmal ist sogar Joan Baez mit
uns aufgetreten. Sie hielt dem Publikum unsere Gitarre entgegen, die von
der Polizei zerschmettert wurde.

Bei jeder Regierung war es so, dass Grup Yorum Repressionen ausgesetzt
wurde. Aber als 2016 die AKP-Regierung den Notstand ausrief und die
Repressionen gegenüber JournalistInnen, Oppositionellen, AkademikerInnen
immer größer wurden, ist uns klar geworden (oder wussten wir), dass uns
eine grauenhafte Zeit erwartet.

Als wir eines Morgens aufwachten, sahen wir sechs unserer Mitglieder auf
der Terrorliste. In dieser Liste war auch ich; der Gitarrist, der vor 5
Jahren ein Konzert vor einer Million Menschen gab, war plötzlich ein
gesuchter Terrorist, auf den man Kopfgeld ausgesetzt hat. Je tiefer die
Krise der AKP-Regierung wurde, desto stärker wurden die Angriffe, die
breite Kreise der Bevölkerung trafen. Nachdem die Liste veröffentlicht
wurde, griff man in zwei Jahren neunmal unser Kulturzentrum an.
Hintereinander wurden unsere Mitglieder verhaftet. Es kam sogar der Moment,
wo keine Grup Yorum Mitglieder mehr draußen waren. Ab jetzt mussten wir
nicht nur die Verbote durchbrechen, wir mussten sogar Leute finden, die bei
den Konzerten etc. spielten. Sodann haben wir mit unseren SchülerInnen aus
den 'Volkschören' Internetkonzerte veranstaltet. Auf der anderen Seite
haben wir Presseerklärungen und Unterschriftensammlungen gegen die
Repressionen gemacht. Leider nahmen die Repressionen kein Ende. Im Februar
2019 wurde auch ich während einer Razzia festgenommen. Im Mai 2019 haben
wir mit einem Hungerstreik begonnen. Unsere Forderungen waren,


	Aufhebung der Konzertverbote

	Beendigung der Razzien auf unser Kulturzentrum

	Freilassung aller unserer Mitglieder und Einstellung aller gegen sie laufenden Verfahren,

	sowie die Löschung unserer Namen aus der Terrorliste.



Später haben Helin und ich unseren Hungerstreik ins Todesfasten
umgewandelt. Das hieß, dass wir solange nicht aufhören werden zu hungern,
bis man unsere Forderungen akzeptierte, selbst wenn wir dabei sterben
würden.

Während unsere Verfahren noch andauerten wurden Helin und ich freigelassen.
Doch die Regierung ignoriert unsere Stimme, obwohl die Menschen auf unserer
Seite stehen und trotz der Anstrengungen verschiedener Oppositioneller,
Abgeordneter und KünstlerInnen. Sie sollen uns ein Konzert versprechen und
ich höre sofort auf mit dem Todesfasten. Dieses Versprechen gaben sie ihr
nicht. Ihre Beerdigung nach ihrem letzten Willen durchzuführen, haben sie
auch verhindert.

Jetzt liegt Helin in Istanbul in einem Friedhof unter der Erde. Über ihr
hängt ein Brautkleid. Das Zimmer neben mir ist jetzt leer und ich denke in
dem Bett, in dem ich seit einer bestimmten Zeit bin, darüber nach und weiß
nicht, wo meine Reise hingeht, und ob dieser Krieg, der in meinem Körper
stattfindet, mit dem Tod zu Ende geht oder ob das Leben gewinnen wird. Das
stärkste, was ich über diesen Krieg weiß und sagen kann ist, dass ich mich
an das Leben festklammern werde und meinen Weg zum Tode weiterführen werde,
bis man unsere Forderungen akzeptiert.

Ibrahim Gökcek

 * 

Quelle:

Initiative Freiheit
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KOHLEALARM/719: Klimakampf und Kohlefront - korrekte Demoanmeldung ... (Kampagne "Ende Gelände")

Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 4. Mai 2020

Ende Gelände-Kundgebung am Kohlekraftwerk Datteln 4 am 17. Mai 2020



Recklinghausen - Das Aktionsbündnis Ende Gelände kündigt für Sonntag, den
17. Mai eine Kundgebung am Steinkohlekraftwerk Datteln 4 an. Damit
protestiert das Bündnis drei Tage vor der Aktionärsversammlung des
Betreibers Uniper gegen die Inbetriebnahme des Kohlekraftwerks. Das Bündnis
meldete dazu heute beim Polizeipräsidium Recklinghausen eine Versammlung
mit 60 Personen an.

Ende Gelände trägt der Corona-Pandemie durch ein umfassendes
Infektionsschutzkonzept Rechnung. Die teilnehmenden Personen werden einen
Abstand von mindestens drei Metern zueinander halten, die An- und Abreise
erfolgt einzeln. "Wir werden diesmal nur 60 sein, aber wir stehen für die
Mehrheit der Menschen in Deutschland. Dieses Kraftwerk ist ungewollt, es
darf nie ans Netz gehen. Auch und gerade in der Corona-Krise müssen wir das
Klima und unsere Zukunft schützen", sagt Versammlungsanmelder Daniel
Hofinger. Eine für Mai geplante Aktion mit mehreren Tausend Teilnehmenden
hatte Ende Gelände zu Beginn der Corona-Pandemie abgesagt.

Mit der Aktion macht Ende Gelände auf die ausbeuterischen Lieferketten der
Steinkohle aufmerksam. "Uniper importiert Blutkohle, um klimaschädlichen
Strom zu produzieren, den niemand braucht", sagt Ende Gelände-Sprecherin
Kim Solievna. Die Kohle wird unter anderem aus der russischen Region
Kuzbass importiert, wo sich Lungen- und Krebserkrankungen häufen und
Menschen ihr Zuhause und ihre Lebensgrundlage durch Umsiedlungen für den
Kohleabbau verlieren.


Weiterführende Informationen:

Nach einer repräsentativen Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Kantar
lehnt eine Mehrheit von 68% der Befragten Datteln 4 ab: 

https://act.gp/u1d4

Anfahrt:

Die Kundgebung findet am 17. Mai 2020 von 12.00 bis 13.30 Uhr.
Versammlungsort ist die Straße "Zur Seilscheibe" in 45711 Datteln: 

https://tinyurl.com/yd6wkgtc

www.ende-gelaende.org

Twitter: @Ende__Gelaende

Facebook: baggerstoppen

Instagramm: ende__gelaende

Flickr: endegelaende

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/8518: Universität Tübingen startet Vorlesungsreihen zur Covid-19-Pandemie - 21.4.-27.7.20

Eberhard Karls Universität Tübingen

Universität Tübingen startet Vorlesungsreihen zur Covid-19-Pandemie

Mediziner, Naturwissenschaftler, Rhetoriker, Sozial- und
Wirtschaftswissenschaftler berichten über den aktuellen Stand der
Forschung



Die Universität Tübingen wird im aktuellen Sommersemester mehrere
Vorlesungsreihen zur Covid-19-Pandemie anbieten, die sich an Studierende,
aber auch an alle interessierten Bürgerinnen und Bürger richten.
Veranstaltet werden die Vorlesungsreihen von der Medizinischen Fakultät,
der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät sowie vom Seminar
für Allgemeine Rhetorik.

"Wir sehen ein enormes Interesse in der breiten Öffentlichkeit an
verlässlichen Informationen über die Besonderheiten des neuartigen
Coronavirus, Krankheitsbilder, Therapiemöglichkeiten sowie die möglichen
Folgen der Pandemie", sagte der Studiendekan der Medizinischen Fakultät,
Professor Stephan Zipfel. "Deswegen haben wir uns spontan entschlossen,
diese zusätzliche Vorlesungsreihe anzubieten."

Themen der von der Medizinischen Fakultät veranstalteten Reihe sind unter
anderem mögliche Medikamententherapien gegen Covid-19,
Impfstoffentwicklung, psychische Folgen einer Infektion sowie ethische
Fragen. Die Vorlesungen werden bis zum 27. Juli jeweils dienstags um 12.00
Uhr live über die Webseite der Sectio Chirurgica ausgestrahlt und können
auch von Personen, die nicht Studierende oder Beschäftigte der Universität
sind, ohne Login mitverfolgt werden. In der 25. Kalenderwoche gibt es zwei
Vorlesungstermine, am Dienstag, den 16. Juni, und zusätzlich am
Donnerstag, den 18. Juni. Alle diejenigen, die die Live-Ausstrahlung über
die Webseite der Sectio Chirurgica verpasst haben, können sich die
Vorlesungen zeitversetzt auf dem Youtube-Kanal der Universität ansehen.
Dort wurde für die Vorlesungsreihe eine eigene Playlist eingerichtet.

Eine zweite Vorlesungsreihe zu den politischen, sozialen und
wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie bereitet derzeit die
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Fakultät der Universität Tübingen
vor. Diese werden voraussichtlich am 29. Juni 2020 beginnen und wochentags
allabendlich um 18.30 Uhr stattfinden. Die letzte Vorlesung ist für den
15. Juli 2020 geplant. Professorinnen und Professoren aus der Fakultät
werden in kurzen Vorträgen ausgewählte Aspekte der Covid-19-Pandemie vor
dem Hintergrund ihrer Forschung beleuchten, gefolgt von einer Diskussion
von Fragen aus dem virtuellen Publikum. Auch diese Vorlesungsreihe kann
von Interessierten, die nicht Studierende oder Beschäftigte der
Universität sind, ohne Login mitverfolgt werden.

Am Seminar für Allgemeine Rhetorik hat sich Professor Olaf Kramer der
Corona-Krise angenommen. In seiner Vorlesung "Rhetorik der Corona Krise"
geht es um die politischen, sozialen und kulturellen Folgen der 
Corona-Epidemie: Wie reden Politikerinnen und Politiker über die Krise? 
Welche Strategien und Techniken werden eingesetzt, um Menschen zu
Verhaltensänderungen zu bewegen? Warum befördert die Krise
nationalistische und autoritäre Antworten? Wie lassen sich effektive
Epidemiebekämpfung und demokratische Freiheitsrechte versöhnen? Was lernen
wir durch die Krise über effektive Wissenschaftskommunikation? Das sind
Fragen, die in der Vorlesung an Hand aktueller Beispiele
allgemeinverständlich diskutiert werden. Die Vorlesung wird jeweils
donnerstags auf YouTube veröffentlicht.

Der Rektor der Universität, Professor Bernd Engler, begrüßte die
Initiativen: "Im Zuge unserer Exzellenzstrategie wollen wir aktuelles,
gesellschaftlich relevantes Wissen künftig verstärkt auch mit Menschen
teilen, die keinen direkten Zugang zur Wissenschaft haben." Gerade in
Krisen wie der aktuellen Corona-Pandemie steige das Bedürfnis nach
zuverlässigen Informationen aus erster Hand: "Dieser Aufgabe werden die
Vorlesungsreihen in bester Weise gerecht."


Bislang stehen folgende Termine und Themen in der Reihe der
Medizinischen Fakultät fest:

21.04. Professor Nisar Malek - Klinischer Verlauf bei Covid-19

(abrufbar im Youtube-Kanal der Universität)

28.04. Professor Thomas Iftner - Grundlagen zum speziellen Sars-2-Virus und
Testung

(abrufbar im Youtube-Kanal der Universität)

05.05. Professor Karl Oliver Kagan - Schwangerschaft und Covid

12.05. Professor Peter Kremsner - Medikamentöse Strategien

19.05. Professor Peter Rosenberger - Intensivmedizinische Herausforderungen

26.05. Dr. Jan Liese - Hygiene

02.06. Professor Andreas Birkenfeld - Diabetes und Covid

09.06. Professor Konstantin Nikolaou - Radiologische Befunde

16.06. Professor Meinrad Gawaz - Kardiologische Befunde

18.06. Professor Thilo Stehle - Die Strukturaufklärung des SARS-CoV2 zeigt
Ansatzpunkte für eine antivirale Therapie

23.06 Professorin Ghazaleh Tabatabai - Neurologische Befunde

30.06. Professor Stephan Zipfel / Dr. Florian Junne - Mental Health

02.07. Professor Peter Martus - Biometrie und Epidemiologie

07.07. Professor Oliver Kohlbacher - Bioinformatik-basierte
Forschungsansätze

14.07. Professor Hans-Georg Rammensee - Impfstoffentwicklung und
immunologische Aspekte

21.07. Professor Urban Wiesing - Mortalität und Moral. Ethische
Aspekte der Corona-Pandemie 

27.07. Professor Falko Fend - Pathologie und Reflektion des 1.
Covid-Patienten am UKT

Weblinks:

Youtube-Kanal der Universität:

https://www.youtube.com/channel/UCfqmh9cUkSo--IVhnO7Lo2A

Vorlesungsreihe der Medizinischen Fakultät:

https://www.sectio-chirurgica.de/

Vorlesungsreihe der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät:

https://uni-tuebingen.de/de/177084

Vorlesungsreihe der Allgemeinen Rhetorik:

https://www.youtube.com/channel/UCIzxcRo54I8na9EjQd5Njsw




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, 05.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/459: Finale Rettungsschüsse (Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer)

Finale Rettungsschüsse

Die Berliner Schießbude und der Abschied der Tagesschau vom
Nachrichtenjournalismus

Von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam, 4. Mai 2020



Die Regierung Merkel schiebt im Schlagschatten der Pandemie einen
mörderischen Bundeswehr-Auslandseinsatz durchs Parlament; "unsere
Jungs und Mädels" sollen jetzt auch noch nach Libyen.(1)
Bundestagspräsident Schäuble gibt das Grundgesetz für einen finalen
Rettungsschuss frei: Die Würde des Menschen stehe über dessen Recht
auf Leben.(2) Und die Tagesschau, führende Repräsentantin der "Vierten
Gewalt" im Staate, unterschlägt diese Informationen und deren
unerlässliche Erklärung.

Die indirekte Bankrotterklärung der ARD-aktuell kam in der
Tagesschau-Hauptausgabe um 20 Uhr am 26. April:

"Bundestagspräsident Schäuble hat angesichts der Einschränkung
 vieler Grundrechte davor gewarnt, dem Schutz von Leben in der
 Corona-Krise alles unterzuordnen. Wenn es überhaupt einen absoluten
 Wert im Grundgesetz gebe, dann sei es die Würde des Menschen, sagte
 er dem Tagesspiegel. Diese sei unantastbar, aber sie schließe nicht
 aus, dass Menschen sterben müssen."(3) 


Daniel Popakra, ARD-Hauptstadtstudio, berichtet anschließend über
Alltagsaspekte der Kontaktsperre, qualifiziert Schäubles
Säure-Attentat auf die Verfassung als "bemerkenswerte Äußerung" und
zitiert ihn noch einmal wörtlich:

"Wenn ich höre, alles andere habe vor dem Schutz von Leben
 zurückzutreten, dann muss ich sagen: Das ist in dieser Absolutheit
 nicht richtig."(4) 


Die Äußerung des Bundestagspräsidenten, protokollarisch der Zweite im
Staate (nach dem Bundespräsidenten), ist als offiziöse Handreichung
bei behördlichen Entscheidungen über Leben und Tod zu verstehen. Einen

"Durchbruch des Sozialdarwinismus in Zeiten der Corona-
 Pandemie"(5) 


nannte Rüdiger Minow das Schäuble-Interview im Berliner
Tagesspiegel.(6) ARD-Mann Popakra berichtete, Schäuble erhalte nicht
nur lebhafte Unterstützung von seinem Parteifreund Armin Laschet, dem
nordrhein-westfälischen Ministerpräsidenten, sondern auch von der
Bündnis90/Die Grünen-Fraktionsvorsitzenden Katrin Göring-Eckardt und
von Alexander Gauland, Fraktionschef der AfD. Unisono, frei von Scham
und Berührungsängsten, bekundeten die alle:

"Schäuble hat recht".(Anm.4) 


Hat er nicht. Und das weiß er selbst am besten. Bereits als
Bundesinnenminister hatte er vergeblich versucht, sein zynisches
Grundrechtsverständnis durchzusetzen. Von der Idee, dass der Staat
gegebenenfalls Herr über Leben und Tod seiner Bürger sei, war er schon
damals geradezu besessen.(7) Er hatte deshalb ein
"Luftfahrtsicherheitsgesetz" auf den Weg gebracht, das die Behörden
ermächtigte, von Terroristen entführte zivile Passagierflugzeuge
notfalls abzuschießen. Das Bundesverfassungsgericht verwarf das Gesetz
und belehrte den Urheber:

"Dem Staat ist es im Hinblick auf dieses Verhältnis von
 Lebensrecht und Menschenwürde einerseits untersagt, durch eigene
 Maßnahmen unter Verstoß gegen das Verbot der Missachtung der
 menschlichen Würde in das Grundrecht auf Leben einzugreifen.
 Andererseits ist er auch gehalten, jedes menschliche Leben zu
 schützen."(8) 


Die Tagesschau hätte mit Verweis auf dieses höchstrichterliche Urteil
zumindest den übelsten Auswüchsen des Streits über das
 Anti-Pandemie-Regime der Bundesregierung ein rasches Ende machen
können. Hat sie aber nicht, und das disqualifiziert sie.


Unabdingbares Recht 

Klare Ansage: Der Staat darf nicht über das Lebensrecht seiner Bürger
befinden, weder aktiv noch passiv. Erwägungen zur Verhältnismäßigkeit
und Opportunität haben in diesem Zusammenhang nichts verloren. Die
Grundrechte "Würde des Menschen" und "Recht auf Leben" beschränken
sich nicht gegenseitig, sondern bedingen einander. Sie stehen nicht
zur Disposition anderer Freiheitsrechte oder gar
Wirtschaftsinteressen.

Der Staat hat jedes menschliche Leben zu schützen. Jedes Leben, auch
das des 90jährigen Vorerkrankten - sofern der es nicht selbst enden
lassen möchte.

Die Tagesschau-Redaktion hätte das Urteil des
Bundesverfassungsgerichtes aus dem eigenen Archiv hervorholen und sich
vergewissern können.(9) Sie hätte mit angemessen ausführlicher
Berichterstattung darüber jene Kontrollfunktion erfüllt, die den
Medien als de facto "Vierter Gewalt im Staat" zukommt.

Die Politiker aller Couleur äußerten sich ebenfalls nicht; die bare
ethische Selbstverständlichkeit des Karlsruher Urteils war ihnen
entweder nicht bewusst oder egal. Eine rühmliche Ausnahme war nur der
so oft herablassend beurteilte SPD-Vorsitzende Norbert Walter-Borjans.
Er wies den bösartigen Vorstoß des Rechtsauslegers Schäuble im
Deutschlandfunk entschieden zurück.(10)

Schäubles Infamie hat längst die Vorstellung salonfähig gemacht, es
sei besser, "nutzlose" Alte, Erwerbsgeminderte und Schwache zu
isolieren und die arbeitsfähigen, kräftigen Jüngeren wieder zur Arbeit
zu schicken, vulgo: sie ungeniert auszubeuten. Hoch lebe das Interesse
der Wirtschaft und ihrer besserverdienenden Eliten! Der Tübinger
Oberbürgermeister Boris Palmer, rechter Frontmann der Grünen, gab denn
auch die allerletzten Reste mitmenschlichen Anstands preis:

"Ich sage es Ihnen mal ganz brutal: Wir retten in Deutschland
 möglicherweise Menschen, die in einen halben Jahr sowieso tot wären
 - aufgrund ihres Alters und ihrer Vorerkrankungen."(11) 


Palmers Grundvorstellung von der Existenz "lebensunwerten Lebens"
pflegten schon die Nazis. Die redeten nur nicht lange salbungsvoll
drum herum, sondern bauten gleich die Selektionsrampe. Die Grünen
teilen sich heute in zwei protofaschistische Flügel: Realos und
Brutalos. Was sie eint, ist die lebensverachtende Bereitschaft zum
Krieg gegen andere Völker, die nicht auf transatlantisch-ökologischer
Linie sind.


Innen hui, außen pfui

Die Verfassungsnormen "Menschenwürde" und "Lebensrecht" werden nicht
nur innenpolitisch gegeneinander gestellt, sondern im außenpolitischen
Raum komplett ignoriert - und dabei machen die meisten
Bundestagabgeordneten mit. Deutschland zeigt immer häufiger
Kriegsflagge. Die zynische Kontinuität der Negation des Lebensrechts
belegt ein Tagesbefehl der "Verteidigungsministerin" Annegret
Kramp-Karrenbauer an unsere Besatzungstruppen in Afghanistan: Dort sei

"...sichtbar, dass die Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr
 im Gefecht auch töten müssen und sterben können. ..."(12) 


Kontext und militaristische Sprache machen deutlich, dass es um die
Durchsetzung geostrategischer und wirtschaftlicher Interessen mittels
Krieg und mörderischer Gewalt geht. Diese Interessen haben höheren
Kurswert als das Recht des Menschen auf sein Leben. In der politischen
Praxis zeigt sich unübersehbar, wie doppelbödig und heuchlerisch das
deutsche Idearium von "Würde des Menschen" und "Recht auf Leben und
körperliche Unversehrtheit" ist.

Im Schatten der Corona-Pandemie schreckte der Bundestag nicht davor
zurück, zahlreiche Kriegseinsätze in Afrika, im Nahen und Mittleren
Osten und in Zentralasien zu verlängern und auszuweiten, teils auch
gegen den ausdrücklichen Willen der fraglichen Staaten: in Irak,
Syrien, in Afghanistan, vor der Levante, im westlichen Mittelmeer, in
der Sahelzone, in Mali haben "unsere Jungs" weiterhin den Finger am
Abzug. Die reaktionäre, bellizistische Mehrheit des Parlaments will
es so; sie schert sich einen Dreck um den Aufruf des
UN-Generalsekretärs Guterres, wenigstens während der Corona-Pandemie
einen weltweiten Waffenstillstand zu wahren.(13)


Politiker der Güteklasse B

Heiko Maas, Außenminister der "Güteklasse B, Dutzendware aus der
Legebatterie der Parteipolitik"(14), ließ immerhin einen Blick in den
Abgrund seiner Unaufrichtigkeit und Heuchelei zu:

" ....auf der Welt gibt es anscheinend einige, die diese Corona-
 Krise nutzen wollen, um in dem Konflikt, in dem sie engagiert sind,
 militärische Vorteile zu erzielen, dann kann man das nicht anders
 als pervers bezeichnen".(15) 


Dem Minister ging es um die Rechtfertigung eines weiteren Bundeswehr-Auslandseinsatzes, diesmal vor Libyen.

Vor vier Monaten erst hatten Kanzlerin Merkel und ihr
Ministerdarsteller sich selbst auf der "Berliner Libyen-Konferenz"
großsprecherisch zu Vermittlern in diesem blutigen Bürgerkrieg ernannt
und das auch über die Rohre der ARD-aktuell verkünden lassen. Um aus
der verkrampften deutschen Anmaßung überhaupt etwas "Vermittelndes" zu
quetschen, wurde damals ein Waffenembargo beschlossen, obgleich allen
Beteiligten bewusst war, dass sich keine der libyschen Kriegsparteien
daran halten würde und es keine Möglichkeit gibt, es zu erzwingen. Die
vernagelte "Begründung" des Möchtegern-Geopolitikers Maas dafür, dass
die Bundeswehr trotzdem in Libyen mitmischen soll, ist auf
Tagesschau.de nachlesbar: Das in Berlin für Libyen beschlossene
Waffenembargo werde "nicht so umgesetzt, wie wir uns das
wünschen."(16) Ach nein?

Klassischer Verlautbarungsjournalismus der Tagesschau am 22. April, 20
Uhr:

"Die EU-Außenminister haben in einer Videokonferenz über die
 Lage der Flüchtlinge im Bürgerkriegsland Libyen beraten. In der EU
 gibt es die Sorge, tausende Menschen könnten sich inmitten der
 Corona-Krise auf den Weg übers Mittelmeer nach Europa machen. Zuvor
 hatte das Bundeskabinett in Berlin grünes Licht für die deutsche
 Beteiligung an der EU-Operation Irini gegeben, mit der das
 Waffenembargo gegen Libyen überwacht werden soll."(17) 


Ja, worum geht es denn nun? Um unerwünschte Waffenlieferungen oder
unerwünschte Flüchtlinge? Um ausgelatschte, dümmliche Metaphern
("grünes Licht gegeben") ist die Tagesschau-Redaktion nie verlegen, um
klare Aussage häufig. Im anschließenden Filmbericht sagt Reporter
Markus Preiß:

"... Die Operation löst den bisherigen EU-Einsatz Sophia ab, mit
 einem großen Unterschied: Die beteiligten Schiffe sollen
 ausdrücklich keine Flüchtlinge aus Seenot retten."(ebd.) 


Es werden also mal ganz nebenbei das Internationale Seerecht und das
Völkergewohnheitsrecht gebrochen, das alle Schiffsführer verpflichtet,
Menschen in Seenot zu retten(18) - und die Tagesschau weist mit keinem
Wort auf diesen verbrecherischen Aspekt des Regierungsbeschlusses hin.
Sie lässt aber den inhumanen Angeber Maas zu Wort kommen:

"Wir haben die Mission innerhalb kürzester Zeit beschlossen, und
 damit auch, obwohl uns Viele ja das gar nicht zugetraut haben, als
 Europäische Union gezeigt, wir sind bereit, Verantwortung zu
 gehen."(Anm.17) 


Welch ein gewissenloses Gestammel. Doch juckt das die Tagesschau-Qualitätsjournalisten?

In den libyschen Flüchtlingslagern vegetieren mehr als 700 000
Menschen in unbeschreiblichem Elend. Es herrscht der blanke
Terror.(19) Korrupte Milizen, von der EU toleriert und teilweise sogar
finanziert, begehen unvorstellbar brutale Menschenrechtsverletzungen.
Einheiten aus diesen Verbrecherbanden sollen nun im Rahmen der
EU-Mission IRINI "für Polizeiaufgaben" geschult werden. Nicht zu
fassen? Niederträchtig? Es gäbe zahlreiche treffende Begriffe für die
menschenverachtende, aber systematisch betriebene deutsche
Außenpolitik.


Idiotisch und widersprüchlich

Maas möchte angeblich das UN-Waffenembargo durchsetzen. Wäre dem
tatsächlich so, dann würde sich sein Bestreben gegen die Türkei, die
Vereinigten Arabischen Emirate und Katar richten, allesamt Großkunden
der deutschen Rüstungskonzerne. Die hat im vorigen Jahr Waffen für 1,3
Milliarden Euro dorthin exportiert. Waffen, die nun auch in Libyen
eingesetzt werden.(20) Deutsche Waffenverkäufe an die Kriegsparteien
einerseits und deutsche Aufmandelei für ein Waffenembargo
andererseits: Der Hirnriss dieser Außenpolitik ist unübersehbar.

Der Bundestag debattierte das Libyen-Mandat für die Bundeswehr am Tag
nach dem Kabinettsbeschluss. Doch was das entscheidungsbefugte
Parlament zu sagen hatte, fand die Tagesschau schon nicht mehr
berichtenswert. Deshalb hier ein Schlaglicht darauf, der Kommentar der
Linke-Bundestagsabgeordneten Sevim Dagdelen:

"Herr Maas, Ihr sogenannter Friedenseinsatz ist so lange nichts
 anderes als eine Showveranstaltung, wie Sie an beide Seiten der
 jeweiligen Kriegskoalition weiter Waffen liefern ... gemeinsam mit
 Italien und Frankreich ... die, weil es um die Interessen ihrer
 Ölkonzerne ENI und TOTAL geht, die jeweils andere Seite im
 libyschen Bürgerkrieg unterstützen..."(21) 


Das Libyen-Mandat soll vorerst bis Ende April 2021 gelten. Seine
Kosten sind mit rund 45,6 Millionen Euro veranschlagt. Für
Lumpenpolitik ist seit jeher genug Geld da.

Bleibt anzumerken: 61 Prozent der Bundesbürger lehnen solche
Auslandseinsätze ab, nur 30 Prozent sind eindeutig dafür.(22) Im
Bundestag verhält sich das allerdings genau umgekehrt: Nur rund ein
Drittel ist dagegen, zwei Drittel sind dafür. Soviel zum Thema
"Volksvertretung".

Zurück zu Maas, dem Angeber, dem Heuchler: Noch im Januar hatte er in
Anne Wills unsäglich mieser Talkshow behauptet, dass er mit den
libyschen Milizionären und kriminellen Finsterlingen ganz gewiss
nichts im Sinne habe:

"Nein, das können wir nicht, das wollen wir auch

 nicht."(23) 


Oh doch, "wir" können. Und "wir" wollen auch. "Wir" bewegen uns dabei
ganz im ideellen Rahmen der Wert-des-Lebens-Debatte, wie eingangs
beschrieben.

Der Bundesregierung ist das Leben der Afrikaner nämlich vollkommen
wurscht. Noch mehr wurscht als den Schäubles und Palmers, die das
Leben tausender alt oder krank und verletzlich gewordener Deutscher
dem vorzeitigen COVID-19-Tod überlassen wollen.

Leben und andere sterben lassen, heißt die Devise.


Quellen und Anmerkungen:

(1) https://augengeradeaus.net/tag/eunavfor-med/

(2) https://www.labournet.de/interventionen/grundrechte/grundrechte-all/menschenrechte-grundrechte-all/der-herr-schaeuble-hat-seine-ansichten-seit-seinem-feldzug-gegen-griechenland-nicht-geaendert-das-leben-des-poebels-ist-nicht-so-wichtig/

(3) https://www.tagesschau.de/multimedia/sendung/ts-36791.html

(4) https://www.tagesschau.de/multimedia/video/video-693091.html

(5) https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8261/

(6) https://www.tagesspiegel.de/politik/fdp-vize-zum-schaeuble-interview-lebensschutz-ist-nicht-absolute-staatsaufgabe/25786712.html

(7) https://www.sueddeutsche.de/politik/luftsicherheitsgesetz-schaeuble-ist-besessen-1.434443

(8) https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2006/02/rs20060215_1bvr035705.html

(9) https://www.daserste.de/unterhaltung/film/terror-ihr-urteil/luftsicherheitsgesetz-urteil-bundesverfassungsgericht100.html

(10) https://www.deutschlandfunk.de/corona-krise-spd-chef-walter-borjans-kritisiert-schaeubles.1939.de.html?drn:news_id=1125185

(11) https://www.tagesspiegel.de/politik/boris-palmer-provoziert-in-coronavirus-krise-wir-retten-moeglicherweise-menschen-die-in-einem-halben-jahr-sowieso-tot-waeren/25782926.html

(12) https://augengeradeaus.net/2020/04/verteidigungsministerin-erinnert-an-karfreitagsgefecht-2010-bereit-das-eigene-leben-einzusetzen/

(13) https://www.pressenza.com/de/2020/03/un-generalsekretaer-guterres-ruft-zu-einem-globalen-waffenstillstand-auf/

(14) https://web.de/magazine/politik/gabor-steingarts-morning-briefing-maas-minister-strategische-ideenlosigkeit-34201826

(15) https://www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/maas-bundestag-irini/2336740

(16) https://www.tagesschau.de/ausland/libyen-konflikt-coronavirus-101.html

(17) https://www.tagesschau.de/multimedia/sendung/ts-36741.html

(18) https://de.wikipedia.org/wiki/Seenotrettung

(19) https://www.spiegel.de/politik/fluechtlinge-in-libyen-die-hoelle-in-den-fluechtlingslagern-a-00000000-0002-0001-0000-000163724167

(20) https://www.tagesspiegel.de/politik/deutsche-ruestungsexporte-waffen-fuer-laender-die-den-libyen-krieg-befeuern/25551362.html

(21) https://www.sevimdagdelen.de/libyen-einsatz-der-bundeswehr-abenteuerlich-absurd-und-aberwitzig/

(22) https://de.statista.com/statistik/daten/studie/289426/umfrage/umfrage-zum-ausbau-der-bundeswehr-auslandseinsaetze/

(23) https://www.youtube.com/watch?v=1w7wMJSar8s


Das Autoren-Team:

Friedhelm Klinkhammer, Jahrgang 1944, Jurist. 1975 bis 2008
Mitarbeiter des NDR, zeitweise Vorsitzender des NDR-Gesamtpersonalrats
und des ver.di-Betriebsverbandes sowie Referent einer
Funkhausdirektorin.

Volker Bräutigam, Jahrgang 1941, Redakteur. 1975 bis 1996
Mitarbeiter des NDR, zunächst in der Tagesschau, von 1992 an in der
Kulturredaktion für N3. Danach Lehrauftrag an der Fu-Jen-Universität
in Taipeh.


Anmerkung der Autoren:

Unsere Beiträge stehen zur freien Verfügung, nichtkommerzielle Zwecke
der Veröffentlichung vorausgesetzt. Wir schreiben nicht für Honorar,
sondern gegen die "mediale Massenverblödung" (in memoriam Peter
Scholl-Latour). Die Texte werden vom Verein "Ständige
Publikumskonferenz öffentlich-rechtlicher Medien e.V."
dokumentiert:

https://publikumskonferenz.de/blog

 * 

Quelle:

Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer
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AUSSICHTEN/8976: Und morgen, den 07. Mai 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 07.05.2020 bis zum 08.05.2020 +++






[image: Jean-Luc 8976 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Mit dem Wind aus Westen

kredenzt Jean-Luc den Tieren

nur vom Allerbesten

beim Schmatz auf allen Vieren.
















Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / EUROPOOL / MEINUNGEN





STANDPUNKT/088: Wer hat, dem wird gegeben (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 6. Mai 2020

german-foreign-policy.com

Wer hat, dem wird gegeben

Coronakrise und Corona-Hilfsmaßnahmen verstärken Ungleichheit und die
Nord-Süd-Spaltung der EU. Deutschland baut seine Vormacht aus.



BERLIN - Deutsche Außenpolitik-Experten und der
EU-Außenbeauftragte Josep Borrell warnen vor einer weiter wachsenden
ökonomischen Spaltung der Union durch die Brüsseler Corona-Hilfsmaßnahmen.
Die bisherige Reaktion der EU auf die Coronakrise führe dazu, dass
Unternehmen in wirtschaftsstärkeren Staaten mehr Unterstützung erhielten
als ihre Konkurrenten in höher verschuldeten Ländern, heißt es in einer
Kurzanalyse aus der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik (DGAP).
Deutsche Konzerne stünden dann nach der Krise vermutlich besser da als etwa
ihre italienische Konkurrenz. Borrell urteilt, "die Nord-Süd-Spaltung" der
Union, die zwar schon vor der Krise existiert habe, "könnte nach ihr noch
ausgeprägter ausfallen". Die wachsende Ungleichheit bedrohe perspektivisch
"das politische Projekt" der EU, heißt es bei der DGAP. In der EU-weiten
Konkurrenz profitieren deutsche Unternehmen auch davon, dass bereits die
nationalen Corona-Hilfsmaßnahmen sie in besonderem Maß begünstigen, indem
sie die Umverteilung von unten nach oben forcieren - eine Entwicklung, die
die Krise ohnehin verschärft.

Gesellschaftliche Ungleichheit

Die Coronakrise verstärkt schon an sich die bestehende soziale und
ökonomische Ungleichheit in mehrfacher Hinsicht. So zeigen Untersuchungen,
dass schlechter bezahlte Arbeitskräfte einem höheren Infektionsrisiko
ausgesetzt sind als Wohlhabende: Sie sind bei vielen "systemrelevanten"
Tätigkeiten, die während aller Phasen des Lockdowns ausgeübt wurden,
überproportional vertreten - so etwa in der Pflege innerhalb wie außerhalb
der Krankenhäuser oder im Supermarkt. Außerdem sind sie einem signifikant
höheren Sterberisiko ausgesetzt, weil Vorerkrankungen sozial ungleich
verteilt sind.[1] Hochbezahlte Berufstätigkeiten können oft in Heimarbeit
fortgesetzt werden, während Millionen Empfänger niedriger Löhne, die häufig
körperliche Arbeit verrichten, nur reduziertes Kurzarbeiter- oder
Arbeitslosengeld erhalten und empfindliche Einbußen erleiden.[2] Die
gesellschaftliche Kluft wird dadurch weiter verschärft.

Umverteilung nach oben

Die Umverteilung von unten nach oben weiter zu forcieren drohen die
Covid-19-Hilfsmaßnahmen der Bundesregierung für die deutsche Wirtschaft. So
werden umfangreiche staatliche Hilfen sowie Kurzarbeitergeld auch dann
gewährt, wenn das betreffende Unternehmen seine Profite durch die Nutzung
von Firmensitzen in Steueroasen oder Niedrigsteuerländern [3] mehrt, wenn
es an seine Aktionäre trotz der Krise Dividenden ausschüttet oder wenn es
Aktienrückkäufe tätigt, um seine Ausschüttungen auf eine geringere Zahl von
Aktionären verteilen zu können und damit künftige Dividenden in die Höhe zu
treiben. Andere Staaten, etwa Dänemark und Frankreich, weigern sich,
Unternehmen in den genannten Fällen aus Finanznöten zu retten. Anders die
Bundesregierung. Sie unterstützt zum Beispiel die Lufthansa, obwohl diese
drei Tochterfirmen in Steueroasen und drei Dutzend weitere in
Niedrigsteuerländern unterhält.[4] Sie hat etwa Adidas einen staatlich
garantierten Kredit in Höhe von 2,4 Milliarden Euro gewährt, obwohl der
Konzern seit 2018 mehr als zwei Milliarden Euro für Aktienrückkäufe
ausgegeben hat; die bislang letzten tätigte er am 16. März.[5]
Siemens kaufte im März und im April sogar Aktien im Wert von 1,2 Milliarden
Euro zurück, schickte aber zugleich 3.000 Beschäftigte in staatlich
finanzierte Kurzarbeit. Die Beispiele ließen sich zahlreich vermehren.

Deutschlands Vorsprung wächst

Hinzu kommt, dass die Coronakrise zu einer ungleichen Entwicklung auf
EU-Ebene führt. Das zeigt exemplarisch ein Vergleich zwischen Deutschland
und Frankreich. Das französische Bruttoinlandsprodukt ist bereits im ersten
Quartal um 5,8 Prozent eingebrochen - deutlich mehr als etwa in Italien
(-4,7 Prozent) und in Deutschland, wo mit einer Schrumpfung zwischen 2 und
3 Prozent gerechnet wird. Der Lockdown in Frankreich zum Schutz der
Bevölkerung ist härter als derjenige in Deutschland; die französische
Ausgangssperre soll erst ab dem 11. Mai schrittweise gelockert werden -
also später als diejenige in der Bundesrepublik. Ökonomen rechnen deshalb
für das zweite Quartal ebenfalls mit einem deutlich höheren
Wirtschaftseinbruch in Frankreich; von möglicherweise bis zu 25
Prozent ist die Rede.[6] Damit fällt Paris aller Voraussicht nach
ökonomisch noch weiter hinter Berlin zurück; der deutsche Vorsprung wächst.
Weiter zurückfallen wird voraussichtlich auch Italien. So prognostiziert
der Internationale Währungsfonds (IWF), der Deutschland für das Gesamtjahr
2020 einen Einbruch der Wirtschaftsleistung um 7,0 Prozent voraussagt,
Italien einen Absturz um sogar 9,1 Prozent.[7]

Wachsende Ungleichgewichte

Die sich ausweitende ökonomische Kluft in der Eurozone wird durch die
spezifische Ausgestaltung der Corona-Hilfsmaßnahmen der EU wohl zusätzlich
verstärkt. Darauf haben Ökonomen in einer von der Nachrichtenagentur
Bloomberg publizierten Kurzanalyse schon Anfang April hingewiesen. Demnach
werden finanzstarke Staaten, "insbesondere Deutschland", ihren Unternehmen
wohl mit "robusten" Finanzhilfen unter die Arme greifen, die in der
aktuellen Krise für zulässig erklärt wurden, während stärker verschuldete
Staaten, etwa Italien, dazu nicht im selben Maße in der Lage sind.[8] Nach
der Krise, heißt es in der Kurzanalyse weiter, werden sich Unternehmen aus
Ländern wie Italien dann einer durch Staatshilfen wohl erheblich gestärkten
Konkurrenz aus Ländern wie Deutschland gegenübersehen und größere
Schwierigkeiten haben, sich zu behaupten; das werde die Ungleichgewichte in
der Union noch weiter verstärken. Es sei sogar möglich, dass Unternehmen,
die dank staatlicher Unterstützung - relativ - gestärkt aus der Krise
gingen, in der Lage sein werden, "schwächere europäische Wettbewerber zu
übernehmen", urteilen die Autoren. Sie sprechen vom "Ende des europäischen
Traums".

"Politische Verbitterung"

Einschätzungen in diesem Sinne sind mittlerweile auch aus deutschen
Think-Tanks zu vernehmen. So weist etwa Shahin Vallée vom Alfred von
Oppenheim-Zentrum für Europäische Zukunftsfragen der Deutschen Gesellschaft
für Auswärtige Politik (DGAP) darauf hin, dass die krisenbedingte Aufhebung
der Einschränkungen für Staatshilfen vor allem Firmen aus denjenigen
Ländern zugute kommt, die die meisten Reserven dafür mobilisieren können.
Das werde die Ungleichgewichte im Binnenmarkt verstärken, warnt Vallée.[9]
Zudem müsse man in Rechnung stellen, dass auch die Mittel, die Arbeitslosen
und privaten Haushalten zur Verfügung gestellt werden könnten, in der
Bundesrepublik zumindest potenziell deutlich größer seien als "etwa in
Italien oder in Spanien". Dass Berlin EU-Unterstützung für die
Mitgliedstaaten bislang nur unter der Bedingung gewähren wolle,
dass die Empfänger strikter politischer Kontrolle unterworfen würden, drohe
sich "für Europa als ökonomisch und politisch destruktiv zu erweisen",
warnt Vallée: "Es pflanzt die Samen wirtschaftlicher Schwäche und
politischer Verbitterung". Verweigerten Berlin und Brüssel nun eine
Kurswende, dann verliere "das politische Projekt" der EU "seine Seele".

"Gefahr für das europäische Projekt"

Mittlerweile hat sich sogar der EU-Außenbeauftragte Josep Borrell
öffentlich den Warnungen angeschlossen. Man müsse sicherstellen, heißt es
in einer Stellungnahme Borrells für den European Council on Foreign
Relations (ECFR), dass die nationalen Corona-Hilfsmaßnahmen nicht "den
Binnenmarkt untergraben".[10] Unternehmen in wirtschaftsstärkeren Ländern,
die von "robusteren" Unterstützungsprogrammen als ihre Konkurrenz in
wirtschaftsschwächeren Ländern profitierten, könnten nach der Krise "einen
entscheidenden Vorteil" haben; dies werde die Ungleichgewichte im
Binnenmarkt unweigerlich verstärken. "Die Nord-Süd-Spaltung, die schon vor
der Krise existierte, könnte nach ihr noch ausgeprägter ausfallen", warnt
Borrell, der ausdrücklich darauf hinweist, die deutschen
Corona-Hilfsprogramme seien viel umfangreicher als diejenigen in Italien
oder in Spanien. "Obwohl die Ursprünge der Pandemie sie zu einer
symmetrischen Krise machen, sind ihre Konsequenzen hochgradig
asymmetrisch", konstatiert der EU-Außenbeauftragte, "und in sozialer
und geographischer Hinsicht werden ihre immensen Kosten nicht gleichmäßig
verteilt". Borrell folgert, das werde in Zukunft "unweigerlich die
Unterstützung der Bevölkerung für das europäische Projekt beeinträchtigen".


Anmerkungen: 

[1] Jan Paul Heisig, Christian König: Wie und warum die gesundheitlichen
Folgen der Pandemie vom sozialen Status abhängen. wzb.eu 24.04.2020.

[2] Lenz Jacobsen, Parvin Sadigh: Hierarchie der Not. zeit.de 21.03.2020.

[3] Auf der EU-Liste der Steueroasen sind verzeichnet: American Samoa,
Cayman Islands, Fischi, Guam, Oman, Palau, Panama, Samoa, Trinidad und
Tobago, U.S. Virgin Islands, Vanuatu, die Seychellen. NGOs kritisieren
weitere Niedrigsteuerländer, darunter Luxemburg, die Niederlande und die
Schweiz.

[4] Frederik Obermaier, Klaus Ott: Erst im Steuerparadies, dann vom Staat
gerettet? sueddeutsche.de 30.04.2020.

[5] Ulf Sommer: Trotz Corona-Einbußen: Dax-Konzerne ziehen Aktienrückkäufe
für fünf Milliarden Euro durch. handelsblatt.com 28.04.2020.

[6] Schlusslicht Frankreich. Frankfurter Allgemeine Zeitung 04.05.2020.

[7] Gita Gopinath: The Great Lockdown: Worst Economic Downturn Since the
Great Depression. blogs.imf.org 14.04.2020.

[8] Elena Carletti, Marco Pagano, Loriana Pellizon, Marti G. Subrahmanyam:
Germany Will Be a Post-Coronavirus Winner. bloomberg.com 09.04.2020.

[9] Shahin Vallée: Coronavirus Has Revealed the EU's Fatal Flaw. dgap.org
28.04.2020.

[10] Josep Borrell: The post-coronavirus world is already here. ecfr.eu
30.04.2020.
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ITALIEN/318: COVID-19 in Italien - Überraschung, Schreck, Verlauf ... 6.5.2020 (SB)



Die italienische Nachrichtenagentur ANSA kommentierte die gestrige
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, derzufolge das Programm
zum Ankauf von Staatsanleihen (PSPP - Public Sector Purchase
Programme) der Europäischen Zentralbank (EZB) teilweise
verfassungswidrig sei, mit den Worten, daß das höchste deutsche
Gericht mit dieser "quantitativen Lockerung" eine Entscheidung
getroffen habe, "die erhebliche Konsquenzen für die Entwicklung
Europas aus der Coronavirus-Krise und die Bewältigung der enormen
Schulden" haben könne.

Obgleich die aktuellen Corona-Hilfen der EZB nicht Gegenstand der
Verfassungsbeschwerde waren, könnte sich die Karlsruher Entscheidung
auf die deutsche Haltung zur EZB-Politik auswirken. Wie es in dem
Urteil hieß, seien "Bundesregierung und Deutscher Bundestag aufgrund
ihrer Integrationsverantwortung verpflichtet, der bisherigen
Handhabung der PSPP entgegenzutreten". Das Bundesverfassungsgericht
urteilte, daß das 2015 von der EZB aufgelegte Anleihekaufprogramm
durch die europäischen Verträge nicht gedeckt sei. Werde daran in den
kommenden drei Monaten nichts geändert, dürfe sich die Deutsche
Bundesbank nicht mehr an den Anleiheaufkäufen beteiligen. [1]

ANSA zufolge habe die Karlsruher Entscheidung zur Konsequenz, daß die
EZB, die erst gegen die Deflation und den heutigen Lockdown-Schock gekämpft habe, 
nun keine Geldfinanzierung für Länder mit hoher
Verschuldung mehr vornehmen werde. Der speziell einberufene EZB-Rat nehme
die Entscheidung der obersten deutschen Richter zur Kenntnis, halte
aber fest, daß die EZB weiterhin verpflichtet sei, "in ihrem Mandat
alles Notwendige zu tun", um die Preisstabilität zu gewährleisten und
daß sie dieses Ziel in allen Mitgliedstaaten zu erreichen habe.

Der Rat erinnerte die deutschen Richter auch daran, dass "der
Gerichtshof der Europäischen Union im Dezember 2018 festgestellt hat,
dass die EZB in ihrem Mandat handelt". ANSA zitierte den italienischen
Finanzminister Roberto Gualtieri von der sozialdemokratische Partito
Democratico (PD) mit den Worten, daß "das Urteil keine praktischen
Konsequenzen haben wird", da es die grundlegende Legitimität der
"PSPP" bestätigt und "in keiner Weise" die "Pepp" [2] betrifft.

Das Urteil habe jedoch dazu geführt, dass der italienische Spread auf
244 sprang. ANSA zufolge bestehe tatsächlich die Gefahr, daß "das
Urteil Auswirkungen auf die Geschäftstätigkeit der EZB" habe. Die
Worte des deutschen Finanzministers Olaf Scholz "verrieten Berlins
Verlegenheit", so die Agentur. "Gerade in diesen Tagen, in denen wir
aufgrund der Pandemie erhebliche Anstrengungen unternehmen, halten uns
die einheitliche Währung und die gemeinsame Geldpolitik zusammen."

Und dann sei da noch die rechtliche Demütigung des Europäischen
Gerichtshofs, dessen Urteil 2018 zugunsten der EZB von den deutschen
Verfassungsrichtern als "nicht nachhaltig" beurteilt wurde. Das habe
einen Sprecher der EU-Kommission veranlaßt, "den Vorrang des
europäischen Rechts und die Tatsache, dass die Entscheidungen des
Europäischen Gerichtshofs für alle nationalen Gerichte bindend sind",
erneut zu bekräftigen.


Fußnote:

[1] https://www.tagesschau.de/eilmeldung/urteil-ezb-anleihen-101.html

[2] PEPP - Paneuropäisches Privates Pensionsprodukt (ein
EU-Rahmenprogramm zur privaten Altersvorsorge)

6. Mai 2020
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AUSSTELLUNG/9778: Frankfurt am Main - Frank Walter. Eine Retrospektive, 16.5.-15.11.2020

MUSEUM MMK FÜR MODERNE KUNST

Frank Walter, King Size Soul, o. J., Privatsammlung

FRANK WALTER. EINE RETROSPEKTIVE



Im Dialog mit John Akomfrah, Khalik Allah, Kader Attia, Marcel
Broodthaers, Julien Creuzet, Birgit Hein, Isaac Julien, Kapwani
Kiwanga, Carolyn Lazard, Julia Phillips, Howardena Pindell, Rosemarie
Trockel


AUSSTELLUNG im MUSEUM MMK

16. Mai-15. November 2020

Wir freuen uns, die eigens für die Ausstellung Frank Walter. Eine
Retrospektive geschaffenen Neuproduktionen mit unseren
internationalen Künstler_innen zu Ende aufzubauen und die Ausstellung
ab dem 16. Mai für die Besucher_innen zu öffnen. Der Museumsbetrieb
wird dann entsprechend den geltenden Vorschriften wieder aufgenommen.


FRANK WALTER. EINE RETROSPEKTIVE

Our crown has already been bought and paid for. All we have to do is
wear it. James Baldwin

Es gibt keinen typischen Frank Walter. Sein malerisches Spektrum ist
frei und weit. Sein Blick ist der eigene. Sein Werk scheint in
Opposition zu den permanenten Zuschreibungen bezüglich Rassifizierung
und Nation zu stehen, denen er sein Leben lang ausgesetzt war. Seine
kosmologischen Malereien erstrahlen transzendental, seine abstrakten
Werke sind systematisch, seine figurative Malerei besticht in ihrer
Individualität und seine Landschaften erstarken in klaren
Abstraktionen. Alle Arbeiten sind von ausgefallener Klarheit und
Direktheit. Die Konzentration, die auch auf die Größe der Werke
zurückzuführen ist, eröffnet einen unverstellten Zugang. So
vielschichtig Frank Walters Themen sind, so unterschiedlich sind seine
Materialien. Er schuf Arbeiten auf Holz, Masonit, Pappe, Papier,
Linoleum oder Rückseiten von Fotografien, malte und zeichnete mit
Ölfarben, Tempera, Wasserfarben, Bunt- und Bleistiften, Schellack,
Glitzer. Wenn er nicht malte, dann schrieb er, wenn er nicht schrieb,
fertigte er Tonaufnahmen an. Walter schuf in einer unglaublichen
Intensität, die auch in seinem Werk sichtbar und spürbar ist. Allein
in der Kunst war er frei. Frei von der Brutalität, die in den
Zuschreibungen des Normativen lag und die außerhalb seines
Kunstschaffens permanent anwesend war. Der damit verbundene subversive
Akt war für Frank Walter die einzige Möglichkeit, den Anspruch zu
erheben, ein eigenes, selbstbestimmtes und selbstdefiniertes Leben zu
führen.

Das Werk des in Antigua und Barbuda geborenen Künstlers Frank Walter
(1926-2009) umfasst zahlreiche Malereien, Zeichnungen, Skulpturen und
Schriften, die nun erstmals in einem Museum präsentiert werden.

Die Arbeiten von John Akomfrah, Khalik Allah, Kader Attia, Marcel
Broodthaers, Birgit Hein, Isaac Julien, Julia Phillips, Howardena
Pindell und Rosemarie Trockel zeugen von der Geschichte und Gegenwart
des Kolonialismus in der Karibik sowie den geistesgeschichtlichen
Kontexten des kolonialen und postkolonialen Denkens. Sie thematisieren
das visuelle Regime von Rassismen, die auch im exotisierenden Blick
Ausdruck finden und beschreiben die Komplexität von Identität, Klasse
und Rassifizierung. Eigens für die Ausstellung haben Julien Creuzet,
Kapwani Kiwanga und Carolyn Lazard neue Werke geschaffen.

Die Ausstellung entstand in enger Zusammenarbeit mit Dr. Barbara Paca,
OBE, Beratende Kuratorin und Cultural Envoy to Antigua and Barbuda.

 * 

Quelle:

MUSEUM MMK FÜR MODERNE KUNST

Pressemitteilung vom 6.5.2020

Domstraße 10 + 3, 60311 Frankfurt am Main

Taunustor 1, 60310 Frankfurt am Main

Telefon: +49 (0)69 212 30447, Fax: +49 (0)69 212 37882

E-Mail: mmk@stadt-frankfurt.de

Internet: www.mmk.art/de
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AUSSTELLUNG/9777: Bonn - Wiedereröffnung der Bundeskunsthalle am Dienstag, 12. Mai 2020

Bundeskunsthalle

Wiedereröffnung der Bundeskunsthalle am Dienstag, 12. Mai

Ausstellung "Wir Kapitalisten. Von Anfang bis Turbo" wird verlängert



Die Bundeskunsthalle öffnet am Dienstag, 12. Mai wieder ihre Türen. Es
gelten die bekannten Öffnungszeiten.

Um die Öffnung zu ermöglichen, hat die Bundeskunsthalle verschiedene
Schutzmaßnahmen getroffen. Im Haus und in den Ausstellungsräumen gilt
eine begrenzte Besucherzahl sowie die Einhaltung von Hygiene- und
Abstandsregeln nach der Corona-Schutzverordnung. Besucherinnen und
Besucher sind verpflichtet, innerhalb des Gebäudes ihre
Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen. Führungen und ein Begleitprogramm
können leider vorerst nicht angeboten werden.

Die Ausstellung Wir Kapitalisten. Von Anfang bis Turbo wird bis zum
30. August 2020 verlängert. Ohne Anstehen in die Ausstellung:
Besucherinnen und Besucher haben die Möglichkeit, ab Montag, 11. Mai
Eintrittskarten mit Zeitfenster im Voraus online unter bonnticket.de
zu kaufen.

Mehr Informationen unter:

https://www.bundeskunsthalle.de/wirkapitalisten.html

Die Ausstellung State of the Arts. Die Verschmelzung der Künste wird
am 16. Juni ab 13 Uhr für das Publikum geöffnet sein.

Mehr Informationen unter:

https://www.bundeskunsthalle.de/stateofthearts.html

Informationen zu unseren aktuellen und zu kommenden Ausstellungen
finden Sie unter: 

https://www.bundeskunsthalle.de/ausstellungen/index.html

 * 

Quelle:

Bundeskunsthalle

Pressemitteilung vom 5.5.2020

Museumsmeile Bonn

Helmut-Kohl-Allee 4, D-53113 Bonn

Telefon: +49 228 9171 200, Fax: +49 228 234254

E-Mail: info@bundeskunsthalle.de

Internet: www.bundeskunsthalle.de
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GEGENWIND/870: Sobitha Balakrishnan - "Jugendliche bekommen das Gefühl, sie haben dort eine Gemeinschaft gefunden"

Gegenwind Nr. 379, April 2020

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

"Jugendliche bekommen das Gefühl, sie haben dort eine Gemeinschaft
gefunden"

Interview mit Sobitha Balakrishnan, Projektleitung der Fach- und
Informationsstelle Türkischer Ultranationalismus (diyalog)

von Reinhard Pohl



Gegenwind: Es gibt also eine neue Informationsstelle. Was ist das
Thema, was ist Deine Aufgabe?

Sobitha Balakrishnan: Die Fach- und Informationsstelle nennt sich
"diyalog". Der Auftrag ist, zum türkischen Ultranationalismus in
Deutschland aufzuklären, zu sensibilisieren, sprich für
unterschiedliche Berufsgruppen entsprechend zugeschnittene
Weiterbildungsangebote, Workshops für Jugendliche und Vorträge für die
interessierte Öffentlichkeit anzubieten. Die Stelle gibt es seit Mai
2019 mit einer Personalstelle von 32 Stunden, die von mir abgedeckt
werden. Ich bin also für die Herstellung und Pflege der Kontakte, für
die Erstellung der Konzepte, Durchführung der Informationsangebote und
auch für die Evaluation derer zuständig. Wir haben die erste
Projektphase erfolgreich überstanden, die ging bis Ende 2019.
Glücklicherweise geht es jetzt weiter.

Gegenwind: Wer ist der Träger der Einrichtung?

Sobitha Balakrishnan: Das Projekt steht unter der Trägerschaft der
"Türkischen Gemeinde in Schleswig-Holstein e.V.", wird gefördert vom
Landes-Demokratiezentrum Schleswig-Holstein.

Gegenwind: Also hundert Prozent Landesförderung?

Sobitha Balakrishnan: Genau.

Gegenwind: Wie bist Du zu dem Thema gekommen? Was bringst Du mit, um
das zu erarbeiten?

Sobitha Balakrishnan: Ich studiere derzeit "Migration und Diversität"
hier an der Uni in Kiel. Ich habe da den sprachlichen Schwerpunkt
Türkisch und den regionalen Schwerpunkt Vorderer Orient. Ich habe in
dem Rahmen im Wintersemester 2018/19 in Istanbul ein Auslandssemester
absolviert. Nach meiner Ankunft in Kiel habe ich mich auf die zu der
Zeit ausgeschriebene Stelle beworben. Ich habe darin eine Chance
gesehen, meinen im Studium gewählten Schwerpunkt im Berufsleben weiter
zu vertiefen.

Vor dem Master habe ich Kultur- und Sozialanthropologie und
Religionswissenschaft in Münster studiert und hatte da einen
Schwerpunkt auf Hinduismus und Islam.

Gegenwind: Jetzt steht auf Eurem Faltblatt das Thema
"Ultranationalismus". Was ist die Abgrenzung zum Nationalismus?

Sobitha Balakrishnan: Ultranationalismus ist eine überhöhte Form, eine
übersteigerte Form des Nationalismus. An dem Punkt, wo Menschen, die
nicht zur eigenen Gruppe gezählt werden, ausgegrenzt werden,
abgewertet werden, kann ein Unterschied zum Nationalismus gesehen
werden. Das sprechen wir in den Informationsveranstaltungen auch an
und machen auf diese Unterscheidung aufmerksam. Derartige
ultranationalistische Tendenzen haben in den vergangenen Jahren in
vielen Ländern leider einen Aufschwung erlebt.

Gegenwind: Reagiert Ihr auch auf aktuelle Ereignisse? Der
Nationalismus wird ja besonders propagiert, wenn die türkische Armee
im Krieg ist, wie jetzt in Idlib.

Sobitha Balakrishnan: Die Frage nach türkischen außenpolitischen
Ereignissen wird mir öfter gestellt. Wir haben nicht die Kapazitäten,
darauf zu reagieren, in Form von Stellungnahmen oder Ähnlichem. Es ist
auch nicht der Auftrag der Fachstelle. Allerdings halte ich mich
natürlich in dieser Hinsicht auf dem Laufenden, weil sich das
tatsächlich auch in der Szene hier widerspiegelt. Es ist einer der
starken Faktoren, die die hiesige Szene mitbeeinflussen und da eine
gewisse Dynamik mit reinbringen. Es ist deshalb ganz wichtig, das im
Auge zu behalten. Aber die Fachstelle reagiert nicht auf aktuelle
Ereignisse.

Gegenwind: Werdet Ihr oder wirst Du bestellt von Schulen oder
Bildungseinrichtungen als Referentin aufzutreten? Nehmen die Anfragen
bei solchen aktuellen Situationen zu?

Sobitha Balakrishnan: Ich kann von den Erfahrungen aus dem letzten
Jahr berichten. Da war ich sehr damit beschäftigt, die Fachstelle
überhaupt bekannt zu machen und von ihrer Existenz zu berichten. Ich
habe im letzten Drittel des Jahres die Früchte davon ernten können. Es
kamen Anfragen zu Fortbildungen, Beratungsanfragen, selbst aus
Nordrhein-Westfalen, rein. Anfragen gibt es also. Nach wie vor ist es
aber wichtig, "diyalog" weiter zu etablieren. Fortbildungen laufen im
Moment sehr gut. Ich versuche mehr im Bereich der Schule die
Workshopangebote für Jugendliche bekannt zu machen, um die präventive
Arbeit voranzutreiben.

Gegenwind: Für welche Region bist Du denn zuständig? Dürfen Leute aus
Nordrhein-Westfalen anfragen?

Sobitha Balakrishnan: Das dürfen sie natürlich, aber die Fachstelle
agiert erstmal nur landesweit. Natürlich kann ich mit ihnen ein erstes
Telefongespräch führen und gucken, ob es örtliche Stellen gibt, die
sich damit beschäftigen. Dann muss ich sie aber weiterleiten, ich kann
sie nicht längerfristig betreuen.

Gegenwind: Gibt es denn vergleichbare Einrichtungen in anderen
Bundesländern?

Sobitha Balakrishnan: Ich würde sagen: gar keine. Die Fach- und
Informationsstelle mit ihrem Format ist tatsächlich einmalig im
Bundesgebiet. Es gibt Stellen, sie sich hauptsächlich mit
Rechtsextremismus befassen und in einem zusätzlichen Projekt oder in
einem Teilbereich mit türkischem Ultranationalismus beschäftigt haben.
Aber ausschließlich mit dem Phänomen beschäftigt sich nur "diyalog".

Gegenwind: Wie groß ist das Problem in Schleswig-Holstein? Es gab ja
immer mal Auseinandersetzungen zwischen türkischen und kurdischen
Gruppen. Das muss aber nicht immer einen "Ultranationalismus" als
Hintergrund haben.

Sobitha Balakrishnan: In Schleswig-Holstein gibt es bestimmte
Hotspots. Dort kocht es immer mal wieder hoch. Dazu gehören
Neumünster, in Kiel gibt es den einen oder anderen Ort, der Hamburger
Rand, und Flensburg. Im letzten Jahr, als die Türkei in Nordsyrien
einmarschiert ist, hat man wieder Bewegungen feststellen können. Aber
im Vergleich zu anderen Bundesländern, z. B. Nordrhein-Westfalen, ist
das Problem hier kleiner. Trotzdem: Vor einigen Jahren wurde es auf
Straßen ausgetragen, vor allem in Form von Gewalttaten. Mittlerweise
versuchen viele Ultranationalist*innen, den Ball flach zu halten. Das
heißt aber nicht, dass das Problem weg ist. Es verschiebt sich in
subtilere Formen. So machen zum Beispiel Schüler*innen mit kurdischem
Hintergrund hin und wieder Diskriminierungserfahrungen, sie werden
beleidigt oder beschimpft von Mitschüler*innen mit einem türkischen
Hintergrund. Wenn man sich mit Fachkräften aus Schulen unterhält,
kommt da viel zurück - "in meiner Klasse habe ich schon mal was
festgestellt". Das Problem ist da, aber im bundesweiten Vergleich hier
nicht so stark vertreten.

Gegenwind: Wie ist die Zusammenarbeit mit anderen Stellen? Es gibt
hier ja auch Stellen, die sich mit Rechtsextremismus oder Salafismus
beschäftigen. Haben die das Thema "Ultranationalismus" auf dem Schirm?
Arbeiten sie mit Dir zusammen? Reichen sie Informationen weiter?

Sobitha Balakrishnan: Ja, das passiert. Zum Beispiel in
Facharbeitskreisen. Es gibt Facharbeitskreise in Schleswig-Holstein,
die sich allgemein mit gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit
beschäftigen. Da kommen unterschiedliche Akteurinnen oder Akteure
zusammen, die vor allem das Ziel haben, die freiheitlich-demokratische
Grundordnung zu schützen. Womit man sich dann im Konkreten
beschäftigt, sei es der türkische Ultranationalismus, Islamismus und
so weiter und so fort, das ist dann projektspezifisch. Aber dieser
Austausch und die Vernetzung bestehen auf jeden Fall. Und auf die
Türkische Gemeinde bezogen, haben wir im Bereich der
Radikalisierungsprävention, wo ich jetzt mit drin sitze, auch
"PROvention" zum Beispiel, die Beratungsstelle gegen religiös
begründeten Extremismus, dann haben wir "Kick-off", die sich mit
Radikalisierungsprozessen in Gefängnissen auseinandersetzen, dann
haben wir die bundesweite Fachstelle "Liberi", die sich mit Kindern
beschäftigt, die in salafistisch geprägten Familien aufwachsen.
"Sabil", ein weiteres Projekt, bietet Online-Beratung in diesem
Bereich an. Also alleine im Team hier besteht schon ein reger
Austausch. Und das versuchen wir auch mit anderen Institutionen,
Trägern und Vereinen aufrecht zu erhalten. Es ist auf jeden Fall eine
gute Grundlage da.

Gegenwind: Es gibt ja auch Gruppen, die sich mit deutschem
Nationalismus beschäftigen. Haben sie das Thema auch auf dem Schirm?

Sobitha Balakrishnan: Türkischer Ultranationalismus ist in seiner
extremen Form Rechtsextremismus. Ich weiß nicht, inwieweit es sinnvoll
ist, an dieser Stelle zwischen türkisch und deutsch und anderen
Nationalismen zu unterscheiden. Es sind wesensverwandte Phänomene. Im
Sinne der Kontext-Arbeit ist es sehr wichtig, das im Auge zu behalten.
Das passiert erstens durch die Vernetzung und den Austausch, die ich
schon angesprochen habe. Aber es passiert auch in der Recherchearbeit.
Ultranationalistische Phänomene bewegen sich ja nicht im luftleeren
Raum, sondern haben Anknüpfungspunkte. Und es ist wichtig, diese im
Auge zu behalten.

Gegenwind: Reagiert die nationalistische Szene darauf, dass es so eine
Stelle gibt?

Sobitha Balakrishnan: Bisher habe ich nichts davon mitbekommen.

Gegenwind: Sie könnten ja aggressiv werden und drohen, oder sie
könnten vorsichtiger werden und sich besser tarnen.

Sobitha Balakrishnan: Den ersten Punkt kann ich verneinen.
Erfreulicherweise ist da noch nichts passiert. Der zweite Punkt
stimmt, aber meines Wissens nach ist es nicht nach der Einrichtung der
Fachstelle zu Umbenennungen oder Tarnungen gekommen. Die lokalen
Vereine sind im Bereich der Jugend- und Kulturarbeit zu verorten und
nennen sich dementsprechend. Erst bei einer näheren Betrachtung fällt
der Bezug zum Ultranationalismus auf.

Gegenwind: Wie unterscheidet man zwischen harten Nationalisten und
Jugendlichen, die nur ein bisschen provozieren wollen?

Sobitha Balakrishnan: Bei Jugendlichen ist es wichtig, sie nicht
sofort in die Schublade "Ultranationalisten" zu stecken, sondern ins
Gespräch zu gehen. Also mit Fragen ein kritisches Hinterfragen
anzuregen. Denn es gibt eine aktive, aber unorganisierte Szene in dem
Bereich, die sich vor allem auf Online-Plattformen bewegt. Da fällt
auf, dass der Großteil kein gefestigtes Weltbild hat, sondern sich
dort nur Versatzstücke dieser Ideologie wiederfinden. Es fällt auf,
dass viele einschlägige Symbole als Accessoire tragen, weil sie es
gerade cool finden oder dazu gehören möchten, aber gar nicht wissen,
was ideologisch dahinter steckt. Und auf dieser Ebene sollte man mit
den Jugendlichen arbeiten und gucken, dass man sie nicht gleich
abstempelt, sondern sie im Gespräch dazu ermuntert, sich damit
auseinanderzusetzen.

Gegenwind: Es ist doch wahrscheinlich überwiegend eine Männerszene.
Hast Du Zugang, ein Gefühl dafür, warum sie so ticken? Kannst Du als
Frau Ultranationalismus nachvollziehen?

Sobitha Balakrishnan: Wenn ich mir pädagogisch angucke, welche
Faktoren Jugendliche in solch eine Szene treiben, dann sind es
meistens soziale Bedürfnisse, die dahinter stecken, die von der Szene
abgedeckt werden. Jugendliche bekommen das Gefühl, sie können darin
aufgehen, sie haben dort eine Gemeinschaft gefunden. In der Hinsicht
kann ich das natürlich verstehen und sehe damit gleichzeitig die Lücke
in der Mehrheitsgesellschaft, diesen Jugendlichen Gegen-Angebote
anzubieten, um diese Bedürfnisse anderweitig zu befriedigen. Es gibt
aber auch Fälle, in denen Menschen in diese Szene reingeboren werden,
darin aufwachsen und die Ideologie gar nicht im Vordergrund steht,
sondern einfach nur das Gemeinschaftsgefühl. Freunde, die
Gemeinschaft, Familie, das persönliche Netzwerk stehen dann im
Vordergrund und nicht die Ideologie.

Gegenwind: Sind denn Frauen oder Mädchen in der Szene?

Sobitha Balakrishnan: Ja. Es ist, wie Du gesagt hast, natürlich eine
männer-dominierte Szene. Das ist keine Frage. Aber das heißt nicht,
dass Frauen dort nicht vertreten sind. Und wenn sie dort vertreten
sind, heißt es nicht, dass sie nur Opferrollen einnehmen. In
Führungspositionen sind sie nach wie vor nicht oft anzutreffen, aber
sie übernehmen Aufgaben wie Vorträge zu halten oder Mädchengruppen zu
leiten, auch zu rekrutieren. In diesen Feldern sind sie immer mal
wieder anzutreffen.

Gegenwind: Wie ist das Projekt langfristig angelegt? Jedes Jahr einen
Antrag stellen? Oder gibt es vom Land irgend ein Signal, dass man das
Problem grundsätzlicher angehen möchte?

Sobitha Balakrishnan: Das Projekt wurde jetzt, wie gesagt, erst mal
für 2020 weitergefördert. Wie es danach weitergehen wird, kann ich an
dieser Stelle leider nicht sagen. Wir sind bemüht, in diesem Jahr
Materialien zu erarbeiten, vor allem Handreichungen für pädagogische
Lehrkräfte bzw. Fachkräfte generell zu erarbeiten. Alles Weitere wird
sich im Laufe des Jahres zeigen.

Gegenwind: Wer kann sich an Dich wenden? Und wie?

Sobitha Balakrishnan: Das "Wie" kann ich einfacher beantworten.
Telefonisch oder per E-Mail bin ich zu erreichen. Die Kontaktdaten
stehen auf unserer Webseite. Zur ersten Frage: Eigentlich alle. Es ist
eben eine Fach- und Informationsstelle. Meine Arbeit ist gewissermaßen
auf Hinweise von Menschen angewiesen. Wenn Entwicklungen in der Szene
beobachtet werden, wenn Eltern in der Klasse ihres Kindes
Entwicklungen beobachten, können sie gerne bei "diyalog" nachfragen
oder ihre Beobachtung einfach nur melden. Es können sich aber auch
Fachkräfte an uns wenden, um Weiterbildungen zu buchen, um Workshops
für Jugendliche zu buchen, aber auch um Vorträge anzufragen oder auch
nur Informationsmaterialien zu bestellen.

Gegenwind: Gibt es eine Zusammenarbeit mit staatlichen Stellen? Wer
Dir eine Beobachtung mitteilt - wird die weiter gegeben? Oder bleibt
man anonym?

Sobitha Balakrishnan: Wenn hier jemand anruft und etwas mitteilt,
bleibt es hier. Personenbezogene Daten werden auf gar keinen Fall
weitergegeben. Das Dokumentieren der Anfragen, von denen ich vorhin
erzählt habe, und Meldungen ist für uns wichtig, wenn wir Berichte
schreiben für das Land, unseren Geldgeber.

 * 
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GLEICHHEIT/7064: Julian Assange - Anhörung auf September verschoben

World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Julian Assange: Anhörung auf September verschoben

Von Thomas Scripps

6. Mai 2020



Am vergangenen Montag, 3. Mai, hat der Westminster Magistrates Court die
Auslieferungsanhörung des WikiLeaks-Gründers Julian Assange nun auf
September verschoben.

Ursprünglich hätte die Anhörung am 18. Mai beginnen sollen, doch hatte
Assanges Anwaltsteam eine Verschiebung beantragt [1]. Der Grund ist, dass
die Anwälte und wichtige Zeugen angesichts der Coronavirus-Pandemie zurzeit
in keiner Weise in der Lage sind, persönlich vor Gericht zu erscheinen.

Der WikiLeaks-Gründer kämpft gegen ein Auslieferungsersuchen der
Vereinigten Staaten, welche ihn für die Aufdeckung von Kriegsverbrechen,
Folter und staatlicher Verschwörung lebenslang [2] hinter Gittern bringen
wollen.

Um dem neuen Zeitplan Rechnung zu tragen, wird das Verfahren jetzt vom
Woolwich Crown Court in Woolwich, dicht am
Belmarsh-Hochsicherheitsgefängnis, in dem Assange festgehalten wird, an
einen anderen Strafgerichtshof verlegt. Datum und Ort des Anhörungsbeginns
sollen am Freitag bekannt gegeben werden.

Der September war der Monat, den Assanges Verteidigung in ihrer ersten
Eingabe vorgeschlagen hatte, als sie eine Verschiebung beantragte. Bei der
Anhörung in der vergangenen Woche hatte die Vorsitzende Bezirksrichterin
Vanessa Baraitser die Möglichkeit einer geteilten Anhörung im Juli und im
August oder einer einzigen dreiwöchigen Anhörung irgendwann ab Ende
November angesprochen. Im Juli und August standen jedoch weder die Anklage
noch die Verteidigung zur Verfügung, und Edward Fitzgerald, der Leiter der
Verteidigung von Assange, betonte: "Der Termin im November ist für uns zu
spät."

Dessen ungeachtet hält Baraitser ihre Entscheidung [3] aufrecht, dass
Assange nicht gegen Kaution freigelassen werden dürfe. Das hat auch die
britische Regierung bekräftigt. Damit wird er gezwungen, über vier weitere
Monate in einem britischen Gefängnis zu verbringen, wo die
Coronavirus-Epidemie ihn aufgrund seines schlechten Gesundheitszustands
aufs Höchste gefährdet. Deshalb konnte er bei den letzten drei Anhörungen
weder persönlich noch per Videolink anwesend sein. Offenbar haben die Ärzte
ihm geraten, den Gefängnisraum für die Videoverbindung zum Gericht zu
meiden, weil dort das Risiko einer Coronavirus-Infektion zu groß gewesen
wäre.

Die Gruppe Doctors for Assange, die sich für ihn einsetzt,
veröffentlichte nach der Anhörung vom Montag folgende Erklärung: "Schon vor
der Covid-19-Pandemie und der allgemeinen Abriegelung war Julian Assanges
Gesundheitszustand und sein Überleben im Belmarsh-Gefängnis äußerst
gefährdet.

Heute bedeutet das Coronavirus in Belmarsh für ihn - mit seinen chronischen
Gesundheitsproblemen, der Geschichte von psychologischer Folter und
medizinischer Vernachlässigung, seinen Atembeschwerden und einem
zwangsläufig geschwächten Immunsystem - eine geballte tödliche Gefahr.

Julian Assange muss sofort gegen Kaution freigelassen werden. Dies geht
schon aus den zahlreichen Verstößen gegen ein ordnungsgemäßes
Gerichtsverfahren hervor, die diesen Fall von Anfang an begleitet haben."

Der britische Staat behindert auch weiterhin sowohl Assanges Möglichkeiten,
seine Verteidigung durchzuführen, als auch die Fähigkeit der Journalisten,
ausführlich über den Fall zu berichten.

Die gestrige Anhörung begann zwei Stunden später als geplant, aber das
Rechtsteam von Assange war darüber erst am selben Morgen informiert worden.

Das Belmarsh-Gefängnis nutzt die Pandemie als Rechtfertigung dafür,
Assanges ohnehin schon extrem eingeschränkten Kontakt zu seinen Anwälten
noch weiter einzuschränken. Bis im September werden es achtzehn Monate
sein, die er in einem Hochsicherheitsgefängnis verbringt, ohne Anklage, mit
streng begrenzten Besuchszeiten und äußerst knapp gehaltener Kommunikation
mit der Außenwelt, und ohne Zugang zu einem vertrauenswürdigen Arzt.

Lauri Love, der selbst 2018 einen Auslieferungsversuch der USA erfolgreich
vereitelt hatte, erklärte zu dieser Entscheidung: "18 Monate sind länger,
als ich auf meine Auslieferungsanhörung warten musste. Es ist schon unter
den besten Bedingungen ein entsetzlicher juristischer Prozess, den man da
durchlaufen muss. Er fordert einen großen Tribut an physischer und
psychischer Gesundheit.

Ich konnte mich immerhin sinnvoll an meiner eigenen Verteidigung
beteiligen, was Julian wegen seiner unnötigen Inhaftierung in Belmarsh
nicht kann. Erschwerend kommt hinzu, dass sein Zugang zu Anwälten und
seiner Familie infolge des Coronavirus eingeschränkt ist.

Das kann keine Gerechtigkeit sein, wenn der Prozess selbst zur Strafe
wird."

Während der gesamten Dauer der Abriegelung hat es der Westminster
Magistrates Court versäumt, den Medien auch nur den grundlegendsten Zugang
zu dem Verfahren zu gewähren.

In der vergangenen Woche erhielten Reporter Zugang zu einer
Telefonkonferenz, bei der man jedoch faktisch nichts hörte. Gestern wurden
die Journalisten während der Verhandlung eine Stunde lang mit Musik aus
einer Warteschleife berieselt. Der Gerichtsschreiber hatte es angeblich
versäumt, die Stummschaltung der Leitung zum Gericht aufzuheben.

Das Gericht verschickte nach der Anhörung eine Erklärung mit einer kurzen
Zusammenfassung des Geschehens und der Ergebnisse, allerdings nur an wenige
ausgewählte Journalisten.

Die Organisation Reporter ohne Grenzen twitterte daraufhin: "Das Versäumnis
des Gerichts, eine Fernteilnahme zu ermöglichen, macht deutlich, warum
genau die Auslieferungsanhörung von Julian Assange verschoben werden muss,
bis die Sperrmaßnahmen aufgehoben werden. Dieser Fall ist von großem
öffentlichen Interesse und muss der Presse und anderen Beobachtern zur
Prüfung vorgelegt werden."

Die Versäumnisse sind Teil eines Schauprozesses [4]. Das hatte sich schon
im Februar, in den ersten vier Tagen von Assanges Anhörung, erwiesen [5].
Assange wurde in einem Käfig eingesperrt, wo er darum kämpfen musste, dem
Verfahren folgen zu können, und man verwehrte ihm jede direkte
Kommunikation mit seinen Verteidigern. Derweil wurden die meisten
Journalisten aus dem Gerichtssaal verbannt. Sie mussten das Verfahren vor
dem Gerichtsgebäude auf winzigen Bildschirmen in miserabler Tonqualität
verfolgen.

Es besteht durchaus die Möglichkeit, dass der Ortswechsel, der zum
Septembertermin notwendig wird, zum Anlass genommen wird, die Anhörung im
Saal eines Strafgerichtshofs abzuhalten, der noch unzugänglicher ist als in
Belmarsh.

Alle diejenigen, die bereit sind, den WikiLeaks-Herausgeber zu verteidigen,
müssen jetzt diese Verzögerung nutzen, um die internationale Massenbewegung
aufzubauen und zu organisieren, die notwendig ist, damit Julian Assange
seine Freiheit zurückerhält.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2020/04/28/assa-a28.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2020/01/25/assa-j25.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2020/03/27/assa-m27.html

[4] https://www.wsws.org/de/articles/2020/02/26/pers-f26.html

[5] https://www.wsws.org/de/articles/2020/02/27/assa-f27.html
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IMI/1033: Mali - Mandatsausweitung bestätigt

IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2020/016 vom 6. Mai 2020

Mali: Mandatsausweitung bestätigt

von Christoph Marischka



Am Abend des 5. Mai 2020 wurden die Fraktionsvorsitzenden des Bundestags
von Außenminister Heiko Maas und Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer
darüber informiert, dass die Bundesregierung beabsichtigt, am heutigen 6.
Mai eine Verlängerung der Mandate für die Einsätze der Bundeswehr in Mali
und den benachbarten Staaten zu beschließen und anschließend dem Parlament
vorzulegen.

Dabei soll v.a. die EU-Ausbildungsmission EUTM Mali zunächst auf den
Gesamtstaat Mali und auch auf die angrenzenden Länder ausgeweitet und um
100 Kräfte erweitert werden. Außerdem soll die Ausbildung nigrischer
Spezialkräfte im Rahmen der Operation "Gazelle" in das Mandat integriert
werden. Die Ausbildung im Rahmen von EUTM soll zukünftig "einsatznäher"
erfolgen. Was die Beteiligung an MINUSMA angeht, soll es bei der bisherigen
Obergrenze von 1.100 Kräften bleiben, allerdings soll die Aufklärung mit
Drohnen ausgeweitet werden. Etwas unklar ist auch vom verstärkten Einsatz
von Hubschraubern die Rede.

Wann das Parlament entscheiden wird, geht aus dem Schreiben nicht hervor,
absehbar wird jedoch kaum Zeit für eine umfangreiche Debatte bleiben, da
die aktuellen Mandate Ende Mai bereits auslaufen (siehe IMI-Aktuell
2020/304 [1]).

Auch in den Medien spielt die bevorstehende Mandats-Ausweitung vor dem
Hintergrund einer sich rapide verschlechternden Sicherheitslage bislang
kaum eine Rolle. Von der stellvertretenden SPD-Fraktionsvorsitzende für
Außen-, Verteidigungs-, Entwicklungs- und Menschenrechtspolitik, Gabriela
Heinrich, erschien in der Frankfurter Rundschau vom 4.5.2020 zwar ein
Gastbeitrag [2] zu Mali, der jedoch über Allgemeinplätze hinaus nichts zu
bieten hat. Zeit-online [3] berichtete am folgenden Tag v.a. darüber, wie
die Bundeswehr vor Ort gerade mit der Corona-Situation umgeht. Das ist ganz
interessant, v.a. aber von einer geradewegs orwellschen Verdrehung der
Tatsachen geprägt ist, wonach die Ausbildung von Soldaten Menschenleben
rette und diese - so sollen wir wohl schlussfolgern - durch die Aussetzung
der Ausbildung gefährdet wären:

"Normalerweise bildet die Bundeswehr hier zusammen mit anderen EU-Staaten
Soldaten der malischen Armee aus. Sie trainiert sie im Bewachen von
Militärbasen, lehrt die Grundlagen der Topografie und des humanitären
Völkerrechts. Weit mehr als 10.000 Malier haben die Kurse absolviert.
Bestenfalls rettet das, was sie gelernt haben, Leben, wenn sie sich auf den
Weg in die heftig umkämpften Territorien im Norden und im Zentrum des
Landes begeben. Doch dieser Tage sind die Schießplätze und Übungsräume
leer. Seit Anfang April ist das Training in Koulikoro wegen Corona auf
unbestimmte Zeit ausgesetzt."


Anmerkungen:

[1] http://www.imi-online.de/2020/04/29/mali-hauruck-ausweitung/

[2] https://www.fr.de/meinung/auslandseinsaetze-mehr-bundeswehr-mali-reicht-nicht-13747887.html

[3] https://www.zeit.de/politik/ausland/2020-05/bundeswehr-mali-coronavirus-krieg-terrorismus-minusma/komplettansicht
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2488: Frankreich - Alle bereiten sich auf die Zeit nach der Pandemie vor

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 4 · April 2020

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Frankreich

Alle bereiten sich auf die Zeit nach der Pandemie vor

Eine Systemalternative liegt nicht mehr im Bereich der Fantasie

Gespräch mit Michel Rousseau



Michel Rousseau ist ein 68er der ersten Stunde und hat an
allen großen sozialen Mobilisierungen seither teilgenommen - natürlich
auch an der jüngsten Massenbewegung gegen die Renten"reform". Sein
besonderes Engagement galt stets den Erwerbslosen, Prekären und
Wohnungslosen. Von ihm wollten wir wissen, was die Pandemie in
Frankreich anrichtet - da sie auf eine monatelange Massenmobilisierung
trifft, von der Michel sagt, er habe so etwas noch nie erlebt. Was er
sagt, macht Mut.


SoZ: Mitte März wurde bei euch die Ausgangssperre
verhängt. Wie läuft das ab? Wie wird das kontrolliert? Wie ist die
Stimmung im Land?

Michel Rousseau: Die frühere Gesundheitsministerin, Agnès
Buzin, die das Amt aufgegeben hatte, um für die Kommunalwahlen in
Paris zu kandidieren, hat gerade erklärt, sie habe Macron schon im
Januar erklärt, dass die Regierung sich auf einen regelrechten
Krankheitstsunami einstellen muss. Die Regierung hat aber keine
geeigneten Maßnahmen ergriffen und musste eingestehen, dass die
öffentlichen Krankenhäuser auf diese Pandemie nicht vorbereitet sind -
eine Folge der jahrelangen Kürzungsorgien im Gesundheitswesen: bei den
Betten beim Personal, bei der Herstellung von Atemschutzmasken, von
Beatmungsgeräten, der Just-in-time-Produktion. Für das Pflegepersonal
ist das der Super-GAU, die müssen Tag und Nacht bereitstehen und
wissen dennoch, dass sie am meisten gefährdet sind.

Die Leichtfertigkeit der Regierung im Umgang mit der Epidemie hat sich
auch daran gezeigt, dass am 15.März der erste Wahlgang zu den
Kommunalwahlen stattfand wie eh und je, was den Eindruck vermitteln
musste, dass die Lage nicht wirklich ernst sei; und weil schönes
Wetter war, sind die Leute in Scharen in die Parks und öffentlichen
Gärten geströmt. Schon am nächsten Tag musste der zweite Wahlgang
verschoben werden - wenn er bis Ende Juni nicht stattfinden kann,
verfallen wahrscheinlich auch die Ergebnisse des ersten Wahlgangs, das
wird vom Verfassungsgericht noch geprüft.

Und es wurde eine scharfe Ausgangssperre verhängt - wahrscheinlich
kommt die zu spät, wir erleben jetzt einen ähnlichen Verlauf wie
Italien. Jetzt heißt es, die Sperre werde mehrere Wochen, wenn nicht
Monate dauern, es werden auch Besuchsverbote verhängt, z.B. in den
Gefängnissen. Die Strände sind geschlossen, man darf nicht mehr in den
Wald, auch nicht mehr am Wochenende ins Ferienhäuschen fahren.

Um die Einhaltung der Ausgangssperre zu kontrollieren, hat die
Regierung 100000 Polizisten und Soldaten mobilisiert, die
hauptsächlich dazu da sind, Geldbußen zu verhängen: Es sind 135 Euro
für jeden, der oder die nicht eine "Bescheinigung eines
außerordentlichen Ausgangs" mit sich führt - für den Gang zur Arbeit,
zum Arzt, zum Einkauf, zu den Verwandten. Die Liste der Verbote wird
alltäglich länger. Das Ziel ist eine allgemeine Ausgangssperre.


SoZ: Wie reagieren die Gewerkschaften darauf?

Michel Rousseau: Erst haben sie die Leichtfertigkeit der
Regierung im Umgang mit der Pandemie kritisiert. Seitdem versuchen
sie, in jedem Bereich ein Maximum an Schutzvorrichtungen
durchzusetzen, vor allem in den Gesundheitsbetrieben, aber auch in den
Lebensmittelläden, in der Logistik, bei den öffentlichen
Verkehrsmitteln. Viele fordern das "Recht auf Rückzug", also das
Recht, bezahlt zu Hause zu bleiben, überall dort, wo die Sicherheit
nicht ausreichend gewährleistet ist. Sie kämpfen auch dafür, dass zu
100 Prozent bezahlte Kurzarbeit in all den Betrieben eingeführt wird,
die für die Aufrechterhaltung der Grundversorgung nicht wesentlich
sind. Lehrpersonal hingegen, das zur Aufsicht der Kinder vor allem des
Personals im Gesundheitswesen benötigt wird, ist zur Arbeit
verpflichtet.

Überall fordern die Gewerkschaften die Aktivierung der Hygiene- und
Arbeitsschutzkommissionen und Verhandlungen auf allen Ebenen (über
Lohn, Tele-Arbeit usw.). Die Organisationen der Wohnungslosen kämpfen
um schnellstmögliche Unterkünfte. Auch die Sozialrestaurants müssen
sich an die neuen Regeln anpassen. Die Organisation konkreter
Solidarität ist im Moment das Dringendste.


SoZ: Macron benutzt eine sehr militaristische Sprache, um
seine Entschlossenheit unter Beweis zu stellen, das Virus zu
bekämpfen. Bei uns schlägt der Finanzminister ähnliche Töne an, anders
als die Kanzlerin. Wem will Macron den Krieg erklären?

Michel Rousseau: Macrons Sprache ist absurd. Und ein Skandal,
wenn man daran denkt, dass die realen Kriege im Nahen Osten jeden Tag
Tausende Tote kosten und Hunderttausende in die Flucht treiben. Macron
verwendet diese Sprache, um einen überholten Nationalismus zu
bedienen. Er will De Gaulle und Churchill spielen, greift aber voll
daneben. Der Kampf für das Bleiberecht der Menschen ohne Papiere geht
weiter.


SoZ: Welche Auswirkungen hat die derzeitige Lage auf die
Bewegung gegen die Rentenreform?

Michel Rousseau: Die Maßnahmen, die die Regierung diesbezüglich
beschlossen hatte, werden aufgeschoben. Die neue Reform der
Arbeitslosenversicherung wurde auf den 1. September verschoben; die
Rentenreform ist "ausgesetzt".

Die Massenbewegung, die seit über einem Jahr anhält, ist immer noch
lebendig. Nur eine Anekdote: Gegen die Privatisierung des Flughafens
von Paris hatten wir ein Volksbegehren organisiert - das wir verloren
haben. Jetzt interessieren sich die Investoren nicht mehr dafür.

Die Bewegung gegen die Rentenreform war sehr breit: Die Gelbwesten
haben sich an den Gewerkschaftsdemonstrationen beteiligt, alle
gesellschaftlichen Bereiche waren in Aufruhr: viele Beschäftigte in
den Krankenhäusern, die Lehrerinnen, Rechtsanwälte, Menschen aus dem
Kulturbetrieb, alle. Macron hat sein Gesetz per Dekret durchgesetzt
(nach Art.49,3 der Verfassung kann er das) unter dem Vorwand, die PCF
und La France Insoumise von Mélenchon hätten die Debatte im Parlament
mit 41000 Änderungsanträgen blockiert.

Vor der Parlamentsdebatte hatte Macron eine unbeschreibliche
Repressionsorgie losgetreten, mit Tausenden von Verwundeten, Dutzende
haben Augenlicht oder Hände verloren, Tausende wurden verhaftet... So
etwas haben wir nicht einmal 1968 erlebt! Macron schließt immer noch
nicht aus, dass er auf der Basis von Ermächtigungen regieren kann,
dann braucht er das Parlament nicht mehr.

Die Rentenreform ist also nur aufgeschoben; sie muss ja auch noch
durch den Senat, bevor sie der Nationalversammlung noch einmal
vorgelegt wird. Der Kampf wird wieder aufgenommen werden, wenn die
Pandemie abgeklungen ist, nötigenfalls auch schon vorher - je nachdem,
wie brutal der Staat jetzt vorgeht.


SoZ: Erprobt ihr Formen des zivilen Ungehorsams?

Michel Rousseau: Derzeit gibt es noch keine breite Antwort,
dafür spontane, kollektive Initiativen zur Unterstützung des
Krankenhauspersonals - durch gemeinschaftliches Singen abends auf dem
Balkon oder Gemeinschaftsapplaus für die Beschäftigten in den
Krankenhäusern... Von den Balkonen wird auch die Politik der Regierung
kritisiert.

Macron sagt, es wird nichts mehr sein wie vorher, aber niemand glaubt
das, alle bereiten sich auf die Zeit nach der Pandemie vor - d.h. auf
einen Angriff auf den neoliberalen Kapitalismus. Denn das ist jetzt
neu: Was früher nur linke Propaganda war, erhält jetzt in den Augen
vieler Menschen Glaubwürdigkeit; schon die Klimabewegung hatte eine
Debatte losgetreten über die Notwendigkeit, das derzeitige System zu
überwinden.

Es ist sogar wieder die Rede von der Verstaatlichung der
Schlüsselindustrien, etwa der Pharmaindustrie. Den Leuten wird jetzt
bewusst, welche Schäden der Neoliberalismus weltweit anrichtet.
Parteien, Gewerkschaften, Vereine und Initiativen tun sich schwer,
ihre Aktivität aufrechtzuerhalten, Versammlungen sind verboten. Jetzt
kommunizieren wir mit Hilfe von Telekonferenzen - und bereiten die
kommenden radikalen Initiativen vor, die nach der Pandemie nötig sein
werden.

Noch nie ist die Notwendigkeit einer Systemalternative so deutlich
zutage getreten. Die Pandemie hat all die Probleme, mit denen wir
konfrontiert waren, nochmal exponentiell gesteigert. Wir haben schon
vorher zu Fragen der Selbstverwaltung, der Stärkung örtlicher
Strukturen, der Demokratie usw. gearbeitet. Aber jetzt werden diese
Fragen konkret anstehen. Wenn wir früher über die Notwendigkeit
gesprochen haben, den Kapitalismus abzuschaffen, hat man uns
freundlich zugehört - und belächelt. Jetzt werden wir ernst genommen.

Wir müssen aufpassen, dass wir den Rechten nicht das Terrain
überlassen...
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INTERNATIONAL/234: Brasilien - Journalist*innen bei pro-Bolsonaro-Demo angegriffen (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien 

Journalist*innen bei pro-Bolsonaro-Demo angegriffen



(São Paulo, 3. Mai 2020, Brasil de Fato) - Der
diesjährige Internationale Tag der Pressefreiheit wurde in Brasilia
mit Tritten und Schlägen gegen Journalist*innen begangen.

"Einer Sache bin ich mir sicher: Das Volk ist ungehalten, und nach dem
Gesetz hat es die Armee auf seiner Seite", sagte Bolsonaro am
Sonntagnachmittag bei einer von seinen Gefolgsleuten organisierten
Veranstaltung. Zum wiederholten Male sprang Jair Bolsonaros
autoritärer und aggressiver Ton auf seine Anhänger*innen über. Im Zuge
des antidemokratischen Protests, bei dem zahlreiche Unterstützer*innen
des Präsidenten vor dem Präsidentenpalast die Schließung des
Kongresses und des Obersten Gerichts forderten, wurden
Journalist*innen und ihre Teams mit Tritten und Schlägen angegriffen.
Die Demonstration, bei der Bolsonaro und seine neunjährige Tochter
Laura anwesend waren, fand am Internationalen Tag der Pressefreiheit
statt und endete in Schlägereien, als Pressevertreter*innen von
Demonstrierenden attackiert wurden. Der Fotograf Dida Sampaio der
Zeitung Estadão und der Fahrer des Teams, Marcos Pereira,
wurden als erste gewalttätig angegangen. Der Reporter der Folha de
São Paulo hatte versucht, die beiden zu verteidigen und musste
selber einstecken. Auch Nivaldo Carboni, Journalist der Poder 360,
wurde körperlich angegriffen. Alle Opfer wurden unter
Polizeibegleitung vom Ort geführt und befinden sich in gutem Zustand.


Deutliche Kritik an brutalen Übergriffen

Demokratische Führungspersonen reagierten schnell und verurteilten die
Angriffe sowie die militaristische und absolutistische Ansprache des
Präsidenten. "Die Aggression, die am Internationalen Tag der
Pressefreiheit von den militanten Bolsonaro-Unterstützer*innen gegen
das Team von Estadão ausging, ist absolut unzulässig. Gewalt
und Intoleranz gewinnen an Stärke. Das ist die Brut eines Präsidenten,
der die Demokratie angreift und sich von Hass und Autoritarismus
nährt", erklärte André Figueiredo, Vorsitzender der Opposition der
Abgeordnetenkammer. "Es gibt gesetzliche Grenzen, die durch die
Verfassung vorgeschrieben sind und für alle gelten - auch und
insbesondere für den Präsidenten. Die einzige, die hier ungehalten
ist, ist die Gesellschaft unter einem Regierenden, der seinen
Verpflichtungen nicht nachkommt, Chaos und Unordnung stiftet - und das
inmitten einer gesundheitlichen und wirtschaftlichen Krise", so der
Präsident der brasilianischen Anwaltskammer Felipe Santa Cruz. Auch
die Präsidentin des Obersten Gerichtshofs Carmen Lúcia verurteilte die
Geschehnisse aufs Schärfste. In einer Pressemitteilung betonte sie:
"Es ist inakzeptabel und unerklärlich, dass wir am Tag der
Pressefreiheit noch immer Bürger*innen haben, die nicht verstehen,
dass wir nur durch den Beitrag der Presse frei sein können. Sie
garantiert die Meinungsfreiheit, ohne die es keine Würde gibt. Und
ohne Würde keine Freiheit. Und es gibt keine Freiheit ohne aktuelle
Informationen über das, was vor sich geht. Dieser Rolle geht die
Presse hervorragend nach, weil es ihre Pflicht ist und weil sie so die
Freiheit eines jeden von uns garantiert."


Der Präsident der Abgeordnetenkammer spricht von dringendem
Handlungsbedarf

Ein weiterer Kritiker der Handlungen Bolsonaros und seiner
Anhänger*innen ist Rodrigo Maia, Präsident der Abgeordnetenkammer:
"Gestern waren es die Krankenpfleger*innen, heute die Leute von der
Presse, und morgen trifft es jede*n, der oder die nicht die
Weltanschauung dieser Leute vertritt. Es liegt jetzt an den
demokratischen Institutionen, die Gebote der Rechtsordnung auf diese
Gruppe anzuwenden, die Politik mit Terrorspielen verwechselt. Die
Justiz muss schnell handeln und diese Kriminellen bestrafen. Meine
Solidarität gilt den Journalist*innen, die von ihnen angegriffen
wurden. In Brasilien müssen wir leider zwei Viren gleichzeitig
bekämpfen: das Coronavirus und das Virus des Extremismus, dessen
schlimmste Auswirkungen Ignoranz gegenüber der Wissenschaft und die
Leugnung der Realität sind. Der Weg dorthin wird schwer, aber die
Demokratie und die Brasilianer*innen, die in Frieden leben wollen,
werden gewinnen."

Der Präsident hat sich zu den Gewalttaten seiner Anhänger*innen noch
nicht geäußert.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/kultur-medien/journalistinnen-bei-pro-bolsonaro-demo-angegriffen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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MELDUNG/1086: Neuer LGBTIQ*-Podcast von PULS (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 5. Mai 2020

Neuer LGBTIQ*-Podcast von PULS

"Willkommen im Club"



Über welche Klischees regen sich Lesben, Schwule, Bisexuelle,
Transgender und andere queere Menschen so richtig auf? Was ist bei
ihnen gerade Thema und wo gibt's Probleme? PULS, das junge Content-
Netzwerk des Bayerischen Rundfunks, widmet sich mit dem neuen Podcast
"Willkommen im Club" genau diesen und vielen weiteren drängenden
Themen aus der Lebenswelt von Menschen der LGBTIQ*-Community.

Die beiden Hosts Kathi Roeb und Julian Wenzel sind selbst lesbisch
bzw. schwul und kennen sich trotzdem nicht in der Szene aus. Zusammen
mit ihren Hörer*innen möchten sie die queere Welt mit all ihren
Facetten und Gesichtern kennenlernen. "Willkommen im Club" gibt es ab
sofort jeden Mittwoch neu bei BR Podcast, in der ARD Audiothek und auf
allen anderen gängigen Podcast-Plattformen.

"Willkommen im Club" bespricht die Themen und Probleme queerer
Menschen in ihrer Vielfalt und Diversität offen und auf Augenhöhe. Die
ersten Folgen beleuchten Themen wie "Warum sind Outings auch 2020
immer noch ein großer Schritt?", "Wie können wir mit unserer Sprache
niemanden diskriminieren?" und "Warum werden Bisexuelle oft nicht
ernst genommen?". Die beiden Hosts teilen dabei eigene Geschichten und
Erfahrungen, laden queere Gäste ein und sammeln auf dieser gemeinsamen
Reise neue Eindrücke, die die Hörer*innen mit neuen Denkanstößen
versehen und die brennende Frage beantworten sollen: Gibt es überhaupt
"die eine" LGBTIQ*-Community?

"Vielfalt und LGBTIQ*-Inhalte gehören zu den Kernthemen von PULS.
 Mit 'Willkommen im Club' möchten wir queere Themen für die queere
 und nicht so queere Zielgruppe thematisieren und somit die
 Diversität und Lebensrealitäten unserer jungen Podcast-Hörer*innen
 da draußen abbilden. Ich freue mich, mit Kathi und Julian ein
 talentiertes Journalist*innen-Duo am Mikro zu hören, das mit
 Intelligenz, Feingefühl und Neugier spannende Eindrücke für uns
 alle sammelt."

 Nadine Ulrich, Redaktionsleiterin PULS



Über die Hosts


Julian Wenzel ist ausgebildeter Journalist, Moderator und
schwul.

"Wir sind Mitglied in dieser LGBTIQ*-Community ohne wirklich
 gefragt worden zu sein. Wenn ich schon irgendwo Mitglied bin, dann
 will ich auch wissen, worum es in diesem Club geht."

 Julian Wenzel



Kathi Roeb ist eine queere Moderatorin: 

"In der LGBTIQ*-Community brodeln viele kleine Süppchen und sind
 für die Außenwelt meistens nicht wirklich sichtbar. Wir wollen sie
 alle kennenlernen und miteinander verknüpfen."

 Kathi Roeb


Ab dem 6. Mai ist die erste Folge "Willkommen im Club" abrufbar,
danach gibt es jeden Mittwoch eine neue Folge bei BR Podcast und auf
allen gängigen Podcast-Plattformen.

https://www.br.de/mediathek/podcast/willkommen-im-club-der-lgbtiq-podcast-von-puls/832?subscribe

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 5. Mai 2020

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München
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THEMENREIHE/468: ARD-alpha - Jüdisches Leben seit 1945, 8.5.2020 (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 3. Mai 2020

alpha-retro

Jüdisches Leben seit 1945

Freitag, 8. Mai 2020, ab 20.15 Uhr, ARD-alpha



Eine Zukunft für Juden in Deutschland oder Österreich schien nach dem
Holocaust nicht vorstellbar. Zehntausende wanderten nach Palästina
aus. Und wer nicht sofort ging, lebte "auf gepackten Koffern". Dennoch
entstanden nach Kriegsende vielerorts wieder jüdische Gemeinden. Wie
sah dieser schwierige Neubeginn aus? Und wie hat sich das
Zusammenleben entwickelt? "alpha-retro: Jüdisches Leben seit 1945"
zeigt Beispiele aus München, Frankfurt am Main und Wien in den
Sechziger-, Siebziger- und Achtzigerjahren - am Freitag, 8. Mai 2020,
ab 20.15 Uhr in ARD-alpha.

In München lebten vor 1933 etwa 12.000 Juden. Unmittelbar nach dem
Ende des Zweiten Weltkriegs waren es weniger als 100. Wie haben
Überlebende des Holocaust, die in ihre Heimatstadt zurückkehrten, den
Weg in die Katastrophe erlebt? Wie sind sie ihr entkommen? Die
BR-Dokumentation "Münchner Juden" aus dem Jahr 1972 um 20.15 Uhr
beginnt mit den Ereignissen des Jahres 1923 und dem gescheiterten
Hitlerputsch. Der Filmemacher Georg Friedel lässt jüdische
Münchnerinnen und Münchner zu Wort kommen. Die meisten sind wie er
kurz nach dem Ersten Weltkrieg geboren, zwei sind mit ihm zur Schule
gegangen. In berührenden Gesprächen erzählen sie von ihrer Kindheit
und Jugend, von Verfolgung und Rückkehr.

Die Anfänge jüdischen Lebens in Frankfurt am Main reichen bis ins
zwölfte Jahrhundert zurück. Die HR-Dokumentation "Die Juden und
Frankfurt" von 1964 um 21.15 Uhr erzählt vom wechselvollen Schicksal
der Frankfurter Gemeinde in mehr als 800 Jahren: von ihrem Alltag,
ihren Synagogen, ihren herausragenden Persönlichkeiten, ihren Erfolgen
und ihrer Diskriminierung. Außerdem werden junge Frankfurter Juden der
Sechzigerjahre nach ihrer Gegenwart und Zukunft befragt: unter anderen
Salomon Korn, der spätere Vizepräsident des Zentralrats der Juden in
Deutschland, und der Konzertveranstalter Marek Lieberberg.

Die Dokumentation "Vom Leben der Juden in Wien" von 1986 aus dem
Archiv des Südwestrundfunks um 21.45 Uhr schildert die
Lebensbedingungen der Wiener Juden zwischen Assimilierung und
Ausgrenzung. In den Achtzigerjahren fühlen sich die 6.000 überwiegend
älteren Wiener Juden nicht nur vom arabischen Terrorismus bedroht,
sondern auch von einem wachsenden Antisemitismus. Nicht ohne Grund:
Auf den Stadttempel, die Hauptsynagoge im 1. Wiener Gemeindebezirk,
wurden 1979 und 1981 Terroranschläge verübt.


alpha-retro: Jüdisches Leben seit 1945 - Die Sendungen im
Einzelnen: 


Freitag, 8. Mai 2020

20.15 Uhr: alpha-retro: Münchner Juden (1972)

Kindheit, Verfolgung, Rückkehr

Dokumentation, 1972

21.15 Uhr: alpha-retro: Die Juden und Frankfurt (1964)

Dokumentation, HR 1964

21.45 Uhr: alpha-retro: Vom Leben der Juden in Wien (1986)

Heimat der Heimatlosen (Wien - 1. Gemeindebezirk)

Dokumentation, SWR 1986

 * 

Quelle:
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MELDUNG/2067: Deutschlandfunk Kultur - Drei literarische Väterporträts, 8.5.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

"Die Sagen seines Lebens, über deren Wahrheit ich nichts
weiß"

Drei literarische Väterporträts

Von Sabine Voss

Zeitfragen. Literatur

Freitag, 8. Mai 2020, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



"In Deutschland ist der Holocaust Familiengeschichte". Dieses Diktum
Raul Hilbergs, das auf die deutsche Nachkriegsgesellschaft der Täter
gemünzt war, trifft auch auf die Verfolgten und Opfer zu. Drei
Autorinnen legen mit ihren Väter-Biographien beredtes Zeugnis davon
ab. Natascha Wodin erzählt die von Deportation und Zwangsarbeit
gezeichnete Lebensgeschichte ihres russischen Vaters, Barbara
Honigmann beschreibt den Lebensweg ihres jüdischen Vaters aus dem Exil
in die DDR und seine Wandlung zum Kommunisten, während Wencke
Mühleisen den Spuren ihres Vaters nach Slowenien ins Milieu der
"volksdeutschen" Nationalsozialisten folgt. Aus drei Perspektiven fügt
sich eine monströse deutsche Gewaltgeschichte zusammen, die im
Schweigen ihren Nachklang hatte: Die Väter haben wenig oder gar nichts
erzählt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. April 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/3185: Deutschlandfunk Kultur - Dmitrij Schostakowitsch am Klavier, 8.5.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Der Komponist als Interpret

Dmitrij Schostakowitsch am Klavier

Von Elisabeth Hahn

Musikfeuilleton

Freitag, 8. Mai 2020, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Dmitrij Schostakowitsch ist heute vor allem als Komponist von 15
Sinfonien bekannt. Auch sein umfangreiches Kammermusik- und
Klavierwerk wird geschätzt und viel gespielt. Doch Schostakowitsch war
auch ausgebildeter Pianist und hat vor allem seine eigenen Werke
regelmäßig aufgeführt und eingespielt. Der Dirigent Nikolai Malko
bezeichnete Schostakowitschs Klavierspiel als "eher überraschend als
bewundernswert". In seinem Klavierspiel reflektierte der Komponist
auch sich selbst. Außerdem lassen die wenigen Aufnahmen am Klavier
Rückschlüsse auf die Lebenssituation und das soziale Umfeld des
Komponisten zu.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. April 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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ARBEITSMEDIZIN/510: COVID-19 - Risikogruppen dürfen keiner erhöhten Gefahr am Arbeitsplatz ausgesetzt werden (DGAUM)

Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V. - 4. Mai 2020

COVID-19: Risikogruppen dürfen keiner erhöhten Gefahr am Arbeitsplatz ausgesetzt werden



München, 4. Mai 2020 - Berufstätige Personen, die einer Risikogruppe
angehören, müssen am Arbeitsplatz besonders vor einer Infektion mit
dem SARS-CoV-2-Virus geschützt werden und dürfen keiner erhöhten
Ansteckungsgefahr ausgesetzt sein. Sollten besondere Schutzmaßnahmen
seitens des Arbeitgebers nicht realisierbar sein, empfehlen
Expert*innen für Arbeitsmedizin des Kompetenznetzes Public Health
COVID-19 eine bezahlte Freistellung der betroffenen
Arbeitnehmer*innen.

In einem Fact Sheet des Kompetenznetzes hat eine Gruppe von
Wissenschaftler*innen Empfehlungen zum Umgang mit Beschäftigten, die
zu einer Risikogruppe gehören, herausgegeben. Der Vorstand der
Deutschen Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V.
(DGAUM) unterstützt die Aussagen dieses Positionspapiers einstimmig
und vorbehaltlos. Die Wissenschaftler*innen fassen in ihrem
Positionspapier folgende Kernbotschaften zusammen:

• Berufstätige Personen, die ein erhöhtes Risiko tragen für einen
schweren Covid-19-Krankheitsverlauf bzw. Tod, d.h. insbesondere ältere
Personen mit bestimmten chronischen Erkrankungen, sollten beruflich
nicht in Tätigkeiten mit einem erhöhten Ansteckungsrisiko eingesetzt
werden.

• Ist dies weder am regulären Arbeitsplatz, ggf. durch
technische, organisatorische oder personenbezogene Schutzmaßnahmen,
durch innerbetriebliche Umsetzung, noch durch Telearbeit/Homeoffice
realisierbar, empfehlen wir eine bezahlte Freistellung. Diese könnte,
in Analogie zur Entgeltfortzahlung bei Mutterschaft und
Beschäftigungsverbot (U2), von Krankenkassen und Unfallkassen
finanziert werden.

• Ob beruflich - über das Risiko in der Allgemeinbevölkerung
hinausgehend - ein erhöhtes Ansteckungsrisiko besteht, ergibt die
Gefährdungsbeurteilung. Die Beurteilung des individuell erhöhten
Krankheitsrisikos sollte ärztlicherseits gemeinsam mit der betroffenen
Person erfolgen. Wo betriebsärztliche Betreuung gewährleistet ist,
ließe sich das, entsprechend der ArbMedVV (Teil 2), über eine
Angebotsvorsorge bewerkstelligen. Anderenfalls obläge die Aufgabe, das
Krankheitsrisiko zu beurteilen, den behandelten Ärzt*innen.

Die Empfehlungen des Positionspapiers gelten nur für Tätigkeiten, die
nicht für die Patientenversorgung relevant sind.


Das vollständige Fact Sheet mit Empfehlungen über die
Vorgehensweise zur Risikoeinschätzung finden Sie hier: 

https://www.public-health-covid19.de/images/2020/Ergebnisse/Beschaftigte_mit_erhohtem_Krankheitsrisiko.pdf


Über das Kompetenznetz Public Health zu COVID-19:

Das Kompetenznetz Public Health zu COVID-19 ist ein Ad
hoc-Zusammenschluss von über 25 wissenschaftlichen Fachgesellschaften
und Verbänden aus dem Bereich Public Health, die hier ihre
methodische, epidemiologische, statistische, sozialwissenschaftliche
und (bevölkerungs-) medizinische Fachkenntnis bündeln. Auch Vertreter
der Deutschen Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin
(DGAUM) bringen ihre arbeitsmedizinische Expertise in die Initiative
ein. Das Netz vertritt mehrere Tausend Wissenschaftler*innen aus
Deutschland, Österreich und der Schweiz. Ziel ist es, schnell sowie
flexibel interdisziplinäre Expertise zu COVID-19 für die aktuelle
Diskussion und Entscheidungsfindung zur Verfügung zu stellen. Dafür
werden wissenschaftliche Erkenntnisse zusammengestellt, aufbereitet
und in möglichst leicht verständlicher Form verbreitet. Weitere
Informationen unter 

https://www.public-health-covid19.de/de/


Die DGAUM wurde 1962 gegründet und ist eine gemeinnützige,
wissenschaftlich-medizinische Fachgesellschaft der Arbeitsmedizin und
der klinisch orientierten Umweltmedizin. Ihr gehören heute über 1.100
Mitglieder an, die auf dem Gebiet der Arbeitsmedizin und Umweltmedizin
arbeiten, vor allem Ärztinnen und Ärzte, aber auch Angehörige anderer
Berufsgruppen wie etwa Natur- und Sozialwissenschaftlerinnen und
-wissenschaftler. Die Mitglieder der Fachgesellschaft engagieren sich
nicht nur in Wissenschaft und Forschung, um so bereits bestehende
Konzepte für die Prävention, die Diagnostik und Therapie
kontinuierlich zu verbessern, sondern sie übernehmen die ärztliche und
medizinische Beratung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern an der
Schnittstelle von Individuum und Unternehmen. Darüber hinaus beraten
die Mitglieder der DGAUM alle Akteure, die ihren Beitrag zu der
medizinischen Versorgung leisten und auf Fachwissen aus der
betrieblichen Gesundheitsförderung und Prävention, der arbeits- und
umweltbezogenen Diagnostik und Therapie, der Beschäftigungsfähigkeit
fördernden Rehabilitation sowie aus dem versicherungsmedizinischen
Kontext angewiesen sind. Weitere Informationen unter 

www.dgaum.de

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V.

Pressemitteilung vom 4. Mai 2020
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ONKOLOGIE/2075: Organoide - Mit Mini-Därmen funktionelle Unterschiede und Schwachstellen von Darmkrebs aufspüren (idw)

Deutsches Krebsforschungszentrum - 04.05.2020

Mit Mini-Därmen funktionelle Unterschiede und Schwachstellen von Darmkrebs aufspüren



Darmkrebs zeichnet sich unter anderem dadurch aus, dass es große
Unterschiede zwischen den Tumoren einzelner Patienten gibt - auf
genetischer Ebene und daher auch beim Ansprechen auf die Therapie.
Forscher des Deutschen Konsortiums für Translationale Krebsforschung
(DKTK) haben eine Methode entwickelt, um diese Unterschiede besser
identifizieren zu können. Sie nutzen für ihre Untersuchungen im Labor
gezüchtete Mini-Därme, um unter Bedingungen zu arbeiten, die denen im
Patienten möglichst nahekommen. An diesen "Organoiden" führen sie eine
Vielzahl von parallelen Experimenten durch, was die Vergleichbarkeit der
Ergebnisse erhöht.

Im DKTK verbindet sich das Deutsche Krebsforschungszentrum (DKFZ) in
Heidelberg als Kernzentrum langfristig mit onkologisch besonders
ausgewiesenen universitären Partnerstandorten in Deutschland.

Um Krebserkrankungen zielgerichtet behandeln zu können, bedarf es eines
möglichst exakten Wissens über den Tumor. Nur so lässt sich die erhoffte
Wirkung erzielen. Gerade bei Darmkrebs ist bekannt, dass es große
genetische Unterschiede gibt, die den Tumoren individueller Patienten
höchst vielfältige Eigenschaften verleihen. Dazu zählt auch, ob
erfolgversprechende Angriffspunkte für die Behandlung vorhanden sind,
welche Wirkstoffe am besten wirken und welche Therapieresistenzen zu
befürchten sind.

"Um die Tumoren individueller Patienten genauer zu untersuchen, haben
Mediziner bislang darauf gesetzt, Tumorzellen zu isolieren und in Kultur
zu nehmen", sagt DKTK-Forscher Henner Farin. "Das ist jedoch nicht bei
jedem Tumor erfolgreich, außerdem resultieren daraus Zelllinien, die mit
dem Original-Tumor nicht mehr viel gemeinsam haben." Eine Aussage über die
individuellen Eigenschaften eines Tumors zu machen, ist anhand solcher
Zellkulturen daher schwierig.

Farin geht mit seinen Kollegen am Georg-Speyer-Haus in Frankfurt daher
einen anderen Weg. Er hat ein Zellkultur-Modell etabliert, mit dem sich im
Labor "Mini-Därme" züchten lassen, so genannte Organoide. Dabei handelt es
sich um dreidimensionale Zellkulturen, die in ihrer Struktur und
essentiellen Funktion dem Vorbild sehr nahekommen. "Solche Organoide
kommen beispielsweise in der Pharmakologie zum Einsatz, um Wirkstoffe zu
testen", erklärt Farin. "Wir nutzen sie, um die genetischen Unterschiede
zwischen individuellen Tumoren detailliert zu untersuchen und
herauszufinden, was das für ihre Eigenschaften bedeutet."

In der aktuellen Untersuchung haben die Wissenschaftler mit Hilfe der
CRISPR-Cas9-Technologie in den Organoiden Tumor-Suppressorgene
ausgeschaltet. Dabei handelt es sich um die "Krebsbremsen", die
normalerweise dafür sorgen, dass mutierte Zellen absterben und es gar
nicht erst zur Tumorentstehung kommen kann. Ein Verlust dieser Tumor-
Suppressorgene hat krebsfördernde Wirkung. Statt die Auswirkung der
Krebsbremsen in aufwändigen Testreihen einzeln zu prüfen, erstellen die
Wissenschaftler aus Farins Team Bibliotheken, mit deren Hilfe sich der
Verlust einer ganzen Reihe von Tumor-Suppressorgenen gleichzeitig
untersuchen lässt.

Dabei trägt jede Zelle einen individuellen DNA-Barcode, der parallel
ausgelesen wird. So lässt sich etwa ermitteln, welche genetischen
Veränderungen dazu führen, dass Krebszellen gegenüber einer Therapieform
unempfindlich sind. "Der Vergleich mehrerer Tumor-Suppressorgene in einem
einzelnen Ansatz erhöht den Durchsatz und stellt dabei sicher, dass alle
Gene unter denselben Bedingungen und somit unvoreingenommen untersucht
werden können", so Farin.

Um die Eigenschaften der Tumor-Suppressorgene nicht nur in der
Kulturschale zu untersuchen, transplantierten die Wissenschaftler ihre
Organoide in einem weiteren Experiment in Mäuse. "Auf diese Weise haben
wir ein Modellsystem entwickelt, das der Situation im Patienten so nahe
wie möglich kommt", erklärt Farin. Mit diesem System lässt sich
überprüfen, ob der Verlust von Tumor-Suppressorgenen auch im lebenden
Organismus zu einem Wachstumsvorteil für die Krebszellen führt.

"Wir haben mit den Organoiden in Kombination mit den
CRISPR/Cas9-Bibliotheken eine Technologie in der Hand, mit denen wir die
patientenspezifischen Tumoreigenschaften untersuchen können", so Farin und
ergänzt: "Das erlaubt uns, die individuellen Schwachstellen eines Tumors
zu identifizieren, gegen die sich eine erfolgreiche Therapie richten
kann." Damit kann das Organoid-System zu einem wichtigen Hilfsmittel für
die personalisierte Medizin werden.


Originalpublikation:

Birgitta E. Michels, Mohammed H. Mosa, Barbara I. Streibl, Tianzuo Zhan,
Constantin Menche, Khalil Abou-El-Ardat, Tahmineh Darvishi, Ewelina
Członka, Sebastian Wagner, Jan Winter, Hind Medyouf, Michael Boutros und
Henner F. Farin. 

Pooled in vitro and in vivo CRISPR-Cas9 screening
identifies tumor suppressors in human colon organoids. 

Cell Stem Cell 2020

https://doi.org/10.1016/j.stem.2020.04.003

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Krebsforschungszentrum - 04.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ONKOLOGIE/2074: CAR-T-Zellen als vielversprechende Therapiechance bei Mantelzell-Lymphom (idw)

Universitätsklinikum Würzburg - 04.05.2020

CAR-T-Zellen als vielversprechende Therapiechance bei Mantelzell-Lymphom



Die internationale Phase-II-Studie ZUMA-2, an der auch das Uniklinikum
Würzburg beteiligt war, zeigte, dass viele Patienten mit
Mantelzell-Lymphom von einer CAR-T-Zell-Therapie in einem bislang ungekannten Maße
profitieren können.

Das Mantelzell-Lymphom wird bislang auf vielerlei Weise behandelt - von
Chemotherapie über Strahlentherapie bis hin zur Stammzelltransplantation.
Als recht effektiv erwies sich zudem die Hemmung eines Schlüsselproteins
im Signalweg der B-Zellen mit einem sogenannten
Bruton-Tyrosinkinase-(BTK)-Hemmer. "All diesen Therapien gemeinsam ist jedoch,
dass sie im besten Fall einen Krankheitsrückfall hinauszögern können. Die
durchschnittliche Lebenserwartung eines MCL-Patienten nach dem zweiten
Rückfall der Erkrankung beträgt weniger als sechs Monate.", beschreibt
Prof. Dr. Hermann Einsele. Anders sieht es laut dem Direktor der
Medizinischen Klinik und Poliklinik II des Uniklinikums Würzburg (UKW) bei
einer neuen, maßgeschneiderten CAR-T-Zell-Therapie aus. "Hier sind
Behandlungsergebnisse möglich, wo auch noch nach zwei Jahren die meisten
Patienten krankheitsfrei sind", verdeutlicht der Würzburger Krebsexperte.

Würzburger Expertise zum Mantelzell-Lymphom

Mit dieser Aussage bezieht er sich auf die Erkenntnisse der
multizentrischen Phase-II-Studie ZUMA-2. Unter Leitung des
US-amerikanischen MD Anderson Cancer Centers der University of Texas waren
daran 20 internationale Krebsforschungs- und -behandlungseinrichtungen
beteiligt, darunter auch das UKW, vertreten durch Prof. Dr. Max Topp, dem
Leiter des klinischen CAR-T-Zellen-Programms an der Medizinischen Klinik
II des UKW.

"Wir beschäftigen uns in Würzburg sehr intensiv mit dem
Mantelzell-Lymphom", schildert Prof. Einsele und präzisiert: "Die Diagnostik ist ein
wichtiges Thema der Arbeitsgruppe von Prof. Dr. Andreas Rosenwald vom
Pathologischen Institut der Uni Würzburg. Und in der Therapie bringt der
internationale Lymphomexperte und Immuntherapeut Prof. Topp sein Wissen
ein, damit diese Therapie nicht nur in Rahmen von Studien, sondern auch in
der Regelversorgung von Patienten aus Unterfranken und darüber hinaus
angeboten werden kann."

T-Zellen genetisch für den Kampf ertüchtigt

Insgesamt erhielten 68 Patienten, bei denen das MCL nach Ausschöpfung der
anderen Therapieoptionen - inklusive BTK-Hemmer - wiedergekehrt war,
CAR-T-Zellen des Typs KTE-X19. Bei der CAR-T-Zelltherapie werden die zum
Immunsystem gehörenden T-Zellen aus dem Blut der Patienten extrahiert und
genetisch mit Chimären-Antigenrezeptor-(CAR)-Molekülen umgebaut. Diese
Veränderung versetzt die T-Zellen in die Lage, Krebszellen anzugreifen,
für die sie vorher biochemisch blind waren. Die umgebauten T-Zellen werden
dem Patienten wieder infundiert.

Sehr hohes Ansprechen der Patienten auf die Therapie

93 Prozent der in der Studie so therapierten Patienten sprachen auf die
Behandlung an, wobei 67 Prozent ein vollständiges Ansprechen erzielten.
Das heißt, dass bei ihnen auch mit feinsten Diagnosemethoden keine
Lymphomzellen mehr nachweisbar waren. Ein Jahr später war bei 57 Prozent
der Patienten das MCL nach wie vor komplett eliminiert und 76 Prozent
aller in der Studie behandelten Patienten waren noch am Leben.
"Diese Ergebnisse geben Anlass zu der berechtigten Hoffnung, dass uns mit
KTE-X19 eine wirksame und praktikable Waffe gegen das Mantelzell-Lymphom
zur Verfügung steht", sagt Prof. Topp, einer der Co-Autoren der Studie.

Teils schwere Nebenwirkungen wirksam behandelt
Nicht verschwiegen werden sollte nach seinen Worten allerdings, dass die
Anwendung dieser Waffe für die Patienten durchaus belastend ist: Zu den
Nebenwirkungen zählt - neben Störungen der Blutzusammensetzung, wie
Neutropenie und Thrombozytopenie - auch das Zytokinfreisetzungssyndrom.
Dieses kann mit hohem Fieber, Schüttelfrost, Bluthochdruck und Übelkeit
einhergehen. Allerdings konnte das Syndrom bei allen Studienpatienten
wirksam behandelt werden.

Die Ergebnisse der Studie wurden im April dieses Jahres in der
US-amerikanischen Fachzeitschrift The New England Journal of Medicine
veröffentlicht.

Über das Mantelzell-Lymphom

In Deutschland erkranken pro Jahr ungefähr ein bis zwei von 100.000
Menschen an einem Mantelzell-Lymphom, eine seltene Unterform des
Lymphknotenkrebses. Es befällt nicht nur die Lymphe, sondern wird sehr
häufig auch im Knochenmark und im Magen-Darm-Trakt diagnostiziert. Die
bisherige Behandlung erfolgt durch eine Kombination von Chemo- und
Immuntherapie, Signalblocker sowie bei jüngeren Patienten auch durch eine
Stammzelltransplantation. Das mittlere Überleben beträgt fünf bis sechs
Jahre.


Originalpublikation:

KTE-X19 CAR T-Cell Therapy in Relapsed or Refractory Mantle-Cell Lymphoma

M. Wang, J. Munoz, A. Goy, F.L. Locke, C.A. Jacobson, B.T. Hill, J.M.
Timmerman, H. Holmes, S. Jaglowski, I.W. Flinn, P.A. McSweeney, D.B.
Miklos, J.M. Pagel, M.-J. Kersten, N. Milpied, H. Fung, M.S. Topp, R.
Houot, A. Beitinjaneh, W. Peng, L. Zheng, J.M. Rossi, R.K. Jain, A.V. Rao,
P.M. Reagan

New England Journal of Medicine, 382(14), S. 1331-1342, 2020

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1764
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STATISTIK/130: Corona-Pandemie - Unstatistik zur Aussagekraft und Tücken der Reproduktionszahl (idw)

RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung - 30.04.2020

Corona-Pandemie: Die Reproduktionszahl und ihre Tücken



Die aktuelle Unstatistik beschäftigt sich mit Aussagekraft und Tücken der
Reproduktionszahl. Sie ist für den Umgang mit der Pandemie und für die
Möglichkeiten der Lockerung der derzeitigen Politik der sozialen Distanz
von hoher Bedeutung, ist jedoch mit einer erheblichen statistischen
Unsicherheit behaftet. Daher sollte sie mit Vorsicht interpretiert und
durch Maßnahmen wie regelmäßige repräsentative Panelstichproben ergänzt
werden.

Unsere vorangegangene Unstatistik hatte bereits die Möglichkeiten und
Grenzen zentraler Kennzahlen der derzeitigen Covid-19-Pandemie aufgezeigt
- insbesondere der Infektions- und Sterbequote. Inzwischen ist mit der
Reproduktionszahl R eine weitere Kennzahl in den Fokus der öffentlichen
Aufmerksamkeit gerückt. Sie gibt an, wie viele andere Personen eine
infizierte Person ansteckt und ist keine Eigenschaft eines Virus, sondern
ergibt sich aus dem Verhalten des Virus und unserer Reaktion auf den
Virus. Ist beispielsweise R = 2, steckt jede infizierte Person im
Durchschnitt zwei weitere Personen an. Aufgrund des exponentiellen
Wachstums der Pandemie, die wir bereits in unserer vorangegangenen
Unstatistik detailliert beschrieben haben, wird dieser Kennzahl nicht
zuletzt von der Bundesregierung eine zentrale Rolle beigemessen.

Denn ist R=2, verdoppelt sich die Anzahl der Neuinfektionen innerhalb der
sogenannten Generationszeit: Dies ist die durchschnittliche Zeitspanne
zwischen der Infektion einer Person und der Infektion der von ihr
angesteckten Personen. Es kommt zu einem exponentiellen Wachstum der
Infektionen mit der Folge, dass das Gesundheitssystem innerhalb weniger
Wochen an seine Grenzen stoßen wird. Ist R=1, kommt es zu einer
gleichbleibenden Anzahl von Neuinfektionen und somit zu einem linearen
Anstieg der Fallzahl. Ist R hingegen kleiner als 1, verringert sich die
Anzahl der Neuinfektionen im Zeitverlauf. Dann wird das Gesundheitssystem
funktionstüchtig bleiben. Bei einem R = 0,5 halbiert sich die Anzahl der
Neuinfektionen innerhalb einer Generationszeit und bereits nach wenigen
Generationszeiten erfolgen praktisch keine Ansteckungen mehr.

Wenngleich diese Kennzahl für den Umgang mit der Pandemie und für die
Möglichkeiten der Lockerung der derzeitigen Politik der sozialen Distanz
von hoher Bedeutung ist, sollte sie dennoch mit einer gewissen Vorsicht
interpretiert werden, da die Berechnung der Reproduktionszahl keineswegs
trivial ist, einige wichtige Annahmen erfordert und daher mit einer
erheblichen statistischen Unsicherheit behaftet ist. Deren Größenordnung
lässt sich zudem auf Basis der bisherigen Datengrundlage nur schwer
abschätzen.

Die Reproduktionszahl hat einen nicht unerheblichen Schätzfehler

Wie wird nun diese zeitabhängige Reproduktionszahl geschätzt? Das Robert
Koch-Institut (RKI) beschreibt das Verfahren zur Berechnung von R im
Detail in diesem Artikel. Im Folgenden werden wir auf einige zentrale
Annahmen dieser Schätzung kurz eingehen. Um R zu schätzen, muss in einem
ersten Schritt eine Annahme über die oben beschriebene Generationszeit
getroffen werden. Auf Basis der bisherigen Erfahrung mit der Pandemie geht
das RKI von einer Generationszeit von vier Tagen aus. Unter dieser Annahme
ergibt sich R zu einem bestimmten Zeitpunkt als Quotient der
Neuinfektionen des aktuellen und der vorangegangenen drei Tage und der
Summe der Neuinfektionen der vier Tage zuvor. Für den 9. April hat das RKI
bspw. eine Reproduktionsrate von 0,9 angegeben. Das bedeutet, dass die
aufsummierte Anzahl der Neuinfektionen zwischen dem 6. und 9. April leicht
unter der Anzahl der Neuinfektionen zwischen dem 2. und 5. April lag.

Wichtig hierbei ist, dass das RKI für diese Berechnungen nicht lediglich
die Anzahl der gemeldeten Neuinfektionen verwendet, sondern die aus den
gemeldeten Neuinfektionen in einem vorgelagerten Schritt geschätzten
Neuerkrankungen. Für diese Schätzung wird ein statistisches Verfahren
eingesetzt (ein sogenanntes Nowcasting), um mögliche Verzögerungen bei der
Diagnose, der Meldung und der Übermittlung der Anzahl der Neuerkrankungen
zu berücksichtigen. Auf die genaue Methode wollen wir an dieser Stelle
nicht näher eingehen, nur darauf hinweisen, dass der Nowcast für den 1.
April zwischen rund 3.000 und fast 6.000 neuen Fällen schwankte - je
nachdem, zu welchem Zeitpunkt er ermittelt wurde.

Deshalb handelt es sich bei der Reproduktionszahl um eine Schätzung mit
einem nicht unerheblichen Schätzfehler, der bei der Bewertung der
aktuellen Lage immer berücksichtigt werden muss. So blieb in der
öffentlichen Diskussion weitgehend unberücksichtigt, dass das RKI am 9.
April angegeben hat, dass die Reproduktionsrate mit einer
Wahrscheinlichkeit von 95 Prozent in einem Intervall zwischen 0,8 und 1,1
lag. Neuere Meldungen, die Reproduktionszahl sei wieder auf 1 gestiegen,
wie beispielsweise "Zeit online" am 28. April schrieb, sind nicht
unbedingt Grund zur Besorgnis. Denn es kann sich bei diesem Anstieg
durchaus um eine Schwankung innerhalb des Schätzfehlers handeln. Es ist
sogar durchaus möglich, dass die wahre Reproduktionsrate konstant
geblieben oder gar leicht gefallen ist.

Repräsentative Panelstichproben liefern verlässlichere Informationen

Darüber hinaus sollte berücksichtigt werden, dass viele der Probleme der
Infektions- und Sterbequote, die wir bereits in unserer vorangegangenen
Unstatistik angeführt haben, auch für die Reproduktionszahl gelten. So
wird insbesondere angenommen, dass die Dunkelziffer der nicht erfassten
Infektionen über die Zeit hinweg konstant bleibt. Wird nun die Anzahl der
Tests erhöht, erhöht sich aber auch die Anzahl der gemeldeten
Neuinfektionen; anders gesagt, die Dunkelziffer verringert sich. Damit
wird jedoch wiederum das geschätzte R tendenziell ansteigen, ohne dass
sich in der Realität der Infektionsverlauf geändert hat. Dies dürfte vor
allem in der Anfangszeit der Pandemie die Schätzungen durchaus beeinflusst
haben. Somit ist der Anstieg der Fallzahlen nur begrenzt aussagekräftig
in Bezug auf die tatsächliche Ausbreitung der Infektion.

So bedeutsam die Reproduktionszahl für die Einschätzung des Verlaufs der
derzeitigen Pandemie auch ist, so vorsichtig sollte sie daher
interpretiert werden. Kleine Verringerungen oder Erhöhungen von R um
Differenzwerte von 0,1 bis 0,2 liegen im Bereich des Schätzfehlers und
sind eigentlich keine Schlagzeile wert. Vor allem eignet sich die
Reproduktionszahl aufgrund der nach wie vor mangelhaften Datengrundlage
nicht als zentrale oder gar einzige Entscheidungsgrundlage für die
schwierige Frage, ob die derzeitigen Kontaktbeschränkungen gelockert
werden können oder nicht. Nur eine hinreichend groß angelegte
repräsentative Panelstichprobe von Personen, die sich regelmäßig in kurzer
Frequenz einem Test unterziehen, kann das zentrale Problem der mangelnden
Kenntnis der Dunkelziffer und damit der wahren Ansteckungsgefahr lösen.


Mit der "Unstatistik des Monats" hinterfragen der Berliner Psychologe Gerd
Gigerenzer, der Dortmunder Statistiker Walter Krämer, die
STAT-UP-Gründerin Katharina Schüller und RWI-Vizepräsident Thomas K. Bauer jeden
Monat sowohl jüngst publizierte Zahlen als auch deren Interpretationen. An
dieser Unstatistik hatte zudem RWI-Präsident Christoph M. Schmidt
erheblichen Anteil. Alle "Unstatistiken" finden Sie im Internet unter
www.unstatistik.de und unter dem Twitter-Account @unstatistik.

Originalpublikation:

http://www.rwi-essen.de/unstatistik/102/

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79819

Die Unstatistik-Pressemitteilung im pdf-Format mit Links

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution145
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UMWELT/363: Corona-Sperren - Sauberere Luft rettet Leben (idw)

Max-Planck-Institut für Chemie - 28.04.2020

Corona-Sperren: Sauberere Luft rettet Leben

Die verringerte Luftverschmutzung durch die Maßnahmen gegen Covid-19 senkt
die Zahl vorzeitiger Todesfälle und Asthmaerkrankungen bei Kindern



Die drastischen Maßnahmen im Kampf gegen das Coronavirus verhindern nicht
nur viele möglicherweise tödliche Covid-19-Fälle. Der damit verbundene
beispiellose wirtschaftliche Rückgang etwa im Verkehr, bei der
Stromerzeugung oder in der Industrie wirkt sich auch auf die globale
Luftqualität aus. Die sauberere Luft hat wiederum einen positiven Effekt
auf die menschliche Gesundheit, wie ein internationales
Wissenschaftlerteam ermittelte: weniger Luftverschmutzung führt zu weniger
vorzeitigen Todesfällen vor allem unter Erwachsenen und Asthmaerkrankungen
bei Kindern.

"Wir schätzen, dass schon in den ersten zwei Wochen der Lockdowns weltweit
etwa 7400 vorzeitige Todesfälle und 6600 Fälle von Asthma bei Kindern
vermieden wurden", sagt Jos Lelieveld, Direktor am Max-Planck-Institut für
Chemie und einer der Autoren einer kürzlich veröffentlichten Studie.
Ausgewertet wurden jeweils die ersten zwei Wochen der Lockdowns in den
jeweiligen Ländern. Allein in China und Indien wurden als Folge der
geringeren Feinstaubwerte etwa 1400 bzw. 5300 vorzeitige Todesfälle
vermieden. Da beide Länder sowohl die höchsten Verschmutzungswerte als
auch die höchste Bevölkerungsdichte haben, profitieren sie am deutlichsten
von den Schadstoffrückgängen. Luftverschmutzung, insbesondere mit
Feinstaub belastete Luft führt zu Atemwegs- und Herzkreislauferkrankungen
und beeinflusst dadurch die Zahl vorzeitiger Todesfälle.

Die Coronakrise verdeutlicht die Bedeutung der globalen Luftverschmutzung

Die Forscher schätzen auch, dass weltweit 780.000 vorzeitige Todesfälle
unter Erwachsenen und 1,6 Millionen Asthmafälle bei Kindern vermieden
werden könnten. Die Voraussetzung wäre allerdings, dass die
Schadstoffkonzentrationen in der Luft bis zum Ende des Jahres weiterhin
niedrig blieben. Laut den Wissenschaftlern veranschaulichen diese
Ergebnisse die potenziellen gesundheitlichen Vorteile, die sich aus einer
verminderten Luftverschmutzung ergeben. "Wir wollen keinesfalls sagen,
dass die aktuellen Einschränkungen für die Wirtschaft wünschenswert oder
nachhaltig sind. Die aktuelle Situation zeigt aber die Bedeutung der oft
übersehenen globalen Luftverschmutzungskrise", sagt Zander Venter vom
norwegischen Institut für Naturforschung in Oslo. Er ist Erstautor der
Studie, die auf dem Preprint-Server medRxiv veröffentlich wurde. Das
Manuskript, das Zander und seine Kollegen bei einer wissenschaftlichen
Zeitschrift eingereicht haben, befindet sich derzeit im
Begutachtungsprozess.

Die Auswirkungen der erzwungenen Lockdowns ermittelten die Forscher, indem
sie Daten von Satelliten und von über 10.000 Messstationen in 27 Ländern
auswerteten, darunter verschiedene europäische Länder wie Deutschland und
Spanien, aber auch aus China und Chile. Den Daten zufolge hat sich die
Luftverschmutzung jeweils in den ersten beiden Wochen der Lockdowns im
Mittel um etwa 20 Prozent verringert. Dabei stellte das Team in einigen
Ländern einen deutlichen Rückgang der Stickstoffdioxid-, Ozon- und
Feinstaubmengen in Bodennähe fest.

Längerfristig schützt saubere Luft die Gesundheit deutlich stärker

Um die Daten der Luftqualität mit den vorzeitigen Todesfällen in
Verbindung zu bringen, bestimmten die Wissenschaftler zunächst die
Belastung mit Stickstoffdioxid, Ozon und Feinstaub (PM2,5) in den
jeweiligen Ländern. Anschließend berechneten sie mithilfe von
epidemiologischen Methoden die tägliche Gesundheitsbelastung bezogen auf
die Bevölkerungsdichte pro Land. Die Zahl der bis zum Jahresende
vermeidbaren Todesfälle und neuen Asthmaerkrankungen ergibt sich aus einer
Prognose darüber, wie sich die Konzentrationen von Stickoxiden, Ozon und
Feinstaub bis Ende des Jahres ändern würden, falls die Einschränkungen
weiterhin bestünden. Da eine längerfristige Verminderung der
Luftschadstoffe sich deutlich positiver auf die Gesundheit auswirken würde
als eine Reduktion für zwei Wochen, stiegen die Zahlen vermeidbarer
vorzeitiger Todesfälle unter Erwachsenen und Asthmaerkrankungen bei
Kindern bis zum Jahresende überproportional stark an.

"Um die Luftverschmutzung auch nach der Coronakrise langfristig zu
reduzieren, sollten wir den Ausstieg aus der Verbrennung fossiler
Energieträger anstreben", sagt Jos Lelieveld. "Das würde nicht nur die
Gesundheit von Menschen weltweit verbessern, sondern mittelfristig auch
das Klima schützen."


Originalpublikation: 

COVID-19 lockdowns cause global air pollution declines with implications for public health risk

Zander S Venter, Kristin Aunan, Sourangsu Chowdhury, Jos Lelieveld

https://doi.org/10.1101/2020.04.10.20060673

Das Papier befindet sich im wissenschaftlichen Begutachtungsprozess. Der
endgültige Text kann sich im Überprüfungsprozess ändern.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.mpg.de/14756742/corona-lockdown-luftverschmutzung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution274
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AUSLAND/2593: USA - Ärzte ohne Grenzen warnt vor Ausbreitung des Coronavirus durch Abschiebungen (ÄoG)

Ärzte ohne Grenzen - 5. Mai 2020

USA

Covid-19: Ärzte ohne Grenzen warnt vor Ausbreitung durch Abschiebungen aus den USA



Berlin, 5. Mai 2020. Angesichts der Coronavirus-Pandemie sollten die
USA Abschiebungen nach Lateinamerika und in die Karibik auf
unbestimmte Zeit aussetzen. Menschen aus dem Epizentrum der Pandemie
in Länder mit deutlich geringerer Ansteckungsrate abzuschieben, könnte
die ohnehin schwachen Gesundheitssysteme in diesen Staaten massiv
überlasten, warnt die internationale Hilfsorganisation Ärzte ohne
Grenzen.

"Trotz des Ansteckungsrisikos und der Auswirkungen auf die Gesundheit
der Menschen organisieren die USA weiterhin Abschiebeflüge in
Herkunftsländer, von denen die meisten anfällige Gesundheitssysteme
haben", erklärt Marc Bosch, der Lateinamerika-Koordinator von Ärzte
ohne Grenzen.

Teams von Ärzte ohne Grenzen in Mexiko sehen bereits die
gesundheitlichen Auswirkungen der Abschiebungen aus den USA. So musste
eine der Unterkünfte in der Grenzstadt Nueva Laredo im Bundesstaat
Tamaulipas für neu Ankommende geschlossen werden, nachdem sich 15
Geflüchtete mit Covid-19 angesteckt hatten. Sie hatten Kontakt mit
einem Infizierten gehabt, der zuvor aus den USA abgeschoben worden
war.

"Die Situation in Nueva Laredo zeigt, wie andauernde Abschiebungen aus
den USA trotz der Tatsache, dass das Land die meisten Infizierten
weltweit verzeichnet, zahllose weitere Menschen gefährdet", sagt
Sergio Martin von Ärzte ohne Grenzen in Mexiko. "Sie zeigt auch, dass
Unterkünfte ausreichend Kapazitäten benötigen, um dort mögliche
Infektionen zu verhindern." Die Schließung von Unterkünften seit
Beginn der Pandemie setze die Betroffenen noch stärker der Gefahr aus,
sich zu infizieren oder zu Opfern von Gewalt zu werden.


Ärzte ohne Grenzen leistet in Mexiko, Guatemala, Honduras, El
Salvador und Haiti medizinische Hilfe - oft mit Fokus auf Geflüchtete -
und unterstützt nun auch die Bekämpfung von Covid-19 in der gesamten
Region.


Ärzte ohne Grenzen leistet als medizinische Hilfsorganisation
Nothilfe, wenn in Kriegsgebieten oder nach Naturkatastrophen das Leben
vieler Menschen bedroht ist. Zu den Prinzipien gehört, allen Opfern
Hilfe zu gewähren, ungeachtet ihrer ethnischen Herkunft oder ihrer
politischen und religiösen Überzeugungen. 2018 umfasste unsere
medizinische Nothilfe beispielswiese mehr als 11,2 Millionen ambulante
Konsultationen, über 758.000 Patienten und Patientinnen wurden
stationär aufgenommen und 309.500 Frauen bei der Geburt unterstützt.
Wir haben im Jahr 2018 u.a. mehr als 74.000 schwer mangelernährte
Kinder behandelt und 404.000 psychologische Einzelkonsultationen
abgehalten. Ärzte ohne Grenzen ist eine unabhängige, neutrale und
unparteiliche Hilfsorganisation und arbeitet frei von bürokratischen
Zwängen. Um die Unabhängigkeit unserer medizinischen Nothilfe zu
bewahren, finanziert sich Ärzte ohne Grenzen überwiegend aus privaten
Spenden. Zu unseren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen gehören Ärzte
und Pflegekräfte, aber auch Vertreter zahlreicher anderer Berufe. Als
medizinische Hilfsorganisation leisten wir in rund 70 Ländern
Nothilfe.

 * 

Quelle:

Ärzte ohne Grenzen e. V. / Medecins Sans Frontieres

Pressemitteilung vom 5. Mai 2020

Am Koellnischen Park 1 - 10179 Berlin - Germany

Pressestelle: Telefon: + 49 (30) 700 130 - 230

Fax: + 49 (30) 700 130 - 340
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SOZIALES/046: Europa - Für das Covid-19-Virus sind wir alle gleich. Aber sind wir es auch als Bevölkerung? (idw)

Population Europe - 04.05.2020

Für das Covid-19-Virus sind wir alle gleich. Aber sind wir es auch als Bevölkerung?

Das europäische Forschungsnetzwerk Population Europe stellt erste
demografische Forschungsergebnisse zur Covid-19-Pandemie vor.



Ältere Menschen sind am stärksten von Covid-19-Infektionen betroffen -
aber es macht einen Unterschied, ob wir von den "Jungen Alten" sprechen,
von Menschen mit oder ohne Vorerkrankungen, ob diese in Gebieten mit
geringer Bevölkerungsdichte leben oder einen Migrationshintergrund haben.
Auch die Bildungsvoraussetzungen und die Familienstruktur sowie die Art
des Zusammenlebens spielen eine Rolle. Menschen in prekären Verhältnissen
und ohne sozialen Anschluss werden die Folgen stärker zu spüren bekommen.
Kontaktsperren wirken sich gerade auf diejenigen, die von sozialen
Netzwerken und ihren (pflegenden) Familienangehörigen abhängig sind, am
stärksten aus. Unsichere Zukunftserwartungen könnten sich auch in
niedrigeren Geburtenraten auswirken.

Darauf weist ein "Policy Brief" des europäischen Forschungsnetzwerks
Population Europe zu ersten demografischen Forschungsergebnissen zur
Covid-19-Pandemie hin. Daran beteiligten sich Wissenschaftler/innen der
Bocconi Universität in Mailand, des Institut national d'études
démographiques in Paris, des Netherlands Interdisciplinary Demographic
Institute in Den Haag, der Universität Oxford und der Syddansk Universitet
in Odense.

Die momentane Datenlage erlaubt vorerst nur die Beschreibung eines
generellen Trends - bis sich die Informationen aus administrativen und
Umfragedaten sowie Big Data konsolidieren. Population Europe plant ein
Diskussionsforum, das so bald wie möglich Expert/innen aus Wissenschaft,
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft zusammenbringen soll, um über
mögliche Schlussfolgerungen aus der derzeitigen Situation zu diskutieren.
Denn ein anderes Virus könnte die nächste Pandemie auslösen - und darauf
sollten wir, wie die Wissenschaftler/innen von Population Europe warnen,
besser vorbereitet sein.

Über den Policy Brief

Die Policy Brief-Reihe von Population Europe fasst neueste Forschungsergebnisse zusammen und gibt Politikempfehlungen: 

https://population-europe.eu/policy-briefs

Über Population Europe

Population Europe ist ein Netzwerk von derzeit 35 führenden europäischen
Forschungszentren auf dem Gebiet der Bevölkerungswissenschaften. Das
Sekretariat in Berlin wird vom Max-Planck-Institut für demografische
Forschung getragen. Ziel ist die Information von Entscheidungsträgern in
Politik und Gesellschaft sowie der Öffentlichkeit über aktuelle
demografische Forschungsergebnisse, hauptsächlich in
Politikdialogveranstaltungen (Diskussionsforen, Expertenworkshops,
Webinare), regelmäßig veröffentlichten Informationsmaterialien (Discussion
Paper, Policy Briefs, PopDigests) sowie in den Sozialen Medien.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://population-europe.eu/policy-brief/demography-and-coronavirus-pandemic

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2436

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Population Europe - 04.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STELLUNGNAHME/278: Corona-Pandemie - Warnung vor Stigmatisierung von Bevölkerungsgruppen (Dt. Diabetes Gesellschaft)

Deutsche Diabetes Gesellschaft - 04.05.2020

Corona-Pandemie: DDG warnt vor Stigmatisierung von Bevölkerungsgruppen



Menschen mit einem gut eingestellten Diabetes mellitus erkranken nicht
häufiger an COVID-19 als die Durchschnittsbevölkerung. Zwar gibt es
Hinweise darauf, dass der Krankheitsverlauf bei dieser Patientengruppe
schwerer sein kann, doch die meisten an COVID-19 Verstorbenen mit Diabetes
waren hochbetagt und hatten weitere Erkrankungen. Aktuelle medizinische
Daten rechtfertigten nicht den Ausschluss von der Teilhabe am
gesellschaftlichen Leben allein aufgrund einer Diabetes-Erkrankung, so
Experten der Deutschen Diabetes Gesellschaft (DDG). Dies gelte für Kitas,
Schulen sowie soziale Kontakte im Allgemeinen, den Berufsalltag und die
-ausbildung.

In Deutschland fährt das öffentliche Leben langsam wieder hoch. Kurzarbeit
wird stellenweise wieder zurückgefahren und Geschäfte öffnen wieder. Trotz
dieser positiven Entwicklung steigt bei einigen die Verunsicherung.
Menschen mit Diabetes wagen den Schritt in die Öffentlichkeit noch nicht
oder werden von Arbeitgebern und öffentlichen Einrichtungen wie Schulen
und Kindergärten noch ausgeschlossen. "Es gibt leider derzeit nur wenige
Studien zum Zusammenhang von COVID-19 und Diabetes. Diese Daten lassen
jedoch vermuten, dass ein Diabetes an sich kein Risikofaktor ist. Eher ist
es die Kombination aus Diabetes mit Alter und Begleiterkrankungen, die
einen schweren Verlauf provoziert", erklärt DDG Mediensprecher Professor
Dr. med. Baptist Gallwitz aus Tübingen.

In seinem aktuellen Positionspapier(1) warnt der DDG Ausschuss "Soziales"
davor, im Zuge der anstehenden schrittweisen Öffnungen ganze
Bevölkerungsgruppen ohne medizinische Evidenz auszugrenzen. "Es ist
wünschenswert, eine differenziertere Sicht auf Diabetespatientinnen und
-patienten zu haben, um Vorurteile zu vermeiden", fordert Dr. med.
Wolfgang Wagener von der Deutschen Rentenversicherung Rheinland und
Vorsitzender des Ausschusses "Soziales". Er richtet seinen Blick dabei auf
das Robert Koch-Institut (RKI), das Diabetes pauschal als Risikofaktor
kommuniziert. Viele öffentliche Einrichtungen und Arbeitnehmer orientieren
sich allein an den Vorgaben dieses Organs und treffen für ihre Schüler und
Mitarbeiter entsprechende Entscheidungen.

Grundsätzlich können Berufstätige mit Diabetes mellitus ihre Tätigkeit
während der Corona-Pandemie fortsetzen, wenn die erforderlichen
Schutzmaßnahmen(2) eingehalten werden, so die Bilanz des DDG
Positionspapiers. Dies gilt auch für Kinder und Jugendliche in
Bildungseinrichtungen. "Betroffene sollten allerdings einen stabilen
Diabetes-Stoffwechsel haben und nicht an anderen schweren Risikofaktoren
wie Erkrankungen an Gefäßen, Lunge, Herz, Nieren oder Leber leiden", führt
Wagener aus. Bei stark gefährdeten Patienten müssten behandelnde Ärzte,
Betriebsärzte und Gesundheitsbehörden individuell über die berufliche
Teilhabe entscheiden. "Grundsätzlich ist jedoch festzuhalten, dass bei
einer stabilen Infektionssituation eine dauerhafte Einschränkung der
Teilhabe von bestimmten Bevölkerungsgruppen aus menschlichen, ethischen,
juristischen, ökonomischen und psycho-sozialen Gründen weder sinnvoll noch
zulässig ist", betont Wagener.


Informationen:

(1) Positionspapier des Ausschusses "Diabetes und Soziales" der Deutschen
Diabetes Gesellschaft (DDG): 

"Informationen zur
SARS-CoV-2-(= Corona-Virus-)Infektion bei Menschen mit Diabetes mellitus und deren Teilhabe am
öffentlichen Leben während der Covid-19-Pandemie" 

https://www.deutsche-diabetes-gesellschaft.de/fileadmin/Redakteur/Ueber_uns/Ausschuesse_Kommisionen_Jury/Ausschuss_Soziales/2020-04-27_Positionspapier_Diabetes_und_COVID19_Ausschuss_Soziales_final.pdf

(2) Als geeignete Arbeits-Schutzmaßnahmen gelten die Empfehlungen der
Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV), des Robert
Koch-Institutes sowie des "Gemeinsamen Arbeitsschutzstandards" des
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales und der DGUV vom 16.04.2020:

https://www.juris.de/jportal/portal/page/homerl.psml?nid=jnachr-JUNA200401152&cmsuri=%2Fjuris%2Fde%2Fnachrichten%2Fzeigenachricht.jsp

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1246

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Diabetes Gesellschaft - 04.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DIABETES/2109: Künftig gibt es einen Rechtsanspruch auf Zweitmeinung vor Amputation beim Diabetischen Fuß (idw)

Deutsche Diabetes Gesellschaft - 23.04.2020

Diabetespatienten haben künftig Rechtsanspruch auf Zweitmeinung vor Amputation beim Diabetischen Fuß



Ein Durchbruch in der Versorgung des Diabetischen Fußsyndroms (DFS):
Künftig können sich gesetzlich Versicherte mit einem DFS vor einer
Amputation eine unabhängige ärztliche Zweitmeinung einholen. So hat der
Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) vergangene Woche entschieden.1 Die
Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG) lobt diesen ersten auf Freiwilligkeit
basierenden Schritt, der den rund 250.000 Patientinnen und Patienten, die
jährlich an einem DFS erkranken, in vielen Fällen eine Amputation erspart.
Dies steigert nicht nur die Lebenserwartung und -qualität der Betroffenen,
auch das Gesundheitssystem profitiert davon.

Ein Durchbruch in der Versorgung des Diabetischen Fußsyndroms (DFS):
Künftig können sich gesetzlich Versicherte mit einem DFS vor einer
Amputation eine unabhängige ärztliche Zweitmeinung einholen. So hat der
Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) vergangene Woche entschieden.1 Die
Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG) lobt diesen ersten auf Freiwilligkeit
basierenden Schritt, der den rund 250.000 Patientinnen und Patienten, die
jährlich an einem DFS erkranken, in vielen Fällen eine Amputation erspart.
Dies steigert nicht nur die Lebenserwartung und -qualität der Betroffenen,
auch das Gesundheitssystem profitiert davon. Bereits seit Jahren setzt
sich die DDG für ein unabhängiges, verbindliches Zweitmeinungsverfahren
vor Amputationen und für eine interdisziplinäre Versorgung dieser
Patientinnen und Patienten ein. Sie zertifiziert ambulante und stationäre
Einrichtungen und arbeitet derzeit an einem flächendeckenden
telemedizinischen Zweitmeinungsverfahren zur Vermeidung von Amputationen
großer Gliedmaßen.

Menschen mit Diabetes mellitus haben ein 30-fach höheres Risiko für
Amputationen. Kommt es zu einem Verlust großer Gliedmaßen
(Major-Amputation), liegt die Fünf-Jahres-Überlebenswahrscheinlichkeit der
Betroffenen bei nur etwa 50 Prozent - vergleichbar mit einigen bösartigen
Tumorerkrankungen. Umso wichtiger ist es, Amputationen bei einem so
genannten Diabetischen Fußsyndrom (DFS) zu vermeiden, die Mobilität der
Betroffenen zu erhalten und ihnen ein selbstbestimmtes Leben zu
ermöglichen. "Wir begrüßen daher die Entscheidung des G-BA zur
unabhängigen Zweitmeinung vor einer drohenden Amputation, hätten uns hier
aber gewünscht, dass dies nicht auf freiwilliger Basis, sondern
verbindlich eingeführt wird", sagt DDG Präsidentin Professor Dr. med.
Monika Kellerer. Darüber hinaus gelte es nun zu prüfen, wie es nun
systematisch umgesetzt werden kann, sodass auch Patientinnen und Patienten
aus ländlichen Regionen davon profitieren können.

Der aktuelle Beschluss kann nur dann zu grundlegenden Veränderungen
führen, wenn die Zweitmeinung durch ein Gutachten von Experten entsteht,
die auf diesem Gebiet viele Erfahrungen haben. "Das DFS ist ein
hochkomplexes Krankheitsbild, das möglichst durch ein multidisziplinäres
Team aus Diabetologen, Gefäßchirurgen und Orthopäden sowie der Integration
der nichtärztlichen Assistenzberufe behandelt werden sollte", betont
Professor Dr. med. Ralf Lobmann, Sprecher der Arbeitsgemeinschaft
"Diabetischer Fuß" der DDG. Behandelnde Ärzte und ihre Patienten sollten
sich daher an zertifizierte Einrichtungen wenden. Mit ihrer Expertise
lassen sich Amputationen nachweislich deutlich reduzieren: "Während die
Rate von Major-Amputationen in solchen spezialisierten Zentren bei 3,1
Prozent liegt, beläuft sich die Quote in der Allgemeinversorgung auf zehn
bis zwanzig Prozent", erläutert Lobmann. Das liege auch an der Expertise
für alternative Behandlungsmethoden wie gefäßchirurgische Eingriffe. An
dieser Stelle könne die Telemedizin die Versorgung grundlegend verbessern.
"Die Versorgungsqualität wäre damit flächendeckend gesichert - auch für
Patienten aus ländlichen Regionen." Seit Jahren setzt sich die DDG für ein
telemedizinisches Zweitmeinungskonsil ein, das mit der aktuellen
G-BA-Entscheidung mehr Wirkkraft erhalten könnte - vorausgesetzt diese wird
systematisch in das Verfahren eingebunden.

Der Ärztliche Direktor der Klinik für Endokrinologie, Diabetologie und
Geriatrie am Klinikum Stuttgart erkennt eine Trendwende in der Versorgung
des DFS in Deutschland: "Unsere langjährigen Appelle, die präventiven und
fußerhaltenden Maßnahmen in der Patientenversorgung mehr in den Fokus zu
rücken, tragen nun erste Früchte", begrüßt Lobmann die Entwicklung. Ende
2019 hat der G-BA entschieden, dass die Wundbehandlung mit
Vakuumversiegelungstherapie auch in der ambulanten Versorgung
Kassenleistung wird.2 Damit profitieren nun auch gesetzlich
Krankenversicherte von einer erweiterten, modernen Wundversorgung. Im
Februar entschied der G-BA zugunsten einer Erweiterung der
Verordnungsfähigkeit von medizinischer Fußpflege.3 Bisher konnten diese
Therapie nur Patienten mit einem DFS und der Gefahr auf unumkehrbare
Folgeschädigungen der Füße in Anspruch nehmen. Ab dem 1. Juli 2020 kann
die Podologische Therapie auch dann bereits erfolgen, wenn Schädigungen am
Fuß als Folge einer sensiblen oder sensomotorischen Neuropathie vorliegen.
"Diese und die aktuelle Entscheidung zur Zweitmeinung sind sehr
wirkungsvolle und wichtige Maßnahmen, die dabei helfen, die noch zu hohe
Amputationsrate in Deutschland zu senken", so Lobmann.

Doch mit den aktuellen Beschlüssen sei es noch nicht getan. "Unklar
bleibt, wie die zeitnahe Zweitmeinung erfolgen soll, da die Fragestellung
nach einer Major-Amputation immer dringlich ist und maximal innerhalb von
36 Stunden zu klären ist", gibt Lobmann zu bedenken. Da dies gerade im
ländlichen Raum und in Flächenländern ein Problem sein kann, wurde in
einem Projekt der DDG und AG "Diabetischer Fuß" eine digitale,
telemedizinische Plattform bereits in Baden Württemberg evaluiert.

Die DDG fordert darüber hinaus, eine Amputation nur dann voll zu vergüten,
wenn eine externe Zweitmeinung vorliegt. "Der aktuelle Beschluss
ermöglicht es dem Patienten zwar, sich eine zweite Meinung einzuholen.
Macht er davon jedoch nicht Gebrauch, kann es weiterhin zu unnötigen
Amputationen kommen", führt Lobmann aus. Darüber hinaus kritisiert er den
Stellenwert der Gliedmaßen-erhaltenden Medizin in Deutschland im
Vergütungssystem. "Bislang ist es hierzulande ökonomisch attraktiver, eine
Amputation durchzuführen, als Zeit und Ressourcen in den Erhalt der
Extremität zu investieren." Diese Fehlanreize gelte es abzuschaffen.

Was ist das Diabetische Fußsyndrom?

Das DFS gehört zu den komplexesten und schwerwiegendsten Folgeerkrankungen
des Diabetes mellitus. In Deutschland sind etwa 250.000 Menschen mit
Diabetes davon betroffen. Mit dem Begriff "diabetisches Fußsyndrom" (DFS)
wird ein Komplex von Symptomen im Bereich der Füße und Unterschenkel
bezeichnet, die sich infolge einer Diabeteserkrankung entwickeln können.
Durch einen jahrelang erhöhten Blutzuckerspiegel treten schwere
Schädigungen der Nerven und Blutgefäße in den Beinen auf. In Folge heilen
selbst kleinste Verletzungen nur schlecht ab, sie infizieren sich leicht
und es entwickeln sich oft tiefe Geschwüre, die sich bis auf den Knochen
ausbreiten können. Schlimmstenfalls kann eine Amputation erforderlich
sein. Rund 70 Prozent der Amputationen in Deutschland betreffen Patienten
mit Diabetes - das sind etwa 40.000 jedes Jahr.


Informationen:

1G-BA: "Amputation beim Diabetischen Fußsyndrom: Patientinnen und
Patienten können ärztliche Zweitmeinung zur empfohlenen Operation
einholen"

https://www.g-ba.de/presse/pressemitteilungen/858/

2G-BA: Erweiterung der Verordnungsfähigkeit für medizinische Fußpflege

https://www.g-ba.de/presse/pressemitteilungen/844/

3G-BA: Wundbehandlung mit Vakuumversiegelungs-therapie wird auch in der
ambulanten Versorgung Kassenleistung

https://www.g-ba.de/presse/pressemitteilungen/831/

DDG-zertifizierte Einrichtungen

https://www.deutsche-diabetes-gesellschaft.de/nc/zertifizierte-arztpraxenkliniken/deutschlandkarte.html?stufe%5B%5D=3&plz=&ort=&sprache=&time=&searchlist=Auswahl+anzeigen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1246
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung
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INFEKTION/1862: Die Eintrittspforten für SARS-CoV-2 (idw)

Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft - 23.04.2020

Die Eintrittspforten für SARS-CoV-2



Zwei Zelltypen in der Nase sind wahrscheinlich die ersten Eintrittspforten
für das neue Coronavirus. Anhand von Daten aus dem Human Cell Atlas haben
Forscher*innen bei Becherzellen und Flimmerepithel in der Nase besonders
viele der Proteine entdeckt, die SARS-CoV-2 nutzt, um in unsere Zellen zu
gelangen.

Dass Forscher*innen des Wellcome Sanger Institutes, des
Universitätsklinikums Groningen, der Universität Cote d'Azur und des CNRS
in Nizza und ihre Kolleg*innen des Human Cell Atlas Lung Biological
Network diese Zellen identifiziert haben, könnte zur Erklärung der hohen
Übertragungsrate von SARS-CoV-2 beitragen.

Die erste Veröffentlichung mit dem Lung Biological Network ist ein Teil
der laufenden internationalen Bemühungen, die Daten des Human Cell Atlas
zum Verständnis von Infektion und Krankheit zu nutzen, berichten sie heute
(am 23. April) im Fachjournal "Nature Medicine". Darüber hinaus zeigt die
Publikation, dass Zellen im Auge und in einigen anderen Organen wie dem
Herzen ebenfalls diese Eintrittspforten für die Viren aufweisen. Sie sagt
voraus, wie ein wichtiges Eintrittsprotein zusammen mit anderen Genen des
Immunsystems reguliert wird und offenbart mögliche Ziele, über die ein
Medikament die Übertragung des Virus erschweren könnte.

COVID-19 - die Abkürzung steht für die Coronavirus-Erkrankung (engl.:
corona virus disease), die SARS-CoV-2 auslöst - beeinträchtigt vor allem
die Lunge und die Atemwege. Die Symptome der Patient*innen können
grippeähnlich sein, mit Fieber, Husten und Halsschmerzen, während andere
Menschen gar keine Symptome bemerken, aber dennoch Viren übertragen
können. In den schlimmsten Fällen verursacht das Virus eine
Lungenentzündung, die bis zum Tod führen kann. Man geht davon aus, dass
sich das Virus über Tröpfchen verbreitet, die beim Husten oder Niesen
einer infizierten Person entstehen, und es ist anscheinend leicht
übertragbar. Bislang hat sich das Virus mehr als 176.000 Menschenleben
gefordert.

Welche Zelltypen sind an der Infektion beteiligt?

Wissenschaftler*innen in aller Welt wollen genau verstehen, wie das Virus
funktioniert, um die Übertragung zu verhindern und einen Impfstoff zu
entwickeln. Dass SARS-CoV-2 unsere Zellen über einen ähnlichen Mechanismus
infiziert wie ein verwandtes Coronavirus, das die SARS-Epidemie im Jahr
2003 verursachte, ist bekannt. Doch die genauen Zelltypen, die in der Nase
beteiligt sind, waren zuvor noch nicht genau bestimmt worden.

Die Forscher*innen analysierten daher verschiedene Datensätze des Human
Cell Atlas (HCA)-Konsortiums, die aus der Einzelzell-RNA-Sequenzierung von
mehr als 20 verschiedenen Geweben nicht infizierter Menschen gewonnen
worden waren. Dazu gehörten Zellen aus der Lunge, Nasenhöhle, Auge, Darm,
Herz, Niere und Leber. Die Forscher untersuchten, welche der einzelnen
Zellen die beiden wichtigsten Eintrittsproteine exprimieren, die das Virus
für die Infektion nutzt.

Dr. Waradon Sungnak, der Erstautor der Studie vom Wellcome Sanger
Institute, sagt: "Das Rezeptorprotein - ACE2 - und die TMPRSS2-Protease,
die beim Eintritt von SARS-CoV-2 helfen kann, wird in den Zellen
verschiedener Organe exprimiert. Darunter sind die Zellen an der
Innenseite der Nase. Wir haben dann gezeigt, dass von allen Zellen die
schleimproduzierenden Becherzellen und Flimmerzellen in der Nase die
höchsten Konzentrationen dieser beiden Proteine aufweisen. Das macht diese
Zellen zum wahrscheinlichsten Erstinfektionsweg für das Virus."

Die Zellen der Nase sind für das Virus leicht zu erreichen

Dr. Martijn Nawijn vom Universitätsklinikum Groningen in den Niederlanden
erklärte für das HCA Lung Biological Network: "Diese speziellen Zellen in
der Nase sind jetzt erstmals mit COVID-19 in Verbindung gebracht worden.
Natürlich gibt es viele Faktoren, die die Übertragbarkeit des Virus
beeinflussen. Aber unsere Ergebnisse passen gut mit den bisher
beobachteten rasanten Infektionsraten des Virus zusammen. Die Lage dieser
Zellen an der Oberfläche der Naseninnenseite macht sie für das Virus
leicht zugänglich und kann bei der Übertragung auf andere Menschen
helfen."

Die beiden wichtigsten Eintrittsproteine ACE2 und TMPRSS2 sind auch in
Hornhaut-Zellen des Auges und in der Darmschleimhaut zu finden. Dies
deutet auf einen weiteren möglichen Infektionsweg über das Auge bzw. die
Tränendrüsen hin und offenbart das Potenzial für eine fäkal-orale
Übertragung.

Wenn Zellen geschädigt werden oder eine Infektion bekämpfen, werden
außerdem verschiedene Immungene aktiviert. Die Studie zeigte, dass die
Produktion des ACE2-Rezeptors in den Nasenzellen wahrscheinlich
gleichzeitig mit diesen anderen Immungenen angeschaltet wird.

ACE2 ist auch im Herzen zu finden

Bis zu 20 Prozent der Patient*innen, die an COVID-19 erkranken, erleiden
Schäden des Herzmuskels bis hin zum Herzversagen. Es war daher
entscheidend, auch für das Herz die Genexpression des SARS-CoV-2-Rezeptors
und der helfenden Protease zu kartieren. "Wir haben mehr als 500.000
Einzelzellen aus 14 menschlichen Herzen analysiert. Dabei haben wir die
zellulären Bereiche identifiziert, die diese Eintrittspforte expremieren:
Das sind Perizyten - also Zellen, die zum feinen Kapillarsystem des
Herzens gehören -, Herzmuskelzellen und Fibroblasten, die dazu beitragen,
dem Herzen seine Struktur zu geben", sagt Dr. Michela Noseda vom National
Heart & Lung Institute des Imperial College in London. "Das Wissen, auf
welche Zellen im Herzen das Virus genau abzielt, ist die Grundlage, um die
Mechanismen der Schädigung zu verstehen und über eine Behandlung zu
entscheiden."

"Wir können auf einzigartige Datensets aus der Einzelzellsequenzierung
zurückgreifen", sagt Professor Norbert Hübner, der Leiter der
Arbeitsgruppe "Genetik und Genomik kardiovaskulärer Erkrankungen" am
Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin (MDC) und zusätzlich Projekte am
Deutschen Zentrum für Herz-Kreislaufforschung (DZHK) und am Berlin
Institute of Health (BIH) leitet. Gemeinsam mit Jonathan Seidman, Bugher
Professor für Kardiovaskuläre Genetik an der Harvard Medical School,
koordiniert er ein Team von 13 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern
aus Deutschland, Großbritannien und den USA, die das menschliche Herz
Zelle für Zelle verstehen wollen. Zu dieser Gruppe gehören auch Michela
Noseda und Sarah Teichmann. "Den ACE2-Rezeptor haben wir vor allem bei den
Perizyten gefunden. Der Rezeptor spielt vermutlich eine grundlegende Rolle
dabei, den Blutfluss im Körper aufrecht zu erhalten. Seine Rolle bei den
Herzproblemen von COVID-19-Patient*innen ist dagegen eine andere Sache.
Wir wissen noch nicht, ob das Virus selbst die Schäden am Herzen
verursacht oder ob es sich um sekundäre Effekte handelt."

Den Human Cell Atlas nutzen, um COVID-19 zu verstehen

Die Studie ist ein Ergebnis des weltweiten Human Cell Atlas-Konsortiums.
Das Konsortium will Referenzkarten für alle menschlichen Zellen erstellen,
um Gesundheit und Krankheit zu verstehen. Mehr als 1.600 Forscher*innen in
70 Ländern beteiligen sich am Human Cell Atlas (HCA), die Daten stehen
Wissenschaftler*innen weltweit offen zur Verfügung.

Dr. Sarah Teichmann, eine Senior-Autorin der Studie vom Wellcome Sanger
Institute und Ko-Vorsitzende des HCA-Organisationskomitees, sagt: "Noch
während wir den Human Cell Atlas aufbauen, wird er bereits dafür genutzt,
COVID-19 zu verstehen und um die Zellen zu identifizieren, die für die
erste Infektion und die Übertragbarkeit entscheidend sind. Diese
Informationen können genutzt werden, um die Ausbreitung des Coronavirus
besser zu verstehen. Das Wissen um die genauen Zelltypen, die für die
Virusübertragung wichtig sind, bietet eine Grundlage, um potenzielle
Therapien zu entwickeln und die Ausbreitung des Virus zu reduzieren."

Das globale HCA Lung Biological Network analysiert weiterhin die Daten.
Das Netzwerk will weitere Hinweise auf Zellen und Ziele gewinnen, die
wahrscheinlich an COVID-19 beteiligt sind, und sie mit den Eigenschaften
von Patient*innen abgleichen.

Professor Sir Jeremy Farrar, Direktor von Wellcome, sagt: "Indem er die
Merkmale jedes einzelnen Zelltyps bestimmt, hilft der Human Cell Atlas
Wissenschaftler*innen, Krankheiten wie COVID-19 auf eine völlig neue Art
und Weise zu diagnostizieren, zu überwachen und zu behandeln.
Forscher*innen auf der ganzen Welt arbeiten in beispiellosem Tempo daran,
unser Verständnis von COVID-19 zu vertiefen. Diese neue Arbeit ist ein
Beweis dafür. Die Zusammenarbeit über Grenzen hinweg und der offene
Austausch von Forschungsergebnissen ist entscheidend für die rasche
Entwicklung wirksamer Diagnostika, Therapien und Impfstoffe und um
sicherzustellen, dass kein Land zurückgelassen wird."

Die Studie wurde von Wellcome, der Chan-Zuckerberg-Initiative, der
Europäischen Kommission und anderen Förderern unterstützt. Die komplette
Liste ist in der Studie zu finden.

Der Human Cell Atlas

Der Human Cell Atlas (HCA) ist ein internationales gemeinschaftliches
Konsortium. Sein Ziel sind umfassende Referenzkarten aller menschlichen
Zellen - den grundlegenden Einheiten des Lebens. Diese Karten schaffen die
Basis, um die menschliche Gesundheit zu verstehen und für die Diagnose,
Überwachung und Behandlung von Krankheiten. Der HCA wird von einem
Organisationskomitee geleitet, dessen Ko-Vorsitzende Dr. Sarah Teichmann
vom Wellcome Sanger Institute (UK) und Dr. Aviv Regev vom Broad Institute
des MIT und Harvard (USA) sind. www.humancellatlas.org

Das Human Cell Atlas Lung Biological Network ist ein Zusammenschluss von
71 Wissenschaftler*innen, die gemeinsam an der Kartierung der
Atemwegszellen in unserem Körper arbeiten. Diese Gruppe wird von Dr.
Martijn Nawijn, Dr. Pascal Barbry, Dr. Alexander Misharin und Dr. Jayaraj
Rajagopal koordiniert.

Originalpublikation:

Waradon Sungnak et al. (2020): 

"Single-Cell Transcriptomics Data Survey
Reveals SARS-CoV-2 Entry Factors Highly Expressed in Nasal Epithelial
Cells Together with Innate Immune Genes". Nature Medicine. 

DOI: 10.1038/s41591-020-0868-6.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.nature.com/articles/s41591-020-0868-6 

(Paper)

https://www.humancellatlas.org/covid-19/

https://www.covid19cellatlas.org

https://www.mdc-berlin.de/de/news/press/human-cell-atlas-mitten-ins-herz 

(MDC-Pressemitteilung zu HCA-Projekt)

https://www.mdc-berlin.de/de/news/press/herzzellen-ihre-geheimnisse-entlocken 

(MDC / DZHK-Pressemitteilung zu Kooperation)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution672
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INFEKTION/1861: Ergebnisse der "Heinsberg-Studie" veröffentlicht (idw)

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 04.05.2020

Ergebnisse der "Heinsberg-Studie" veröffentlicht



Der Kreis Heinsberg in Nordrhein-Westfalen gilt als Brennpunkt für das
neuartige Coronavirus SARS-CoV-2. Nach einer Karnevalssitzung kam es dort
zu einer in Deutschland frühen und massenhaften Ausbreitung des Erregers.
Im Rahmen der Studie hatte ein Forschungsteam um Prof. Dr. Hendrik Streeck
und Prof. Dr. Gunther Hartmann von der Universität Bonn in der Ortschaft
Gangelt eine große Zahl von Einwohnern befragt, Proben genommen und
analysiert. Dabei wurde unter anderem erstmals die Sterblichkeitsrate der
Infektion genau bestimmt. Die Ergebnisse der Studie sind vorab
veröffentlicht worden und werden nun der Wissenschaft und der
Öffentlichkeit vorgestellt.




[image: Foto: © Oliver Thanscheidt]

Heinsberg-Studie: Studentische Hilfskräfte halfen bei der Probennahme in Gangelt mit. 

Foto: © Oliver Thanscheidt
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Heinsberg-Studie: Studentische Hilfskräfte halfen bei der Probennahme in Gangelt mit. 

Foto: © Oliver Thanscheidt



Im Zentrum der Studie steht die Sterblichkeitsrate der Infektion (sog.
Infektionssterblichkeit, infection fatality rate, IFR), die den Anteil der
Todesfälle unter den Infizierten angibt. Diese muss von der
Fallsterblichkeit unterschieden werden (case fatality rate, CFR). Die IFR
ist aus verschiedenen Gründen der verlässlichere Parameter, und dessen
Bestimmung wird international für SARS-CoV-2 gefordert. "Mit unseren Daten
kann nun zum ersten Mal sehr gut geschätzt werden, wie viele Menschen nach
einem Ausbruchsereignis infiziert wurden. In unserer Studie waren das 15
Prozent für die Gemeinde Gangelt. Mit der Gesamtzahl aller Infizierter
kann die Infektionssterblichkeit (IFR) bestimmt werden. Sie liegt für
SARS-CoV-2 für den Ausbruch in der Gemeinde Gangelt bei 0,37 Prozent",
sagt Studienleiter Prof. Dr. Hendrik Streeck, Direktor des Instituts für
Virologie am Universitätsklinikum Bonn. Mit der IFR lässt sich anhand der
Zahl der Verstorbenen auch für andere Orte mit anderen Infektionsraten
abschätzen, wie viele Menschen dort insgesamt infiziert sind. Der Abgleich
dieser Zahl mit der Zahl der offiziell gemeldeten Infizierten führt zur
sogenannten Dunkelziffer. Diese ist in Gangelt rund 5-fach höher als die
offiziell berichtete Zahl der positiv getesteten Personen. Legt man für
eine Hochrechnung etwa die Zahl von fast 6.700 SARS-CoV-2-assoziierten
Todesfällen in Deutschland zugrunde, so ergäbe sich eine geschätzte
Gesamtzahl von rund 1,8 Millionen Infizierten. Diese Dunkelziffer ist um
den Faktor 10 größer als die Gesamtzahl der offiziell gemeldeten Fälle
(162.496 am 03.05.2020, 07:20 Uhr).

"Die Ergebnisse können dazu dienen, Modellrechnungen zum
Ausbreitungsverhalten des Virus weiter zu verbessern - bislang ist hierzu
die Datengrundlage vergleichsweise unsicher", sagt Co-Autor Prof. Dr.
Gunther Hartmann, Leiter des Instituts für Klinische Chemie und Klinische
Pharmakologie am Universitätsklinikum Bonn und Sprecher des
Exzellenzclusters ImmunoSensation. Die Studie gibt auch wichtige Hinweise
für weiterführende Forschung zu SARS-CoV-2, etwa zum Infektionsrisiko in
Abhängigkeit von Alter, Geschlecht und Vorerkrankungen, zum höheren
Schweregrad der Erkrankung unter den besonderen Bedingungen eines massiven
Infektionsereignisses wie in Gangelt, oder zum Infektionsrisiko innerhalb
von Familien.

20% der COVID-19 Infektionen verlaufen asymptomatisch

Auch die Symptombeschreibung ist ein Aspekt der Studie. Der für diese
Infektion auffälligste Symptomkomplex ist der von Prof. Streeck zuvor
beschriebene Geruchs- und Geschmacksverlust. Weiterhin zeigten in Gangelt
insgesamt 22 Prozent von allen Infizierten gar keine Symptome. Es fiel
auf, dass Personen häufiger Symptome hatten, die an der Karnevalssitzung
teilgenommen haben. "Um herauszufinden, ob hier die körperliche Nähe zu
anderen Sitzungsteilnehmern und eine erhöhte Tröpfchenbildung durch lautes
Sprechen und Singen zu einem stärkeren Krankheitsverlauf beigetragen
haben, planen wir weitere Untersuchungen in Kooperation mit Spezialisten
für Hygiene", führt Prof. Hartmann aus.

"Dass offenbar jede fünfte Infektion ohne wahrnehmbare Krankheitssymptome
verläuft, legt nahe, dass man Infizierte, die das Virus ausscheiden und
damit andere anstecken können, nicht sicher auf der Basis erkennbarer
Krankheitserscheinungen identifizieren kann", meint Prof. Martin Exner,
Leiter des Instituts für Hygiene und öffentliche Gesundheit und Co-Autor
der Studie. Dies bestätige die Wichtigkeit der allgemeinen Abstands- und
Hygieneregeln in der Corona-Pandemie. "Jeder vermeintlich Gesunde, der uns
begegnet, kann unwissentlich das Virus tragen. Das müssen wir uns bewusst
machen und uns auch so verhalten", sagt der Hygiene-Experte.

In den untersuchten Mehrpersonen-Haushalten war das Risiko für die
Ansteckung einer weiteren Person überraschend gering. "Die Infektionsraten
sind bei Kindern, Erwachsenen und Älteren sehr ähnlich und hängen offenbar
nicht vom Alter ab", sagt Prof. Streeck. Es gebe auch keine signifikanten
Unterschiede zwischen den Geschlechtern.

Insgesamt 919 Teilnehmer aus 405 Haushalten

Insgesamt 600 zufällig ausgewählte Haushalte in Gangelt wurden
angeschrieben und gebeten, an der Studie teilzunehmen. 919
Studienteilnehmer aus 405 Haushalten wurden vom 30. März bis 6. April
sechs Wochen nach dem Ausbruch der Infektion in Gangelt befragt und
getestet. Die Wissenschaftler nahmen Rachenabstriche und Blutproben. In
der Akutphase der Infektion in den ersten ein oder zwei Wochen ist der
PCR-Test, der den "genetischen Daumenabdruck" von SARS-CoV-2 erfasst, sehr
zuverlässig. Zwei oder drei Wochen nach der Infektion bildet das
Immunsystem sogenannte Antikörper gegen das Virus, die der ELISA-Test
erkennt. "Durch die Kombination von PCR- und ELISA-Test können wir sowohl
akute als auch abgelaufene Infektionen erfassen", sagt Hartmann.
Vorstudien zeigten, dass der ELISA-Test sich in etwa einem Prozent der
durchgeführten Untersuchungen "irrt" und fälschlicherweise eine
durchgemachte Infektion anzeigt. "Bei einem hohen Prozentsatz an
Infizierten wie in Gangelt tritt dieser messtechnische Unsicherheitsfaktor
in den Hintergrund", erklärt Prof. Hartmann. Bei aktuell geplanten
Deutschland-weiten Studien mit einer geschätzten Infektionsrate von etwa
ein bis zwei Prozent sei dieser messtechnische Unsicherheitfaktor jedoch
ein Problem.

Welche Schlüsse aus den Studienergebnissen gezogen werden, hängt von
vielen Faktoren ab, die über eine rein wissenschaftliche Betrachtung
hinausgehen", sagt Prof. Streeck. "Die Bewertung der Erkenntnisse und die
Schlussfolgerungen für konkrete Entscheidungen obliegen der Gesellschaft
und der Politik."

In der Corona-Pandemie gelten auch beim wissenschaftlichen Publizieren
andere Regeln als sonst: Renommierte wissenschaftliche Journale verlangen,
dass bei der Einreichung von Arbeiten zum Thema COVID-19 das jeweilige
Paper zunächst auf einem Preprint Server hochgeladen und so unverzüglich
vorab der Wissenschaft und den Gesundheitsbehörden zugänglich gemacht wird
(siehe: https://wellcome.ac.uk/coronavirus-covid-19/open-data). Erst dann
findet das weitere Publikationsverfahren mit einer Überprüfung durch
Experten im sog. Peer Review statt.


Originalpublikation:

Infection fatality rate of SARS-CoV-2 infection in a German community with
a super-spreading event Hendrik Streeck, Bianca Schulte, Beate M.
Kümmerer, Enrico Richter, Tobias Höller, Christine Fuhrmann, Eva Bartok,
Ramona Dolscheid, Moritz Berger, Lukas Wessendorf, Monika Eschbach-Bludau,
Angelika Kellings, Astrid Schwaiger, Martin Coenen, Per Hoffmann, Birgit
Stoffel-Wagner, Markus M. Nöthen, Anna-Maria Eis-Hübinger, Martin Exner,
Ricarda Maria Schmithausen, Matthias Schmid and Gunther Hartmann

https://www.ukbonn.de/C12582D3002FD21D/vwLookupDownloads/Streeck_et_al_Infection_fatality_rate_of_SARS_CoV_2_infection2.pdf/$FILE/Streeck_et_al_Infection_fatality_rate_of_SARS_CoV_2_infection2.pdf


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution123
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FORSCHUNG/1423: Wie das Coronavirus sein Erbgut vermehrt (idw)

Max-Planck-Institut für biophysikalische Chemie - 28.04.2020

Wie das Coronavirus sein Erbgut vermehrt



Wenn sich ein Mensch mit dem neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert,
vermehrt sich der Erreger in dessen Zellen rasend schnell. Dazu muss das
Virus sein Erbgut, das aus einem langen RNA-Strang besteht,
vervielfältigen. Diese Aufgabe übernimmt die virale "Kopiermaschine",
Polymerase genannt. Wissenschaftler um Patrick Cramer vom Göttinger
Max-Planck-Institut für biophysikalische Chemie haben jetzt die räumliche
Struktur der Corona-Polymerase entschlüsselt. Damit lässt sich erforschen,
wie antivirale Substanzen wirken, die die Polymerase blockieren. Eine von
ihnen ist der Hoffnungsträger Remdesivir. Außerdem können neue
Wirkstoffkandidaten gesucht werden.

"Im Angesicht der derzeitigen Pandemie wollten wir helfen", sagt
Max-Planck-Direktor Cramer. "Wir verfügen über umfassende Erfahrung,
Polymerasen zu untersuchen." So lag das Forschungsthema für die
Wissenschaftler auf der Hand.

"Das Überraschendste für uns war, dass der Aufbau der
Coronavirus-Kopiermaschine aus der Reihe fällt, denn sie unterscheidet sich von
anderen Polymerase-Strukturen", erklärt Hauke Hillen. Die
Corona-Polymerase bindet zwar so an die RNA, wie es auch von anderen Virusarten
bekannt ist. Doch diese Polymerase besitzt ein weiteres Element, mit der
sie sich an der RNA festklammert, bis sie das Erbgut kopiert hat. Das ist
gerade für das Coronavirus wichtig, denn sein Erbgut besteht aus rund
30.000 Bausteinen und ist damit besonders lang, das Kopieren eine echte
Mammutaufgabe.

Im Detail verstehen, wie antivirale Substanzen wirken

Zu wissen, wie die Coronavirus-Polymerase Atom für Atom aufgebaut ist,
eröffnet neue Möglichkeiten, den Erreger besser zu verstehen und zu
bekämpfen. Im nächsten Schritt will das Forscherteam um Cramer im Detail
untersuchen, wie antivirale Substanzen die Vermehrung von Coronaviren
blockieren. "Auf Remdesivir, das die Corona-Polymerase direkt blockiert,
ruhen viele Hoffnungen. Durch die Polymerase-Struktur könnte es möglich
werden, bereits vorhandene Substanzen wie Remdesivir zu optimieren und
ihre Wirkung zu verbessern. Doch wir wollen auch nach neuen Substanzen
fahnden, die die Virus-Polymerase stoppen können", so Cramer.

Ihre Ergebnisse haben die Göttinger Forscher in einem Manuskript bereits
im Internet veröffentlicht. "Wir wollten unsere Erkenntnisse sofort mit
der internationalen Forschungsgemeinschaft teilen, denn es muss jetzt, wo
wir uns mitten in der Pandemie befinden, besonders schnell gehen,"
berichtet Lucas Farnung, der in Kürze auf eine Professur an die
US-amerikanische Harvard University wechseln wird.

Die Corona-Kopiermaschine 100.000-fach vergrößert

Der Weg hin zur dreidimensionalen Struktur der Corona-Polymerase war
steinig. "Zunächst mussten wir die Polymerase aus drei gereinigten
Proteinen im Reagenzglas nachbauen. Nach einigen Optimierungen war sie
schließlich funktionsfähig", erläutert Goran Kokic. "Nur so konnten wir
untersuchen, wie sie arbeitet." Der Wissenschaftler hatte dazu auf die
Schnelle einen speziellen Test etabliert, um die Aktivität der Polymerase
bestimmen zu können.

Im Anschluss untersuchte das Team die Proben im Elektronenmikroskop bei
über 100.000-facher Vergrößerung - und zunächst machte sich Enttäuschung
breit: "Obwohl wir zehn Tage und Nächte rund um die Uhr Bilder aufgenommen
hatten, konnten wir keine detaillierten Einblicke in die Struktur
gewinnen", erinnert sich Christian Dienemann, Experte für
Elektronenmikroskopie. "Allerdings sah eine Probe anders aus, irgendwie
seltsam. Unser erster Gedanke war, sie zu verwerfen. Glücklicherweise
haben wir das nicht getan: Ausgerechnet diese Probe hat uns die
hochwertigen Daten geliefert, die wir unbedingt brauchten," erzählt
Dimitry Tegunov, Datenverarbeitungsexperte der Gruppe, der auch die
Software programmiert hat, um schnell große Mengen von Bilddaten zu
verarbeiten.

Die Entschlüsselung der Polymerase-Struktur soll nicht der letzte Beitrag
der Göttinger Forscher zur Bewältigung der Pandemie sein: "Wir haben auch
die sogenannten Helferfaktoren im Visier, die die Virus-RNA so verändern,
dass sie durch das menschliche Immunsystem nicht abgebaut werden kann", so
Cramer. "Und natürlich hoffen wir als Strukturbiologen, weitere
Angriffspunkte im Virus zu finden, die mittelfristig neue
Therapiestrategien eröffnen."

Originalpublikation:

Hillen HS*, Kokic G*, Farnung L*, Dienemann C*, Tegunov D*, Cramer P*

(*gleichwertiger Beitrag): 

Structure of replicating SARS-CoV-2 polymerase.
Link zur Vorab-Online-Veröffentlichung:

https://www.biorxiv.org/content/10.1101/2020.04.27.063180v1

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.mpibpc.mpg.de/17275419/pr_2008 

(Original-Pressemitteilung des Max-Planck-Instituts für biophysikalische Chemie)

https://www.mpibpc.mpg.de/de/cramer 

(Webseite der Abteilung Molekularbiologie von Patrick Cramer, Max-Planck-Institut für biophysikalische Chemie)

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79795

3D-Ansicht der Polymerase des Coronavirus: Die Erbgut-RNA ist in blau und rot dargestellt.
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AKTION/1052: Telefonhotline zum Thema Schmerz sowie Selbsthilfe-Telefonkonferenz/Video-Telefonrunde, mittwochs im Mai 2020

Deutsche Schmerzgesellschaft e.V. - 5. Mai 2020

Zugang zur Schmerztherapie derzeit noch schwieriger als sonst

Deutsche Schmerzgesellschaft fordert "Schutzschirm für Schmerzpatienten" und startet am 6. Mai 2020 mit Patientenhotline



Berlin, 5. Mai 2020 - Die Behandlung von Schmerzen darf in
Pandemie-Zeiten nicht in den Hintergrund treten. 23 Millionen
Deutsche, die unter chronischen Schmerzen leiden, haben ein Recht
darauf, angemessen behandelt zu werden. Darauf weist die Deutsche
Schmerzgesellschaft e.V. anlässlich des 9. bundesweiten Aktionstages
gegen den Schmerz am 2. Juni 2020 hin. Sie fordert einen "Schutzschirm
für Schmerzpatienten" und geht mit gutem Beispiel voran: Ab 6. Mai
2020 startet ein telefonisches Informationsangebot für
Schmerzpatienten. Jeden Mittwoch im Mai geben Schmerzexpertinnen und
-experten unter der Nummer 0800 1818120 in fünf Zeitfenstern Tipps zu
unterschiedlichen Schmerzthemen.

23 Millionen Deutsche leiden in Deutschland unter chronischen
Schmerzen. Ob Migräne, Gelenkerkrankungen, Rheuma oder infolge einer
Operation - Patienten mit chronischen Schmerzen brauchen auch in
Corona-Zeiten Hilfe. Denn die aktuellen Krisenbewältigungsstrategien
haben weitreichende Folgen: Multimodale Schmerzbehandlungen in Gruppen
entfallen, die Abstandsregeln verunsichern und der eine oder die
andere verschiebt den Termin beim Arzt oder Physiotherapeuten. "Wir
brauchen einen ?Schutzschirm für Schmerzpatienten?. Schmerzbehandlung
ist ein Patientenrecht - und viele wissen gar nicht, welche
Therapie-Optionen für sie infrage kommen und wo es Hilfe gibt", sagt
Thomas Isenberg, Geschäftsführer der Deutschen Schmerzgesellschaft
e.V. Es gebe mittlerweile viele verschiedene und gut evaluierte
Methoden der Schmerzbehandlung, die bekannter gemacht werden müssen,
so Isenberg. Beispielsweise die multimodale Schmerztherapie, bei der
Therapien aus verschiedenen Fachbereichen miteinander verbunden
werden: Eine medikamentöse Behandlung, Physiotherapie, Psychotherapie,
Entspannungsübungen oder Ergotherapie können zum Einsatz kommen. "Das
ist einer der Gründe, weshalb wir jedes Jahr zusammen mit Partnern den
Aktionstag gegen den Schmerz veranstalten, denn an diesem Tag können
Einblicke in die verschiedenen Therapieansätze gegeben werden. Dabei
stehen das Arzt-Patient-Gespräch und die individuelle Abstimmung
natürlich im Zentrum", ergänzt Isenberg.

Aufgrund der aktuellen Krise weitet die Schmerzgesellschaft ihr
Angebot im Umfeld des Aktionstages gegen den Schmerz aus und bietet ab
Mittwoch, 6. Mai 2020 jeden Mittwoch eine telefonische
Patientenhotline an. Unter der Hotline-Nummer 0800 1818120 stehen
Schmerzexpertinnen und -experten in insgesamt fünf Zeitfenstern zu
unterschiedlichen Themenfeldern wie "Schmerz-Psychologie",
"Schmerz-Medizin", "Schmerz-Physiotherapie" und "Schmerz-Pflege"
Anruferinnen und Anrufern telefonisch mit Tipps zur Verfügung. Zudem
organisiert die Deutsche Schmerzgesellschaft e.V. in einem weiteren
Zeitfenster mittwochs eine
Selbsthilfe-Telefonkonferenz/Video-Telefonrunde, in der allgemeine
Fragen rund um Schmerz und Schmerztherapie auch zwischen Patientinnen
und Patienten, Vertretern von Selbsthilfeorganisationen und
Schmerzexperten ausgetauscht werden können.

Mit diesem Angebot sollen Betroffene, die zudem oftmals zu Hause
allein oder aber mit begrenzten Sozialkontakten sind, Möglichkeiten
zum Austausch und für Tipps erhalten. "Damit entlassen wir die Politik
aber nicht aus der Verantwortung", betont Isenberg. Diese müsse
zeitnah und langfristig die Rahmenbedingungen für eine gute
Schmerzbehandlung stärken. "Viele Patienten irren jahrelang im
Dschungel des Gesundheitswesens umher, bevor Sie adäquate Hilfe
finden. Das ist nicht hinnehmbar", betont Thomas Isenberg,
Geschäftsführer der Deutschen Schmerzgesellschaft e.V.


Terminhinweise:

Am 6., 13., 20. und 27. Mai 2020 (jeden Mittwoch) stellen wir Ihnen
folgende telefonische Angebote zur Verfügung:

1. Selbsthilfe-Telefonkonferenz/Video-Telefonrunde mit allgemeineren
Hinweisen, Tipps auch von Patientinnen und Patienten, KEINE
Diagnostik, KEINE Behandlung, KEINE Patientenbindung

jeweils 14:00-15:00 Uhr

Zugangs-Informationen:

www.schmerzgesellschaft.de/patientenhotline

2. Einzel-SchmerzexpertInnen-Telefongespräche mit allgemeineren
Hinweisen/Tipps, KEINE Diagnostik, KEINE Behandlung, KEINE Patientenbindung

Thema "Schmerz-Psychologie"

jeweils 15:00-16:00 Uhr

Thema "Schmerz-Medizin"

jeweils 16:00-17:00 Uhr

Thema "Schmerz-Physiotherapie"

jeweils 17:00-18:00 Uhr

Thema "Schmerz-Pflege"

jeweils 18:00-19:00 Uhr

Hotline-Nummer: 0800 1818120

Aktionstag gegen den Schmerz" am 2. Juni 2020

Bundesweit informieren Ärzte und Pflegekräfte an etwa 150 Standorten
(siehe: Übersicht der Veranstaltungen) über das Thema Schmerz.

Plus: kostenfreie Telefon-Hotline (0800 18 18 120) von 9:00-18:00 Uhr

Weitere Informationen, Materialien und die Teilnehmerliste "Aktionstag
gegen den Schmerz" unter 

https://www.schmerzgesellschaft.de/topnavi/bewusstsein-schaffen/aktionstag


Zur Deutschen Schmerzgesellschaft e.V.

Die Deutsche Schmerzgesellschaft e.V. ist mit über 3600 persönlichen
Mitgliedern die größte wissenschaftlich-medizinische Fachgesellschaft
im Bereich Schmerz in Europa. Die Deutsche Schmerzgesellschaft e.V.
ist Mitglied der IASP (International Association for the Study of
Pain) sowie der AWMF (Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen
Medizinischen Fachgesellschaften). Sie ist zudem die interdisziplinäre
Schmerzdachgesellschaft von derzeit 19 mitgliederstarken weiteren
medizinisch-wissenschaftlichen Fachgesellschaften im Bereich Schmerz.
Diese Perspektive wird zudem erweitert durch die institutionelle
korrespondierende Mitgliedschaft der Vereinigung aktiver
Schmerzpatienten SchmerzLOS e.V. in der Deutschen Schmerzgesellschaft
e.V.

Die Mitgliedschaft der Deutschen Schmerzgesellschaft e.V. ist
interdisziplinär und interprofessionell und besteht aus
Schmerzexperten aus Praxis, Klinik, Psychologen, Pflege,
Physiotherapie u. a. sowie wissenschaftlich ausgewiesenen
Schmerzforschern aus Forschung, Hochschule und Lehre.

 * 

Quelle:

Deutsche Schmerzgesellschaft e.V.

Pressemitteilung vom 5. Mai 2020

Bundesgeschäftsstelle

Alt-Moabit 101 b, 10559 Berlin

Telefon: 030-39409689-1, Fax: 030-39409689-9

E-Mail: presse@dgss.org

Internet: www.dgss.org
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LABEL/5222: Warner Music Medien Newsletter KW 19 (Warner Music)

Warner Music Medien Newsletter KW 19

Hamburg, 5. Mai 2020



"Bittersweet summer rain, I'm born again", singt Lianne La
Havas in ihrer vor wenigen Wochen enthüllten, emotional bewegenden
Soulhymne "Bittersweet" [1], mit der sie sich an der Bildoberfläche
zurückmeldete. "Ich fühle mich wie eine neue Künstlerin",
kommentiert sie. "Ich hatte vergessen, wie sehr ich das Singen
liebe. Ich habe in den letzten Jahren viel über mich selbst gelernt
und dieser natürlichen Entwicklung entspringt nun mein neu gefundener
Antrieb." Gestern Abend folgte mit "Paper Thin" [2] ihre Single
Nummer zwei, die im Zuge eines Interviews mit Zane Lowe auf Beats 1
Premiere feierte. Doch damit nicht genug: Zeitgleich kündigte die bei
verschiedenen renommierten Preisverleihungen mehrfach nominierte
Britin ihr selbstbetiteltes drittes Album an, das ab sofort
vorbestellbar ist. "Lianne La Havas" - das Album - schöpft aus Milton
Nascimentos wehmütigem brasilianischen Tropicalismo der 70er-Jahre
sowie den ermächtigenden SciFi-Girlgroup-Harmonien von Destiny's
Child, die gleichermaßen ihren aktuellen Sound und ihre neue Vision
prägen. Außerdem erscheint heute Abend auf dem YouTube-Kanal [3] von
NPR ihre "Tiny Desk" Home-Performance.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

MAHALIA

Pünktlich zum 01. Mai und zur Feier ihres 22. Geburtstages
präsentierte Mahalia am vergangenen Freitag ihre brandneue EP
"Isolation Tapes", gemeinsam mit dem neuen Track "BRB" und dem
dazugehörigen Musikvideo [4]. Der Neuling handelt von der Sehnsucht
nach einem besonderen Menschen, die aktuell mehr denn je
nachvollziehbar ist.

Neben "BRB" umfasst die neue EP noch zwei weitere Tracks, darunter
"Plastic Plants" - den Mahalia bereits angeteasert hatte - und "Too
Nice". Zu beiden Tracks erschien ebenfalls am vergangenen Freitag ein
passendes Lyric Video, das jeweils hier [5] und hier [6] zu sehen
ist.

2019 hatte Mahalia ihr Debütalbum "Love And Compromise"
veröffentlicht und war zuletzt in der dreiteiligen YouTube-Doku "The
Story Of Mahalia" [7] zu sehen.


MATT MAESON

Im Alter von 17 Jahren spielte Matt Maeson quer durch Amerika für
Insassen in Hochsicherheitsgefängnissen. "Ich bin einfach dahin
und habe Songs auf der Akustikgitarre performt", so der aus
Virginia stammende und heute in Austin beheimatete Singer-Songwriter.

Sein etwas anderer Werdegang prägte zweifellos auch sein 2019er
Debütalbum "Bank On The Funeral", das nicht nur musikalisch, sondern
vor allem durch sein brachial offenes Storytelling und seine düstere
Poesie überzeugt - eine Mischung, die auch auf "Go Easy" [8] zu hören
ist.

"Wenn ich über etwas schreiben kann, das mich verärgert hat oder
woraus ich etwas gelernt habe, und andere Leute sich darin erkennen
und verstanden fühlen, dann habe ich mein höchstes Ziel
erreicht", so Matt Maeson.


KLAN

Vor Kurzem legte das Geschwisterduo KLAN seine melancholische
aktuelle Single "Rot Grün Blau" vor und enthüllte am vergangenen
Freitag das dazugehörige Musikvideo [9], das perfekt die momentane
Situation auf den Punkt bringt und die Jungs dabei zeigt, wie sie in
einem Quarantäne-Plastikball durchs leere Berlin laufen.

Es sind komische Zeiten, die wir gerade in unseren eigenen kleinen
Sphären erleben. Die Isolation schlägt uns aufs Gemüt. Vor allem,
dass wir die Menschen, die wir lieben, vorerst nicht mehr in den Arm
nehmen können.

"Deine kleinsten Teile leuchten rot blau grün / Jeder ist alleine
aber wir werden das überspielen / Und nach einer Weile werde ich es
nicht mehr spüren, dass es meine Sinne seziert", singen KLAN und
sprechen uns mal wieder aus der Seele.


TINIE

Im Zuge seiner vor wenigen Wochen erschienenen, sonnengetränkten
Comeback-Single "Top Winners (feat. Not3s)" legte UK-Rapper Tinie,
alias Tinie Tempah, vergangene Woche mit seiner zweiten
Veröffentlichung des Jahres nach und enthüllte die neue Single
"Moncler (feat. Tion Wayne)".

"Nachdem ich meinen Plattenvertrag unterschrieben hatte, war der
erste Luxusgegenstand, den ich mir kaufte, eine lange Moncler Puffer
Jacket", erinnert sich Tinie. "Das war vor ungefähr zehn
Jahren und dank seiner Qualität besitze und trage ich den Mantel bis
heute. Dieser Song feiert, wo ich heute in meinem Leben stehe."

Im begleitenden, animierten Musikvideo [10] - unter Regie von Robert
Strange (Hot Chip, Gorillaz) - genießen Tinie und sein Feature-Gast
Tion Wayne einfach mal dieses Leben.


JOJO

Am vergangenen Freitag veröffentlichte die amerikanische
R&B-Sensation JoJo ihr viertes Album "good to know" und bringt ihre
markante Stimme darauf erneut eindrucksvoll zur Entfaltung. "Some
say she's back. Others say she never left the game", bestätigte
u.a. die US-Plattform HotNewHipHop.

"good to know" vereint instrospektiven R&B mit eingängigen Hooks,
satten Harmonien und hochkarätiger Produktion - darunter die bereits
erschienenen Single-Vorboten "Man" und "Lonely Hearts" [11].

"Dieses Werk kann in drei Kapitel unterteilt werden. Das erste
handelt von der Flucht vor mir Selbst. Der mittlere Teil handelt vom
Alleinsein, um wieder zu mir selbst zu finden und zum Schluss dreht
sich alles um Selbstliebe und die Akzeptanz meiner Selbst",
erklärt JoJo.


KALEO

Im Januar hatte die Grammy-nominierte isländische Rockband Kaleo mit
"I Want More" und "Break My Baby" bereits zwei vielversprechende
Singles ihres kommenden Albums "Surface Sounds" präsentiert, das
komplett aus der Feder von Frontmann, Lead-Sänger und Songwriter JJ
Julius Son stammt.

Vor Kurzem legte die Formation mit ihrer neuen Single "Backbone" [12]
nach, die einen Gang runterschaltet und mit emotionalen Vocals unter
die Haut geht. "Surface Sounds" - der Nachfolger ihres 2016er
Erfolgsalbums "A/B" (2016) - erscheint voraussichtlich im Juli.

Vor einigen Wochen gab JJ Julius Son in der renommierten
französischen Sendung "TARATATA" eine besondere Performance [13] der
Single "I Want More", in Begleitung eines Streicherensembles.


S1MBA

Der britische Newcomer S1MBA mischt in seiner neuesten Single "Rover
(Mu La La)" bestgelaunten Afroswing mit UK-Hiphop und einprägsamen
Hooklines. Kein Wunder also, dass der Song bereits über 13,7 Mio.
Streams einspielte und derzeit die UK- und Global-Spotify-Charts
erklimmt.

Auch das dazugehörige Musikvideo [14] generierte auf YouTube bereits
über 4,5 Mio. Views und lädt zum Aufdrehen ein. Darin verbreiten
S1MBA und Feature-Gast DTG die derzeit dringend benötigten positiven
Vibes, die direkt in die Hüften gehen.

Parallel dazu zählt die begleitende #mulachallenge auf TikTok bereits
über 18 Mio. Views, was den derzeitigen Streamingzuwachs erklärt.
S1MBA stammt ursprünglich aus Simbabwe und zog im Alter von neun
Jahren nach Großbritannien.


THE MAGIC GANG

Die von The Times als "Britain's best new guitar band" bezeichnete
Indie-Band The Magic Gang veröffentlichte am vergangenen Freitag ihre
brandneue Single "Take Back The Track" und damit den zweiten Vorboten
ihres kommenden Albums "The Death Of The Party".

Das Musikvideo [15] zur energiegeladenen Single entstand in
Quarantäne, wo die Band sich und ihren Fans jüngst mit
Cover-Versionen beliebter Tracks die Zeit vertreibt. Darin stimmt das
Viergespann zu einer gemeinsamen Bandprobe an, die jedoch von einem
unerwarteten Gast gestört wird.

Mit "The Death Of The Party" erscheint voraussichtlich am 21.08. das
zweite Album der Band, das auf ihr selbstbetiteltes 2018er Debütalbum
folgt und vom Grammy-prämierten Producer Ben H. Allen produziert
wurde.


TRACK OF THE WEEK • ORRY JACKSON - "Mein Stern"

Dieser Typ hat eine Stimme aus Gold. Dieser Meinung sind zahlreiche
Stars, sowohl nationale als auch internationale, denen seine Vocals
zu Ohren gekommen sind. Doch wer ist dieser Orry Jackson?
Ursprünglich in Bonn geboren, stand Orry Jackson zum ersten Mal im
Alter von vier Jahren auf der Bühne. "Danach war für mich klar,
dass es nichts Besseres für mich gibt", erinnert sich der
30-Jährige heute. Mit Cover-Versionen baute er sich über die Jahre
eine treue Fanbase auf. So ist nun auch seine erste über Warner Music
erschienene Single eine Neuauflage des Ayman-Hits "Mein Stern" [16],
produziert von Phil The Beat, der dem bekannten Song ein eingängiges
R&B-Soulgewand verpasst. "Viel mehr hat es eigentlich auch nicht
gebraucht", so Orry. "Ich wollte nicht 'zu viel' aber auch
nicht 'zu wenig'. Es sollte ein bisschen 2000 bleiben. Also keine
krassen Special Effects, sondern einfach ein gutes Feeling."



  [1] http://click.e.wmg.com/?qs=5379eef5a706ad1082586ff33bee9d8f1d0cff9551a577ae6ed4f7b1925e8ae70ca95ae8b23b381cc51fa23ed9856302

  [2] http://click.e.wmg.com/?qs=5379eef5a706ad10d8df635efaaf39f83321c7783af7741f541107758c90430009edf19a5f2f1b6f5d3f888bfee00477

  [3] http://click.e.wmg.com/?qs=5379eef5a706ad10baf9342d90e5d8b97037e699d103b14c5ae1c4f1a783dccf19044d83cbd9c7e8ecb3b85628a2d911

  [4] http://click.e.wmg.com/?qs=5379eef5a706ad106d596aa1119843805fe5d1583e66d0d437704f24ab703ed6e52584f73d80f5e201b354d59c0c3de0

  [5] http://click.e.wmg.com/?qs=5379eef5a706ad10ac50be3a26378cb957018efeee29cea4df70b715bd1d48ad5e6879981e44cb280d30c9cc9059cc0e

  [6] http://click.e.wmg.com/?qs=5379eef5a706ad10ff1e61a3650ea143c48417889fddcbfd3119f5b64d0bd834e7214193b24b3fdea22f11de0913e869

  [7] http://click.e.wmg.com/?qs=5379eef5a706ad10a54f26a0eb294f1fe5288c17bb026a864dbb95b4a36ae9b16c5294e1bbe45b3ce854b99f5d98de9f

  [8] http://click.e.wmg.com/?qs=5379eef5a706ad10318a170891457c771700d0d08ca6067f88d8fb273a6eec95fe5fce243783c7eea47ad24240480f76

  [9] http://click.e.wmg.com/?qs=5379eef5a706ad103cc30624e198335bbe3efe2c70d6eca6160de564bb424b3913ec7d90fd00b5a2984ce941bb81e1c9

[10] http://click.e.wmg.com/?qs=5379eef5a706ad10855a57d0fbbffcd0ac5655779a5f8ae7e983d047e1c42db8f6fa847582762463bda27362bb76e049

[11] http://click.e.wmg.com/?qs=5379eef5a706ad1042f38244a751f6834a663796567a752561bc87b4167b3705711f69c3cbcdcdb7e57a7818927ebf06

[12] http://click.e.wmg.com/?qs=5379eef5a706ad10e636334af85e2f1fbc337deba89ee42834ddbb30be31a06f1f22f2eb9b240721e3d0f188fa261e46

[13] http://click.e.wmg.com/?qs=5379eef5a706ad10c9945a293326ab8f37118e3e8facecde6f13fa105741746ca04563c6e9b834943aa86606fe9cafd0

[14] http://click.e.wmg.com/?qs=5379eef5a706ad10d681a1e055707c0129f6294262a011d0b264498a745e5f38ff1d33ce88571223e1aee1359be4a17c

[15] http://click.e.wmg.com/?qs=5379eef5a706ad10b1bf239d0218edcb2c52b7a883dd17635657a16e5cc2be5fc15ec2f057572b03264622e53cbc02fc

[16] http://click.e.wmg.com/?qs=5379eef5a706ad109548db48d1af3fc1ff4164b36ebf0af159fc99b988301c576eecea0bbe2082049255a65ce9aeffe7

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9397: Aus aller Welt - 06.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Kandidat für US-Geheimdienstbehörde sieht China als größte Bedrohung

Trumps Kandidat für die Leitung der US-Geheimdienstbehörde DNI, John
Ratcliffe, betrachtet China als die derzeit größte Bedrohung für die
USA. Bei der derzeitigen Coronavirus-Krise und bei Themen wie
Cybersicherheit stehe China gegenwärtig im Fokus, sagte der
republikanische Abgeordnete bei einer Anhörung im US-Senat. China
wolle die USA als Weltmacht ablösen. Ratcliffe äußerte sich zudem
besorgt darüber, daß Nordkorea Atombomben besitzt und hierfür
Trägersysteme entwickelt. Der Director of National Intelligence (DNI)
leitet die Intelligence Community (IC), einem Zusammenschluß der 17
Nachrichtendienste der Vereinigten Staaten.

6. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9397: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Polizist bei Fahrzeugkontrolle durch Schüsse verletzt

Im nordrhein-westfälischen Gevelsberg bei Hagen schoß ein Autofahrer
während einer Fahrzeugkontrolle einen Polizeibeamten nieder. Der
28jährige wurde schwer verletzt, schwebt aber nicht in Lebensgefahr.
Anschließend flüchtete der 36jährige Tatverdächtige mit seinem Wagen
und später zu Fuß weiter. Vier Stunden später nahmen Spezialkräfte
den Verdächtigen in Gevelsberg fest. Dabei wurde der 36jährige durch
Polizeischüsse verletzt. Die Hintergründe waren zunächst unklar.

6. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9394: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Bundeskabinett stockt Truppenanteil in Mali auf

Das Bundeskabinett hat eine Ausweitung des Bundeswehreinsatzes im
westafrikanischen Krisenstaat Mali beschlossen. An der europäischen
Ausbildungsmission EUTM Mali sollen sich künftig bis zu 450 deutsche
Soldaten beteiligen dürfen. Das sind 100 mehr als bisher. Künftig
sollen auch einheimische Streitkräfte in den Nachbarländern
Mauretanien, Niger, Burkina Faso und Tschad von Bundeswehrausbildern
militärisch geschult werden. Das Kabinett stimmte zudem für eine
fortgesetzte Beteiligung an der UN-Mission Minusma in Mali. Hier
bleibt die Personalobergrenze von 1.100 Soldaten unverändert. Der
Bundestag muß dem noch zustimmen. Verteidigungsministerin Annegret
Kramp-Karrenbauer (CDU) sieht die Sahelzone als eine Schlüsselregion
für Europas Sicherheit.

6. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9396: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Corona-Krise: Kretschmer will zur Normalität zurück

In der Debatte über Lockerungen bei den Corona-Einschränkungen sollte
nach Ansicht von Sachsens Regierungschef Michael Kretschmer (CDU)
mehr Rücksicht auf regionale Gegebenheiten genommen werden. Im
ARD-Morgenmagazin wies Kretschmer auf große Unterschiede beim
Infektionsgeschehen zwischen den Bundesländern hin. Vor dem
Hintergrund der rückläufigen Zahl neuer Corona-Ansteckungen plädierte
der Länderchef dafür, den Einzelnen wieder mehr in die Verantwortung
zu bringen.

6. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9394: Tragisches und Kurioses - 06.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Wolkenkratzer nahe Dubai abgebrannt

Der 190 Meter hohe "Abbco Tower" in Schardscha in den Vereinigten
Arabischen Emiraten stand am Dienstagabend lichterloh in Flammen.
Brennende Gebäudeteile des 48stöckigen Hochhauses fielen zu Boden und
beschädigten parkende Fahrzeuge. Die mit einem Großaufgebot
angerückte Feuerwehr ließ das gesamte Hochhaus und benachbarte Gebäude
evakuieren. Nach bisherigen Kenntnissen wurden neun Menschen bei dem
Brand verletzt.

6. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8479: Aus Forschung und Technik - 06.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Chinesisches Testraumschiff abgestürzt

Der erfolgreiche Erstflug der neuen chinesischen Trägerrakete Langer
Marsch-5B endete mit einem Wermutstropfen. Während des Abstiegs der
Testversion der Frachtrückkehrkapsel zur Erde sei es zu einer
Anomalie gekommen, teilte die Raumfahrtbehörde China Manned Space
Agency (CMSA) mit. Experten würden derzeit die Daten überprüfen, um
den Fehler zu beheben. Der neue Nutzlastträger war am Dienstag mit
der Testversion eines neuen bemannbaren Raumschiffs vom
Weltraumbahnhof Wenchang auf der südchinesischen Inselprovinz Hainan
gestartet. China plant den Bau einer eigenen und dauerhaft bewohnten
Raumstation. Die Rakete soll die dafür verwendeten Module ins All
befördern.

6. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8493: Aus aller Welt - 06.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Rettungsschiff Alan Kurdi liegt im Hafen von Palermo fest

Die italienische Küstenwache läßt das Seenotrettungsschiff Alan Kurdi
der deutschen Hilfsorganisation Sea-Eye nicht aus dem Hafen von
Palermo hinaus. Sea-Eye zufolge war das Schiff von Behördenvertretern
ausführlichst kontrolliert worden, bevor ihm die Eignung zur
Seenotrettung aberkannt wurde. Es soll an Bord Unregelmäßigkeiten
geben, welche die Besatzung und andere Menschen gefährdeten. Dem
Sea-Eye-Vorsitzenden Isler zufolge sind die Beanstandungen
technischer und betrieblicher Art und lassen sich entsprechend lösen.
Fraglich ist allerdings, ob das Schiff noch im Mai zu einem erneuten
Einsatz auslaufen kann. Die Alan Kurdi hatte am vergangenen
Wochenende den Hafen von Palermo angesteuert, nachdem die Crew und
fast 150 gerettete Migranten und Migrantinnen zwei Wochen in
Corona-Quarantäne auf einem Fährschiff verbracht hatten.
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GESUNDHEIT/8447: Medizin und Gesundheitswesen - 06.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Keine Impfpflicht gegen das Coronavirus

Wer den Aussagen der Politiker in letzter Zeit Gehör schenkte, konnte
leicht den Eindruck gewinnen, daß Deutschland auf eine Impfpflicht
gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 zusteuert. Im Internet bildeten
sich bereits Initiativen gegen Zwangsimpfungen. Dem hat die Große
Koalition jetzt widersprochen. So meinte Bundesgesundheitsminister
Jens Spahn laut Deutschem Ärzteblatt, daß so etwas nicht geplant ist.
Außerdem sei es absurd, eine Impfpflicht im Bundestag zu beschließen,
wo es bisher noch gar keinen Impfstoff gibt. Und selbst dann, so
SPD-Fraktionsvize Bärbel Bas, wenn es einen Impfstoff geben sollte
und man mehr über eine mögliche Immunität weiß, darf es keine
Zwei-Klassen-Gesellschaft von Infizierten und Nicht-Infizierten
geben. Die nächsten Wochen werden zeigen, wieviel diese Aussagen wert
sind.
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JUSTIZ/8481: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Kein Zusatzgeld für Hartz-IV-Berechtigte wegen Corona-Schutzmasken

Das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen hat entschieden, daß
Hartz-IV-Leistungsberechtigte keinen Anspruch auf zusätzliches Geld
für die Anschaffung von Gesichtsbedeckungen während der
Corona-Pandemie haben. Die aktuelle Coronaschutzverordnung des
Bundeslandes schreibt nämlich lediglich das Tragen einer textilen
Mund-Nase-Bedeckung in bestimmten Situationen vor. Das kann eine
sogenannte Alltagsmaske, ein Schal oder ein Tuch sein. Diese wiederum
werden wie andere Kleidungsstücke vom Regelbedarf abgedeckt. Der
Kläger hatte bei seinem Jobcenter 349 Euro für die Anschaffung von
Mund-Nase-Schutzmasken oder deren Bereitstellung beantragt.
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KULTUR/8403: Sprache, Kunst und Medium - 06.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Musiker durch Aerosole im Orchestergraben gefährdet

Die Bamberger Symphoniker haben sich für wissenschaftliche Versuche
zur Verfügung gestellt, um zu ermitteln, wie viele Aerosole und damit
möglicherweise giftige Schwebeteilchen von ihren Holz- und
Blechbläsern beim Spielen abgesondert werden.

Wegen der räumlichen Enge bei Konzerten gelten speziell
Blasinstrumente bezüglich Corona als risikobehaftet. Ein infizierter
Musiker beziehungsweise eine erkrankte Kollegin könnte das Virus je
nach Spielweise weit um sich herum verteilen, weshalb momentan nicht
zusammen geübt werden kann oder Sicherheitsabstände von bis zu zwölf
Meter eingehalten werden müssen.

Bei den Tests wurden die Luftströme und die Verteilung mittels Rauch
sichtbar gemacht. Nach Angaben des Intendanten des Staatsorchesters,
Marcus Axt, wurden entsprechende Tests vom Freiburger Institut für
Musikermedizin durchgeführt. Von der Auswertung erhoffen sich die
Orchester wichtige Anhaltspunkte für künftige Proben- und die
Wiederaufnahme der Konzerte.

6. Mai 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8470: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Grenzzwischenfall im nördlichen Gazastreifen

Nach rund 40 Tagen ist erstmals wieder eine Rakete aus dem
Gazastreifen abgefeuert worden. Das Geschoß landete zwischen
israelischem und palästinensischem Gebiet, ohne Schäden anzurichten.
Daraufhin feuerte ein israelischer Panzer am Mittwochmorgen auf drei
mutmaßliche Hamas-Stützpunkte im nördlichen Bereich der Enklave und
verursachte einige Schäden.
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POLITIK/8484: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Abstrakte Normenkontrollklage gegen Berliner Mietendeckel

Abgeordnete von CDU/CSU und FDP im Bundestag haben am Mittwoch beim
Bundesverfassungsgericht eine sogenannte abstrakte Normenkontrolle
gegen den in Berlin vom rot-rot-grünen Senat im Februar eingeführten
sogenannten Mietendeckel eingereicht. Die Kläger sprechen dem Senat
die Kompetenz zum Eingriff in das Mietrecht ab. Das hatte das
Landgericht Berlin im März bestätigt. Außerdem führen die Kläger an,
daß viele Vermieter die Mieteinnahmen in ihre Altersversorgung
einberechnet hätten, was nun in Frage stünde. Dem für fünf Jahre
geltenden Gesetz zur Mietenbegrenzung im Wohnungswesen in Berlin
(MietenWoG Bln) zufolge werden die Mieten in der Hauptstadt auf den
Stand von Juni 2019 eingefroren und dürfen ab 2021 höchstens um 1,3
Prozent jährlich steigen. Von den 246 Unionsabgeordneten im Bundestag
unterstützen 204 den Gang nach Karlsruhe. Außerdem steht die gesamte
80köpfige FDP-Fraktion hinter den Antrag.

Abstrakte Normenkontrollklagen können nur die Bundesregierung, eine
Landesregierung oder ein Quorum von mindestens einem Viertel der
Bundestagsmitglieder stellen, um die Verfassungsmäßigkeit einer
Rechtsnorm überprüfen zu lassen. Ein konkreter Rechtsstreit muß
ebenso wenig vorliegen wie Betroffenheit der Antragsteller.
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SONSTIGES/8453: Tragisches und Kurioses - 06.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Altkleider-Sammelstellen ersticken unter Spendenflut

Die vergangenen Wochen, die viele Menschen wegen der Coronapandemie zu
Hause verbringen mußten, wurden in Deutschland offenbar unter anderem
dazu genutzt, die Bestände in den Kleiderschränken, Kommoden und auf
Dachböden durchzusehen, um dort wieder Platz zu schaffen.

Wie WDR1 für Nordrhein-Westfalen berichtete, hat das dazu geführt, daß
beispielsweise die Sammelstellen für Altkleiderspenden in
Ostwestfalen-Lippe buchstäblich überlaufen. Das Kolpingwerk Paderborn
und die Umweltbetriebe Bielefeld nannten die Lage "dramatisch" und
baten dringend darum, als Spenden gedachte Kleidung und andere
Textilien vorerst zu Hause zwischenzulagern und erst im Herbst
abzugeben.

Seit Anfang des Jahres hätten sich die Spenden verdoppelt. Die
Verwerter wüßten nicht mehr wohin damit. Obendrein seien auch viele
Sortier- und Verarbeitungsbetriebe wegen der Pandemie geschlossen.

Gleichzeitig ist die Nachfrage auf den internationalen Märkten fast
komplett eingebrochen.
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SOZIALES/8482: Arbeit, Soziales und Familie - 06.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Bis zu 1,2 Millionen neue Hartz-IV-Anträge im zweiten Halbjahr

Im Bundesarbeitsministerium geht man davon aus, daß in der zweiten
Jahreshälfte bis 1,2 Millionen zusätzliche Anträge auf
Hartz-IV-Leistungen eingereicht werden. Bei positivem Bescheid für
sechs Monate entstünden Mehrkosten von rund 9,6 Milliarden Euro. Die
Daten hatte die Fraktion Der Linken im Bundestag beim
Arbeitsministerium angefragt. Laut Bundesregierung ist der erwartete
Anstieg im Antragsaufkommen unter anderem auf die erleichterten
Bewilligungsverfahren zurückzuführen. Vor dem Hintergrund der
Corona-Pandemie verzichten die Jobcenter von März bis Juni auf eine
Vermögensprüfung von Antragstellern sowie deren persönliches
Erscheinen.
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UMWELT/8458: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 06.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Landwirtschaft und Wäldern droht weiterer Dürresommer

Wenn das Wetter so bleibt, wofür einiges spricht, dann wird es nach
2018 und 2019 dieses Jahr den dritten Dürresommer in Folge geben.
Schon jetzt zeigt sich beispielsweise beim Raps dpa zufolge, daß die
Erträge trotz aller Züchtungsanstrengungen stagnieren. Beim übrigen
landwirtschaftlichen Pflanzenbau sieht es kaum anders aus. Und auch
die Wälder leiden. Schon jetzt sind die Bäume durch die Dürren der
letzten Jahre an ihrer Grenze und somit leicht Opfer für den Befall 
mit Parasiten, wie der Borkenkäferbefall der Fichten eindringlich 
zeigt.
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WIRTSCHAFT/8470: Märkte und Finanzen - 06.05.2020 (SB)




VOM TAGE



London und Washington sprechen über bilaterales Handelsabkommen

Vor dem Hintergrund des Austritts Großbritanniens aus der
Europäischen Union und der absehbaren wirtschaftlichen Folgen der
Coronavirus-Pandemie haben London und Washington offiziell Gespräche
über ein transatlantisches Handelsabkommen aufgenommen. Die
Regierungen beider Länder versprechen sich davon eine Stärkung ihrer
Wirtschaft. Sie erwarten das neue bilaterale Handelsabkommen für Ende
dieses Jahres. Die Märkte beider Länder haben sehr unterschiedliches
Gewicht. Die USA haben eine Bevölkerung von 330 Millionen Menschen,
währen die Briten rund 66 Millionen zählen.
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WISSENSCHAFT/8481: Aus Forschung und Technik - 06.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Google Messages durchbricht Milliarden-Marke

Google kann einen weiteren Erfolg feiern. Wie die Online-Ausgabe des
Fachmagazins CHIP meldete, hat die hauseigene Messenger Google
Messages die Milliarden-Marke bei den Downloads durchbrochen. Das
gelang bislang er 35 Apps weltweit. Trotzdem geht kaum ein Experte
davon aus, das sich damit eine Wachablösung mit WhatsApp ankündigt.
Denn die Download-Zahlen sind kein Indikator dafür, wie viele User
tatsächlich eine App nutzen. So ist die App bei vielen ausgelieferten
Smartphones mit Android-Betriebssystem vorinstalliert. Das ist auch
der Grund, weswegen zahlreiche Google-Dienste wie Google+, Google
Search oder die Play-Dienste selbst ebenfalls die Milliarden-Marke
bezwungen haben.
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FORSCHUNG/592: Wie Pflanzen sehen (idw)

Justus-Liebig-Universität Gießen - 05.05.2020

Wie Pflanzen sehen

• Einblicke in das Auge der Pflanzen: eine Studie von Forscherinnen und
Forschern aus Gießen und Berlin

• Veröffentlichung in "Nature Plants"



Pflanzen leben von Licht, doch die Photosynthese ist dabei nur ein Teil
des Ganzen. So besitzen alle Pflanzen Phytochrome - spezielle Moleküle,
die den Pflanzen eine Art von Sehvermögen vermitteln und damit die
Biochemie der Zelle und die Entwicklung der Pflanze steuern können.
Inzwischen weiß man, dass Phytochrome fast ein Viertel des Pflanzengenoms
regulieren. Unklar war bislang jedoch, wie Phytochrome genau funktionieren:
Wie wird das Licht aufgenommen? Was passiert danach im Molekül, wie wird das
Lichtsignal weitergegeben? Die Arbeitsgruppe von Prof. Jon Hughes am
Institut für Pflanzenphysiologie der Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU)
hat nun gemeinsam mit Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern in Berlin einen großen Schritt gemacht, um dies zu
verstehen. Ihre Ergebnisse wurden in der Fachzeitschrift "Nature Plants"
veröffentlicht.

Phytochrome sind türkisfarbige Proteine, die in der Lage sind, Rot- und
Infrarotlicht aufzunehmen. Obwohl Pflanzen keine Bilder ihrer Umwelt
erstellen können, sind sie mit ihren Phytochromen dennoch fähig, äußerst
schwaches Licht wahrzunehmen, sogar Farben zu unterscheiden. Sie erkennen
somit Blätter in ihrer Nachbarschaft und können auf Bedrohung von
Konkurrenten reagieren. Den Teams aus Gießen und Berlin ist es jetzt
gelungen, die dreidimensionalen Strukturen von verschiedenen pflanzlichen
Phytochrom-Molekülen zu entziffern. Darin sichtbar ist das Bilin-Pigment,
womit das Photon - also Licht - aufgenommen wird, auch die chemischen
Verbindungen zwischen dem Bilin und dem Protein sind erkennbar. Ein Teil
des Bilin-Pigments dreht, wenn es durch Lichtenergie angeregt wird. Dies
ändert die Wechselwirkung mit dem Protein, sodass ein Teil seiner Struktur
auseinandergerissen und neu gebildet wird. Diese Änderungen wiederum
schalten die Signalweiterleitung ein.

Die Phytochromstrukturen wurden mit Hilfe von röntgenkristallographischen
Messungen am BESSY II-Synchrotron in Berlin erstellt. Die Gießener konnten
verschiedene Phytochrom-Moleküle dazu bringen, dass sie in kleinen
Tröpfchen mikroskopische, saphir-ähnliche Kristalle bilden. Bestrahlt man
diese Kristalle mit hochintensivem Röntgenlicht, wie es am BESSY II
erzeugt wird, erhält man sogenannte Diffraktionsmuster woraus die
3D-Strukturen errechnet und mit Hilfe weiterer Informationen Einzelheiten
der molekularen Funktionsweise aufgeklärt werden konnten.

Prof. Hughes bedankt sich herzlich bei den beteiligten
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern in Gießen und Berlin. "Mit
unserer Grundlagenforschung wollen wir herausfinden, wie Phytochrome
funktionieren. Dabei sind wir nun einen großen Schritt weitergekommen,
aber es gibt noch eine Menge zu tun", so Hughes. "Schon heute können wir
jedoch mit gentechnischen Methoden das Phytochromsystem von Nutzpflanzen
so verändern, dass die Pflanzen besser wachsen und bessere Ernten erzielt
werden können."

Die Arbeit wurde von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) über den
von der FU Berlin koordinierten DFG-Sonderforschungsbereich SFB 1078
"Protonation Dynamics in Protein Function" finanziert, an dem die
Arbeitsgruppe Hughes beteiligt ist.

Die 1607 gegründete Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) ist eine
traditionsreiche Forschungsuniversität, die rund 28.000 Studierende
anzieht. Neben einem breiten Lehrangebot - von den klassischen
Naturwissenschaften über Rechts- und Wirtschaftswissenschaften,
Gesellschafts- und Erziehungswissenschaften bis hin zu Sprach- und
Kulturwissenschaften - bietet sie ein lebenswissenschaftliches
Fächerspektrum, das nicht nur in Hessen einmalig ist: Human- und
Veterinärmedizin, Agrar-, Umwelt- und Ernährungswissenschaften sowie
Lebensmittelchemie. Unter den großen Persönlichkeiten, die an der JLU
geforscht und gelehrt haben, befindet sich eine Reihe von
Nobelpreisträgern, unter anderem Wilhelm Conrad Röntgen (Nobelpreis für
Physik 1901) und Wangari Maathai (Friedensnobelpreis 2004). Seit dem Jahr
2006 wird die Forschung an der JLU kontinuierlich in der
Exzellenzinitiative bzw. der Exzellenzstrategie von Bund und Ländern
gefördert.


Originalpublikation:

Nagano et al.:

Structural insights into photoactivation and signalling in plant
phytochromes,

Nature Plants, online veröffentlicht am 4. Mai 2020,

DOI: 10.1038/s41477-020-0638-y

http://www.nature.com/articles/s41477-020-0638-y

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen, 05.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1696: Tropfen mit Nanopartikeln, die sich organisieren und kommunizieren (idw)

Max-Planck-Institut für Intelligente Systeme - 05.05.2020

Tropfen mit Nanopartikeln, die sich organisieren und kommunizieren



Forscher am Max-Planck-Institut für Intelligente Systeme haben ein neues
Beispiel von Muster-Entstehung in aktiver Materie beobachtet. Sie
schlossen Nanoteilchen in einen Wassertropfen ein, die mit UV-Licht
chemisch aktiv wurden. Bei einer hohen Dichte von Teilchen entstand ein
Strömungsmuster spontan durch Symmetrie-Brechung. Und nicht nur das: jeder
Tropfen kommunizierte mit benachbarten Tropfen durch den Austausch von
Chemikalien, der die jeweiligen inneren Ströme koordinierte - selbst dann,
wenn sie weit voneinander entfernt waren.

Stuttgart - Kommunikation und organisiertes Verhalten gilt als die
Quintessenz des Lebens. Zu den interessantesten Phänomenen biologischer
Systeme gehört zum Beispiel das Verständnis der Entstehung zellulärer
Muster.

Erkenntnisse über die Fähigkeit der Natur, sich aktiv selbst zu
organisieren, werden von der Wissenschaft auf vielfältige Weise genutzt -
unter anderem, um neue interaktive Materialien zu entwickeln.
Wissenschaftler des Labors für Mikro, Nano und Molekulare Systeme am
Max-Planck-Institut für Intelligente Systeme (MPI-IS) in Stuttgart ist es
nun gelungen, Tropfen mit Nanopartikeln dazu zu bringen, sich selbst zu
organisieren und miteinander zu kommunizieren. Ihre Forschungsarbeit
"Interface-mediated spontaneous symmetry breaking and mutual communication
between drops containing chemically active particles" wurde am 5. Mai 2020
im Fachjournal Nature Communications publiziert.

Die Forscher des MPI-IS arbeiteten mit Wissenschaftlern der Universität
Sevilla in Spanien zusammen. Gemeinsam fanden sie eine einfache, jedoch
hochgradig interaktive Form aktiver Materie. Sie verwendeten Pulver aus
Titandioxid (TiO2), fügten Peroxid hinzu und setzten das Gemisch in einen
Wassertropfen. "An den Partikeln findet eine chemische Reaktion statt,
wenn wir sie mit UV-Licht bestrahlen. Obwohl die einzelnen Partikel nicht
beweglich sind, ist es etwas ganz anderes, wenn viele von ihnen
zusammenkommen. Indem wir eine große Anzahl von Nanopartikeln in einem
Tropfen einschließen, konnten wir ein sehr dichtes System aktiver Partikel
generieren und beobachten", erklärt Dhruv Singh, der Erstautor der Studie.
Bis vor kurzem war Singh ein Postdoc am MPI-IS; aktuell ist er
Assistenzprofessor am Indian Institute of Technology Bhilai in Indien.
"Das Tröpfchen mit den TiO2-Partikeln wurde sorgfältig in Öl platziert.
Bei der Beleuchtung sahen wir, wie sich innerhalb des Tropfens spontan
Strömungen entwickelten und die Partikel sich selbst zu einem definierten
Muster organisierten", fügt Singh hinzu.

Die Forscher erklären das Phänomen durch einen neuartigen Mechanismus, der
einerseits auf der räumlichen Einkapselung im Tropfen und anderseits auf
den Änderungen in der chemischen Zusammensetzung von der Grenzfläche des
Tropfens basiert, die die Strömungen erzeugen (Marangoni-Effekte) und
durch die chemischen Reaktionen der Partikel hervorgerufen werden.
Bemerkenswert ist, dass innerhalb jedes Tropfens nicht nur eine
Selbstorganisation stattfindet, sondern jeder Tropfen spontan mit
benachbarten Tropfen interagiert, die alle ihre Strömungen "koordinieren"
- selbst dann, wenn sie weit voneinander entfernt sind.

"Unsere Studie veranschaulicht, wie aktive Teilchen - wenn sie in großer
Zahl und hoher Dichte vorkommen - makroskopisch geordnete Systeme bilden
und chemisch kommunizieren können", sagt Peer Fischer, Leiter des Mikro,
Nano und Molekulare Systeme Labors am MPI-IS und Professor für
Physikalische Chemie an der Universität Stuttgart. "Wir haben
hochverdichtete aktive Systeme realisiert und ein Modellsystem zur
Untersuchung kollektiver Phänomene gefunden. Die Tropfen können verwendet
werden, um komplexes Strömungsverhalten zu erzielen und somit
Flüssigkeiten zu pumpen", so Singh abschließend.


Weitere Informationen unter:

https://is.mpg.de/de/news/drops-of-nanoparticles-self-stir-and-communicate

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Intelligente Systeme, 05.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/614: In der Corona-Krise Menschen mit Behinderung und ihre Familien nicht alleine lassen (Lebenshilfe NRW)

Lebenshilfe Nordrhein-Westfalen e.V. - 4. Mai 2020

Menschen mit Behinderung und ihre Familien nicht alleine lassen



NRW - In der Corona-Krise sind Eltern von Kindern mit Behinderung
besonders stark belastet. Aus diesem Grund appelliert der
Landesvorsitzende der Lebenshilfe NRW, Prof. Dr. Gerd Ascheid,
anlässlich des europäischen Protesttages zur Gleichstellung von
Menschen mit Behinderung, den Eltern beeinträchtigter Kinder schnell,
unbürokratisch und flexibel zu helfen. Gleichzeitig dürfen Menschen
mit Behinderung, die in sogenannten Inklusionsunternehmen arbeiten,
nicht als Arbeitnehmer zweiter Klasse behandelt werden.

"Gerade Eltern von Kindern mit Behinderung sind durch die
Alltagsbeschränkungen hohen persönlichen Belastungen ausgesetzt, da
sie sich täglich um die Versorgung und Pflege ihrer Kinder kümmern
müssen." Seit über einem Monat versorgen, pflegen und fördern viele
Eltern ihre teils schwer und mehrfach behinderten Kinder rund um die
Uhr zuhause. Die körperliche und psychische Belastung dieser Väter und
Mütter ist groß. Hinzu kommen oft große finanzielle Sorgen aufgrund
beruflicher Unsicherheiten wegen Kurzarbeit, Arbeitslosigkeit oder der
schlichten Sorge sich im Alltag mit dem Corona-Virus anzustecken. Wann
Kitas, Schulen und Werkstätten wieder für alle geöffnet werden ist
nicht absehbar. "Wir dürfen diese Eltern nicht alleine lassen. Politik
und zuständige Kostenträger müssen schnelle, unbürokratische und
flexible Hilfe für diese Väter und Mütter leisten, damit die Kinder
auch in der Corona-Pandemie die nötige Förderung und Pflege erhalten,
die ihnen nach der UN-Behindertenrechtskonvention zusteht. Dazu müssen
auch die Familienunterstützenden Dienste wieder ihre Arbeit
vollständig aufnehmen können," sagt Ascheid.

"Auch dürfen Menschen mit Behinderung, die in Inklusionsunternehmen
arbeiten, in der Corona-Krise nicht als Arbeitnehmer zweiter Klasse
behandelt werden. Es gilt ein gutes Maß an Schutz und Unterstützung
bei gleichzeitiger Stärkung der Teilhabe - auch am Arbeitsleben - und
eines selbstbestimmten Lebens aufrechtzuerhalten bzw. wieder zu
ermöglichen. Auch in diesen besonderen Zeiten sind alle Rechte der
Menschen zu beachten und umzusetzen. Der 5. Mai macht nicht umsonst
auf die geforderte Gleichstellung für die Menschen mit Behinderung
aufmerksam", ergänzt Lebenshilfe NRW Landesgeschäftsführerin Bärbel
Brüning. Derzeit haben Inklusionsunternehmen, die gegründet wurden, um
Menschen mit Behinderung Arbeit auf dem ersten Arbeitsmarkt zu
ermöglichen[1], Probleme die Finanzhilfen der NRW-Landesregierung zu
beantragen. Das Hauptproblem besteht derzeit darin, dass die spezielle
Form der sozialen Absicherung der Mitarbeiter mit Behinderung in
diesen Inklusionsunternehmen es unmöglich machen, Finanzhilfen des
Landes zu beantragen. "Ebenso kann oft keine Kurzarbeit für die
Mitarbeiter mit Behinderung beantragt werden, was als einziges Mittel
nur noch die Kündigungen für diese besonderen Mitarbeiter zur Folge
hätte. Damit aber würden die Inklusionsunternehmen die Grundlage aller
Zuschüsse und den Status der Gemeinnützigkeit verlieren," erklärt
Brüning die komplexe Rechtslage. Ohne finanzielle Unterstützung drohen
Inklusionsunternehmen Insolvenz und vielen Menschen mit Behinderung
der dauerhafte Verlust ihres Arbeitsplatzes.


[1] Was sind Inklusionsunternehmen?

(bag-if.de/was-sind-inklusionsunternehmen/)

 * 

Quelle:

Lebenshilfe Nordrhein-Westfalen e.V.

Pressmitteilung vom 4. Mai 2020

Abtstraße 21, 50354 Hürth

Telefon: 02233 932 45-00, Fax: 2233 932 45-10

E-Mail: landesverband@lebenshilfe-nrw.de

Internet: www.lebenshilfe-nrw.de
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GESUNDHEIT/1085: Pflegezeit- und Familienpflegezeit - Giffey reitet gleich zwei tote Pferde

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Mai 2020

Pflegezeit- und Familienpflegezeit - Giffey reitet gleich zwei tote Pferde



Zu Äußerungen der Familienministerin Giffey zur Entlastung pflegender
Angehöriger erklärt Kordula Schulz-Asche, Sprecherin für Alten- und
Pflegepolitik:

Mit der Pflegezeit und der Familienpflegezeit reitet die Ministerin
gleich zwei tote Pferde. Die Menschen nehmen diese Leistungen nicht in
Anspruch, weil sie weder hilfreich noch gerecht sind. Wer nach einer
beruflichen Auszeit, in der er weniger verdient hat, auch noch ein
Darlehen zurückzahlen muss, ist doppelt gestraft. Menschen, die sich
um andere kümmern, sollten keine Armut riskieren. Deshalb bieten wir
den Menschen mit unserer Pflegezeit Plus eine Lohnersatzleistung an,
die sie nicht zurückzahlen müssen, sodass sie eine besondere
Belastungssituation nachhaltig überbrücken können.

Uns ist wichtig, dass Menschen, die sich um pflegebedürftige
Angehörige, Freundinnen, Freunde oder Nachbarn kümmern, während und
nach der Coronakrise besser unterstützt werden. Geld allein reicht
nicht, denn Geld kümmert sich nicht um Menschen. Deshalb wollen wir
die Unterstützungsangebote vor Ort stärken, indem wir in einem
Beteiligungsprozess Angebote für Menschen mit Unterstützungsbedarf und
deren Angehörige entwickeln, die sie in ihrem Dorf, ihrem Ortsteil
oder ihrem Bezirk gut erreichen können. Damit Menschen passende
Angebote finden können, schlagen wir ein zentrales, digitales Register
für Unterstützungsangebote sowie eine bundesweit einheitliche Notfall-
Hotline vor, um schnellstmöglich Hilfe vor Ort zu er halten. Wir
fordern die Bundesregierung auf, die Menschen endlich stärker zu
unterstützen, die pflegebedürftige Menschen unterstützen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Mai 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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SICHERHEIT/995: Große Sorge um die Entwicklung in der Sahelzone - Mali-Mandate werfen kritische Fragen auf

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Mai 2020

Große Sorge um die Entwicklung in der Sahelzone: Mali-Mandate werfen kritische Fragen auf



Zu den heute im Kabinett vorgelegten Mandaten EUTM Mali und MINUSMA
Mali erklärt Agnieszka Brugger, Stellvertretende Fraktionsvorsitzende
und Mitglied im Verteidigungsausschuss:

Leider verschlechtert sich die Sicherheitslage in Mali und der
Sahelregion, der Friedensprozess wird weiter verschleppt und die
Bilanz der internationalen Missionen ist durchwachsen. Wir haben als
Grüne beiden Einsätzen in der Vergangenheit zugestimmt, weil es
grundsätzlich richtig ist, dass die Vereinten Nationen und die
Europäische Union den Friedensprozess, die politischen Reformen und
den Aufbau der Sicherheitskräfte in Mali unterstützen. Ohne die
Unterstützung der internationalen Gemeinschaft werden die Menschen in
der Sahelzone besonders hart unter den Problemen im
Sicherheitsbereich, Verteilungskonflikten und den Folgen der
Klimakrise leiden und es droht eine große Destabilisierung der Region.
Aber wir w erden der Bundesregierung mit Blick auf die Mandate eine
einige sehr kritische Fragen stellen müssen. Gerade mit Blick auf das
europäische Ausbildungsmandat kommt es zu größeren Veränderungen, die
mit Risiken verbunden sind. Es besteht die Gefahr, dass die Missionen
auf eine problematische Rutschbahn geraten könnten.

Andere europäische Staaten reagieren auf die schlechte Sicherheitslage
mit einer Ausweitung des Anti-Terrorkampfes, doch das ist eine
hochriskante Strategie. An diesem gefährlichen Strategiewechsel darf
die Bundesregierung sich nicht beteiligen und muss hier eine klare
rote Linie ziehen. Man kann die großen politischen Probleme in der
Sahel-Region sicher nicht mit noch offensiverem militärischem Vorgehen
lösen, sondern droht sie so am Ende noch zu verschärfen.

Im Rahmen der europäischen Ausbildungsmission soll die Bundeswehr in
der ganzen Sahel-Region präsent sein und auch die Ausbildung durch die
Spezialkräfte in Niger im Rahmen der Operation Gazelle wird nun in das
Mandat aufgenommen. Der Mandatstext bleibt an vielen Stellen
gefährlich vage und erweitert das Operationsgebiet einfach auf die
Gebiete aller G5-Sahel-Staaten, ohne das autoritäre Regime im Tschad
auch nur mit einem kritischen Wort zu erwähnen. Auch wenn die
Bundesregierung beteuert, ihren Schwerpunkt auf Mali, Niger und
Burkina Faso legen zu wollen, bildet das beantragte Operationsgebiet
genau das nicht ab. Hier bräuchte es eigentlich ein klareres Mandat
und nicht einen solchen Blankoscheck. Das Verteidigung sministerium
weicht zudem allen kritischen Fragen nach Berichten über
Menschenrechtsverletzungen durch die ausgebildeten Sicherheitskräfte
aus. Wer ausbildet, trägt eine besondere Verantwortung und muss bei
Verfehlungen klar handeln.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Mai 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1916: Deutschland übernimmt international Verantwortung

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. Mai 2020

Deutschland übernimmt international Verantwortung

Auslandseinsätze der Bundeswehr sind wichtige Bausteine



In dieser Woche berät der Deutsche Bundestag zwei Mandate für
Auslandseinsätze der Bundeswehr. Dazu erklärt der außenpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen Hardt:

"Mit der Zustimmung des Bundestages zur neuen EU-Mittelmeeroperation
ENAVFOR-MED IRINI am Donnerstag wird die Bundeswehr sich aktiv an der
Überwachung des Waffenembargos gegen Libyen beteiligen. Die
Europäische Union übernimmt diese wichtige Aufgabe auf Basis einer
gültigen UN-Resolution und leistet damit einen Beitrag zur Umsetzung
des ebenfalls vom UN-Sicherheitsrat indossierten Ergebnisses der
Berliner Libyen-Konferenz im Januar dieses Jahres. Ziel ist es,
Embargobrecher aufzuspüren und daran zu hindern, ihre todbringende
Fracht nach Libyen zu liefern. Wenn es auch aufgrund internationaler
Einschränkungen nicht in jedem Fall möglich sein wird, Schiffe und
Flugzeuge endgültig zu stoppen, entsteht durch die Mission IRINI ein
umfassendes Lagebild und damit Transparenz und politischer
Rechtfertigungsdruck für die Nationen, die zwar das Schlussdokument
der Berliner Libyen-Konferenz unterzeichnet haben, sich aber heute
nicht mehr daran halten.

Obwohl sich der Einsatz auf das Seegebiet konzentriert, werden durch
satellitengestützte Aufklärung jedoch auch Luftbewegungen und
Waffenlieferungen über Land verfolgt. Hierdurch wird sichergestellt,
dass nicht nur Waffenlieferungen an die Regierung in Tripolis
gebrandmarkt werden, sondern auch solche an die Aufständischen, die
überwiegend aus der Luft und über Land mit Waffen versorgt werden.
Deshalb ist das Mandat sinnvoll und ein wichtiger Baustein für eine
Friedenslösung in Libyen.

Die erste Lesung des von der Bundesregierung am morgigen Mittwoch
einzubringenden ATALANTA-Mandats wird die CDU/CSU-Fraktion dazu
nutzen, den Erfolg dieser Mission zu unterstreichen. ATALANTA hat die
Piraterie vor der Küste Somalias, im Golf von Aden und in einem
großen Teil des Indischen Ozeans wirksam unterbunden. Das eigentliche
Ziel, die Versorgung der notleidenden Bevölkerung in Somalia über See
im Rahmen der Vereinten Nationen zu sichern, wurde erreicht. Die
wichtigen Seewege der Region sind viel sicherer als noch vor wenigen
Jahren. Die Freiheit der Meere ist für alle Nationen ein hohes Gut,
insbesondere wenn sie intensiven Welthandel betreiben. Es ist gut,
dass sich die Bundeswehr auch zukünftig mit einem Seefernaufklärer,
stationiert in Dschibuti, an dieser Mission beteiligt. Die
CSU/CSU-Fraktion wird auch dieser Mandatsverlängerung zustimmen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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EUROPA/1006: Wir ebnen den Westbalkan-Staaten den Weg nach Europa

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. Mai 2020

Wir ebnen den Westbalkan-Staaten den Weg nach Europa

Video-Gipfel der EU mit dem Westbalkan zeigt Verlässlichkeit und
Verbindlichkeit



Der EU-Gipfel mit den Staaten des Westbalkans findet am heutigen
Mittwoch als Videokonferenz statt. Dazu erklärt die stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Katja Leikert:

"Es ist gut, dass die Europäische Union und der Westbalkan ihre
Beziehungen weiter vertiefen. Der gemeinsame Gipfel sendet ein
starkes Signal enger Zusammenarbeit, gerade in Zeiten der
Coronakrise. Die Staats- und Regierungschefs der EU und des
Westbalkans versichern sich gegenseitig Verlässlichkeit und
Verbindlichkeit. Wir ebnen den Staaten des Westbalkans weiter den Weg
nach Europa.

Europa unterstützt den Westbalkan politisch und wirtschaftlich: Ende
März hat die EU grundsätzlich beschlossen, die Beitrittsgespräche mit
Albanien und Nordmazedonien zu eröffnen. Und sie hat 3,3 Milliarden
Euro mobilisiert, um den Westbalkan-Staaten in der Coronakrise auf
medizinischem und wirtschaftlichem Gebiet zu helfen. Diese Hilfe
macht deutlich sichtbar, dass die Menschen in der Region eine
europäische Perspektive haben.

Auf dem Videogipfel geht es darum, die vielfältige Zusammenarbeit zu
intensivieren, zum Beispiel in Sachen Migration und
Terrorismusbekämpfung. Uns liegt außerdem viel daran, dass sich die
Westbalkan-Staaten auf die europäischen Werte wie Demokratie,
Rechtsstaatlichkeit und gutnachbarschaftliche Beziehungen
verpflichten. Hier braucht es weitere Fortschritte, ebenso beim Kampf
gegen Korruption und organisierte Kriminalität."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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INNEN/3582: Wichtige Schritte zur Wiederaufnahme des Sportbetriebs in Deutschland geschaffen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. Mai 2020

Wichtige Schritte zur Wiederaufnahme des Sportbetriebs in
Deutschland geschaffen

Freizeit- und Breitensport unter freiem Himmel und Geisterspiele der
Fußball-Bundesliga wieder erlaubt



Bei der heutigen Telefonschaltkonferenz der Bundeskanzlerin mit den
Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder wurde beschlossen,
dass der Trainingsbetrieb im Breiten- und Freizeitsport unter freiem
Himmel und unter Einhaltung von Hygienevorschriften wieder erlaubt
ist. Ferner soll die Fußball-Bundesliga mit so genannten
"Geisterspielen" bald wieder starten. Dazu erklärt der
sportpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eberhard
Gienger:

"Die heutigen Beschlüsse sind wichtige Schritte für eine
verantwortungsvolle Wiederaufnahme des Sportbetriebes in Deutschland.
Die vorsichtige Öffnung dürfte Sporttreibende und Zuschauer wie auch
Vereine und Ehrenamtliche gleichermaßen freuen. Bei einer weiter
positiven Gesamtentwicklung sollten die zuständigen Bundesländer
alsbald möglich weitere Lockerungen bei Fitnessstudios,
Indoor-Sportarten und Schwimmbädern sowie beim Wettkampfbetrieb
prüfen.

Auf Grundlage des Konzeptes der Landessportminister werden in der
ersten Phase zunächst Angebote im Freizeit- und Breitensport unter
freiem Himmel wieder ermöglicht. Dabei sind bestimmte
Sicherheits- und Hygienevorschriften einzuhalten. Angesichts der sich
entspannenden Lage in Deutschland sind die Lockerungen im Sport- und
Freizeitbereich wichtige Elemente, um allmählich zu einer gewissen
Normalität zurückzukehren. Zudem stärken Sport und Bewegung die
Gesundheit und Abwehrkräfte der Menschen, sodass sich die Situation
in unserem Land zusätzlich verbessern dürfte.

Zudem können so genannte 'Geisterspiele' der Fußball-Bundesliga
wieder starten, wenn das medizinische Konzept der Deutschen Fußball
Liga (DFL) auch konsequent eingehalten wird. Damit können wichtige
Erkenntnisse gewonnen werden, die dann auch auf andere Sportarten
übertragen werden können. Die bislang geltenden Einschränkungen
führen bei vielen Mannschafts- und Individualsportarten zu massiven
Verlusten bis hin zu existentiellen Problemen. Neben der Prüfung
akuter Hilfen sind daher die vorsichtigen Schritte in Richtung einer
Öffnung wichtige Signale für den Breiten- und Spitzensport."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INNEN/3581: Suchdienst des Deutschen Roten Kreuzes - Fortsetzung der humanitären Arbeit überdenken

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 5. Mai 2020

DRK-Suchdienst: Fortsetzung der humanitären Arbeit überdenken



Das Schicksal von vermissten Zivilisten, Kindern, Kriegsgefangenen
oder Wehrmachtssoldaten, die während des Zweiten Weltkrieges durch
Flucht und Vertreibung von ihren Familien getrennt wurden, ist bis
heute vielfach ungewiss. Doch der Suchdienst des Deutschen Roten
Kreuzes (DRK) nach diesen Vermissten soll eingestellt werden. Dazu
können Sie den Sprecher der Gruppe der Vertriebenen, Aussiedler und
deutschen Minderheiten der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhard Pols,
gern wie folgt zitieren:

"Ich bedaure die Ankündigung des DRK, den Suchdienst bald einstellen
zu wollen. Denn das Bedürfnis der Deutschen, Auskünfte über das
Schicksal ihrer verschollenen Familienangehörigen zu bekommen, ist
auch 75 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges nicht
verschwunden. Die Zahl der Anfragen, insbesondere von Enkelkindern,
stieg zuletzt auf rund 10.000 jährlich. Daher hoffe ich, dass im
Sinne der Menschlichkeit die Fortsetzung der humanitären Arbeit mit
Augenmaß überdacht wird."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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KULTUR/658: Gutscheinlösung für Kulturveranstaltungen darf nicht verwässert werden

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. Mai 2020

Gutscheinlösung für Kulturveranstaltungen darf nicht verwässert
werden

SPD verschiebt Bundestagbeschluss



Der für den morgigen Donnerstag geplante Beschluss zur
Gutscheinlösung für Kulturveranstaltungen ist zurückgestellt worden.
Dazu erklärt die kultur- und medienpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Motschmann:

"Mit großer Sorge müssen wir zur Kenntnis nehmen, dass die SPD den
Beschluss für eine Gutscheinlösung für Kulturveranstaltungen vertagt
hat. Wir warnen vor den massiven Folgen, die eine Aufweichung der
Härtefallregelung für den Kulturbereich hätte.

Die geplante Regelung ist eine ausgewogene Lösung für Veranstalter
und Verbraucher. Eine Schlichtungsstelle kann dabei auch gerechte
Härtefallentscheidungen treffen. Sollten die Veranstaltungsfirmen
aber in den meisten Fällen zur Ticketrückerstattung verpflichtet
werden, drohen fast der Hälfte der Firmen die Insolvenz. Dies ist
weder wirtschaftlich noch kulturpolitisch verantwortbar: Im Falle der
Insolvenz bleibt der Ticketbesitzer erst recht auf seinen Kosten
sitzen. Für alle Beteiligten wäre der Schaden groß.

Die Corona-Krise versetzt den Kulturbereich in einen Ausnahmezustand.
Dies erfordert auch außergewöhnliche Maßnahmen. Wir müssen einen
Kahlschlag unserer Kulturlandschaft gemeinsam verhindern. Schließlich
haben wir alle ein großes Interesse daran, dass wir uns in Konzerten
und Kulturveranstaltungen wiedersehen können. Dafür müssen wir aber
auch das Überleben unserer vielfältigen Kulturlandschaft sichern."

 * 
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RECHT/1027: Netzwerkdurchsetzungsgesetz ist richtig

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. Mai 2020

NetzDG ist richtig

Novelle praxistauglich und zielführend umsetzen



Am heutigen Mittwoch findet die erste Lesung des Gesetzes zur
Änderung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes (NetzDG) statt. Hierzu
erklären die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön, und der digitalpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Tankred Schipanski:

Nadine Schön: "Das NetzDG war ein wichtiger Schritt, um Hass
und Beleidigungen im Netz zu unterbinden. Die hohe Anzahl der
gelöschten Beiträge und das gestiegene Bewusstsein sind Ausdruck
dessen. Leider ist es aber so, dass sich noch immer zu viele
strafrechtlich relevante Inhalte auf den Plattformen finden. Hier
müssen die Plattformen noch viel mehr ihrer herausgehobenen
Verantwortung gerecht werden. Darüber hinaus sehen wir nach zwei
Jahren NetzDG durchaus Nachbesserungsbedarf am Gesetz. So hat die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion bereits im November des letzten Jahres
Vorschläge unterbreitet, die sich jedoch nicht alle im aktuellen
Gesetzentwurf der Justizministerin wiederfinden. Dass die Meldewege
benutzerfreundlicher gestalten werden sollen, ist der richtige
Ansatz. Wir sind ebenfalls der Meinung, dass zu Unrecht gelöschte
Beiträge schnell wiedereingestellt werden müssen. Dafür brauchen wir
ein einfaches Put-Back-Verfahren. Die angedachten Gegenvorstellungs-
und Schlichtungsverfahren scheinen sehr komplex. Hier sind noch viele
Fragen offen. Was wir nicht brauchen ist überbordender
Verbraucherschutz."

Tankred Schipanski: "Hass und Hetze sollen keinen Platz in den
Sozialen Netzwerken haben - das ist ein Erfolg des NetzDG. Das Gesetz
hat in den vergangenen zwei Jahren dazu beigetragen, Straftaten in
Netz auf den Plattformen zu bekämpfen, ohne dass es zu dem
gefürchteten Overblocking gekommen ist. Wir müssen jetzt das NetzDG
behutsam weiterentwickeln, auch unter Beachtung der Änderungen aus
dem Maßnahmenpaket zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und
Hasskriminalität. Im parlamentarischen Verfahren müssen wir
sicherstellen, dass die zahlreichen Änderungen des NetzDG in den
verschiedenen Gesetzentwürfen, die derzeit erarbeitet werden,
miteinander konsistent sind, damit kein regulatorischer
Flickenteppich entsteht. Außerdem werden wir darauf achten, dass die
Verfahrens- und Meldewege transparent und nutzerfreundlich
ausgestaltet sind. Wichtig ist, dass die Reform praxistauglich ist,
damit die Netzwerke sie schnell und umfassend umsetzen. Die
regulierte Selbstregulierung muss weiter gestärkt und mit Leben
gefüllt werden. Und nach wie vor gilt: Die gesetzlichen Regelungen
des NetzDG haben Vorrang vor unternehmenseigenen
Gemeinschaftsstandards."

 * 
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RECHT/1026: Wohnungseigentumsgesetz auf Zukunft trimmen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. Mai 2020

Wohnungseigentumsgesetz auf Zukunft trimmen,
Eigentümergemeinschaften handlungsfähig machen, Eigentümerrechte
schützen

Union sieht noch Verbesserungsbedarf



Am heutigen Mittwoch berät der Deutsche Bundestag in erster Lesung
den Gesetzentwurf zum Wohnungseigentumsmodernisierungsgesetz. Der
Entwurf sieht dabei eine umfassende Reform des stark veralteten
Wohnungseigentumsgesetzes vor. Dazu erklären der rechts- und
verbraucherpolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Dr. Jan-Marco Luczak, und der zuständige Berichterstatter
Sebastian Steineke:

Jan-Marco Luczak: "Für uns als Union ist es wichtig, die
Handlungsfähigkeit von Wohnungseigentümergemeinschaften zu stärken.
Gleichzeitig wollen wir die Eigentümerrechte schützen. Das in die
Jahre gekommene Wohnungseigentumsrecht bietet dafür nicht mehr den
richtigen Rechtsrahmen. Es muss reformiert und auf Zukunft getrimmt
werden. In Zukunft sollen Beschlüsse leichter gefasst werden können,
wenn etwa Häuser einbruchssicher gemacht, altersgerecht umgestaltet
oder die Möglichkeit geschaffen werden soll, Infrastruktur für
Elektroautos zu installieren. Auch Beschlussfassungen über bauliche
Veränderungen der Wohnanlage sollen vereinfacht werden, zum Beispiel
wenn es um Maßnahmen zur nachhaltigen Kosteneinsparung oder darum
geht, die Wohnanlage in einen zeitgemäßen Zustand zu versetzen. Wir
wollen den Eigentümern so einen größeren Anreiz geben, mehr in
Modernisierungen und insbesondere klimaschützende Maßnahmen zu
investieren. Die Rolle der rechtsfähigen Gemeinschaft der
Wohnungseigentümer wird klar konzipiert, so schaffen wir mehr
Rechtssicherheit. Viele Millionen Menschen sind von diesem Gesetz
adressiert, deswegen werden wir alle Regelungen im parlamentarischen
Verfahren sehr genau diskutieren."

Sebastian Steineke: "Ein in der bisherigen Diskussion sehr
umstrittener Punkt ist die Frage der Verwalterstellung. Hierzu wurden
uns von einigen einzelnen Eigentümern starke Bedenken geäußert. Wir
werden uns diesen Punkt noch einmal ansehen. Fakt ist aber auch: Wir
brauchen klare Regeln und klare Strukturen. Der Verwalter muss
schneller und effizienter arbeiten können. Auf der anderen Seite
müssen Eigentümer umfassende Kontroll- und Informationsrechte haben.
Es ist kein Geheimnis, dass wir die Einführung eines
Sachkundenachweises für Verwalter als Qualitätssiegel vor dem
Hintergrund der finanziellen, rechtlichen und auch existenziellen
Tragweite der Arbeit der Verwalter für die Eigentümer fordern. Der
Qualitätsnachweis wird auch zur Minimierung von Rechtsstreitigkeiten
führen, da Verwalter sich das Wissen verpflichtend aneignen.

Ein weiterer wesentlicher Diskussionspunkt ist eine mögliche Stärkung
des Beirats. Bislang hat der Beirat lediglich eine beratende
Funktion. Um den Beirat aufzuwerten, müssen unter anderem seine
Kontrollrechte gegenüber der Verwaltung erweitert werden. Um eine
größtmögliche Transparenz herzustellen, sollten zudem die
Informationspflichten des Verwalters generell deutlich ausgeweitet
werden."

 * 
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RECHT/1025: Mehr Schutz vor strafbaren Inhalten in sozialen Netzwerken

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. Mai 2020

Mehr Schutz vor strafbaren Inhalten in sozialen Netzwerken

Das Netzwerkdurchsetzungsgesetz soll noch wirksamer bei der
Eindämmung von Hass, Hetze und strafbaren Falschnachrichten in
sozialen Netzwerken werden



An diesem Mittwoch berät der Deutsche Bundestag in erster Lesung das
Gesetz zur Änderung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes. Hierzu erklärt
der Stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU Bundestagsfraktion,
Thorsten Frei:

"Wir haben als CDU/CSU-Bundestagsfraktionen schon im vergangenen Jahr
darauf hingewiesen, dass über zwei Jahre nach der Einführung des
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes der Schutz der Nutzer von Facebook,
Twitter und Co. vor rechtswidrigen Inhalten weiter verbessert werden
muss. Dieses Ziel setzen wir nun mit dem Gesetz zur Änderung des
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes um. Dazu gehören ein gut erreichbares
und handhabbares Meldesystem ohne komplizierten 'Klickweg', ein
geregeltes Verfahren zur Wiedereinstellung zu Unrecht gelöschter oder
gesperrter Inhalte und die effiziente Durchsetzung von
Auskunftsansprüchen gegenüber den Plattformbetreibern. Der
Grundgedanke des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes bleibt: Facebook,
Twitter und Co. sind weiterhin für die Löschung rechtswidriger
Inhalte auf ihren Plattformen verantwortlich. Im Verfahren werden wir
uns einige Punkte natürlich noch genauer ansehen, so etwa den, ob die
derzeitigen Löschfristen für die Netzwerke praxisgerecht, an manchen
Stellen zu lang, an anderen zu kurz bemessen sind.

Trotz anfänglicher Bedenken bei der Schaffung des
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes hat sich gezeigt: Das Gesetz ist ein
wirksames Instrument zur Bekämpfung von Hasskriminalität, strafbaren
Falschnachrichten und anderen strafbaren Inhalten in sozialen
Netzwerken. Es findet einen vernünftigen Ausgleich zwischen dem
Schutz der Nutzer vor rechtswidrigen Inhalten und der Freiheit jedes
einzelnen, seine Meinung öffentlich zu äußern. Sorgen, dass es hier
zu flächigem Overblocking kommen könnte, haben sich bislang nach
unserer Kenntnis nicht bestätigt. Das Netzwerkdurchsetzungsgesetz mit
seinen Meldepflichten für soziale Netzwerke ist deshalb eine
Erfolgsgeschichte."

 * 
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RECHT/1024: Besserer Schutz vor heimlichen Fotos und Gaffern

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 5. Mai 2020

Besserer Schutz vor heimlichen Fotos und Gaffern



Der Deutsche Bundestag berät an diesem Mittwoch in 1. Lesung einen
Gesetzentwurf zur Verbesserung des Persönlichkeitsschutzes bei
Bildaufnahmen. Hierzu können Sie den Stellvertretenden Vorsitzenden
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thorsten Frei, gerne wie folgt
zitieren:

"Es ist ein völlig inakzeptabler Eingriff in die Intimsphäre, wenn
Frauen unter den Rock oder in den Ausschnitt fotografiert wird.
Leider kommt so ein widerliches Verhalten durch die ständige
Verfügbarkeit von Handykameras immer wieder vor. Wer solche Fotos
macht, soll künftig dafür bestraft werden können. Es ist nicht
nachvollziehbar, dass solches Handeln bislang nur als
Ordnungswidrigkeit verfolgt wurde und Betroffene sich dagegen kaum
rechtlich wehren konnten. Außerdem sorgen wir dafür, dass in Zukunft
Gaffer, die verstorbene Unfallopfer aus Sensationsgier mit einer
Kamera aufnehmen, dafür bestraft werden. Auch dieses traurige
Phänomen müssen wir in den letzten Jahren häufiger beobachten. Nicht
selten werden dadurch die Rettungskräfte bei der Versorgung der Opfer
behindert."

 * 
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SOZIALES/2059: Wir stärken das kommunale Ehrenamt

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. Mai 2020

Wir stärken das kommunale Ehrenamt



Ausnahmeregelung zur Anrechnung von kommunalen
Aufwandsentschädigungen als Hinzuverdienst wird um zwei Jahre
verlängert

Der Ausschuss für Arbeit und Soziales des Deutschen Bundestages hat
in seiner heutigen Sitzung die Beratungen des Siebten Gesetzes zur
Änderung des SGB IV und anderer Gesetze abgeschlossen. Darin
enthalten ist auch die Verlängerung von Ausnahmeregelungen im SGB VI,
mit denen Aufwandsentschädigungen aus kommunalem Ehrenamt bei
vorzeitigem Rentenbezug nicht zu einer Rentenkürzung führen. Dazu
erklären der kommunalpolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag Christian Haase und der sozialpolitische Sprecher
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Peter Weiß:

Haase: "Wir freuen uns, dass wir mit unserem Koalitionspartner
die Verlängerung der zeitlich begrenzten Ausnahmeregelungen im SGB VI
um weitere zwei Jahre vereinbaren konnten. Das ist zwar nicht die von
uns angestrebte dauerhaft tragfähige Lösung. Es ist aber dennoch ein
wichtiges Signal an die ehrenamtlichen Amts- und Mandatsträger in den
Kommunen, dass wir ihre Arbeit im Besonderen wertschätzen und das
kommunale Ehrenamt nicht durch das Rentenrecht unattraktiv machen."

Weiß: "Wir begrüßen, dass die Verlängerung der
Ausnahmeregelungen mit der Vereinbarung verbunden ist, eine
Arbeitsgruppe einzusetzen, die in der jetzt gewonnenen Zeit eine
dauerhaft tragfähige Lösung erarbeiten soll. Leider ist dies auch
aufgrund der Arbeitsbelastung aus anderen sozialrechtlichen Vorhaben
bislang nicht möglich gewesen. Erste interessante Überlegungen für
eine dauerhaft tragfähige Lösung liegen auf dem Tisch. Wir sind
zuversichtlich, dass wir nunmehr für die Kommunen und die
ehrenamtlichen Amts- und Mandatsträger vor Ort eine gute Lösung
finden werden."


Hintergrund:

Nach geltendem Recht kann derjenige, der vor Erreichen der
Regelaltersgrenze Rente bezieht, nur begrenzt hinzuverdienen, ohne
dass Abzüge bei der Altersversorgung vorgenommen werden. Dies
betrifft auch kommunale Ehrenbeamte und kommunale Mandatsträger,
deren Aufwandsentschädigung beim Überschreiten der
Hinzuverdienstgrenze nur aufgrund einer Übergangsregelung bislang
nicht auf Rentenzahlungen angerechnet wird. Nach Ablauf der
ursprünglichen Übergangszeit im September 2020 wäre der steuer- und
sozialabgabenpflichtige Entgeltanteil an einer Aufwandsentschädigung -
 wie jedes andere Arbeitsentgelt auch - als Hinzuverdienst bei
vorgezogenen Altersrenten zu berücksichtigen. Dies hätte dann dazu
geführt, dass Aufwandsentschädigungen eine Rentenkürzung bewirken,
sobald sie den Freibetrag übersteigen. Damit würde manches kommunale
Ehrenamt für Frührentner unattraktiv und es würde auf kommunaler
Ebene immer schwieriger, Ämter zu besetzen.

Im Zuge der Verabschiedung der Reform des SGB IV haben sich CDU/CSU
und SPD auch darauf verständigt, die bis September 2020 geltende
Ausnahmeregelung bis zum Jahr 2022 zu verlängern.

 * 
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SOZIALES/2058: Keine Nachteile beim Elterngeldbezug in Corona-Zeiten

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. Mai 2020

Keine Nachteile beim Elterngeldbezug in Corona-Zeiten

Regelungen zum Elterngeld werden angepasst



Am morgigen Donnerstag wird der Deutsche Bundestag voraussichtlich
Corona-bedingte Anpassungen der Elterngeldregelungen beschließen.
Dazu erklärt die Stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Nadine Schön:

"Die Corona-Pandemie hat das Leben aller grundlegend verändert,
insbesondere das Leben von Familien mit Kindern. Durch die
Schließung von Kitas und Schulen sind ihre gewohnten Tagesabläufe
durcheinandergewirbelt. Für viele Mütter und Väter ist die
Dreifach-Aufgabe von Betreuen, Beschulen und Arbeiten eine enorme
Herausforderung. Den Kindern fehlen Kontakte zu ihren Mitschülerinnen
und Mitschülern und Freunden und sie vermissen ihre Großeltern. Gut,
dass in dieser Woche die Spielplätze wieder öffnen und die Schulen
damit begonnen haben, einzelne Klassen wieder zu unterrichten.

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat Familien in dieser Situation
unterstützt. Nach der Verabschiedung des ersten Rettungsschirms und
den Verbesserungen beim Kinderzuschlag wollen wir den Eltern und
werdenden Eltern jetzt eine weitere finanzielle Sorge nehmen. Daher
schließt der Deutschen Bundestag diese Woche die gesetzlichen
Änderungen beim Elterngeld ab: Zeiten der Kurzarbeit wegen der
Corona-Krise werden nicht dazu führen, dass das Elterngeld niedriger
ausfällt, als von den werdenden Eltern kalkuliert. Dazu kommt eine
größere Flexibilität bei der Inanspruchnahme der Elterngeld- und der
Partnerschaftsmonate für Eltern in systemrelevanten Berufen."

 * 
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KULTUR/012: Der 8. Mai - Nicht nur ein Feiertag 1945

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 6. Mai 2020

Der 8. Mai - Nicht nur ein Feiertag 1945



Der 8. Mai 1945 ist für viele Millionen Menschen ein Tag der Befreiung
und Hoffnung. Die bedingungslose Kapitulation der Wehrmacht besiegelte
das Ende der Nazi-Diktatur. Am 8. Mai 2020 begehen wir dazu den
75. Jahrestag. Es ist an der Zeit, diesen Tag als das zu würdigen, was
er ist: Ein Gedenk- und Feiertag. Die Vorsitzenden der Partei DIE
LINKE, Katja Kipping und Bernd Riexinger, erklären:

Am 8. Mai 1945 endete das System der nationalsozialistischen
Gewaltherrschaft. Eine Zeit des unaussprechlichen Leides und des
millionenfachen Mordes war beendet. Die Alliierten hatten
Nazi-Deutschland besiegt. Es war ein gemeinsamer Kampf gegen eine
einzigartige Bedrohung grundlegender Werte des Humanismus und
Menschlichkeit, gegen Faschismus, Antisemitismus und Rassenwahn.

Es ist ein Tag der Mahnung, aber auch ein Tag der Freude. Es ist ein
Tag, der uns allen vor Augen führt, wohin Antisemitismus, Rassenwahn
und blinder Gehorsam führen.

Die Morde in Hanau und Halle, der Mord an Walther Lübcke und der
NSU-Komplex zeigen uns, dass die Ideen dieser gewalttätigen und
menschenverachtenden Ideologie weiterhin existiert. Rechtes
Gedankengut, Verschwörungsmythen und Antisemitismus erleben eine neue,
eine schleichende Renaissance. Gerade deshalb ist es wichtig, dass wir
den Tag der Befreiung als einen Tag der Mahnung, des Gedenkens und
einen Tag des Mutes begreifen und zelebrieren.

Esther Bejerano, Holocaust-Überlebende, bezeichnete in ihrer Petition
'8. Mai zum Feiertag machen!' diesen Tag als einen "Tag, an dem die
Befreiung der Menschheit vom NS-Regime gefeiert werden kann. Das ist
überfällig seit sieben Jahrzehnten." Viele Tausend Menschen haben sich
ihrem Aufruf bereits angeschlossen. Dies zeigt, welche Bedeutung
dieser Tag für viele Menschen in Deutschland hat.

Die Bundesregierung sollte sich der historischen und
gesellschaftlichen Dimension dieses Tages bewusst sein und den 75. Tag
der Befreiung nutzen, um ein Zeichen gegen rechtes Gedankengut zu
setzen und den Tag der Befreiung als einen Gedenktag für Humanität,
Toleranz und Demokratie zu würdigen. Wir fordern, dass der Tag der
Befreiung in der gesellschaftlichen Erinnerung den Platz bekommt, der
ihm gebührt. Es ist an der Zeit, dem Vorbild Berlins zu folgen und den
8. Mai zu einem bundesweiten gesetzlichen Gedenk- und Feiertag zu
machen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 6. Mai 2020
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SICHERHEIT/2074: Ausweitung des Mali-Einsatzes unverantwortlich

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. Mai 2020

Ausweitung des Mali-Einsatzes unverantwortlich



"Die abermalige Ausweitung des Bundeswehreinsatzes in Mali ist
unverantwortlich. Die Bundesregierung lässt die deutschen Soldatinnen
und Soldaten immer tiefer in einen Krieg hineinschlittern, der nicht
gewonnen werden kann", kritisiert Christine Buchholz, für die Fraktion
DIE LINKE Mitglied im Verteidigungsausschuss des Deutschen
Bundestages, den heutigen Kabinettsbeschluss zur Verlängerung und
Ausweitung des Bundeswehreinsatzes im Rahmen der Militärmissionen EUTM
MALI und MINUSMA. Buchholz weiter:

"Die Entsendung der Bundeswehr nach Mali vor sieben Jahren hat weder
den erhofften Frieden, noch Stabilität gebracht. Stattdessen hat sie
die Entfachung neuer blutiger Konfliktzonen in Mali und den
Nachbarländern befördert.

Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer überbietet sich dessen
ungeachtet mit immer neuen Versprechungen, was der Bundeswehreinsatz
erreichen soll. Dessen Scheitern ist vorprogrammiert, denn hier wird
der Bock zum Gärtner gemacht. Die im Rahmen von EUTM Mali
ausgebildeten Truppen der Sahelstaaten haben sich selbst zahlreicher
Verbrechen schuldig gemacht. Sie sind Teil des Problems, nicht Teil
der Lösung. Wenn diese Truppen nun im Rahmen von EUTM Mali bis in den
praktischen Einsatz begleitet werden sollen, dann wird auch die
Bundeswehr selbst zunehmend zur Zielscheibe.

Die abermalige Ausweitung des internationalen Militäreinsatzes
konterkariert überdies Angebote zu Friedensgesprächen, die die
malische Regierung seit dem letzten Dezember mehrfach den wichtigsten
Konfliktparteien gemacht hat. Die Bundeswehr muss umgehend aus Mali
und der gesamten Sahelzone abgezogen werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 6. Mai 2020
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SOZIALES/2742: Zur Klage gegen den Berliner Mietendeckel

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 6. Mai 2020

Zur Klage gegen den Berliner Mietendeckel



Heute haben Bundestagsabgeordnete von CDU und FDP beim
Bundesverfassungsgericht Klage gegen den Berliner Mietendeckel
eingereicht. Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE, dazu:

CDU und FDP kämpfen beim Bundesverfassungsgericht gegen den
Mietendeckel. Damit zeigen sie einmal mehr: Sie stehen an der Seite
von Deutsche Wohnen, Vonovia und Co. Die Mieterinnen und Mieter sind
ihnen dabei völlig egal. Diese Unternehmen schütten trotz Coronakrise
weiter Dividenden aus.

Diese Profite sind die eingenommene Miete, die weder für Neubau noch
für den Erhalt der Wohnungen verwendet wird. Die Behauptung, dass sie
die Mieteinnahmen für den Erhalt von Wohnraum benötigen, ist schlicht
unwahr. Solche Geschäftsmodelle basieren darauf, die höchst-möglichen
Mieten zu verlangen, vor allem in den großen Städten. Die Dividenden
kommen aus Mietsteigerungen der letzten Jahre.

Steigerungen, die vielerorts zu Verdrängung und finanziellen Problemen
für Mieterinnen und Mieter geführt haben. Das Land Berlin hat mit dem
Mietendeckel ein Instrument entwickelt, dass diesem Mietenwahnsinn ein
Ende setzt. Das von CDU und FDP angestrengte Verfahren wird
hoffentlich schnell zu Rechtssicherheit führen. Anschließend sollte
der Mietendeckel überall dort eingesetzt werden, wo die Mieten in den
letzten Jahren explodiert sind.

 * 
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BUNDESTAG/9780: Heute im Bundestag Nr. 473 - 06.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 473

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. Mai 2020, Redaktionsschluss: 14.53 Uhr

1. Wege zur nationalen Mobilitätsplattform

2. Gesetzentwurf gegen Hasskriminalität

3. Aus für Bürgerenergie-Privilegien

4. Neuabgrenzungen von Wahlkreisen

5. FDP fordert Plan für Kita-Öffnungen



1. Wege zur nationalen Mobilitätsplattform

Verkehr und digitale Infrastruktur/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Bei einer Expertenanhörung am Mittwoch hat der
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur über Wege zur
Schaffung einer nationalen Mobilitätsplattform und die dazu benötigte
Bereitstellung von Daten durch die Mobilitätsanbieter diskutiert.
Einig war man sich dabei in der Einschätzung, dass sowohl öffentliche
als auch private Mobilitätsanbieter eingebunden werden und ihre Daten
zu Verfügung stellen müssten. Umstritten blieb, ob und wenn ja, welche
gesetzlichen Vorgaben benötigt werden. Grundlage der Anhörung waren
Anträge der FDP-Fraktion (19/18674) und der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/14387).

Oliver Wolff, Hauptgeschäftsführer beim Verband Deutscher
Verkehrsunternehmen (VDE), sagte, Ziel des Bundes müsse es sein, eine
nationale Plattform zu schaffen, über die sich die Nutzer aus den
öffentlichen wie auch privaten Verkehrsangeboten nach ihren
Präferenzen die beste Mobilitätskette zusammenstellen können. "Die
Grundlagen, um digitale Mobilität verfügbar zu machen, sind da", sagte
Wolff. Eine "von oben" aufgesetzte Lösung sei aber nicht zielführend -
ebenso wenig wie die Verpflichtung, an einem genossenschaftlichen
Modell mitzuwirken, befand der VDE-Vertreter. Richtig sei der vom
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)
unterstützte Weg, bei dem sich einige große Unternehmen zusammengetan
hätten, um eine Mobilitätsplattform aufzubauen und andere Anbieter
einzuladen, "Kunde, im Sinne eines Miteigentümers zu werden".

Neben den Tarif- und Fahrplandaten, die zum Teil schon erfasst würden,
müssten auch Realtime-Daten in einer zu schaffenden App aufgenommen
werden, sagte Professor Justus Haucap vom Düsseldorf Institute for
Competition Economics. Klar sei, das die mit Steuermitteln
unterstützten ÖPNV-Unternehmen ihre Daten bereitstellen müssten. Ziel
müsse es aber sein, die Plattform so attraktiv zu gestalten, dass auch
private Anbieter ihre Daten freiwillig bereitstellen. Haucap warnte
zugleich: Gelinge es nicht, eine Plattformlösung zu schaffen, die für
alle zur Verfügung steht, könnten es große Unternehmen wie Google
sein, "die die Daten einsammeln und für eine Monopolisierung sorgen".

Die Mobilitätsplattform müsse "einfach, zuverlässig und sicher" sein,
forderte Marion Jungbluth von der Verbraucherzentrale Bundesverband.
Sie werde gebraucht, um das Mobilitätsverhalten der Menschen
umweltgerechter zu gestalten, ohne die Mobilität einzuschränken. Zu
beachten sei aber, dass die Menschen unterschiedliche Vorstellungen
von guter Mobilität hätten. Zwar werde eine Verständigung über
Schnittstellen und den Datenschutz benötigt. Statt aber die
Ausgestaltung der App zentral vorzugeben, brauche es eine
Individualisierung, "damit die Oma auf der schwäbischen Alb ebenso ihr
Angebot ebenso findet, wie der Hipster in Prenzlauer Berg".

Maxim Nohroudi vom Startup-Unternehmen Door2Door Gmbh verwies auf
eigene Erfahrungen mit von seinem Unternehmen entwickelten Apps, die
zeigten, dass es erhebliche Unterschiede zwischen Langstrecken- und
Kurzstreckennutzern gebe. Benötigt würden daher zwei Apps, sagte er.
Auf die Frage, warum es noch keine zentrale Mobilitätsplattform gebe,
antwortete er: Jeder Anbieter wolle den Endkundenzugang behalten. Gehe
es dem Bund um die Stärkung der Daseinsvorsorge durch die
Mobilitätsplattform, sei daher die gesetzliche Verpflichtung zur
Plattform richtig, sagte Nohroudi.

Michael Heider von den Berliner Verkehrsbetrieben (BVG) stellte das
Projekt "Jelbi" vor. "Mit der intelligenten Verknüpfung von ÖPNV und
Sharing-Angeboten schaffen wir für die Menschen ein bedarfsgerechtes,
einfach und komfortabel buchbares Mobilitätsangebot, das für jede
Situation das richtige Mobilitätsangebot bereitstellen kann", sagte
er. Nur wenn sich die Menschen einer attraktiven Alternative zum
privaten PKW gewiss sein könnten, die ihre vielfältigen, individuellen
Mobilitätsbedarfe deckt, sei der Weg zu autofreien Haushalten und
damit autoarmen Kiezen und Städten geebnet.

Auf die Bedeutung des Autos für die Menschen im ländlichen Raum
verwies Stefan Gerwens vom ADAC. Daher müsse das Auto in einer
Mobilitätsplattform, beispielsweise als On-Demand-Angebot, eingebunden
werden. Dafür sei es nötig, die Experimentierklausel im
Personenbeförderungsgesetz zu ändern, sagte der ADAC-Vertreter.

Hilmar von Lojewski vom Deutschen Städtetag begrüßte das Grundanliegen
eines integrierten Konzeptes. Eine gesetzliche Verpflichtung, eine
bestimmte Plattform zu nutzen oder eine bestimmte technische Lösung zu
verfolgen, käme jedoch verfrüht, sagte er. Gleichzeitig sprach sich
der Kommunalvertreter ausdrücklich gegen eine einseitige Verpflichtung
der öffentlichen Hand aus, Mobilitätsdaten einseitig bereitzustellen.

 * 

2. Gesetzentwurf gegen Hasskriminalität

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/MWO) Der Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung des
Rechtsextremismus und der Hasskriminalität (19/17741, 19/18470) war
Thema einer öffentlichen Anhörung im Ausschuss für Recht und
Verbraucherschutz am Mittwoch. Die Ziele der beiden wortgleichen
Vorlagen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD sowie der Bundesregierung
wurden von den zwölf Sachverständigen und Beigeordneten mehrheitlich
begrüßt, die Umsetzung sei jedoch nicht optimal. Mehrere Experten
bemängelten einen zu starken Eingriff in Freiheitsrechte.

Die Abgeordneten interessierten sich vor allem für Einzelheiten zu den
neuen Straftatbeständen unter dem Gesichtspunkt der Ultima Ratio, zur
Beschaffung von Auskünften von den Dienstanbietern und zur
Arbeitsweise des Bundeskriminalamtes (BKA) im Zusammenhang mit der im
Entwurf vorgesehenen Meldepflicht strafbarer Inhalte. Eine Vertreterin
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen verwies auf den Änderungsantrag
ihrer Fraktion zu dem Gesetz, der Vorschläge des Bundesrates, des
Deutschen Anwaltverbandes (DAV) und des Bayerischen Staatsministeriums
der Justiz aufgreife.

Mit dem Gesetz will die Bundesregierung einer im Internet und
besonders in den sozialen Medien zunehmend zu beobachtenden Verrohung
der Kommunikation entgegentreten. Durch aggressives Auftreten bis hin
zu Morddrohungen werde nicht nur das allgemeine Persönlichkeitsrecht
der Betroffenen, sondern auch der politische Diskurs in der
demokratischen und pluralistischen Gesellschaftsordnung angegriffen,
heißt es im Entwurf. Damit sei der freie Meinungsaustausch im Internet
und letztendlich die Meinungsfreiheit gefährdet. Zu deren Verteidigung
sei der Staat verpflichtet.

Armin Engländer, Strafrechtler von der Ludwig-Maximilians-Universität
München, erklärte in seiner Stellungnahme, die vorgeschlagenen
Änderungen des Strafgesetzbuches verdienten in ihrer Zielsetzung
uneingeschränkt Zustimmung. Die Änderungen und Ergänzungen bei den
Beleidigungstatbeständen, die einen der Schwerpunkte des Entwurfs
bildeten, seien sinnvoll. Zu weit gingen allerdings die vorgesehenen
Änderungen beim Tatbestand der Bedrohung. Die mit dem Mittel des
Strafrechts verfolgten gesetzgeberischen Ziele ließen sich nur
erreichen, wenn die Strafjustiz auch über ausreichende Ressourcen
verfügt, fügte Engländer hinzu.

Matthias Bäcker, Lehrstuhlinhaber und Datenschutzrechtsexperte von der
Johannes-Gutenberg-Universität Mainz beschränkte sich in seiner
Stellungnahme auf die Pflicht von Netzwerkbetreibern zur Meldung
bestimmter Inhalte an das BKA sowie die Regelungen zur Übermittlung
von Telemediendaten an Sicherheitsbehörden. Gegen die Meldepflicht
bestünden keine fundamentalen verfassungsrechtlichen Bedenken,
erklärte Bäcker. Allerdings reiche diese Pflicht hinsichtlich der mit
zu übermittelnden Identifikationsdaten teils zu weit.

Der Beauftragte der bayerischen Justiz zur strafrechtlichen Bekämpfung
von Hate-Speech, Oberstaatsanwalt Klaus-Dieter Hartleb, erklärte, dass
aus seiner Sicht der Regelungs- und Handlungsbedarf im Bereich der
Beleidigungsdelikte nicht ausgeschöpft werde. Es bestehe
weitergehender Reformbedarf, sagte Hartleb mit Blick auf Phänomene
jüngerer Zeit, insbesondere strafbare Hassrede im Internet. Zudem
griffen die in der Strafprozessordnung vorgesehenen Änderungen zu
kurz. Den Ermittlungsbehörden müssten die für die Verfolgung von
Hate-Speech erforderlichen strafprozessualen Instrumente an die Hand
gegeben werden.

Markus Hartmann von der Staatsanwaltschaft Köln, Leiter der Zentral-
und Ansprechstelle Cybercrime Nordrhein-Westfalen (ZAC), verwies in
seiner Stellungnahme auf umfangreiche Praxiserfahrungen sowohl im
Hinblick auf die gegenwärtige Situation der Bekämpfung der digitalen
Hasskriminalität als auch auf wesentliche Hemmnisse der
Strafverfolgung. Hartmann begrüßte die Stärkung der
materiell-rechtlichen und strafprozessualen Grundlagen für die
Strafverfolgung. Das durch die gesetzlichen Neuregelungen zu
erwartende Arbeitsaufkommen sei jedoch nicht in erforderlichem Maße
berücksichtigt worden. So seien die durch den Bundesrat aufgeworfenen
Fragen zu den Kosten des Gesetzesvorhabens für die
Landesjustizbehörden höchst praxisrelevant.

Oberstaatsanwalt Andreas May von der Zentralstelle zur Bekämpfung der
Internetkriminalität (ZIT) der Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt am
Main betonte, die gesetzgeberische Zielsetzung werde die beteiligten
Ermittlungsbehörden vor eine beispiellose Mammutaufgabe stellen. Das
bisherige Gesetzgebungsverfahren habe gezeigt, dass auch
grundsätzliche Fragestellungen noch nicht abschließend geklärt sind,
die für das Ziel der Ermöglichung einer effektiven Strafverfolgung von
wesentlicher Bedeutung sein dürften. Unter anderem müssten die
Aufgaben des BKA klargestellt werden.

Für BKA-Vizepräsident Jürgen Peter ist der Gesetzentwurf ein wichtiger
Fortschritt bei der Bekämpfung von Straftaten im Internet. Die im
aktuellen Gesetzgebungsverfahren vorliegenden Rechtsänderungen seien
erforderlich und geeignet, strafrechtliches Handeln aus der
scheinbaren Anonymität des Netzes zu holen. Mit den Regelungen sei die
Grundlage geschaffen, die gemeldeten Inhalte im BKA zentral zu sichten
und die Voraussetzung zu schaffen, dass Strafverfolgungsmaßnahmen
sowie gefahrenabwehrende Maßnahmen durch die örtlich zuständigen
Behörden eingeleitet werden können. Zur besseren Aufklärung seien
allerdings weitere Befugnisse erforderlich.

Die mit dem Gesetzesentwurf verfolgten Ziele könne man nur begrüßen,
erklärte Stephan Conen vom DAV. Gegen die hierzu angedachten Mittel
und die legislative Umsetzung gebe es jedoch durchgreifende Einwände.
Die Inanspruchnahme der privaten Diensteanbieter als meldepflichtige
Vorposten der Strafverfolgung durch das BKA begegne ebenso Bedenken
und sei im Ergebnis ebenso abzulehnen wie die tatbestandliche
Ausweitung von Strafbarkeiten und die Anhebung von Strafrahmen, zumal
die Hoffnung mit letzteren Sozialverhalten steuern zu können nach
allen kriminologischen Erkenntnissen der Tatsachenbasis entbehre.

Uda Bastians vom Deutschen Städtetag, die zusammen mit den anderen
Vertretern der kommunalen Spitzenverbände aufgrund eines Sonderstatus
an der Anhörung teilnahm, erklärte, mit dem Gesetzentwurf würden
Strafbarkeitslücken geschlossen und die effektive Strafverfolgung
verbessert. Gerade in der Öffentlichkeit stehende Personen bis hin zur
kommunalen Ebene stünden mit zunehmender Tendenz im Fokus von
Beleidigungen, Bedrohungen, Einschüchterungen oder sogar tätlichen
Angriffen. Bastians wies darauf hin, dass Änderungen im
Strafgesetzbuch für sich allein nicht ausreichten. Eine effiziente
Strafverfolgung könne nur durch personell und technisch hinreichend
ausgestattete Strafverfolgungsbehörden gewährleistet werden.

Uwe Lübking vom Deutscher Städte- und Gemeindebund und Klaus Ritgen
vom Deutschen Landkreistag verwiesen ebenfalls auf die Notwendigkeit,
Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker, aber auch kommunale
Angestellte besser zu schützen. In der haupt- und ehrenamtlichen
Kommunalpolitik werde bereits darüber nachgedacht, so Lübking, ob ein
Amt oder Mandat weiter ausgeübt oder ob ein Amt überhaupt angestrebt
werden solle. Die Meinungsfreiheit im demokratischen Diskurs sei ein
hohes Gut, ehrverletzende Beleidigungen oder demokratiegefährdende
Bedrohungen dürften nicht hingenommen werden. Notwendig seien aber
auch Prävention und Sensibilisierungsarbeit.

Rechtsanwältin Josephine Ballon von der gemeinnützigen Organisation
HateAid, die Betroffene von digitaler Gewalt unterstützt, begrüßte das
gestiegene Bewusstsein dafür, dass Hassrede, Hasskriminalität und
Rechtsextremismus auch im Internet eine Bedrohung für die
demokratische Gesellschaft und die Meinungsfreiheit seien. Die
Strafverfolgung sei zwar ein wichtiger Baustein, um Hasskriminalität
und digitale Gewalt einzudämmen, berge aber zugleich die Gefahr, dass
Freiheitsrechte mehr als erforderlich eingeschränkt werden. Hier müsse
genau abgewogen und nach einer Lösung gesucht werden, die
Strafverfolgung vorantreibt, aber die Grundrechte nicht
unverhältnismäßig einschränkt. In diesem Sinne seien Nachbesserungen
am Entwurf erforderlich.

Auch Rechtsanwalt Henning Lesch von eco - Verband der
Internetwirtschaft meldete Bedenken gegen den Entwurf an. Die Pläne
gingen weit über die zuvor diskutierte Stärkung des NetzDG hinaus. Es
drohten zum Teil tiefgreifende Einschnitte in das informationelle
Selbstbestimmungsrecht, in das Recht auf Gewährleistung der
Vertraulichkeit und Integrität von Kommunikationssystemen sowie in das
Fernmeldegeheimnis. Sein Verband bekenne sich zum Kampf gegen
Rechtsextremismus und unterstütze das Vorgehen gegen rechtswidrige
Inhalte im Internet. Nach Einschätzung der Internetwirtschaft
bestünden hinsichtlich des Gesetzentwurfes jedoch erhebliche
verfassungsrechtliche, datenschutzrechtliche und europarechtliche
Bedenken.

Der Entwurf, der im März in erster Lesung im Bundestag weitgehend als
dringend notwendig erachtet wurde, sieht als eine zentrale Neuerung
die Einführung einer Meldepflicht der Anbieter sozialer Netzwerke im
Sinne des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes (NetzDG) vor. Sie sollen
verpflichtet werden, ein System einzurichten, wonach bestimmte
strafbare Inhalte an das BKA zu melden sind. Erfasst sein sollen nur
solche Inhalte, bei denen es konkrete Anhaltspunkte für die Erfüllung
eines Straftatbestandes gibt und die anhaltende negative Auswirkungen
auf die Ausübung der Meinungsfreiheit in den sogenannten sozialen
Medien haben können. Zusätzlich soll das Zugänglichmachen
kinderpornografischer Inhalte erfasst werden. Der Katalog der
rechtswidrigen Inhalte des NetzDG soll um das Delikt der
Verunglimpfung des Andenkens Verstorbener ergänzt werden, da die
Erfahrungen aus der Ermordung des Kasseler Regierungspräsidenten
Lübcke 2019 gezeigt hätten, wie sehr Hetze im Netz mittlerweile auch
in dieser Form ihren Ausdruck findet.

Der Entwurf schlägt zudem vor, den Straftatenkatalog des
Strafgesetzbuches dahingehend zu erweitern, dass zukünftig auch die
Androhung einer gefährlichen Körperverletzung strafbar sein kann. Auch
die Billigung noch nicht erfolgter Straftaten soll erfasst werden.
Öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten von Schriften
getätigte beleidigende Äußerungen sollen zukünftig im Höchstmaß mit
zwei Jahren Freiheitsstrafe bestraft werden können. Der Tatbestand der
üblen Nachrede und Verleumdung gegen Personen des politischen Lebens
soll auch für Taten gegen Personen bis hin zur kommunalen Ebene
gelten.

Unter dem Tatbestand Bedrohung soll zukünftig auch die Bedrohung mit
einer rechtswidrigen Tat gegen die sexuelle Selbstbestimmung, die
körperliche Unversehrtheit, die persönliche Freiheit oder gegen eine
Sache von bedeutendem Wert vom Tatbestand erfasst werden. Bei der
Strafzumessung sollen antisemitische Motive eines Täters besonders
berücksichtigt werden. In der Strafprozessordnung sollen die
Regelungen über die Verkehrs- und Bestandsdatenerhebung gegenüber
Telekommunikationsdiensteanbietern auf Maßnahmen gegenüber
Telemediendiensteanbietern erweitert werden.

 * 

3. Aus für Bürgerenergie-Privilegien

Wirtschaft und Energie/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktionen CDU/CSU und SPD wollen mit einem
Gesetzentwurf das Aus für Privilegien von Bürgerenergiegesellschaften
besiegeln. Dazu haben die Abgeordneten den "Entwurf eines Gesetzes zur
Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 2017 und weiterer
energierechtlicher Bestimmungen" (19/18964) vorgelegt. Er sieht vor,
derzeit befristet ausgesetzte Regelungen dauerhaft zu streichen. Diese
Regelungen hätten Bürgerenergiegesellschaften vereinfachte Teilnahmen
an Ausschreibungen für Windenergieprojekte an Land ermöglicht, in der
Praxis jedoch zu Fehlanreizen und Missbrauch geführt. Dadurch sei der
Einbruch beim Ausbau der Windenergie an Land verstärkt worden, heißt
es in dem Entwurf.

Außerdem adressiert die Vorlage Schwierigkeiten im Zusammenhang mit
dem Einhalten von Fristen wegen der Corona-Pandemie. So sollen die
Wirtschaftsprüferbescheinigung und das Zertifikat zur Energieeffizienz
bis 30. November 2020 nachgereicht werden können. Realisierungsfristen
für Anlagen, die bereits einen Zuschlag erhalten haben, würden um
sechs Monate verlängert. "Darüber hinaus wird eine weitere Frist im
Energiewirtschaftsgesetz verlängert."

Schließlich geht es in dem Entwurf um Windenergie auf See. Dazu soll
das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie als sachnächste
Behörde die Kompetenz erhalten, Verordnungen zur Feststellung der
Eignung von Flächen für die Windenergienutzung auf See zu erlassen.

 * 

4. Neuabgrenzungen von Wahlkreisen

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Einen Neuzuschnitt mehrerer Wahlkreise sieht ein
Gesetzentwurf der CDU/CSU- und der SPD-Fraktion (19/18968) vor, der am
Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht.
Danach sind aufgrund der Bevölkerungsentwicklung für die nächste
Bundestagswahl Neuabgrenzungen von Wahlkreisen in Brandenburg,
Nordrhein-Westfalen und Bayern vorzunehmen sowie in Thüringen aufgrund
kommunaler Gebietsänderungen.

So überschreitet in Brandenburg der Wahlkreis "Potsdam - 
Potsdam-Mittelmark II - Teltow-Fäming" laut Vorlage wegen stetig steigender
Bevölkerungszunahme "die zwingende Neueinteilungsgrenze von 25 Prozent
Abweichung vom Bevölkerungsdurchschnitt, so dass eine Neuabgrenzung
dieses Wahlkreises vorzunehmen ist". In Nordrhein-Westfalen
verzeichnet der Wahlkreis "Paderborn - Gütersloh III" den Angaben
zufolge bei absehbar weiterer Bevölkerungszunahme eine Abweichung von
24,7 Prozent. In Bayern weisen bei ebenfalls absehbarem
Bevölkerungszuwachs der Wahlkreis "Landshut" mit 24,4 Prozent, der
Wahlkreis "Regensburg" mit 24,7 Prozent, der Wahlkreis "Fürth" mit 25
Prozent und der Wahlkreis "Augsburg-Land" mit 24,5 Prozent hohe
Abweichungswerte vom Durchschnitt auf; wie aus der Vorlage ferner
hervorgeht.

In Thüringen wiederum befinden sich danach aufgrund kommunaler
Gebietsänderungen die Gemeinde Kaltennordheim sowie die Städte Suhl
und Neuhaus am Rennweg in jeweils zwei Wahlkreisen. Hier zielen die
vorgesehenen Neuabgrenzungen darauf ab, bei der Wahlkreiseinteilung
die Grenzen der Gemeinden, Kreise und kreisfreien Städte einzuhalten.

 * 

5. FDP fordert Plan für Kita-Öffnungen

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antrag

Berlin: (hib/AW) Nach dem Willen der FDP-Fraktion soll die
Bundesregierung gemeinsam mit den Bundesländern die Notbetreuung in
Kindertageseinrichtungen während der Corona-Pandemie ausweiten. Neben
Kindern von Eltern in systemrelevanten Berufen sollen auch
Eingewöhnungskinder und deren Geschwister, Kinder von
Alleinerziehenden und von Eltern, die beide berufstätig sind, in die
Notbetreuung aufgenommen werden, fordern die Liberalen in ihrem Antrag
(19/18954).

Als Vorbedingung für eine Öffnung von Kindertageseinrichtungen sollen
umfangreiche Schnelltests von allen Kita-Mitarbeitern und der Kinder
in den Einrichtungen eingeführt werden. Diese Schnelltests sollen bei
Bedarf oder bei Anzeichen für eine Covid-19-Erkrankung wiederholt
werden. Fachkräfte und auch Kinder, die nach Einschätzung von Experten
gemeinhin als Risikogruppen zählen, sollen hingegen bis auf Weiteres
nicht wieder in den Kita-Betrieb eingegliedert werden.

Die Fraktion tritt ferner für einen Infektionsschutz durch
Kinderbetreuung in zeitlich versetzten Kleinstgruppen aus Kindern und
Erziehern sowie Zugangsbeschränkungen von betriebsfremden Personen
vor. Auch will sie einen Infektionsschutz durch Rahmenhygienepläne bei
Kindern, Fachkräften und Elternkontakt. Für die Kita-Mitarbeitender
müsse Schutzkleidung für den Umgang mit den Eltern und für
Dienstbesprechungen bereitgestellt werden.

Zudem fordert die FDP für die Zeit der Pandemie befristet eine
sogenannte Corona-Elternzeit, die einen Rechtsanspruch auf
Arbeitszeitreduzierung mit entsprechendem Kündigungsschutz umfasst.
Sofern in der genommenen Elternzeit oder Corona-Elternzeit keine
anderweitigen Ansprüche auf Entgeltersatzleistungen bestehen, müsse
eine Verdienstausfallentschädigung nach den bestehenden Regelungen des
Infektionsschutzgesetzes auch über den bisher geltenden
Maximalzeitraum von sechs Wochen hinaus gezahlt werden.

 * 
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Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen
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1. Bon-Pflicht für Bäcker bleibt

2. Elterngeld wird an Pandemie angepasst

3. Sozialer Schutz während der Pandemie

4. Unbürokratische Hilfe für Wohnungslose

5. Stark-Watzinger kandidiert



1. Bon-Pflicht für Bäcker bleibt

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Die Pflicht zur Ausgabe von Kassenbelegen für
Bäckereien bleibt bestehen. Die FDP-Fraktion scheiterte am Mittwoch im
Finanzausschuss mit einem Vorstoß zur Abschaffung der seit Anfang
Januar geltenden Pflicht zur Ausgabe von Kassenbelegen selbst bei
kleinsten Einkäufen. In der von der Vorsitzenden Katja Hessel (FDP)
geleiteten Sitzung stimmten nur die Fraktionen von FDP und Bündnis
90/Die Grünen für den von der FDP-Fraktion eingebrachten Entwurf eines
Gesetzes zur Änderung der Abgabenordnung - Gesetz zur Verhinderung
einer Bon-Pflicht für Bäcker (19/15768). Die Fraktionen von CDU/CSU,
SPD und Die Linke lehnten den Entwurf ab, die AfD-Fraktion enthielt
sich. Der Entwurf sieht vor, dass die Finanzbehörden im Fall der
Nutzung einer zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung beim
Verkauf von Waren und der Erbringung von Dienstleistungen an eine
Vielzahl von nicht bekannten Personen eine Befreiung von der Pflicht
zur generellen Ausgabe von Belegen aussprechen können.

Die CDU/CSU-Fraktion wandte sich gegen die Aufhebung der Bon-Pflicht.
Das sei nicht klug. Die Fraktion regte aber an, die Frist zur
Einführung neuer Kassensysteme mit technischen
Sicherheitseinrichtungen (TSE) zu verlängern, da es derzeit Probleme
gebe, Fachfirmen für den Einbau zu finden. Außerdem zeigte sich die
Fraktion offen für neue technische Möglichkeiten, um auf die Ausgabe
von gedruckten Belegen verzichten zu können. Die SPD-Fraktion wandte
sich allerdings gegen eine längere Frist für den TSE-Einbau. Es
müssten auch nicht unbedingt immer Belege gedruckt werden. Stattdessen
könnten die Kunden Belege über das Einlesen von QR-Codes erhalten. Im
Übrigen verwies die SPD-Fraktion auf das durch die Corona-Pandemie
veränderte Verbraucherverhalten. Immer mehr Menschen würden mit Karten
bezahlen.

Die AfD-Fraktion stimmte einer Abschaffung der Bon-Pflicht
grundsätzlich zu. Diese Pflicht betreffe nicht nur Bäcker, sondern
alle Branchen seien betroffen. Die Linksfraktion hingegen lehnte den
FDP-Vorstoß ab und wies darauf hin, dass die Bon-Pflicht nicht
bedeute, dass stets Kassenbelege gedruckt werden müssten. Die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen unterstützte den FDP-Antrag. Sie verlange
Klarheit und Sicherheit für die Unternehmen.

Die FDP-Fraktion hatte darauf hingewiesen, dass mit Einführung der
Belegausgabepflicht diese Belege größtenteils nicht von den Kunden
mitgenommen, sondern direkt im Geschäft entsorgt werden. Dies führe zu
einer erheblichen Zunahme von Abfall, der unter dem Gesichtspunkt des
Umweltschutzes vermeidbar wäre. Gerade die Nutzung von sogenanntem
Thermopapier, dass Biphenol enthalte, sei auch unter
Gesundheitsaspekten bedenklich.

 * 

2. Elterngeld wird an Pandemie angepasst

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Lohnersatzleistungen wie Kurzarbeiter- oder
Arbeitslosengeld I sollen bis Ende des Jahres nicht auf das Elterngeld
angerechnet werden. Den entsprechenden Gesetzentwurf der CDU/CSU- und
der SPD-Fraktion (19/18698) verabschiedete der Familienausschuss am
Mittwoch ohne Gegenstimmen; lediglich die FDP-Fraktion enthielt sich
der Stimme. Der Gesetzentwurf soll am Donnerstag abschließend im
Bundestag beraten und verabschiedet werden. Mehrere Anträge der
Opposition wurden vom Ausschuss hingegen abgelehnt.

Die Gesetzesinitiative der Koalitionsfraktionen sieht zudem vor, dass
Eltern, die in "systemrelevanten" Berufen arbeiten, ihre Elternzeit
verschieben können, um während der Corona-Pandemie auch weiterhin
ihren Tätigkeiten nachgehen zu können. Zudem sollen Eltern, die den
Partnerschaftsbonus nutzen, ihren Anspruch nicht verlieren, wenn sie
mehr oder weniger arbeiten als geplant. Als systemrelevant werden von
der Koalition alle Berufe definiert, die Tätigkeiten im Gesundheits-
und Pflegesystem, bei der Polizei, dem Bildungs- und Betreuungswesen,
im Transport- und Personenverkehr, in der Versorgung mit Energie,
Wasser, und Lebensmitteln und Dienstleistungen des täglichen Lebens
beinhalten. Das bis Ende des Jahres befristete Gesetz soll rückwirkend
zum 1. März in Kraft treten.

Die Vertreter von Union und SPD argumentierten im Ausschuss, mit dem
Gesetz werde das Elterngeld während der Corona-Pandemie "krisenfest"
gemacht. Eltern und werdende Eltern bräuchten gerade in der aktuellen
Situation Planungssicherheit. Die Opposition begrüßte die
Gesetzesvorlage ausdrücklich, monierte allerdings, sie gehe nicht weit
genug. Die AfD kritisierte, dass das Elterngeld prinzipiell als
Lohnersatzleistung eine Fehlkonstruktion sei. Eltern bräuchten "einen
Lohn und keine Lohnersatzleistungen". Linke und Grüne forderten für
die Zeit der Corona-Krise die Einführung eines speziellen 
Corona-Elterngeldes für alle Eltern, die ihren Beruf wegen der Kita- und
Schulschließungen nicht ausüben können. Der Antrag der Linken
(19/18684) wurde mit den Stimmen der Koalition, der AfD und der FDP
gegen das Votum der Linken und Grünen abgelehnt. Der Antrag der Grünen
(19/18710) scheiterte am Votum der Koalition und der AfD bei
Stimmenthaltung von FDP und Linken. Die FDP forderte, das Insolvenz-
und das Krankengeld in die Berechnung des Elterngeldanspruches mit
einzubeziehen. Dies sei vor allem im Hinblick auf den zu erwartenden
Anstieg bei den Insolvenzen im Zuge der Corona-Krise geboten. Der
entsprechende Antrag der Liberalen (19/18670) wurde mit den Stimmen
der Koalition und der AfD bei Stimmenthaltung von Linken und Grünen
abgelehnt.

 * 

3. Sozialer Schutz während der Pandemie

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat einen Antrag (19/18945)
vorgelegt, in dem sie fordert, sozialen Schutz auch während der
Corona-Pandemie umfassend zu gewährleisten. Die Pandemie bedrohe nicht
nur die Gesundheit, sondern auch das Existenzminimum von Erwerbslosen,
Menschen mit niedrigem Einkommen und niedrigen Renten und Menschen mit
Behinderungen, schreibt die Linke.

Sie verlangt deshalb, das Arbeitslosengeld II und alle weiteren
Leistungen, die das Existenzminimum absichern sollen, rückwirkend zum
1. März 2020 für die Dauer der Krise um 200 Euro pro Person und Monat
zu erhöhen. Für schulpflichtige Kinder soll über das Bildungs- und
Teilhabepaket ein einmaliger Zuschuss für Computer in Höhe von 500
Euro gewährt werden. Für wohnungslose Menschen soll zusätzlicher
Wohnraum geschaffen werden. Ferner fordert die Fraktion einen
Notfallfonds des Bundes, aus dem Träger von Beratungsstellen für
Betroffene von Gewalt unbürokratisch Hilfe erhalten sollen, um ihr
Angebot aufrecht erhalten zu können. Soziale Dienstleister sollen nach
Ansicht der Linken besser für finanzielle Verluste entschädigt werden.

 * 

4. Unbürokratische Hilfe für Wohnungslose

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert, allen
wohnungslosen Menschen schnell und unbürokratisch zu helfen. In einem
Antrag (19/18939) verlangt sie unter anderem, eine durch den Bund
koordinierte Zusammenarbeit von Bund, Ländern, Kommunen und sozialen
Trägern zu organisieren, um eine flächendeckende temporäre
Einzelunterbringung von wohnungslosen Menschen in Hotels, Pensionen
oder Jugendherbergen zu gewährleisten. Außerdem müssten im Falle einer
Infektion mit Covid-19 Quarantäneräume zur Verfügung stehen, heißt es
in dem Antrag.

Notunterkünfte sollen nach Ansicht der Grünen möglichst ganztägig
geöffnet oder andere Angebote geschaffen werden, um weitere
Aufenthaltsmöglichkeiten zu schaffen. Bei allen Maßnahmen zur
Unterbringung und Beratung soll darauf hingewirkt werden, dass Aspekte
der Barrierefreiheit erfüllt sind, um auch Menschen mit Behinderungen
den Zugang zu ermöglichen.

Die Auszahlung des Regelsatzes von Tagessätzen im SGB II und XII
(Zweites und Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch) soll auf eine monatliche
Auszahlung umgestellt werden, um das Ansteckungsrisiko durch
Kontaktreduktion zu minimieren. Außerdem sollen Zwangsräumungen
vorübergehend ausgesetzt sowie die behördliche Mietschuldenübernahme
konsequent umgesetzt werden. Die Bundesregierung soll ferner dafür
sorgen, dass die Behandlung auch der Covid-19-Erkrankten ohne
Versicherungsschutz sichergestellt wird.

 * 

5. Stark-Watzinger kandidiert

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/HLE) Die FDP-Faktion hat die Abgeordnete Bettina
Stark-Watzinger für das Vertrauensgremium gemäß Paragraph 10a Absatz 2
der Bundeshaushaltsordnung vorgeschlagen. Die FDP-Fraktion hat dafür
einen entsprechenden Wahlvorschlag eingereicht (19/18194).

 * 
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1. Anträge zu Corona-Hilfen abgelehnt

2. Unterstützung von Studierenden

3. Grüne fordern Coronaprämie

4. FDP will Gesundheitswesen digitalisieren

5. Wahlvorschläge für den Ethikrat



1. Anträge zu Corona-Hilfen abgelehnt

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Der Wirtschaftsausschuss hat mehrere
Oppositionsanträge rund um Corona-Hilfen für Unternehmen abgelehnt.
Zugleich kündigte der Parlamentarische Staatssekretär im
Wirtschaftsministerium, Thomas Bareiß (CDU), ein Zuschussprogramm für
längerfristig von der Pandemie betroffene Betriebe an. Details dazu
könne er noch nicht nennen, sagte Bareiß in der Ausschusssitzung am
Mittwoch. Programme sollten nach Möglichkeit branchenunabhängig
gestaltet werden. Außerdem arbeite man mit dem
Wirtschaftsstabilisierungsfonds an einem Fitnessprogramm für die
Wirtschaft, das sich allerdings noch in Abstimmung mit der
Europäischen Kommission befinde.

Die Fraktion CDU/CSU sprach in der Debatte die Rolle der
Länder-Wirtschaftsminister bei einer Öffnungsstrategie und
längerfristigen Lösungen an. Von der SPD-Fraktion hieß es zu einem
Antrag der FPD (19/18711), ein Sammelsurium an Maßnahmen ergebe noch
keine Strategie. Eine Abgeordnete erwähnte zudem kommunale
Unternehmen, die bei Unterstützungsprogrammen bedacht werden müssten.

Ein AfD-Vertreter wies darauf hin, dass beispielsweise Hotels mit
einer Einmalzahlung nicht geholfen sei. Er hinterfragte außerdem die
Rolle von Hausbanken und warf die Möglichkeit auf, dass die
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) Geld direkt auszahlen könnte -
was der Staatssekretär ablehnte. Die FDP-Fraktion erkundigte sich nach
Aufkaufversuchen von Unternehmen durch ausländische Investoren. Bareiß
sagte dazu, er wisse von Anfragen besonders aus dem Bereich
familiengeführter Hotels, aber keinen erfolgten Transaktionen.

Die Linksfraktion mahnte, den Bundestag bei der Planung und
Entwicklung von Programmen mit einzubeziehen. Ein Vertreter erinnerte
darüber hinaus an die Situation vieler Einzelhändler, die die
Kaufzurückhaltung von Verbrauchern spürten. Eine Abgeordnete der
Grünen-Fraktion schließlich spielte auf die Nöte kleiner Unternehmen
mit weniger als zehn Mitarbeitern an, bei denen es häufig um die
Schicksale ganzer Familien gehe. Diesen Unternehmen müsse man
Sicherheit wiedergeben, forderte sie.

Die Abgeordneten lehnten mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und
der Linken einen FDP-Antrag mit dem Titel "Klare und transparente
Kriterien für eine differenzierte Öffnungsstrategie" ab. Mit Ja
stimmten die Antragsteller, Grüne und AfD enthielten sich. Ebenfalls
keine Zustimmung fanden Anträge der Grünen (19/18706, 19/18714), die
sich Selbstständigen, kleinen und Sozialunternehmen widmen. Hier
stimmten Grüne und Linke jeweils mit Ja, die Koalitionsfraktionen mit
Nein. FDP und AfD enthielten sich.

 * 

2. Unterstützung von Studierenden

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) Die Unterstützung von Wissenschaft und Studentinnen
und Studenten aufgrund der COVID-19-Pandemie hat am Mittwoch im
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung im
Mittelpunkt gestanden. Das "Wissenschafts- und
Studierendenunterstützungsgesetz" (19/18699) soll am morgigen
Donnerstag vom Deutschen Bundestag verabschiedet werden. Auch wenn dem
Gesetzentwurf im Ausschuss nicht nur erwartungsgemäß von den
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD sondern auch von den
Oppositionsfraktionen FDP und Bündnis 90/Die Grünen, bei Enthaltung
der AfD und der Linken, zugestimmt wurde, war in der Sitzung deutliche
Kritik am Entwurf vor allem beim Thema BAföG zu hören.

Nach dem Entwurf sollen die Höchstbefristungsgrenzen des
Wissenschaftszeitvertragsgesetzes (WissZeitVG) für das
wissenschaftliche und künstlerische Personal wegen der
COVID-19-Pandemie und daraus bedingten Einschränkungen zunächst um
sechs Monate verlängert werden. Um Zuverdienstanreize zu schaffen,
soll Studierenden, die in der Coronakrise in systemrelevanten Branchen
Geld dazu verdienen, dieser Zuverdienst nicht auf ihr BAföG
angerechnet werden.

Vertreter Unionsfraktion machten deutlich, dass es ihnen um schnelle
Unterstützung geht, man mit den Plänen zielgenau die Studierenden
unterstützen wolle, die in Not geraten sind. Ein Abgeordneter sagte:
"Wir wollen gerade nicht ein BAföG für alle schaffen." Auch wenn zum
Bedauern der Sozialdemokraten die Öffnung des BAföG derzeit nicht
geplant ist, zeigte sich der Vertreter der Fraktion vom Sinn der
Maßnahmen überzeugt, und lobte den für Studenten in Rede stehende
Nothilfefonds von 100 Millionen Euro. Laut Michael Meister (CDU),
Staatssekretär beim Bundesministerium für Bildung und Forschung, soll
das Geld für in Not geratene Studenten für maximal drei Monate und
monatlich maximal 500 Euro ausgezahlt werden.

Der Vertreter der AfD-Fraktion fragte, warum die Regeln für die
Verlängerung des (WissZeitVG) nicht auch auf wissenschaftliche
Hilfskräfte ausgedehnt werden würden, so wie es die
Fraunhofer-Gesellschaft in ihrer Stellungnahme vorgeschlagen habe. Der
Abgeordnete lobte indes, dass CDU/CSU und SPD nicht der Versuchung
unterlegen seien, das BAföG grundsätzlich zu öffnen. Es ginge um eine
Notsituation und es sei gut, dass die jetzt getroffenen Maßnahmen
grundsätzlich befristet seien.

Der Vertreter der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sprach von einer
"Schmalspurigkeit, an der man wirklich verzweifeln kann". Die
Unterstützung für Studierende stehe in "krassem Widerspruch" zu andern
Rettungsschirmen für andere Gesellschafts- und Berufsgruppen in der
Pandemie. Viele Studierende würden gar keinen Nutzen aus den aktuellen
Plänen ziehen können. Der Abgeordnete kritisierte dabei auch das
Instrument eines KfW-Kredits für Studenten: "Das ist ein Freibrief zur
Verschuldung". Es sei zudem unklar, wie lange über März 2021 hinaus,
die Zinsfreiheit gewährt werde. Auch der Vertreter der FDP-Fraktion
kritisierte diesen Punkt, da es für Studenten nicht in kurzer Zeit
möglich sei, große Darlehn zurückzuzahlen. Die Liberale forderte
ebenso wie die Fraktion der Grünen BAföG als Volldarlehen zu öffnen
und sagte: "Das ist keine Politik mit der Gießkanne". Das Verfahren
sei eingespielt und das Geld wäre schnell vor Ort auszahlbar, die
Rückzahlung wäre zinsfrei über den ganzen Zeitraum.

Die Vertreterin der Linken kritisierte die Pläne ebenfalls als
komplett unzureichend und warf einzelnen Vertretern der Union vor, die
schwierige Lage bei den Studierenden komplett zu verkennen. Sie
forderte, das BAföG strukturell zu reformieren, da es nicht
existenzsichernd sei und warb dafür, in der jetzigen Coronakrise einen
echten Sozialfonds einzurichten.

Der Ausschusssitzung lagen zudem die Anträge der vier
Oppositionsfraktionen von AfD, FDP, Die Linke und Grünen vor
(19/18728; 19/18677; 19/18683, 19/18707) und von Bündnis 90/Die Grünen
zugrunde, die alle keine Mehrheit fanden.

 * 

3. Grüne fordern Coronaprämie

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Grünen-Fraktion fordert Coronaprämien für
Mitarbeiter in Pflege- und Gesundheitsberufen. Beschäftigte im
Gesundheits-, Pflege und Assistenzbereich, die besonderen Risiken
durch die Pandemie ausgesetzt seien, müssen zur Anerkennung zeitnah
eine Prämie erhalten, heißt es in einem Antrag (19/18940) der
Fraktion.

Die Gegenfinanzierung müsse gänzlich aus Steuermitteln sichergestellt
werden. Die Fraktion fordert außerdem eine Reform der
Pflegeversicherung, um das Risiko künftiger Kostensteigerungen in der
Langzeitpflege fair umzuverteilen.

 * 

4. FDP will Gesundheitswesen digitalisieren

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion fordert angesichts der Erfahrungen
in der Coronakrise eine konsequente Digitalisierung des
Gesundheitssystems. Die aktuelle Krise habe die Schwachstellen des
Gesundheitswesens offen aufgezeigt, heißt es in einem Antrag
(19/18946) der Fraktion.

Die Abgeordneten fordern unter anderem, die elektronische
Patientenakte (ePA) unverzüglich einzuführen und die Vernetzung von
Ärzten, Kliniken, Rettungsdiensten, Pflegeeinrichtungen zu
beschleunigen. Ferner sollte das Deutsche Elektronische Melde- und
Informationssystem für den Infektionsschutz (DEMIS) sofort eingeführt
werden. Das Fernbehandlungsverbot sollte abgeschafft werden.

 * 

5. Wahlvorschläge für den Ethikrat

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/ROL) Der Deutsche Ethikrat soll neu besetzt werden. Die
Fraktion der AfD schlägt die Mediziner Axel W. Bauer und Helmut Hahn
als Mitglieder vor (19/18934).

 * 
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1. Bündel für die Sozialversicherung

2. Höheres Kurzarbeitergeld

3. AfD will Auswertung der Coronapandemie

4. Corona-Hilfen auch durch ESM möglich

5. Linke fragt nach Details zu Coaching



1. Bündel für die Sozialversicherung

Arbeit und Soziales/Ausschuss

Berlin: (hib/CHE) Der Ausschuss für Arbeit und Soziales hat am
Mittwochvormittag den Gesetzentwurf (19/17586) der Bundesregierung für
ein Siebtes Gesetz zur Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch
(SGB IV) und anderer Gesetze angenommen. Für den Entwurf in geänderter
Fassung stimmten die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD und Bündnis
90/Die Grünen. Die AfD-Fraktion stimmte dagegen. Die FDP-Fraktion und
die Fraktion Die Linke enthielten sich.

Das SGB IV enthält gemeinsame Regelungen für die Sozialversicherung,
die regelmäßig angepasst werden müssen. Kern und Ziel des Gesetzes ist
ein umfangreiches Maßnahmebündel, um bestehende Verfahren in der
Sozialversicherung zu verbessern, das Berufskrankheitenrecht in der
gesetzlichen Unfallversicherung fortzuentwickeln, Lücken im
Leistungsrecht zu schließen und das Dienstordnungsrecht (DO-Recht)
Anfang 2023 zu schließen. Außerdem soll im Rahmen eines
Modellprojektes bei den Krankenkassen die Einführung von fakultativen
Online-Wahlen bei den Sozialversicherungswahlen im Jahr 2023 erprobt
werden.

Keine Mehrheit im Ausschuss fanden ein Antrag (19/17787) der
AfD-Fraktion zu Auszahlungen von Sozialleistungen auf ausländische
Konten und ein Antrag (19/17769) der Linken zum Abbau der Hürden bei
der Anerkennung von Berufskrankheiten.

 * 

2. Höheres Kurzarbeitergeld

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/CHE) Die Koalitionsfraktionen wollen die sozialen
Folgewirkungen der Corona-Pandemie erneut mit weiteren
sozialpolitischen Maßnahmen abfedern und haben dazu einen
Gesetzentwurf (19/18966) für ein Sozialschutz-Paket-II vorgelegt.

Das Paket enthält unter anderem eine Erhöhung des Kurzarbeitergeldes:
Es wird für diejenigen, die Kurzarbeitergeld für ihre um mindestens 50
Prozent reduzierte Arbeitszeit beziehen, ab dem vierten Monat des
Bezugs auf 70 Prozent (77 Prozent für Haushalte mit Kindern) und ab
dem siebten Monat des Bezuges auf 80 Prozent (87 Prozent für Haushalte
mit Kindern) des pauschalierten Netto-Entgelts erhöht. Diese Regelung
gilt bis Ende 2020. Außerdem werden für Beschäftigte in Kurzarbeit ab
dem 1. Mai bis zum 31. Dezember 2020 die Hinzuverdienstmöglichkeiten
mit einer Hinzuverdienstgrenze bis zur vollen Höhe des bisherigen
Monatseinkommens für alle Berufe geöffnet.

Ferner soll das Arbeitslosengeld für diejenigen um drei Monate
verlängert werden, deren Anspruch zwischen dem 1. Mai 2020 und dem 31.
Dezember 2020 enden würde.

Arbeits- und Sozialgerichte sollen in der mündlichen Verhandlung
leichter mit Videokonferenzen arbeiten können. Zudem werden die
Voraussetzungen für das schriftliche Verfahren beim
Bundesarbeitsgericht und beim Bundessozialgericht modifiziert.
Gleiches gilt für Sitzungen der Mindestlohnkommission, der
Heimarbeitsausschüsse und des Tarifausschusses im Zusammenhang mit
Allgemeinverbindlicherklärungen von Tarifverträgen.

Schüler sowie Kinder, die eine Tageseinrichtung besuchen oder für die
Kindertagespflege geleistet wird, sollen auch bei pandemiebedingten
Schließungen dieser Einrichtungen mit Mittagessen im Rahmen des
Bildungspakets versorgt werden können. Dies soll entsprechend auch für
Leistungsberechtigte in Werkstätten für behinderte Menschen und bei
vergleichbaren Angeboten gelten.

Das Sozialdienstleister-Einsatzgesetzes (SodEG) soll nachgebessert
werden. Dies betrifft unter anderem die Verpflichtung der
Leistungsträger zur Gewährleistung des Bestandes der
Interdisziplinären Frühförderstellen.

Mit Sonderregelungen im Sechsten und Siebten Buch Sozialgesetzbuch
sowie im Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte soll
sichergestellt werden, dass Waisenrenten auch dann (weiter-)gezahlt
werden, wenn bedingt durch die Corona-Pandemie Ausbildungen und
Freiwilligendienste später als üblich beginnen.

 * 

3. AfD will Auswertung der Coronapandemie

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion fordert eine systematische
Vorbereitung auf künftige Pandemien und eine wissenschaftliche
Auswertung der Initiativen zur Eindämmung des Coronavirus. Die
Coronapandemie sei nicht der erste Fall einer internationalen
Ausbreitung einer ernsten Erkrankung und werde auch nicht der letzte
sein, heißt es in einem Antrag (19/18975) der Fraktion. Die
Zivilisation müsse daher mit Epidemien und Pandemien leben.

Die Abgeordneten fordern in ihrem Antrag unter anderem eine
Begleitforschung zu den beschlossenen Restriktionen während der
Coronapandemie sowie Untersuchungen, um die Durchseuchungsrate in der
Bevölkerung zu erfassen.

Zudem müssten ausreichend Forschungsmittel bereitgestellt werden, um
für künftige Pandemien gewappnet zu sein. Deutsche
Forschungsinstitutionen und Bundesbehörden müssten epidemiologische
Daten erheben als Grundlage für effiziente und breit akzeptierte
Beschlüsse.

 * 

4. Corona-Hilfen auch durch ESM möglich

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Europäische Stabilitätsmechanismus (ESM) ist
eine der drei Säulen zur kurzfristigen Bereitstellung von europäischer
Hilfe zur Linderung der Auswirkungen der Corona-Pandemie. Die
Bundesregierung erläutert in ihrer Antwort (19/18858) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/18313) die von der Eurogruppe im April
2020 beschlossenen Maßnahmen zur Bekämpfung der Pandemie und
Abfederung der wirtschaftlichen Folgen. Vorschläge für Änderungen am
Mandat des Europäischen Stabilitätsmechanismus im Zusammenhang mit der
Corona-Pandemie würden nicht unterstützt, erklärt die Bundesregierung.

 * 

5. Linke fragt nach Details zu Coaching

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/18638) zu datenschutzrechtlichen Problemen beim Coaching nach
Paragraf 16e und 16i des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II)
gestellt. Das begleitende Coaching ist Teil des Programms Sozialer
Arbeitsmarkt zur Förderung von Langzeitarbeitslosen. Die Linke fragt
die Bundesregierung unter anderem, ob die Teilnahme am Coaching
freiwillig ist oder sanktionsfrei abgelehnt werden kann.

 * 
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BUNDESTAG/9776: Heute im Bundestag Nr. 469 - 06.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 469

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. Mai 2020, Redaktionsschluss: 12.18 Uhr

1. Corona belastet Heuschreckenbekämpfung

2. Anhörung zum Beratergesetz beschlossen

3. Planungssicherstellungsgesetz vorgelegt

4. Zusätzliche Mittel für Sofortkredite

5. Recycling von Elektroautobatterien



1. Corona belastet Heuschreckenbekämpfung

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Die Bekämpfung der schweren Heuschreckenplage in
Ostafrika wird nach Angaben der Bundesregierung durch die
Covid-19-Pandemie zusätzlich erschwert. So hätten auch die von den
Insektenschwärmen besonders betroffenen Länder Kenia, Äthiopien und
Somalia Ausgangssperren wegen des Corona-Virus verhängt, erklärte die
Parlamentarische Staatssekretärin beim Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), Maria
Flachsbarth (CSU), am Mittwochmorgen in einer Videokonferenz des
Entwicklungsausschusses. Es gebe Transportschwierigkeiten und
zunehmend Engpässe bei Pestiziden.

"Das ist die schlimmste Heuschreckenplage seit mindestens 25 Jahren in
der Region", sagte Flachsbarth. Insgesamt gefährde sie die
Ernährungssituation von zusätzlich mindestens 500.000 Menschen. Um die
Ausbreitung der Insekten zu verhindern und die Folgen der Plage
abzufedern, habe das Auswärtige Amt der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) bereits
Notfallmittel in Höhe von 20 Millionen Euro zur Verfügung gestellt.
Das BMZ prüfe außerdem neue Vorhaben der Übergangshilfe in Höhe von 15
Millionen Euro.

Aus den Fraktionen wurde allerdings Kritik laut, die Weltgemeinschaft
habe zu spät auf die Heuschreckenplage reagiert. Die FAO habe bereits
2019 einen ersten Warnschuss abgegeben und um zwei Millionen Euro an
Unterstützung gebeten, betonte eine Vertreter der FDP. Seither hätten
sich die Heuschrecken "ähnlich einem Virus" weiter ausgebreitet und
die Kosten der Eindämmung seien stark gestiegen. Auch die Grünen
urteilten, eine frühere Reaktion hätte Schlimmeres verhindern können.
Ein Monitoring und die wissenschaftliche Begleitung sei daher jetzt
und in Zukunft wesentlich.

Aus der Union hieß es, wenn man nicht massiv gegen die Plage angehe,
könnten die Kosten hinterher 15 Mal höher sein. Eine Vertreterin der
SPD sprach sogar von Kosten in Höhe von einer Milliarde Euro, sollte
die FAO die von ihr benötigten 600 Millionen Euro zur
Heuschreckenbekämpfung nicht bekommen.

Als "schrecklicher als jemals vorstellbar" bezeichnete eine
Abgeordnete der Linken die Lage in Ostafrika angesichts von
Heuschreckenplage, Covid-19 und zahlreichen bewaffneten Konflikten.
Ein Vertreter der AfD wies darauf hin, dass Äthiopien schon vor der
Plage nur 60 Prozent des Getreidebedarfs habe decken können. Offenbar
habe die Entwicklungszusammenarbeit bislang zu wenig Früchte getragen.

 * 

2. Anhörung zum Beratergesetz beschlossen

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am
Mittwoch die Durchführung einer öffentlichen Anhörung zu der von der
Bundesregierung geplanten Zentralisierung der Aufsicht bei der
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) beschlossen.
Die öffentliche Anhörung soll am Montag, dem 25. Mai, stattfinden.

In dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes
zur Übertragung der Aufsicht über Finanzanlagenvermittler und
Honorar-Finanzanlagenberater auf die Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (19/18794) heißt es, die bisherige
zersplitterte Aufsichtsstruktur mit Industrie- und Handelskammern
sowie Gewerbeämtern werde der zunehmenden Komplexität des
Aufsichtsrechts und den Anforderungen an eine auf diesem Gebiet
spezialisierte und wirksame Aufsicht sowie auch den Anforderungen des
Anlegerschutzes nicht gerecht. Thema der öffentlichen Anhörung ist
außerdem ein Antrag der FDP-Fraktion (19/18861), die die
Zentralisierung ablehnt. Die Regierung solle ihr Augenmerk weniger
darauf richten, den Vermittlern und Beratern ihr Leben zu erschweren.
Vielmehr solle sich die Regierung der Sorgen der Bürgerinnen und
Bürger annehmen und Maßnahmen zur Steigerung der Attraktivität der
Altersvorsorge beziehungsweise des Vermögensaufbaus ergreifen, fordert
die FDP-Fraktion.

 * 

3. Planungssicherstellungsgesetz vorgelegt

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die CDU/CSU- und die SPD-Fraktion haben einen
Gesetzentwurf "zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und
Genehmigungsverfahren während der Covid-19-Pandemie" (19/18965)
vorgelegt, der am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht. Mit diesem befristeten
"Planungssicherstellungsgesetz" soll gewährleistet werden, dass
Planungs- und Genehmigungsverfahren sowie besondere
Entscheidungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung auch unter den
erschwerten Bedingungen während der Pandemie ordnungsgemäß
durchgeführt werden können.

Dazu sollen laut Vorlage "formwahrende Alternativen für
Verfahrensschritte in Planungs- und Genehmigungsverfahren sowie in
besonderen Entscheidungsverfahren" zur Verfügung gestellt werden, bei
denen sonst die Verfahrensberechtigten zur Wahrnehmung ihrer
Beteiligungsrechte physisch anwesend sein und sich zum Teil in großer
Zahl zusammenfinden müssten. Soweit es um die Bekanntmachung von
Unterlagen und anderen Informationen geht, sollen diese den Angaben
zufolge über das Internet zugänglich gemacht werden.

"Als Ersatz für zwingend durchzuführende Erörterungstermine, mündliche
Verhandlungen oder Antragskonferenzen wird das Instrument einer 
Online-Konsultation eingeführt", heißt es in der Vorlage weiter. Auch eine
Telefon- oder Videokonferenz könne durchgeführt werden. Entsprechende
Erleichterungen gebe es für mündliche Verhandlungen und
Antragskonferenzen.

 * 

4. Zusätzliche Mittel für Sofortkredite

Haushalt/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Das Bundesministerium der Finanzen hat auf Antrag
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie eine außerplanmäßige
Verpflichtungsermächtigung im Haushaltsjahr 2020 bis zu einer Höhe von
zehn Milliarden Euro erteilt. In einer von der Bundesregierung
vorgelegten Unterrichtung (19/18634) heißt es, die außerplanmäßige
Verpflichtungsermächtigung diene der Abdeckung eines Risikos aus der
Inanspruchnahme des Bundes im Zusammenhang mit dem KfW-Sonderprogramm
2020. Dabei gehe es um eine Ergänzung durch einen KfW-Schnellkredit
(Liquiditätshilfe insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen,
die aufgrund der Corona-Pandemie in wirtschaftliche Schwierigkeiten
geraten). In der Unterrichtung heißt es weiter, kleine und mittlere
Unternehmen würden eine zentrale Säule der deutschen Wirtschaft
darstellen und hätten Millionen von Beschäftigten. Angesichts der
bereits mehrere Wochen andauernden Beschränkungen zur Bekämpfung der
Corona Pandemie wachse die Gefahr von Unternehmensinsolvenzen und
Existenzgefährdungen insbesondere der kleinen und mittleren
Unternehmen in Deutschland von Tag zu Tag. Daher sei eine schnelle
Bereitstellung eines zielgerichteten Sofortkredits als
Brückenfinanzierung dringend geboten gewesen, begründet die
Bundesregierung die Ausnahme vom Konsultationsverfahren, was bedeutet,
dass die vorherige Unterrichtung des Haushaltsausschusses des
Deutschen Bundestages entfallen war.

 * 

5. Recycling von Elektroautobatterien

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Recycling- und Entsorgungsstrategien für
Elektroautobatterien stehen im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage
(19/18892) der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten wollen unter anderem von
der Bundesregierung wissen, wie das Recycling-System für Batterien von
Elektroautos aktuell organisiert ist und welche Maßnahmen und Anreize
die Regierung plant, um den Anteil von Elektroautos auf deutschen
Straßen zu erhöhen.

 * 
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BUNDESTAG/9775: Heute im Bundestag Nr. 468 - 06.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 468

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. Mai 2020, Redaktionsschluss: 11.44 Uhr

1. Mehr Coronatests und Prämien für Pfleger

2. Weitere Anhörungen beschlossen

3. Novelle des Personalvertretungsgesetzes

4. Unterstützung von Studenten

5. Zahlung an ehemalige Bundesbedienstete

6. Visas-Wartezeiten an Auslandsvertretungen



1. Mehr Coronatests und Prämien für Pfleger

Gesundheit/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PK) Mit mehr Tests und Hilfen für Pflegebedürftige und
Pflegekräfte sollen die gesundheitlichen Auswirkungen der Coronakrise
besser aufgefangen werden. Das von den Koalitionsfraktionen vorgelegte
zweite Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage
von nationaler Tragweite (19/18967) sieht auch eine Stärkung des
Öffentlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD) vor sowie Hilfen für
Auszubildende und Studenten in Gesundheitsberufen.

Die Bundesregierung will die Zahl der Coronatests deutlich ausweiten,
um Infektionsketten früh zu erkennen. Die Gesetzliche
Krankenversicherung (GKV) soll dazu verpflichtet werden könnten, Tests
zu bezahlen. Gesundheitsämter sollen die Tests ebenfalls über die GKV
abrechnen können. In Pflegeeinrichtungen soll verstärkt getestet
werden. Labore sollen künftig auch negative Testergebnisse melden.

Der Gesetzentwurf sieht für die Beschäftigten in der Pflege eine
einmalige Corona-Prämie von bis zu 1.000 Euro vor. Auch Auszubildende,
freiwillige Helfer, Leiharbeiter und Mitarbeiter von
Servicegesellschaften sollen eine Prämie bekommen. Die Sonderzahlungen
werden zunächst von der Pflegeversicherung erstattet. Länder und
Arbeitgeber können die Prämie auf bis zu 1.500 Euro aufstocken. Erst
später soll entschieden werden, in welchem Umfang die gesetzliche
Kranken- und Pflegeversicherung Zuschüsse des Bundes zur
Refinanzierung der Prämien erhalten.

In der ambulanten Pflege kann bei Pflegegrad 1 der Entlastungsbetrag
in Höhe von 125 Euro im Monat auch anderweitig verwendet werden. Dies
gilt, befristet bis Ende September 2020, etwa für haushaltsnahe
Dienstleistungen. Die Ansparmöglichkeit für nicht in Anspruch
genommenen Entlastungsleistungen wird einmalig um drei Monate
verlängert.

Anbieter von Alltagsunterstützungen bekommen Mindereinnahmen und
Mehraufwendungen von der Pflegeversicherung erstattet. Bei den
Mindereinnahmen ist die Erstattung auf bis zu 125 Euro im Monat
begrenzt. Der Zugang zum Pflegeunterstützungsgeld soll erleichtert
werden. Um quarantänebedingten Versorgungsengpässe in der Pflege zu
überbrücken, sollen stationäre Rehabilitations- und
Vorsorgeeinrichtungen in Anspruch genommen werden können.

Die 375 Gesundheitsämter werden mit insgesamt rund 50 Millionen Euro
unterstützt, um vor allem die Digitalisierung zu stärken. Ärzte sollen
künftig mehr saisonalen Grippeimpfstoff bestellen können. Mitglieder
der Privaten Krankenversicherung (PKV), die vorübergehend
hilfebedürftig werden und in den Basistarif wechseln, sollen ohne
erneute Gesundheitsprüfung in ihren Ursprungstarif zurückgehen können.

Der Bund will künftig die Kosten für intensivmedizinische Behandlungen
von Patienten aus dem EU-Ausland (EU, UK und Irland) in deutschen
Krankenhäusern übernehmen, wenn die Patienten in ihrer Heimat nicht
behandelt werden können.

Schließlich sollen Ausbildungen in Gesundheitsberufen flexibler
gestaltet werden. Die neue Approbationsordnung für Zahnärzte tritt ein
Jahr später, am 1. Oktober 2021, in Kraft.

 * 

2. Weitere Anhörungen beschlossen

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/MWO) Die COVID-19-Pandemie ist Hintergrund von zwei
Anträgen der Opposition, die der Ausschuss für Recht und
Verbraucherschutz am Mittwoch unter Leitung seines stellvertretenden
Vorsitzenden Heribert Hirte (CDU) abgelehnt hat. Die Fraktion Die
Linke wollte mit ihrem Antrag (19/18682) zur Bewältigung der
Corona-Krise Justizvollzugsanstalten entlasten und die Gesundheit der
Inhaftierten schützen. Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/18712) zielte darauf ab, Recht und Justiz krisenfest zu gestalten.

Zu Beginn der Sitzung beschloss das Gremium, die Tagesordnungspunkte
1 und 2 auf Wunsch der Koalitionsfraktionen von der Tagesordnung
abzusetzen. Dabei handelte es sich um einen Entwurf der Fraktionen von
CDU/CSU und SPD für ein Gesetz zur Abmilderung der Folgen der
COVID-19-Pandemie im Veranstaltungsvertragsrecht (19/18697), über
den bereits am Donnerstag im Plenum abgestimmt werden sollte. Damit
wurde auch nicht über Anträge der Fraktionen von FDP und Grünen
für freiwillige beziehungsweise verbraucherfreundliche
Gutscheinlösungen (19/(18702, 19/18708) entschieden. Die zweite
Absetzung betraf den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Änderung
des EG-Verbraucherschutzdurchsetzungsgesetzes sowie des Gesetzes über
die Errichtung des Bundesamts für Justiz (19/16781, 19/17295).

Das Gremium beschloss die Durchführung weiterer öffentlicher
Anhörungen. Für den 27. Mai 2020 wurde eine Anhörung zu
Gesetzentwürfen der Bundesregierung, des Bundesrates und der AfD sowie
einem Antrag der FDP zum Thema Persönlichkeitsschutz bei Bildaufnahmen
(Upskirting) terminiert (19/17795, 19/15825, 19/11113). Nach dem
Willen der Bundesregierung sollen das Herstellen und das Übertragen
einer Bildaufnahme, die in grob anstößiger Weise eine verstorbene
Person zur Schau stellt, sowie das Herstellen und das Übertragen einer
Bildaufnahme von bestimmten gegen Anblick geschützten Körperteilen
unter Strafe gestellt werden.

Ebenfalls am 27. Mai 2020 soll eine Anhörung zu dem Entwurf der
Bundesregierung für ein Gesetz zur Förderung der Elektromobilität und
zur Modernisierung des Wohnungseigentumsgesetzes und zur Änderung von
kosten- und grundbuchrechtlichen Vorschriften
(Wohnungseigentumsmodernisierungsgesetz - WEMoG) (19/18791)
stattfinden. Unter anderem sollen danach Wohnungseigentümer und Mieter
einen Anspruch auf den Einbau einer Lademöglichkeit für ein
Elektrofahrzeug, den barrierefreie Aus- und Umbau sowie Maßnahmen des
Einbruchsschutzes und zum Glasfaseranschluss haben. Beide Themen
werden bereits heute Nachmittag in erster Lesung im Plenum behandelt.
Thema der Anhörung ist auch ein Antrag der FDP mit dem Titel
"Wohnungseigentum selbstbestimmt und praktikabel gestalten"
(19/18955).

Einen Antrag der Grünen, entweder eine eigene öffentliche Anhörung im
Rechtsausschuss oder eine gemeinsame Anhörung mit dem
Gesundheitsausschuss über den von den Koalitionsfraktionen vorgelegten
Entwurf eines Zweiten Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer
epidemischen Lage von nationaler Tragweite durchzuführen, wurde nach
längerer Diskussion mit den Stimmen der Koalition gegen die
Oppositionsfraktionen abgelehnt. Das Minderheitenrecht komme in diesem
Fall nicht zum Tragen, da der Rechtsausschuss nicht das federführende
Gremium sei, wie Hirte erklärte. In der Diskussion hatte eine
Vertreterin der Grünen betont, dass es bei der Materie um wichtige
Verfassungsfragen gehe und der Gesundheitsausschuss kein Ersatz für
eine Diskussion darüber sei. Abgeordnete der anderen
Oppositionsfraktionen unterstützten die Forderung, während die
Vertreter von SPD und CDU/CSU verfassungsrechtliche Fragen zwar
berührt sahen, aber unter anderem wegen der notwendigen Beschleunigung
keine eigene Anhörung befürworteten.

 * 

3. Novelle des Personalvertretungsgesetzes

Inneres und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Der Innenausschuss hat den Weg für eine von der
Koalition geplante Änderung des Bundespersonalvertretungsgesetzes
freigemacht. Bei Enthaltung der Fraktion Die Linke verabschiedete das
Gremium am Mittwoch einen entsprechenden Gesetzentwurf der
CDU/CSU- und der SPD-Fraktion (19/18696) in modifizierter Fassung.

Danach sollen die im Amt befindlichen Personalvertretungen einer
befristeten Neuregelung zufolge die Geschäfte kommissarisch
weiterführen, "wenn die Wahlen zu den Personalvertretungen bis zum
Ablauf der Amtszeit der bestehenden Personalvertretungen nicht
erfolgen oder bis zu diesem Zeitpunkt die konstituierende Sitzung der
neu gewählten Personalvertretungen nicht stattgefunden hat". Zudem
sollen Beschlussfassungen der Personalvertretungen dem Entwurf zufolge
"auch ohne physische Anwesenheit der Mitglieder in Sitzungen vor Ort
erfolgen können, indem Sitzungen mittels Video- oder Telefonkonferenz
ermöglicht werden". Beide Maßnahmen sollen laut Vorlage bis zum 31.
März 2021 befristet werden.

Hintergrund ist laut Vorlage, dass die Viruskrankheit Covid-19 "zu
erheblichen Erschwernissen für die Durchführbarkeit der derzeit
stattfindenden Wahlen zu den Personalvertretungen" führt. Mit dem
Ablauf der Amtszeiten der bestehenden Personalvertretungen könnten
hierdurch personalvertretungslose Zeiten in größerem Umfang und von
einiger Dauer eintreten.

Zudem stelle das Coronavirus die Geschäftsführung der
Personalvertretungen vor praktische Schwierigkeiten und rechtliche
Unsicherheiten, schreiben die zwei Fraktionen. Personalratssitzungen
würden bislang nur in Form von Präsenzsitzungen vor Ort durchgeführt,
die jedoch wegen der hiermit verbundenen Infektionsrisiken bis auf
Weiteres nicht erfolgen könnten. Zur Abwendung
personalvertretungsloser Zeiten sowie zum Erhalt der Handlungs- und
Beschlussfähigkeit der Personalvertretungen seien daher
gesetzgeberische Maßnahmen erforderlich.

Ein gleichfalls verabschiedeter Änderungsantrag der
Koalitionsfraktionen zielt unter anderem darauf ab, für
Ruhestandsbeamte, "deren Arbeitskraft in der aktuellen
Pandemiesituation benötigt wird und die die gesamtgesellschaftlich
erforderliche Unterstützung leisten wollen und leisten", einen
finanziellen Anreiz und wirtschaftlichen Ausgleich zu schaffen. Dazu
sollen die im Versorgungsrecht bestehenden Beschränkungen beim
Zusammentreffen von Ruhegehalt und Hinzuverdienst wirkungsgleich wie
im Recht der gesetzlichen Rentenversicherung teilweise aufgehoben
werden.

 * 

4. Unterstützung von Studenten

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Anhörung

Berlin: (hib/ROL) Um die Folgen der Coronavirus-Pandemie auch für
Studentinnen und Studenten zu mildern, haben CDU/CSU und SPD einen
Gesetzentwurf zu deren Unterstützung vorgelegt (19/18699). In einer
Anhörung des Ausschusses für Bildung, Forschung und
Technikfolgenabschätzung am Mittwoch begrüßten die meisten
Sachverständigen in ihren schriftlichen Stellungnahmen die Initiative
der großen Koalition, wenngleich sie auch, ähnlich wie die
Oppositionsfraktionen, zahlreiche Änderungswünsche äußerten.

Das Gesetz soll nach nur zwei Wochen im Gesetzgebungsverfahren an
diesem Donnerstag vom Deutschen Bundestag verabschiedet werden. Nach
dem Entwurf soll das Wissenschaftszeitvertragsgesetz (WissZeitVG)
aufgrund der Pandemie um eine zeitlich befristete Übergangsregelung
ergänzt werden. Höchstbefristungsgrenzen für das wissenschaftliche und
künstlerische Personal sollen zusätzlich um sechs Monate verlängert
werden können. Zudem sollen Studierende, die Leistungen aus dem BAföG
beziehen, das Geld ohne Abzüge mit Einnahmen aufstocken dürfen, wenn
sie Tätigkeiten zur Bekämpfung der Pandemie ausüben, also
systemrelevant sind.

Professor Peter-André Alt, Präsident der Hochschulrektorenkonferenz,
lobte, dass mit dem Entwurf der aktuell schwierigen Situation von
jüngeren Forschern und Studentinnen und Studenten Rechnung getragen
werden soll. Zudem plädierte Alt dafür, wie auch in einem Antrag der
FDP-Fraktion (19/18677) vorgeschlagen, dass das Sommersemester 2020
nicht auf die Förderungshöchstdauer des BAföG angerechnet werde. Auch
den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/18707) begrüßte Alt
und wies darauf hin, dass die Hochschulen im Bereich der
Digitalisierung einen großen Unterstützungsbedarf haben.

Studenten von heute seien die Fachkräfte von morgen, betonte Achim
Dercks, stellvertretender Hauptgeschäftsführer des Deutscher Industrie-
 und Handelskammertag (DIHK). Sie würden in den Betrieben später
dringend benötigt. Insofern sei es im Interesse der Unternehmen, zu
prüfen, ob und inwieweit finanziell in Not geratene Studierende von
staatlicher Seite unterstützt werden könnten, damit deren
Studienerfolg nicht gefährdet werde.

Elisabeth Ewen (Fraunhofer-Gesellschaft) befürwortete ebenfalls die
geplante Änderung, schlug darüber hinaus vor, die
Verlängerungsoptionen auch auf die wissenschaftlichen Hilfstätigkeiten
auszudehnen, gerade mit studentischen Hilfskräften, die am Ende ihres
Studiums stehen. Labore, Werkstätten und Bibliotheken seien teilweise
geschlossen, die Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen könnten ihre
Forschung nicht oder nur eingeschränkt weiter betreiben.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) unterstützt zwar die Anpassung
der Höchstbefristungsdauer, bezweifelt aber, dass die zeitliche
Verlängerung allein ausreicht, da mit ihr kein Rechtsanspruch auf die
Verlängerung einhergehe. Elke Hannack, stellvertretende Vorsitzende
des DGB, forderte eine verbindliche Ausgestaltung der Anpassung der
Höchstbefristungsdauer im Einvernehmen mit den Beschäftigten. Wie auch
schon die Hochschulrektorenkonferenz unterstütze der DGB ebenfalls die
Anliegen der Grünen, den Forscherinnen und Forschern
Beschäftigungssicherheit zu garantieren. Auch machte sich Hannack für
den Antrag der Linksfraktion (19/18683) stark, der sich für eine
Ergänzung der Verlängerungsgründe im WissZeitVG für befristete
Arbeitsverträge des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals
einsetzt. Die Fraktion hatte in einem weiteren Antrag (19/18688) zudem
dafür plädiert, den Kreis der BAföG-Empfänger auszuweiten.

Achim Meyer auf der Heyde, Generalsekretär des Deutschen
Studentenwerks, lobte den Entwurf von CDU/CSU und SPD zwar im
Grundsatz, macht aber deutlich, dass die Unterstützung in Not
geratener in- und ausländischer Studenten über eine temporär
befristete Öffnung des BAföG am einfachsten zu gestalten wäre, da auf
bestehende Verwaltungsverfahren, IT-Strukturen und institutionelle
Voraussetzungen zurückgegriffen werden könnte.

Andreas Keller, stellvertretender Vorsitzender der Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft (GEW), begrüßte, dass das Gesetz möglichst
schnell verabschiedet werden soll, kritisierte jedoch das Verfahren.
Zwar habe die Bundesregierung am 8. April 2020 einen vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) ausgearbeiteten
Gesetzentwurf vorgelegt, diesen aber nicht selbst eingebracht, sondern
als "Formulierungshilfe" den Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD im
Bundestag übergeben. Die GEW vermutet, dass dadurch die übliche
Verbändeanhörung zu Regierungsentwürfen umgangen werden sollte, um das
Gesetz schnell zu verabschieden. Auch wenn das Gesetz in die richtig
Richtung weise, würden nun all diejenigen schlechter als bisher
gestellt werden, die in einem Zeitraum viel Einkommen erzielen, da die
Neuregelung eine monatsweise Anrechnung der Einkommen vorsehe.

Das Centrum für Hochschulentwicklung (CHE) begrüßt den Vorstoß der
großen Koalition. Dessen Vertreter Ulrich Müller machte aber deutlich,
dass eine Integration in das BAföG-System, wie es in unterschiedlicher
Ausgestaltung FDP und Grüne vorschlagen überzeugender wäre als ein
Andocken an den KfW-Studienkredit. Bedürftige Studenten hätten
mitunter Angst vor Verschuldung und es sei nicht ausgeschlossen, dass
sie auf einen Kredit verzichten und das Studium nicht aufnehmen
beziehungsweise beenden würden.

Amanda Steinmaus vom "freien zusammenschluss von
student*innenschaften" setzte sich zusätzlich zu den im Entwurf
vorgeschlagenen Regelungen für Härtefallfonds besonders für
international Studierende ein. Zudem sollten die
Aufenthaltsbedingungen für internationale Studierende angepasst
werden, sodass ihr Aufenthaltsstatus nicht durch fehlende finanzielle
Mittel oder ausbleibende akademische Leistungen während der Krise
gefährdet werde.

Sigrid Uhle-Wettler, Parlamentarische Beraterin der AfD-Fraktion im
Landtag von Baden-Württemberg, hält den Gesetzentwurf grundsätzlich
für geeignet, die negativen Folgen der COVID-19-Pandemie für Forschung
und Hochschulen zu mildern, sofern er nicht zu einer pauschalen
Verlängerung von befristeten Arbeitsverträgen führe. Beim Thema BAföG
mahnte Uhle-Wettler an, dass der Entwurf eine einseitige Bevorzugung
von Studenten und Auszubildenden darstelle, die von Zahlungen durch
das BAföG profitieren und eine relative Benachteiligung von denjenigen
Arbeitnehmern, die regulär in den Berufen tätig seien, die als
"systemrelevant" eingestuft würden. Der Antrag der AfD-Fraktion
entspreche (19/18728) am ehesten der Intention des
Bundesausbildungsförderungsgesetzes mit seiner Orientierung an einer
bedarfsgerechten Förderung.

 * 

5. Zahlung an ehemalige Bundesbedienstete

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) In den Jahren 2013 bis 2019 haben keine ehemaligen
Bundesbedienstete und von 2013 bis 2017 keine Pensionäre Zahlungen aus
dem Etat des Auswärtigen Amtes für Beratungs- und
Unterstützungsleistungen erhalten. Wie aus der Antwort der
Bundesregierung (19/18817) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/17994) weiter hervorgeht, erhielten 2018 ein und 2019 zwei
Pensionäre solche Zahlungen. Bei den Leistungen handelte sich den
Angaben zufolge um Beratertätigkeiten sowie um die Teilnahme an
internationalen Expertentreffen im Bereich der Abrüstung und
Rüstungskontrolle.

 * 

6. Visas-Wartezeiten an Auslandsvertretungen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Im Jahr 2019 sind 129.096 Visaanträge mit dem
Aufenthaltszweck Familienzusammenführung und 39.039 zur erleichterten
Beschäftigungsaufnahme in Deutschland - der sogenannten
Westbalkan-Regelung - bearbeitet worden. Außerdem sind 13.176 Anträge
von Hochschulabsolventinnen und -absolventen ("Blaue Karte EU") und
6.742 von Forschern und Wissenschaftlern bearbeitet worden, wie aus
der Antwort der Bundesregierung (19/18809) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/17905) hervorgeht. Bei den Zahlen sei zu beachten,
dass die statistische Erfassung manuell erfolge und es daher zu
Ungenauigkeiten kommen könne.

Für eine Reihe von Ländern werden zudem die Wartezeiten für einen
Termin in der Visastellen der jeweiligen Auslandsvertretungen genannt.
Sie reichen demnach von wenigen Tagen bis zu mehr als einem Jahr.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 467

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. Mai 2020, Redaktionsschluss: 10.33 Uhr

1. Gültigkeit von Heilmittelverordnungen

2. Resonanz auf Teilhabechancengesetz

3. Erwerbstätige Leistungsbezieher

4. Reformen am Arbeitsschutzrecht

5. Verstoß gegen Verhaltensregeln

6. Bewachung eines Patienten



1. Gültigkeit von Heilmittelverordnungen

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss unterstützt die Forderung,
den Zeitraum der Gültigkeit für Heilmittelverordnungen zu verlängern.
In der Sitzung am Mittwochmorgen verabschiedeten die Abgeordneten
einstimmig eine Beschlussempfehlung an den Bundestag, die dahingehende
Petition dem Bundesministerium für Gesundheit (BMG) "als Material" zu
überweisen "soweit es darum geht, die Geltungsdauer von
Heilmittelverordnungen zu erhöhen, um zusätzliche Arztbesuche in Folge
eines Fristablaufs zu vermeiden" sowie das Petitionsverfahren "im
Übrigen abzuschließen".

Der Petent hatte in seiner Eingabe die aktuellen Fristen, die zumeist
bei 14 Tagen, bei einigen Verordnungen auch bei 28 Tagen liegen, als
zu kurz kritisiert und eine Frist von drei Monaten gefordert. Ursache
des Gültigkeitsverfalls der Verordnungen sei oft, dass Therapeuten
oder Patienten verreist oder krank waren, heißt es in der Petition.

In der Begründung zu seiner Beschlussempfehlung schreibt der
Petitionsausschuss, durch die Gültigkeitsregelung der Verordnungen
nach Paragraf 15 der Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses
(G-BA) über die Verordnung von Heilmitteln in der vertragsärztlichen
Versorgung (Heilmittel-Richtlinie/HeilM-RL) solle sichergestellt
werden, "dass zeitnah mit der Behandlung begonnen wird". So habe der
G-BA auf Grundlage von Paragraf 92 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB
V) in der HeilM-RL geregelt, dass mit der Heilmittelbehandlung
spätestens innerhalb von 14 Kalendertagen nach Ausstellen der
Verordnung begonnen werden soll, damit die Verordnung ihre Gültigkeit
nicht verliert. Für die Podologie und Ernährungstherapie gelte eine
Frist von 28 Tagen. Außerdem habe der Arzt die Möglichkeit, einen
späteren Behandlungstermin auf der Verordnung kenntlich zu machen,
"wenn aus medizinischer Sicht ein sofortiger Behandlungstermin nicht
erforderlich ist". Der behandelnde Arzt könne jedoch nicht dazu
verpflichtet werden.

Aus Sicht des BMG ist die Regelung über die Gültigkeitsdauer in der
HeilM-RL sachgerecht und eine längere Gültigkeit der Verordnung nicht
erforderlich, geht aus der Vorlage hervor. Im Übrigen bestehen nach
Auffassung des Ministeriums ausreichende Möglichkeiten, um die
Gültigkeit der Verordnung bei einem späteren Behandlungsbeginn oder
einer längeren Unterbrechung - etwa bei Krankheit oder Urlaub -
aufrechtzuerhalten. Soweit argumentiert werde, dass Patienten häufig
mehrere Arztpraxen für Verordnungen von medizinischen Leistungen
aufsuchen müssten, sei dem entgegenzuhalten, dass eine längere
Gültigkeitsdauer der Verordnung von Heilmittel den Arztbesuch nicht
entbehrlich machen würde. Zudem sei für die Verordnung von Heilmitteln
nur ein Arztbesuch erforderlich.

Trotz dieser Einschätzung sieht der Petitionsausschuss Handlungsbedarf
und plädiert für die Materialüberweisung "soweit es darum geht, die
Geltungsdauer von Heilmittelverordnungen zu erhöhen, um zusätzliche
Arztbesuche in Folge eines Fristablaufs zu vermeiden". Im Übrigen
solle das Petitionsverfahren abgeschlossen werden, verlangen die
Parlamentarier.

 * 

2. Resonanz auf Teilhabechancengesetz

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die im Koalitionsvertrag genannte Zahl von "bis zu
150.000" Förderungen im Rahmen eines sozialen Arbeitsmarktes bezieht
sich auf alle Bemühungen der Bundesregierung zum Abbau von
Langzeitarbeitslosigkeit. Dafür habe das Bundesministerium für Arbeit
und Soziales das Gesamtkonzept "MitArbeit" erarbeitet. Das
Teilhabechancengesetz und der Soziale Arbeitsmarkt bildeten den Kern
und seien dennoch nur ein Teil dessen, wie die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/18854) auf eine Kleine Anfrage (19/17940) der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen betont.

Sie führt ferner aus, dass das Teilhabechancengesetz in der Praxis
sehr gut angenommen wurde. Mehr als 42.000 laufende Förderungen zum
Jahresende 2019 würden für das erste Jahr der neuen Fördermöglichkeit
einen durchschnittlichen Zuwachs von mehr als 3.500 Förderungen
monatlich bedeuten. Darüber hinaus habe es im Jahr 2019 rund 39.000
Teilnehmende an Förderungen nach Paragraf 16i des Zweiten Buches
Sozialgesetzbuch (Programm: Sozialer Arbeitsmarkt) gegeben, so die
Bundesregierung.

 * 

3. Erwerbstätige Leistungsbezieher

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im November 2019 haben von den rund 3,76 Millionen
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten (ELB) 992.000 ein Einkommen aus
Erwerbstätigkeit erzielt. Damit waren 26,4 Prozent aller ELB
erwerbstätig, wie die Bundesregierung in einer Antwort (19/18855) auf
eine Kleine Anfrage (19/17819) der FDP-Fraktion mitteilt.

In der Antwort heißt es weiter, dass der Bundesregierung keine
Erkenntnisse darüber vorliegen, inwieweit ein Abgang aus dem
SGB II-Leistungsbezug durch ein gestiegenes Erwerbseinkommen bedingt
war. Eine bedarfsdeckende Integration liege vor, wenn ein ELB drei
Monate nach einer Integration in Erwerbstätigkeit nicht mehr im
Regelleistungsbezug SGB II sei. Nach Angaben der
Grundsicherungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit habe es im Jahr
2018 rund 501.000 bedarfsdeckende Integrationen von ELB gegeben,
schreibt die Regierung.

 * 

4. Reformen am Arbeitsschutzrecht

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS)
befasst sich derzeit damit, die von einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe
erarbeiteten und von der Arbeits- und Sozialministerkonferenz (ASMK)
unterstützten Maßnahmen zur Verbesserung der staatlichen
Arbeitsschutzaufsicht umzusetzen. Das betont die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/18811) auf eine Kleine Anfrage (19/17409) der
Fraktion Die Linke.

Die ASMK hatte sich im November 2019 unter anderem auf folgende Punkte
geeinigt: Weiterentwicklung qualitativer und quantitativer Standards
in der staatlichen Arbeitsschutzaufsicht; Fixierung einer
Überwachungsquote im Arbeitsschutzgesetz; Etablierung einer
länderbezogenen Zielquote von fünf Prozent (besichtigte Betriebe an
allen Betrieben) für das Jahr 2026; Einrichtung eines gemeinsamen
Betriebsstättenregisters in Form einer entsprechenden Datenbank- und
Softwareinfrastruktur bis 2023 und einer Fachstelle "Sicherheit und
Gesundheit bei der Arbeit" für den staatlichen Arbeitsschutz in
Deutschland.

 * 

5. Verstoß gegen Verhaltensregeln

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Der CSU-Abgeordnete Max Straubinger hat gegen die
Verhaltensregeln für Mitglieder des Bundestages verstoßen. Wie aus
einer Unterrichtung (19/17700) durch das Präsidium des Bundestages
hervorgeht, zeigte Straubinger Einkünfte aus verschiedenen Tätigkeiten
zu spät an, obwohl er mehrfach auf die Fristwahrung hingewiesen wurde.

 * 

6. Bewachung eines Patienten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Polizeieinsatz zur Bewachung eines Patienten an der
Medizinischen Hochschule Hannover" lautet der Titel einer Kleinen
Anfrage der FDP-Fraktion (19/18798). Wie die Fraktion darin ausführt,
wurde der mutmaßlich montenegrinische Staatsbürger I. K. am 7. Februar
2020 nach Hannover eingeflogen, um wegen Ende Januar 2020 in
Montenegro erlittener Schussverletzungen behandelt zu werden. I. K.
werde verdächtigt, Mitglied einer kriminellen Vereinigung zu sein, die
in den Drogenhandel in Montenegro verwickelt ist. Dort werde seit
längerem ein bewaffnet ausgetragener Konflikt zwischen kriminellen
Gruppen um das Drogengeschäft beobachtet.

Weiter schreiben die Abgeordneten, dass die Polizei Hannover
Presseberichten zufolge erst nach Mitteilung durch die Unfallchirurgie
der Medizinischen Hochschule vom Eintreffen des Verletzten erfahren
habe. Aufgrund der akuten Gefährdung von I. K. habe sie sich
entschieden, das Krankenhaus mit massivem Polizeischutz zu versehen.
Als daraufhin die Behandlung des Verletzten öffentlich bekannt
geworden sei, sei am 21. März eine Ausreiseverfügung gegen I. K.
ergangen.

Wissen will die Fraktion, wie die Gefährdung des I. K. durch
Sicherheitsbehörden des Bundes zum Zeitpunkt des Bekanntwerdens seiner
Einreise bewertet wurde und welche Gefahr insoweit für ihn während
seines Aufenthalts in Hannover bestand. Auch fragt sie nach dem
derzeitigen Aufenthaltsstatus von I. K. und erkundigt sich unter
anderem danach, ob die Ausreiseverfügung gegen ihn nach wie vor
besteht.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 466

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. Mai 2020, Redaktionsschluss: 09.00 Uhr

1. Reform des Telemediengesetzes

2. Direktinvestitionen in Deutschland

3. Export von medizinischer Schutzausrüstung

4. Fortsetzung des Atalanta-Einsatzes

5. Deutsche Institute erforschen Ebolavirus

6. Hohe Akzeptanz der U-Untersuchungen



1. Reform des Telemediengesetzes

Wirtschaft und Energie/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf
vorgelegt, mit dem sie die Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste
(AVMD-Richtlinie) in deutsches Recht umsetzen will. Die Änderungen
beträfen vor allem Anbieter audiovisueller Mediendienste und
Videosharingplattform-Dienste, schreibt die Bundesregierung im
"Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Telemediengesetzes und
weiterer Gesetze" (19/18789). Konkret geht es darum, dass diese
Anbieter neue Verfahren zum Umgang mit Nutzerbeschwerden einführen
müssen. Nutzer sollten rechtswidrige Inhalte melden können, Anbieter
müssten ein Verfahren zur Prüfung und Abhilfe solcher Beschwerden
entwickeln. "Durch die Änderungen soll den Entwicklungen des Marktes
Rechnung getragen werden und ein Gleichgewicht zwischen dem Zugang zu
Online-Inhalte-Diensten, dem Verbraucherschutz und der
Wettbewerbsfähigkeit geschaffen werden", begründet die Bundesregierung
ihren Vorstoß. Die EU-Richtlinie ist bis zum 19. September 2020 in
deutsches Recht umzusetzen.

Im Zuge des Entwurfs soll außerdem das Deutsche-Welle-Gesetz
dahingehend geändert werden, dass die Deutsche Welle weitere
barrierefreie Angebote zur Verfügung stellen soll. Für Kinder und
Jugendliche potentiell schädliche Angebote seien zu kennzeichnen.

Der Nationale Normenkontrollrat erhebt keine Einwände gegen die
Darstellung der Gesetzesfolgen.

 * 

2. Direktinvestitionen in Deutschland

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um Direkt- und Portfolioinvestitionen aus
Nicht-EU-Staaten geht es in einer Kleinen Anfrage (19/18803) der
Linksfraktion. Die Abgeordneten fragen nach der Herkunft der größten
Investitionen dieser Art seit 2006. Sie möchten auch wissen, auf
welche Branchen sich diese Investitionen schwerpunktmäßig verteilen.

 * 

3. Export von medizinischer Schutzausrüstung

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion thematisiert den Export von
medizinischer Schutzausrüstung in einer Kleinen Anfrage (19/18796).
Die Abgeordneten möchten wissen, welche Gründe einer Erlaubnis zum
Export von Mund-Nasen-Schutzausrüstungen und weiteren Gegenständen von
15. März bis 6. April zugrunde lagen.

 * 

4. Fortsetzung des Atalanta-Einsatzes

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Bundeswehr soll sich ein weiteres Jahr an der
EU-Mission Atalanta vor der Küste Somalias beteiligen. Hauptaufgabe
für die bis zu 400 einzusetzenden Bundeswehrsoldatinnen und -soldaten
bleiben die Verhinderung und Abschreckung von Piraterieangriffen am
Horn von Afrika und die Absicherung von humanitären Hilfsmaßnahmen des
Welternährungsprogramms und der Afrikanischen Union in Somalia, heißt
es in einem Antrag der Bundesregierung (19/18866).

"Die Piraterie vor der Küste Somalias konnte - mit Ausnahme von
vereinzelten erfolgslosen Piratenangriffen in unregelmäßigen Abständen
- erfolgreich zurückgedrängt werden." Die schwachen sich noch im
Aufbau befindenden staatlichen Strukturen in Somalia, insbesondere im
Sicherheitssektor, und die noch gering ausgeprägte Rechtsstaatlichkeit
ließen den für die Piraterie und andere organisierte Kriminalität
verantwortlichen kriminellen Netzwerken jedoch weiterhin Spiel- und
Rückzugsräume, die potenziell in erneute Übergriffe auf See münden
könnten und daher weiterhin eine Gefahr darstellten. Die humanitäre
Versorgung von notleidenden Menschen in Somalia, in Jemen, im
Südsudan, im Sudan sowie in Äthiopien mit Nahrungsmitteln durch das
Welternährungsprogramm (WFP) der Vereinten Nationen sei maßgeblich von
der Sicherheit maritimer Transportwege abhängig. "Durch ihre Präsenz
im Seegebiet vor dem Horn von Afrika wahrt EU damit europäische
Interessen und trägt zugleich zur Stabilisierung der Region bei",
schreibt die Bundesregierung.

Einsatzgebiet der Mission sind laut Antrag die somalischen
Küstengebiete sowie Meeresgebiete vor der Küste Somalias und der
Nachbarländer. Die Bundeswehrsoldaten dürften außerdem bis zu einer
Tiefe von maximal 2.000 Metern gegen logistische Einrichtungen von
Piraten am Strand Somalias vorgehen. "Sie werden hierfür nicht an Land
eingesetzt", heißt es im Antragstext. Der Einsatz erfolge auf
Grundlage des UN-Seerechtsübereinkommens von 1982 in Verbindung mit
mehreren Resolutionen des UN-Sicherheitsrates sowie Beschlüssen des
Rates der EU. Er ist befristet bis Ende Mai 2021, die einsatzbedingten
Kosten beziffert die Bundesregierung auf voraussichtlich 35,5
Millionen Euro.

 * 

5. Deutsche Institute erforschen Ebolavirus

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) An der Erforschung des Ebolavirus sind nach Angaben
der Bundesregierung deutsche Fachbehörden beteiligt. Es handelt sich
um das Robert Koch-Institut (RKI), das Bernhard-Nocht-Institut für
Tropenmedizin (BNITM) und das Paul-Ehrlich-Institut (PEI) mit dem
Zulassungsverfahren für Impfstoffe, wie aus der Antwort (19/18813) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/17723) der AfD-Fraktion
hervorgeht.

Unter dem Dach des Deutschen Zentrums für Infektionsforschung (DZIF)
befassen sich den Angaben zufolge auch die Universitäten Marburg,
Gießen, Tübingen und Hamburg mit der Ebolaforschung.

 * 

6. Hohe Akzeptanz der U-Untersuchungen

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die regelmäßigen ärztlichen Untersuchungen (U) von
Kindern finden bei Eltern eine sehr hohe Akzeptanz. So werden bei den
Untersuchungen im ersten Lebensjahr (U1-U6) beinahe 100 Prozent der
Kinder erreicht, wie aus der Antwort (19/18814) der Bundesregierung
auf eine Kleine Anfrage (19/18407) der FDP-Fraktion hervorgeht.

Auch an den späteren Untersuchungen bis zum sechsten Lebensjahr
(U7-U9) nehmen den Angaben zufolge im Schnitt 98 Prozent der Kinder
teil.

 * 
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BUNDESTAG/9772: Heute im Bundestag Nr. 465 - 05.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 465

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 5. Mai 2020, Redaktionsschluss: 15.44 Uhr

1. Effizienter Datenaustausch mit DEMIS

2. Maßnahmen des Bevölkerungsschutzes

3. Anschlag in Hanau thematisiert

4. Deutsch-Französischen Einsatzeinheit

5. Corona-Hilfen für Großunternehmen



1. Effizienter Datenaustausch mit DEMIS

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Mit der Einführung des Deutschen Elektronischen
Melde- und Informationssystems für den Infektionsschutz (DEMIS) sollen
Daten zwischen Behörden schneller übermittelt werden können. Dank
einer durchgängig elektronischen Informationsverarbeitung werde der
Datenaustausch zwischen Landesbehörden, Gesundheitsämtern und dem
Robert Koch-Institut (RKI) effizienter gestaltet, heißt es in der
Antwort (19/18831) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/18506) der AfD-Fraktion.

Derzeit werde ein Konzept erstellt, wie auf Basis der bisher
geleisteten Vorarbeiten zu DEMIS in wenigen Wochen die elektronische
Meldung von SARS-CoV-2-Erregernachweisen von Laboren an die
Gesundheitsämter umgesetzt werden könne.

Inwieweit es aufgrund der aktuellen Epidemie bei der weiteren
Entwicklung des Gesamtsystems zu Verzögerungen kommen werde, sei noch
nicht absehbar. Es sei davon auszugehen, dass ein Großteil des
geplanten Funktionsumfangs von DEMIS bis 2022 umgesetzt werden könne.

 * 

2. Maßnahmen des Bevölkerungsschutzes

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um "Maßnahmen des Bevölkerungsschutzes zur
Bewältigung der Covid-19 Pandemie" geht es in einer Kleinen Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/18878). Darin erkundigt sich
die Fraktion danach, mit welchen Aufgaben das Bundesamt für
Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) in der Bewältigung
dieser Pandemie betraut ist. Auch will sie wissen, welchen Einfluss
die Pandemie auf Kritische Infrastrukturen schon jetzt hat und welchen
sie künftig bekommen kann. Ferner fragt sie unter anderem, inwiefern
die Bundesregierung die Auffassung teilt, "dass der medizinische
Katastrophenschutz eine stärkere Betrachtung im Rahmen des
Bevölkerungsschutzes bekommen sollte".

 * 

3. Anschlag in Hanau thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Den Anschlag in Hanau am 19. Februar 2020
thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/18876). Darin erkundigen sich die Abgeordneten danach, über welche
Waffen der Täter zum Tatzeitpunkt verfügte. Auch wollen sie wissen,
wer zu diesen Waffen die waffenrechtliche Erlaubnis ausstellte. Ferner
fragen sie unter anderem, wer das jeweilige waffenrechtliche Bedürfnis
bescheinigte.

 * 

4. Deutsch-Französischen Einsatzeinheit

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Umsetzung polizeilicher Verabredungen des
deutsch-französischen Ministerrates vom 16. Oktober 2019 in Toulouse"
lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/18870). Wie die Fraktion darin ausführt, hat Bundesinnenminister
Horst Seehofer (CSU) am Rande des Ministerrates in Toulouse eine
Verwaltungsvereinbarung mit seinem französischen Amtskollegen über die
Schaffung einer "Deutsch-Französischen Einsatzeinheit" der
Bundespolizei und der französischen Gendarmerie Nationale
unterzeichnet. Sie solle bei Großereignissen und -veranstaltungen
sowie bei Katastrophen und schweren Unglücksfällen vor allem in der
deutsch-französischen Grenzregion unterstützen; zudem seien gemeinsame
Einsätze "im französisch geprägten Teil Afrikas" beabsichtigt.

Wissen wollen die Abgeordneten, inwiefern es zutrifft, "dass die
,Deutsch-Französische Einsatzeinheit' (DFEE) auch Terrorismus,
,Wanderungskriminalität' und ,Migrationsdruck' bekämpfen soll". Auch
erkundigen sie sich unter anderem danach, inwiefern geplant ist, die
DFEE mit der Durchführung oder Koordination größerer Einsätze zu
betrauen, die dann unter dem Kommando der Einheit stehen.

 * 

5. Corona-Hilfen für Großunternehmen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion erkundigt sich nach Hilfen der
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) für Großunternehmen. In einer
Kleinen Anfrage (19/18867) möchten die Abgeordneten unter anderem
wissen, wie viele DAX-Unternehmen Kredite mit verschiedenen Volumina
beantragt haben.

 * 
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INNEN/4875: Bundesregierung muss Sofortprogramm gegen Antisemitismus auf den Weg bringen

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. Mai 2020

STRASSER: Bundesregierung muss Sofortprogramm gegen Antisemitismus
auf den Weg bringen



Zum RIAS-Bericht über antisemitische Vorfälle erklärt der
religionspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Benjamin Strasser:

"Die Anzahl der dokumentierten antisemitischen Vorfälle ist
erschreckend und erfordert entschlossenes politisches Handeln.
Judenfeindlichkeit ist nach wie vor ein großes Problem, das zeigen
alleine die 881 dokumentierten Vorfälle in Berlin. Offenbar wird auch
nur ein Bruchteil aller antisemitischer Vorfälle gemeldet und zur
Anzeige gebracht. Wir müssen von einem großen Dunkelfeld ausgehen, in
dem sich Antisemitismus weiter verbreitet. Neben konsequenter
Strafverfolgung brauchen wir ein bundesweit agierendes Melde- und
Unterstützungsnetzwerk, an das sich jüdische Bürger vertraulich
wenden können. Bereits im vergangenen Herbst hat die FDP-Fraktion ein
finanzielles Sofortprogramm gegen Antisemitismus in einem Umfang von
20 Millionen Euro gefordert, um solche Projekte auch durch
Bundesmittel auf eine stabile finanzielle Grundlage zu stellen. Die
Bundesregierung muss nun aktiv werden und ein solches Sofortprogramm
zur Bekämpfung des Antisemitismus auf den Weg bringen."

 * 
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INNEN/4874: Die Politik von Frau Merkel steht kurz vor einer Korrektur

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. Mai 2020

LINDNER-Statement: Die Politik von Frau Merkel steht kurz vor
einer Korrektur



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner gab vor der
Fraktionssitzung folgendes Statement ab:

"Frau Merkel wird jetzt von der Wirklichkeit eingeholt. Noch vor
wenigen Tagen hat sie verbreitet, die Bundesländer seien zu forsch
bei der Öffnung von Wirtschaft und Gesellschaft. Sie hat ihren Plan,
ihre Konzeption zur Krisenbekämpfung als geradezu alternativlos
dargestellt. Jetzt sehen wir, dass in den Ländern Alternativen
bereits beschlossen werden. Wir begrüßen ausdrücklich, dass es auch
eine Wende bei Herrn Söder gegeben hat. Es gibt ein großes Bedürfnis
in unserem Land nach Öffnung, zugleich wachsen uns die Möglichkeiten
zu. Die Zahlen der Infizierten, die aktiv infiziert sind, sind
deutlich gesunken. Die Reproduktionsrate ist niedrig, das Virus ist
also unter Kontrolle. Wir müssen jetzt schnell mit dem morgigen Tag
die Rückkehr zu einer Situation der Öffnung diskutieren. Wir erwarten
uns von der Runde der Bundeskanzlerin mit den Ministerpräsidenten ein
ganz klares Signal, dass die Gesellschaft und die Wirtschaft jetzt
wieder hochgefahren werden mit Hygienekonzepten, mit Schutzkonzepten,
aber der Zustand, wie wir ihn bis zum heutigen Tag haben, darf nicht
einen Tag länger andauern, als es nötig gewesen ist. Wir glauben,
dass Corona nun gut beherrschbar ist, wenn die Menschen die
Abstands- und Hygieneregeln einhalten und ernst nehmen. [...]

Die Politik von Frau Merkel steht kurz vor einer Korrektur. Deshalb
halten wir es gegenüber dem Parlament nicht für ein Zeichen des
Respekts, dass die Bundesregierung sich in dieser Woche nicht vor dem
Parlament erklärt. Angesichts der Wirtschaftskrise, angesichts der
ganz offensichtlichen Korrektur der Regierungslinie erwarten wir,
dass die Regierung Rede und Antwort im Parlament steht, dass der
Deutsche Bundestag über diese Grundrechtseinschränkungen sprechen
kann. Seitens der Bundesregierung ist in dieser Woche aber keine
Regierungserklärung angesetzt, und das halten wir für falsch. [...]
Wir hätten von Frau Merkel und ihrer Regierung erwartet, dass sie von
sich aus die Gelegenheit nutzt, um in dieser Ausnahmesituation die
Öffentlichkeit nicht nur bei Pressekonferenzen, sondern auch
gegenüber der gewählten Vertretung des Deutschen Bundestages über
ihre Erwägungen und Entscheidungen zu informieren.

Wichtig ist uns [...] die Situation von Familien und Kindern. Die
Betreuung von Kindern zu Hause ist parallel zum Homeoffice für viele
eine große Belastung. [...] Wir haben deshalb einen Antrag
eingebracht, mit dem wir die Bundesregierung auffordern, gemeinsam
mit den Ländern jetzt ein Konzept zu entwickeln, wie wir schrittweise
auch in den Kitas wieder eine Betreuung ermöglichen können. Konkrete
Instrumente sind die prioritäre Testung der dort Beschäftigten, das
zeitlich versetzte Arbeiten in Bildungs- und Betreuungseinrichtungen
und eine wissenschaftliche Begleitung, damit wir auf einer soliden
Zahlenbasis zukünftig wissen, wie ansteckend kleine Kinder sind, wie
sie betroffen sind von Corona. [...]

Wir fordern eine Rückkehr zur medizinischen Regelversorgung. Die
aktuellen Zahlen erlauben es, dass auch wieder geplante Eingriffe,
dass auch wieder Reha-Maßnahmen erfolgen können. Es ist nicht mehr
erforderlich, die Kapazitäten des Gesundheitswesens sehr einseitig zu
fokussieren nur auf die Pandemiebekämpfung. Jetzt muss im
niedergelassenen Bereich, in den Krankenhäusern auch wieder
medizinische Regelversorgung möglich werden. Wenn das weiter
verzögert wird, dann sind die Folgen des Verzichts auf medizinische
Betreuung demnächst wesentlich größer als die Risiken, die sich aus
der Pandemie ergeben. Deshalb erwarten wir auch hier, dass sehr rasch
von der Politik entschieden wird, dass eine Betreuung in Praxen und
Krankenhäusern für alle, die ein Bedürfnis haben, ermöglicht wird.
[...]

Wir haben die schwerste Wirtschaftskrise seit Bestehen unserer
Republik. Wir haben den Rettungspaketen hier im Parlament zugestimmt,
aber ausfallende Wertschöpfung kann der Staat auf Dauer nicht mit
Schulden kompensieren. Deshalb müssen wir die Wirtschaft wieder zum
Leben erwecken. Subventionen, wie sie heute beim Auto-Gipfel
offensichtlich bereits sondiert worden sind, sind für uns kein Mittel
der Wahl. Die lösen nur neue Subventions- und Interventionsspiralen
aus. [...] Gerade im Bereich der Automobilwirtschaft steht die
deutsche Politik gleichzeitig auf Gas und Bremse. Bei der Bremse
aufgrund der Vorgaben für einzelne Antriebe und jetzt will
möglicherweise die Regierung mit dem Geld der Steuerzahler aufs Gas,
indem es eine neue Abwrackprämie gibt. Das passt nicht zusammen. Wir
brauchen nicht Subventionen, wir brauchen faire Rahmenbedingungen und
Technologieoffenheit. [...]"

 * 
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RECHT/947: Reichen Normenkontrollklage gegen den Berliner Mietendeckel ein

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. Mai 2020

BUSCHMANN: Reichen Normenkontrollklage gegen den Berliner
Mietendeckel ein



Zur Klage gegen den Berliner Mietendeckel erklärt der Erste
Parlamentarische Geschäftsführer der FDP-Fraktion Dr. Marco
Buschmann:

"Gemeinsam mit einem Großteil der Abgeordneten der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion reichen wir heute beim
Bundesverfassungsgericht eine abstrakte Normenkontrollklage gegen den
Berliner Mietendeckel ein. Das Land Berlin verletzt mit seinem
Mietendeckel die Verfassung. Es hat seine Gesetzgebungsbefugnisse
eindeutig überschritten, denn das Mietrecht ist Sache des
Bundesgesetzgebers. Der Mietendeckel verschärft die Probleme am
Wohnungsmarkt. Die Investitionen in den Berliner Wohnungsmarkt sind
eingebrochen. Tausende neue Wohnungen werden nun gar nicht erst
gebaut, alte Wohnungen nicht saniert. Dabei werden die Preise nur
dann sinken, wenn das Angebot steigt. Insbesondere weil der Berliner
Mietendeckel wirtschaftlich katastrophale Folgen nach sich zieht,
sehen wir uns ganz besonders in der Pflicht, ihn vor dem
Bundesverfassungsgericht zu Fall zu bringen. Dazu unterstützen
sämtliche Mitglieder der FDP-Fraktion den Normenkontrollantrag an das
Bundesverfassungsgericht."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1200: Gemeinderats- und Kreistagssitzungen sollen als Videokonferenzen ermöglicht werden (LBW)

Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 47/2020

Innenausschuss berät Gesetzentwurf:

Gemeinderats- und Kreistagssitzungen sollen als Videokonferenzen
ermöglicht werden



Stuttgart. Auch in Ausnahmesituationen wie der derzeitigen
Corona-Krise müssen Gemeinderats- und Kreistagssitzungen möglich sein.
Dies betonten die Mitglieder des Ausschusses für Inneres,
Digitalisierung und Migration in der Sitzung des Gremiums am Mittwoch,
6. Mai 2020. "Der Ausschuss rät daher dem Landtagsplenum, dem
Gesetzesentwurf der Fraktionen Grüne und CDU, der diese Sitzungen in
Ausnahmefällen als Videokonferenzen erlaubt, zuzustimmen", sagte der
Vorsitzende des Gremiums, Karl Klein (CDU). Dies sei im Anschluss an
die Anhörung Sachverständiger aus dem betroffenen Bereich beschlossen
worden.

Wie Klein mitteilte, sehen die Vorschriften der Gemeindeordnung und
der Landkreisordnung bislang zwingend die persönliche Anwesenheit der
Mitglieder des Gremiums bei einer Sitzung vor. Das geplante Gesetz
biete nun Alternativen für Situationen wie die derzeitige
Corona-Pandemie. "Wenn man eine Gemeinderats- oder Kreistagssitzung
per Videokonferenz abhalten kann, dient das auch dem Schutz der
Mitglieder", so Klein. Hierbei sei wichtig, dass die Mitglieder per
Bildübertragung an der Sitzung teilnähmen, um die Identifikation der
Beteiligten zweifelsfrei zu ermöglichen. Telefonkonferenzen seien
daher nicht zulässig. Auch die Öffentlichkeit der Sitzungen müsse
weiterhin gewährleistet sein. So könne man zum Beispiel die
Videokonferenz in einen für die Öffentlichkeit zugänglichen Raum
übertragen.

Der Ausschussvorsitzende betonte außerdem, dass solche
Videokonferenzen keiner Kommune vorgeschrieben würden, sondern
lediglich eine Hilfestellung darstellten. Der Gesetzentwurf sehe zudem
vor, Videokonferenzen derzeit nur in Ausnahmefällen durchzuführen;
solche Ausnahmefälle stellten insbesondere Naturkatastrophen, Gründe
des Infektionsschutzes oder sonstige außergewöhnliche Notsituationen
dar.

 * 
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HAMBURG/5128: Krisenbewältigung braucht Demokratie und echte Beteiligung (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 6. Mai 2020

Krisenbewältigung braucht Demokratie und echte Beteiligung



Die Corona-Pandemie stürzt unsere Gesellschaft in eine Krise, bei
deren Bewältigung auch die politisch Verantwortlichen auf keine
bewährte Strategie zurückgreifen können. Während der sog. Lockdown mit
all seinen Grundrechtseinschränkungen nahezu widerspruchslos
akzeptiert und mitgetragen wurde, wird nun zunehmend deutlich, dass
weitere Entscheidungen eine breitere Legitimation brauchen.

"Es steht außer Frage, dass eine derartig tiefgreifende Krise nicht
weniger, sondern mehr Demokratie braucht: mehr Mitsprache, mehr
Beteiligung, mehr Debatte und mehr interdisziplinäre Perspektiven und
Expertise", erklärt Sabine Boeddinghaus, Vorsitzende der Fraktion DIE
LINKE. Deshalb fordert die Fraktion in einem Antrag (Drs. 22/115) zur
heutigen Sitzung der Hamburgischen Bürgerschaft die Einsetzung einer
Corona-Kommission, bestehend aus Vertreter_innen des Senats, der
Regierungs- und Oppositionsfraktionen, aus Wissenschaft und
Zivilgesellschaft. Dazu gehören Vertretungen der Geistes-, Rechts- und
Naturwissenschaften und aus Gewerkschaften, Kammern,
Arbeitgeber_innen-, Umwelt- und Wohlfahrtsverbänden sowie
Interessenvertretungen wie das Pflegebündnis und migrantische
Selbstorganisationen.

"Diese Kommission soll auf Grundlage valider Daten und
wissenschaftlicher Analysen kurz-, mittel- und langfristige Strategien
und Maßnahmen zur wirksamen und nachhaltigen Bewältigung dieser Krise
erarbeiten", so Boeddinghaus. "Die Pandemie gibt uns als Gesellschaft
existentielle Fragen auf, insbesondere zur staatlichen Verantwortung
bei der öffentlichen Daseinsvorsorge für alle Menschen. Viele
Entscheidungen, die jetzt getroffen werden, werden auch nach der Krise
enorme und langanhaltende Auswirkungen haben. Sie müssen mit den
Menschen diskutiert und beschlossen werden und nicht über ihre Köpfe
hinweg. Wir sehen gerade bei der Frage der sozialen Gerechtigkeit, bei
Bildung, Betreuung, Gesundheit, Wohnen, Arbeit, Umwelt und Verkehr
einen enormen Handlungsbedarf. Zudem wird die Zukunft unserer
Gesellschaft entscheidend davon abhängen, wie sozial gerecht die
Kosten der Krise verteilt werden. Da kann der Senat nicht einfach
durchregieren."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3506: Lebendige Politik lebt von unmittelbarer Kommunikation (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 5. Mai 2020

Lebendige Politik lebt von unmittelbarer Kommunikation

Thomas Krüger: Erste Präsenzsitzung der SPD-Fraktion nach sechs Wochen Telefon- und Videoschalten



Nach nunmehr sechs Wochen, in denen die SPD-Landtagsfraktion nur per
Telefonkonferenz getagt hat, kamen die SPD-Landtagsabgeordneten heute
erstmals wieder zu einer Fraktionssitzung im Schweriner Schloss
zusammen. Um die geltenden Abstandsregeln einhalten zu können, wurde
allerdings nicht im üblichen Fraktionssitzungsraum, sondern in der
aktuell noch ungenutzten Orangerie des Schlosses getagt. Einige
Abgeordnete und Ministerpräsidentin Manuela Schwesig wurden aus
Termin- oder Infektionsschutzgründen per Videokonferenz zugeschaltet.

Beratungsgegenstände der heutigen Sitzung waren u.a. die aktuellen
Lockerungen von Maßnahmen zur Corona-Eindämmung in der Gastronomie und
bei der Kinderbetreuung sowie natürlich die Vorbereitung der in der
kommenden Woche stattfindenden Landtagssitzung.

Fraktionschef Thomas Krüger: "Nach der Masse an Telefon- und
Videoschalten der vergangenen Wochen, war die heutige Präsenzsitzung
wirklich eine Genugtuung. Es ist wichtig, dass wir allmählich -
natürlich unter Einhaltung der Hygienevorschriften - wieder zur
gewohnten Arbeitsweise zurückkehren können. So praktisch digitale
Ausweichmöglichkeiten für Beratungen in Krisenzeiten sind, so wichtig
sind auch althergebrachte Kommunikationsformen, bei der man dem
Gesprächspartner direkt gegenüber sitzt und Emotionen ganz unmittelbar
spüren kann. Das gilt nicht nur für Fraktionssitzungen, sondern auch
für den Kontakt mit den Menschen vor Ort.

Apropos Emotionen: Unter dem Tagesordnungspunkt "Sonstiges" haben zwei
unserer jüngsten Abgeordneten heute erfreuliche Nachrichten aus dem
persönlichen Umfeld verraten. Nadine Julitz hat über ihre
bevorstehende Hochzeit informiert und in besseren Zeiten auch eine
zünftige Feier für ihre Fraktionskollegen versprochen. Patrick
Dahlemann und seine Frau haben hingegen schon vor einiger Zeit
geheiratet und erwarten nun ihr erstes Kind. Wir Sozialdemokraten im
Landtag drücken natürlich für beide Ereignisse ganz fest die Daumen."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5469: SPD-Fraktion begrüßt angekündigte Lockerungen für Pflegeheime und Eingliederungshilfe (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
05.05.2020

SPD-Fraktion begrüßt angekündigte Lockerungen für Pflegeheime und
Eingliederungshilfe



Zur heutigen Ankündigung von Gesundheitsministerin Sabine
Bätzing-Lichtenthäler zu Lockerungen für Einrichtungen der Altenpflege
sowie der Eingliederungshilfe erklärt der sozialpolitische Sprecher
der SPD-Landtagsfraktion, Sven Teuber:

"Im Sozialpolitischen Ausschuss des Landtags hat Gesundheitsministerin
Sabine Bätzing-Lichtenthäler heute Lockerungen der Besuchsverbote für
Alten- und Pflegeeinrichtungen angekündigt. Gerade für ältere
Menschen, die durch die strengen Kontaktsperren unter großer
Einsamkeit leiden, ist dies eine lang ersehnte Nachricht. Gleichzeitig
betonte die Ministerin, dass gerade im Kontakt mit älteren Menschen
die Hygiene- und Abstandsregeln weiterhin strikt einzuhalten sind. Bei
allen anstehenden Lockerungen komme es insbesondere auf die
Selbstdisziplin der Angehörigen an. Die Einrichtungen sind zudem in
der Verantwortung, geeignete Vorkehrungen zu treffen, damit zu keiner
Zeit die Bewohnerinnen und Bewohner der Alten- und Pflegeheime
gefährdet werden und neue Infektionsketten entstehen können. Wichtig
bleibt, dass alle getroffenen Schritte vor dem Hintergrund des
Infektionsgeschehens und zum Wohle der Gesundheit der
Pflegebedürftigen ständig neu evaluiert werden."

Der Sprecher der SPD-Landtagsfraktion für Menschen mit Behinderung,
Lothar Rommelfanger, ergänzt: "Die dauerhafte Abschottung älterer
Menschen sowie von Menschen mit Behinderung ist aus verschiedenen
Gründen als problematisch anzusehen. Der Infektionsschutz und der
Schutz der psychischen Gesundheit müssen stets abgewogen und vor dem
Hintergrund der Pandemiedauer ständig neu bewertet werden. Viele
Einrichtungen haben mit den zuständigen Gesundheitsämtern bereits
passende Hygienekonzepte entwickelt. Vor dem Hintergrund der aktuellen
Infektionszahlen sind schrittweise Lockerungen nun vertretbar."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Mai 2020

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/5468: Pfälzische Hüttenkultur auf dem Weg zum Kulturerbe (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
05.05.2020

Pfälzische Hüttenkultur auf dem Weg zum Kulturerbe

Schweitzer: Ein Stück Heimat für viele Rheinland-Pfälzerinnen und
Rheinland-Pfälzer



Wie das rheinland-pfälzische Kulturministerium heute mitteilte, ist
die Hüttenkultur des Pfälzerwald-Vereins unter den
rheinland-pfälzischen Vorschlägen, die im Auswahlverfahren zum
Immateriellen Kulturerbe bei der Kulturministerkonferenz eingereicht
wurden. Dazu erklärt der SPD-Fraktionsvorsitzende und pfälzische
Abgeordnete Alexander Schweitzer:

"Die pfälzische Hüttenkultur ist ein Alleinstellungsmerkmal von
Rheinland-Pfalz. Sie vereint vieles von dem, was Rheinland-Pfalz
ausmacht: Ein starkes ehrenamtliches Fundament, Naturverbundenheit und
Weinkultur. Für nicht wenige Rheinland-Pfälzerinnen und
Rheinland-Pfälzer sind die Pfälzerwald-Hütten ein Stück Heimat. Die
über 80 ehrenamtlich getragenen Hütten im Pfälzerwald sind eine
Visitenkarte für das Gastland Rheinland-Pfalz. Mit rund 50.000
Mitgliedern in Rheinland-Pfalz ist die Pfälzerwald-Kultur in der Mitte
der Gesellschaft verankert. Sie dürfen nun zu Recht auf die
Auszeichnung als Immaterielles Kulturerbe hoffen. Auf dem Weg zum
Immateriellen Kulturerbe haben die Pfälzerwald-Vereine nun die nächste
Hürde genommen. Als SPD-Fraktion unterstützen wir die
rheinland-pfälzische Bewerbung und hoffen auf eine positive
Entscheidung der UNESCO und der Kulturministerkonferenz."


Zum Hintergrund:

Die bei der Kulturministerkonferenz aus den Ländern eingegangenen
Anträge werden durch das unabhängige Expertenkomitee Immaterielles
Kulturerbe bei der Deutschen UNESCO-Kommission begutachtet. Auf Basis
der Expertenempfehlungen entscheiden die Kulturministerkonferenz und
die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien
voraussichtlich im Februar/März 2021 über die Anträge.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Mai 2020

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/5467: Neues Nahverkehrsgesetz - Ein wichtiger Schritt für die Verkehrswende (Bündnis 90/Die Grünen)

Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 05.05.2020

Neues Nahverkehrsgesetz: Ein wichtiger Schritt für die Verkehrswende



Der Entwurf zum neuen Nahverkehrsgesetz stand heute in erster Lesung
im Ministerrat auf der Tagesordnung. Hierzu erklärt die
verkehrspolitische Sprecherin der GRÜNEN Landtagsfraktion, Jutta
Blatzheim-Roegler:

"Mit dem neuen Nahverkehrsgesetz soll eine wichtige Vereinbarung des
Koalitionsvertrages umgesetzt und das geltende Gesetz aus dem Jahr
1995 ersetzt werden. Aus GRÜNER Sicht liegt in verschiedenen neuen
Elementen eine große Chance für die Verkehrswende im Land. Die
Organisationsstrukturen sollen neu aufgestellt und die Finanzierung
des ÖPNV transparenter werden, um den erfolgreichen
Rheinland-Pfalz-Takt im Zugverkehr auf den Busbereich auszuweiten.
Ziel ist auch die Einführung eines digitalen Landestarif-Tickets mit
der Möglichkeit, in einer durchgängigen Mobilitätskette zwischen den
Verkehrsmitteln wechseln können. Das Ticket soll dabei auch für
Fähren, Leihfahrräder oder E-Scooter gelten.

Als erstes Bundesland überhaupt soll in Rheinland-Pfalz der
Öffentliche Nahverkehr als kommunale Pflichtaufgabe in Verbindung mit
einem Mindestangebot festgeschrieben werden. Bislang umfasst dieser
nur den Schienenpersonennahverkehr und die Schulbusse - in Zukunft
soll der gesamte öffentliche Busverkehr im Nahverkehr schrittweise zur
kommunalen Pflichtaufgabe werden. Das novellierte Nahverkehrsgesetz
soll gewährleisten, dass beispielsweise in ländlichen Gebieten
grundsätzlich eine gewisse Anzahl täglicher Busverbindungen zur
Verfügung steht. Im Detail soll dieses Mindestangebot durch die
bereits entwickelten ÖPNV-Konzepte und einen fünfjährlich
fortzuschreibenden Landesnahverkehrsplan definiert werden. Den
Kommunen soll so ermöglicht werden, Geld für den ÖPNV ausgeben zu
können, ohne dass die Kommunalaufsicht dies beanstandet.

Nach Durchlaufen des Gesetzgebungsverfahrens mit Beratungen im Plenum
und im Verkehrsausschuss könnte das neue Nahverkehrsgesetz Ende des
Jahres verabschiedet werden. Vieles steht und fällt nach wie vor mit
den finanziellen Mitteln. Daher ist entscheidend, dass der Landtag im
Landeshaushalt den ÖPNV in den Fokus nimmt. Mit einer starken GRÜNEN
Beteiligung kann uns das gelingen."

 * 
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EUROPA/1662: EZB-Anleihekäufe - Handlungsfähigkeit der Zentralbanken nicht eingeschränkt

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Angelegenheiten der Europäischen Union

EZB-Anleihekäufe: Handlungsfähigkeit der Zentralbanken nicht eingeschränkt



Christian Petry, europapolitischer Sprecher:

Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem heutigen Urteil
ausdrücklich keinen Verstoß der Europäischen Zentralbank (EZB) gegen
das Verbot der monetären Haushaltsfinanzierung festgestellt. Es
erwartet nur die Nachlieferung einer Verhältnismäßigkeitsprüfung durch
die EZB. Jedoch dokumentiert die Entscheidung auch die Defizite der
Regierungschefs im Europäischen Rat, die die Bewältigung der aktuellen
Krise und des letzten Jahrzehnts vor allem der EZB überlassen haben.

"Auch wenn die Gegner der EZB und ihrer Politik die Entscheidung des
zweiten Senats als Sieg verbuchen, sind sie mit ihrem eigentlichen
Ziel gescheitert. Was die EZB gegenwärtig unter dem Kürzel PSPP an
Anleihekäufen durchführt, ist Geldpolitik und nicht versteckte
Staatsfinanzierung, so das höchste deutsche Gericht. Die geforderte
Prüfung der Verhältnismäßigkeit wird die EZB unter Berücksichtigung
ihrer Unabhängigkeit rechtzeitig veröffentlichen. Bundestag und
Bundesregierung werden diese genau analysieren und bewerten.
Angesichts der durch EZB-Präsidentin Christine Lagarde geförderten
zusätzlichen Transparenz und Vermittlungsarbeit sind wichtige Elemente
dieser Prüfung bereits bekannt. Es ist schwer vorstellbar, dass es der
EZB nicht gelingt, die Verhältnismäßigkeit ausreichend gut zu
begründen. Deshalb ist weder in der vom Gericht eingeräumten
dreimonatigen Nachlieferungsfrist noch für die Zeit danach die
Handlungsfähigkeit der EZB und der Bundesbank gefährdet."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/744: Gutscheinlösung für Veranstalter wird kommen

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Gutscheinlösung für Veranstalter wird kommen



Johannes Fechner, rechts- und verbraucherpolitischer Sprecher:

Die dringend notwendige Gutscheinlösung für Veranstalter wird kommen
und wie geplant in Kraft treten. Der Abschluss des Gesetzentwurfs zur
Abmilderung der Folgen der Covid-19-Pandemie im
Veranstaltungsvertragsrecht im Bundestag wird nur um eine Woche
verschoben.

"Zur Gutscheinlösung für die Veranstalter von Konzerten, Sportevents
und Freizeitveranstaltungen gibt es noch Beratungsbedarf, weshalb wir
den Abschluss des Gesetzes im Bundestag auf die kommende Sitzungswoche
vertagt haben. Auch die Union hatte Klärungsbedarf hinsichtlich der
Härtefallregelung für Verbraucherinnen und Verbraucher. Gemeinsam mit
der Union haben wir deshalb heute im Rechtsausschuss die Vertagung
beschlossen.

Dies bedeutet aber nicht, dass das Gesetz dadurch später In Kraft
tritt. Da das Gesetz ohnehin auch im Bundesrat beraten werden muss und
der Bundesrat erst am 15. Mai 2020 wieder tagt, kommt die für
Veranstalter dringend notwendige Hilfe keinen Tag später als bei einem
Abschluss im Bundestag in dieser Woche."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2831: Protesttag - Brauchen EU-Beauftragten zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderung

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. Mai 2020

Protesttag: Brauchen EU-Beauftragten zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderung



Angelika Glöckner, Beauftragte für die Belange von Menschen mit
Behinderungen:

Seit 1992 ist der 5. Mai der Europäische Protesttag zur Gleichstellung
von Menschen mit Behinderung. In diesem Jahr lautet das Motto des
Tages #UNsichtbar! Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich dafür ein,
auf EU-Ebene einen Beauftragten für die Belange von Menschen mit
Behinderungen einzusetzen.

"Mit dem Protesttag wollen die Veranstalter auf die Diskriminierung
und Situation von Menschen mit Behinderung insbesondere in der
Corona-Krise aufmerksam machen. Menschen mit Behinderung sind
angesichts der Einschränkungen durch das Virus oftmals nicht sichtbar
oder hörbar. In dem Motto steckt allerdings auch ein Hinweis auf die
Vereinten Nationen und damit die UN-Behindertenrechtskonvention, die
in Deutschland seit elf Jahren gilt und zur Gleichstellung,
Selbstbestimmung und Teilhabe behinderter Menschen beitragen soll. In
Deutschland wird die UN-Behindertenrechtskonvention insbesondere auch
durch das Bundesteilhabegesetz umgesetzt. Die SPD-Bundestagsfraktion
setzt sich dafür ein, auch auf EU-Ebene den Blick für Menschen mit
Behinderungen zu schärfen. Wir brauchen eine Beauftragte oder einen
Beauftragten für die Belange von Menschen mit Behinderungen. Diese
Person soll die EU-Kommission bei ihren Maßnahmen beraten und die
Perspektive der Menschen mit Behinderungen in all ihre Maßnahmen
einbringen."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1967: Bolivien - Viel zu wenig getan (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Bolivien 

Viel zu wenig getan

Von Thomas Guthmann
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Land im Lockdown: Leere Straßen in La Paz

Foto: © Thomas Guthmann



Seit Anfang Mai steigt die Kurve der Infektionen steil nach
oben, trotzdem weist die Regierung kaum klare Pläne vor. Eine Analyse
des politischen Geschehens in Bolivien.

(La Paz, 5. Mai 2020, npla) - Letzte Woche traf ich einen Bekannten
auf dem Markt in La Paz. "Super, wie Deutschland die Corona-Krise
bewältigt", rief er mir zu, und hätten keine Abstandsregeln gegolten,
hätte er mir als "Vertreter" Deutschlands wahrscheinlich noch auf die
Schultern geklopft, ob der deutschen "Erfolgsstory" in der
Corona-Krise. "Diese Disziplin", fuhr er fort, "beeindruckend!". Ich
antwortete ihm, dass es meiner Meinung nach weniger mit Disziplin zu
tun habe, sondern mehr mit der Tatsache, dass es in Deutschland über
acht Krankenhausbetten pro 1000 Einwohner*innen gibt, während es in
Bolivien gerade mal ein Bett ist. Nichtsdestotrotz blieb die
Bewunderung für die "Disziplin", die Deutschland an den Tag lege, bei
meinem Bekannten. "Disziplin" ist ein wichtiges Power-Wort in
Bolivien, wo man sich selbst nicht selten für undiszipliniert hält.


Die zwei Varianten des Stereotyps der Disziplinlosigkeit

Den Hinweis auf die eigene Disziplinlosigkeit höre ich von vielen
Leuten im Zusammenhang mit der Charakterisierung der eigenen
Gesellschaft immer wieder. Dabei ist es nicht selten jedoch so, dass
man zwar über "sich" (Bolivien) redet, aber eigentlich die "Anderen"
meint. Dabei gibt es zwei Varianten: Die eine schließt sich selbst
nicht ganz aus, weil man ja zum nationalen Kollektiv dazu gehört, in
diesem Fall wird das Lamento über die Disziplinlosigkeit mit einem
entschuldigenden Schulterzucken oder einer gewissen Anerkennung der
Eigenschaft vorgetragen, etwa damit, das Bolivien ein unregierbares
Land sei.

Die zweite Variante ist wesentlich aggressiver, ja man könnte sagen
rassistisch. In diesem Fall sind die Anderen, die ärmeren
Bevölkerungsschichten, die "Indios", die Einwohner*innen von El Alto,
der indigenen Nachbarstadt des Regierungssitzes La Paz gemeint. Selbst
wenn die unter Umständen gar nicht ärmer sind oder indigener, so gibt
es hier einen stereotypische*n Bolivianer*in, dem und der diese
Disziplinlosigkeit zugeschrieben wird. Es sind die "schmutzigen"
Bewohner*innen vom Land oder dem Stadtrand. Dieses Bild rührt
weitgehend von der kolonialen Konfiguration des bolivianischen
Territoriums her. In den Stadtzentren leben die Weißen, Abkömmlinge
der Europäer*innen, an den Stadträndern und auf dem Land die "Indios".
Die Disziplinlosigkeit herrsche in den peripheren Zonen, so die
weitläufige Meinung. Disziplinlosigkeit ist das Unglück der eigenen
Nation, weil sie die Entwicklung verhindere.

Bauminister Arias: "Wir werden nicht am Virus sterben, sondern an der
Dummheit"

Ende März sah man in einem Videoclip [1] den Bauminister Iván Arias
durch Laja spazieren. In dem Dorf im Andenhochland, etwa eine
Autostunde von La Paz entfernt, sieht man ihn, wie er mit
Einwohner*innen debattiert, die gerade einer Beerdigung beiwohnen und
sie auffordert, die Quarantäne einzuhalten. Viele stehen auf der
Straße um zu trauern. Das Lamento des Ministers beeindruckt sie wenig.
"Wir werden nicht am Virus sterben, sondern an der Dummheit" meinte
Arias an anderer Stelle und wies darauf hin, dass das Schlimmste am
Kampf gegen den Virus die Undiszipliniertheit der Leute sei [2].

Seit dem Lockdown Boliviens seit über fünf Wochen (26. März) kann
jede*r Erwachsene unter 65 einmal die Woche vormittags einkaufen
gehen. Ansonsten ist man verpflichtet Zuhause zu bleiben. Verstöße
werden mit empfindlichen Bußgeldern und einem Arrest von acht Stunden
geahndet. Wird der Verstoß gegen die Quarantäneregeln als "Attentat
auf die Gesundheit" gewertet, sind sogar Haftstrafen vorgesehen.
Allein in La Paz wurden schon über hundert
"Gesundheitsattentäter*innen" zu mehrjährigen Haftstrafen verurteilt.
Neben einem nicht genehmigten Aufenthalt im Freien wurden ihnen
weitere Tatbestände vorgeworfen, etwa irregulärer Grenzübertritt
oder Trunkenheit. Am Präsidential-Dekret 4200, auf dessen Basis
die Maßnahmen durchgeführt werden, wurde insbesondere eine
Passage - Anstiftung zu Straftaten gegen die Gesundheit sei ein
Straftatbestand - als Bedrohung der Meinungsfreiheit kritisiert.


Die Menschen sehen sich gezwungen, die Quarantäne zu
brechen, um Geld zu verdienen

Es gibt eine große Bereitschaft in Bolivien, die Regeln einzuhalten,
gerade in den peripheren Zonen wie El Alto oder auf dem Land. Das
liegt schon allein daran, dass man weiß, dass man im Falle einer
Ansteckung und einem schweren Verlauf der Krankheit nicht mit einer
adäquaten Versorgung rechnen kann. Gleichzeitig gab es von Beginn an
einen riesigen ökonomischen Druck, v.a. auf diejenigen, die im
informellen Sektor wirtschaften - immerhin zwischen 40 und 60 Prozent
der Bevölkerung. Viele leben von den Tageseinnahmen und haben wenig
Ersparnisse. Staatliche Hilfen zur Linderung der Effekte des Lockdowns
sind bisher nicht geflossen. Erst gerade hat die Regierung
Hilfszahlungen an die Bevölkerung um eine Woche verschoben. Eigentlich
sollten alle Familien mit Schulkindern wenigstens 500 Bs. (70 EUR) bis
zum ersten Mai erhalten, jetzt wurden die Zahlungen auf den 5. Mai
verschoben. Dementsprechend sind die Leute gezwungen, die Quarantäne
zu brechen, um Geld zu verdienen.

Auch Maria hält sich nicht an die Regeln. Um vier Uhr früh macht sie
sich auf den Weg, um von El Alto ins Stadtzentrum von La Paz zu
gelangen. Ihr Mann ist arbeitsunfähig und sie ist die Einzige, die
arbeiten kann in der Familie. "Ich schlage mich zu Fuß ins Zentrum
durch", meint die Schuhputzerin [3]. Sie umgeht Militär- und
Polizeikontrollen und marschiert den gesamten Weg nach La Paz zu Fuß -
so viel zur Disziplinlosigkeit. "Es gibt hier nicht viel Kundschaft,
man verdient kaum was, vier Monatsmieten schulden wir bereits und es
kann sein, dass uns der Vermieter jederzeit vor die Tür setzt", meint
Maria, drei bis vier Euro verdient sie maximal am Tag. Manchmal
stecken ihr die Leute Lebensmittel zu, das hilft zwar, reicht aber
nicht. Es häufen sich daher die Berichte über Suizide. In Montero nahm
sich ein Familienvater, der seinen Kindern nichts mehr zu essen geben
konnte, das Leben.


Nachbarschaftsnetzwerke gegen die Versorgungsengpässe

Was bisher teilweise die Einkommensverluste durch die Ausgangssperren
etwas gelindert hat, sind die zahlreichen Netzwerke, die in Bolivien
innerhalb der ärmeren Bevölkerungsschichten existieren und kulturelle
Praktiken der indigenen Bevölkerung, die im Widerstand gegen das
Kolonialregime entstanden sind. So lieferten ländliche Gemeinden
Lebensmittel nach El Alto. Die Cocabauern aus dem Chapare fuhren
gleich in mehrere andere Regionen, um Nahrungsmittel an andere
Gemeinden und Städte zu verteilen. Auch innerhalb El Altos haben sich
Netzwerke gebildet, die versuchen die Versorgung von Kranken oder
Armen wenigstens notdürftig sicher zu stellen. Es werden Medikamente
für ältere Parkinsonpatienten besorgt, die nicht aus dem Haus kommen
oder Lebensmittel für Familien, die mittellos sind.

Diese gegenseitige Hilfe hat einen realen Effekt, im Gegensatz zu den
bisher nur angekündigten und nicht umgesetzten Hilfsmaßnahmen der
Regierung. Und sie basieren auf der jahrhundertelangen Abwesenheit des
Staates in diesen Gegenden. In vielen wurden erst in den Amtszeiten
von Evo Morales überhaupt staatliche Strukturen jenseits von
Militärkasernen aufgebaut. So reaktivieren sich widerständige
Traditionen, die ihre Wurzeln in der kolonialen Konfiguration des
Landes haben. Basis sind Praktiken, wie Ayni, eine ritualisierte Form
der gegenseitigen Unterstützung, die in der andinen Gesellschaft zum
Beispiel in den Prestes (Feierlichkeiten zugunsten einer lokalen
Heiligen, zumeist mit dem katholischen Jungfrau Maria Kult verbunden)
zum Ausdruck kommen. Ayni basiert auf dem Prinzip: "Wenn ich dich
heute unterstütze, bist du verpflichtet, mich morgen zu unterstützen".
Es kann davon ausgegangen werden, dass die Lieferungen von
Nahrungsmitteln aus dem Chapare in andere Regionen nicht
ausschließlich auf Selbstlosigkeit beruhen, sondern dass hier
gleichzeitig Beziehungen nach dem Prinzip des Aynis gesponnen oder
wieder gefestigt werden.


Innenminister will Region Chapare abriegeln

Das Chapare ist die Hochburg der Anhänger*innen von Morales und seit
dessen Abdankung im November mächtig unter Druck. Immer wieder droht
der aktuelle Innenminister Arturo Murillo gegen den tropischen
Landstrich Chapare in Cochabamba mit Gewalt vorgehen zu wollen. Vor
zwei Wochen erst wollte er das Gebiet, in dem seiner Meinung nach vor
allem "Drogenterroristen" ihr Unwesen treiben, komplett abriegeln.
Seit November 2019 sucht der Scharfmacher der Áñez-Regierung
immer wieder nach Vorwänden für eine Abriegelung, bisher jedoch konnte
er sich damit nicht durchsetzen.

Während die Regierung bei einer strengen Verfolgung des Lockdowns
ihren Fokus auf die Regionen legt, wo sie ihre Gegner*innen vermutet,
ist sie in Gegenden, in denen weiße Elite wohnt und bei den
Sicherheitskräften, nachlässig. Auch hier gibt es zahlreiche Fälle von
"Disziplinlosigkeit". Berichte, dass daraufhin diese Gegenden isoliert
wurden, sind nicht bekannt. Eine wesentliche Aktivität, die man in der
Krisenbekämpfung der Regierung erkennen kann, und die auf ihre
Eigeninitiative zurückgeht, ist der Einsatz von Militär und Polizei.
Bei allen anderen reagiert Áñez und ihr Kabinett zögerlich und
wirkt desorientiert. Vor allem, wenn es darum geht, gegen die Pandemie
aktiv zu werden. Schuld an der Misere sei die Vorgängerregierung hört
man regelmäßig, und oft hört es sich wie ein Rechtfertigung dafür an,
jetzt auf koordiniertes Vorgehen verzichten zu können.


Regierung kann keine klaren Pläne vorweisen

In fast allen Bereichen hat sich seit dem Auftreten des ersten Falles
viel zu wenig getan. Bolivien ist mit Abstand das Land mit den
wenigsten Tests in der Region, ein Expertenrat wurde erst nach Wochen
einberufen, der Gesundheitsminister trat zu Beginn der Krise zurück
und verkündete am darauffolgenden Tag in einem Interview, dass er mit
knapp 4.000 Toten bis August rechne. Oppositionelle werfen der
Regierung vor, das Unklarheit herrsche, wo die Mittel bleiben. Genervt
von dem Regierungskurs gab selbst Carlos Mesa,
Präsidentschaftskandidat und im Oktober Gegenspieler von Morales, zu
Protokoll: "Die Regierung sagt, sie will am 10. Mai den Lockdown
lockern, allerdings erklärt sie mit keinem Wort in welcher Phase der
Pandemie wir uns befinden und auf welchem Niveau der Anstieg der Kurve
sich befindet".

Es ist eigentlich nicht verwunderlich, dass die Regierung vom
Krisenmanagement überfordert ist. Sie wollte das Land nie wirklich
regieren, es gab kein Programm oder ähnliches. Ihr einziges Ziel war,
Evo Morales und die MAS aus der Regierung zu jagen. Es gab lediglich
die vage Idee einer "Wiederherstellung der Demokratie", nach der
"Diktatur" von Morales. Dazu gehörte auch, die Verstaatlichung von
Unternehmen rückgängig zu machen. Vor dem Ausbruch der Corona-Krise
war die Privatisierung der staatlichen Fluggesellschaft BOA und des
Erdgasunternehmens YPFB im Gespräch, natürlich mit der Vorstellung,
selbst an dieser Privatisierung zu verdienen.


Die Oberschicht unterstützt gesellschaftliche Entwicklung
nur zum eigenen Vorteil

Die bolivianische Oberschicht, darauf weist die Soziologin Silvia
Rivera hin, hat in der Historie des Landes ein Leben "als Privatiers"
bevorzugt, das "nicht nur noch kolonialer war als die spanische
Aristokratie, sondern auch archaischer und präkapitalistischer". Ein
Interesse an der Entwicklung des Landes hat es bestenfalls dann
gegeben, wenn man direkte persönliche Vorteile daraus ziehen konnte.
Ansonsten begnügte man sich mit der Verwaltung der eigenen Territorien
und der Ausbeutung der Rohstoffe des Landes. So ist es nicht
verwunderlich, dass es dieses Jahr bereits mehr Brandherde im
amazonischen Tiefland gibt, als vergangenes Jahr. Die cruzeñische
Elite möchte gerne gentechnisch verändertes Soja im großen Stil
anbauen. Der Unterschied: Während es vergangenes Jahr einen Aufschrei
in der nationalen und internationalen Presse gab, wird nun höchstens
in Randnotizen darüber berichtet.

Die Vertreterin eines modernen Boliviens, so Rivera, ist die indigene
Bevölkerung. Sie hat bereits im 18. Jahrhundert mit ihren
Händler*innen Netzwerken einen großen Teil des Handels unter der
Kontrolle und setzte sich als lokale und steuerzahlende
Unternehmer*innen für einen modernen Staat ein. Tupac Katari,
indigener Händler und Aufständischer, belagerte den Regierungssitz La
Paz 1780 auch wegen steuerlicher Willkür des kolonialen Staates. Sein
Versprechen, "ich werde zurückkehren und Millionen sein", hallte 2003
beim Krieg ums Erdgas durch die Straßen von El Alto. Damals kam Evo
Morales an die Macht. In den 14 Jahren Regierungszeit versuchte die
Administration einen modernen Staat umzusetzen, ein indigenes Projekt,
das bereits lange vor Morales bestand.


Wahlen sind nicht im Interesse der aktuellen Regierung

Die aktuelle Regierung hat kein Interesse an diesem Projekt. So
berichtete [4] die Tageszeitung La Rázon, dass das Kabinett sich
Gedanken mache, wie es möglich ist, Bolivien von der Weltbank
herabzustufen, von einem Land, dass sich sich im unteren mittleren
Bereich des Pro-Kopf-Einkommens bewegt, zu einem Land, dass sich im
unteren Pro-Kopf Einkommen bewegt. Mit einer Herabstufung spekuliert
die Regierung, könnte sie die Bewältigung der Krise internationalen
Institutionen überlassen, und müsste nicht selbst die Verantwortung
dafür übernehmen.

In der Frage nach der Entwicklung des Landes liegt die historische
Dimension des Konflikts, der seit der Absetzung von Morales im
vergangenen November schwelt. Die Corona-Krise macht dabei schneller
die Absichten der aktuellen Regierung deutlich und ist insofern ein
Risiko für diese. Auf der anderen Seite hat sie durch die Krise
zweifelsohne den Vorteil, den massiven Einsatz der Sicherheitskräfte
rechtfertigen zu können. Zudem gab der Virus ihr das Argument in die
Hand, die Wahlen auf unbestimmte Zeit verschieben zu können. Als Ende
April die Parlamentskammern ein Gesetz verabschiedeten, der einen
Zeitrahmen für ein neues Wahldatum festlegte, reagierte Präsidentin
Áñez außergewöhnlich schnell und wies das Gesetz binnen weniger
Stunden zurück. Wahlen sind nicht im Interesse der aktuellen
Regierung. Bereits im Umsturz vergangenes Jahr gab es Stimmen
innerhalb der Gegner*innen von Morales, die Neuwahlen so lange wie
möglich hinauszögern wollten, um einen erneuten möglichen Wahlsieg der
MAS zu verhindern. Jetzt scheint dafür das Argument gefunden zu sein.

Dennoch kann sich die Regierung nicht sicher sein, dass sie noch lange
fest im Sattel sitzt. Je nachdem, wie die Krise in den kommenden
Wochen verläuft, kann es zu schweren sozialen Unruhen kommen. Erste
Proteste gab es bereits in verschiedenen Regionen. Noch sind die
Proteste vereinzelt und sporadisch und die Leute versuchen sich an die
Ausgangssperre zu halten. Allerdings steigt der Druck im Kessel. Und
der Verlauf der Infektion ist unberechenbar, denn seit Mai steigt die
Kurve der Infektionen steil nach oben. Eine wichtige Rolle wird
spielen, ob die Sicherheitskräfte weiterhin loyal zur aktuellen
Regierung stehen.


Anmerkungen:

[1] https://www.facebook.com/markaregistradabolivia/videos/229150221804624/?t=0

[2] https://www.opinion.com.bo/articulo/pais/arias-nos-va-matar-virus-nos-va-matar-estupidez/20200323133849757920.html

[3] https://www.atb.com.bo/sociedad/despu%C3%A9s-de-m%C3%A1s-de-un-mes-de-cuarentena-lustrabotas-salen-trabajar

[4] https://www.la-razon.com/economia/2020/04/24/banco-mundial-clasifica-bolivia-pais-ingreso-mediano-bajo/


URL des Artikels:
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BERUF/1980: "Das duale System hält auch in der Corona-Krise, was es verspricht" (idw)

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 05.05.2020

BIBB-Präsident Esser: "Das duale System hält auch in der Corona-Krise,
was es verspricht"

Konferenz "re:publica" erstmals rein digital - mit BIBB-Beteiligung



Trotz der aktuellen Corona-Krise sieht der Präsident des Bundesinstituts
für Berufsbildung (BIBB), Friedrich Hubert Esser, die Berufsbildung in
Deutschland gut aufgestellt: "Wir haben selbst angesichts der enormen
Herausforderungen allen Grund, optimistisch in die Zukunft zu schauen und
auf die sehr guten Aus- und Fortbildungsstrukturen in unserem Land zu
bauen. Das duale System hält nach wie vor, was es verspricht." Infolge
wirtschaftlicher Krisen der jüngeren Vergangenheit gebe es einen sehr
nützlichen Instrumentenkasten. "Und diesen Instrumentenkasten können wir
anpassen - mit dem klaren Ziel, Ausbildungsplätze zu sichern und Betriebe
zu motivieren, nicht nachzulassen in ihrem Engagement bei der Ausbildung
des eigenen Fachkräftenachwuchses".

Der BIBB-Präsident trifft diese Feststellungen in einem Video-Interview,
das am 7. Mai 2020 von 17:00 Uhr bis 17:25 Uhr als Teil der Konferenz
"re:publica" zu sehen sein wird.

Die "re:publica", Europas größte Konferenz für die digitale Gesellschaft,
findet aufgrund der Corona-Pandemie als "#rpREMOTE" erstmals
ausschließlich digital statt. Einen Tag lang wird ein breites Spektrum
aktueller Themen aus Zivilgesellschaft, Politik, Wissenschaft, Kultur und
Wirtschaft in vier TV-ähnlichen Kanälen beleuchtet. Darunter ist der "re
:work-Kanal", der die pandemiebedingten Veränderungen der Arbeitswelt ins
Zentrum stellt.

Im Interview äußert sich Präsident Esser auch zu den Sorgen von
Auszubildenden, die aus der Realität ihres momentanen Ausbildungsalltages,
von schwierigen Rahmenbedingungen, fehlender Praxis und bevorstehenden
Abschlussprüfungen berichten. Weitere Themen des Gesprächs sind die Rolle
system- und infrastruktur-relevanter Berufe in der Corona-Krise, die
Folgen der zunehmenden Digitalisierung für die Ausbildungsinhalte sowie
die Bedeutung der internationalen Zusammenarbeit in der Berufsbildung.

Sendetermin und -ort:

7. Mai 2020, 17 Uhr, Kanal "re:work" auf

www.re-publica.tv

Weitere Informationen zum Thema finden Sie im Internetangebot des BIBB
unter;

www.bibb.de/rp20

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 05.05.2020
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GEWERKSCHAFT/377: Zur Bundestagsdebatte über Corona-Hilfe für Wissenschaft und Studierende (GEW)

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 6. Mai 2020

GEW: "Wirksame Hilfe statt Etikettenschwindel!"

Bildungsgewerkschaft zur Bundestagsdebatte über Corona-Hilfe für
Wissenschaft und Studierende



Frankfurt a.M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) macht
sich mit Blick auf die entscheidende Bundestagsdebatte am Donnerstag dafür
stark, das von der Bundesregierung vorgelegte Paket zur Unterstützung von
Wissenschaft und Studierenden zu überarbeiten. "Geschlossene Labore,
Archive und Bibliotheken, Online-Studium ohne leistungsfähige digitale
Infrastruktur, Homeoffice mit angeschlossenem Homekindergarden - Studium
und Lehre, aber auch Forschung und wissenschaftliche Qualifizierung sind in
der Corona-Krise massiv beeinträchtigt. Es ist Aufgabe der Politik, für
einen Nachteilsausgleich für Studierende sowie Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler zu sorgen. Das Paket, das die Große Koalition vorgelegt
hat, erweist sich bei näherer Betrachtung als Etikettenschwindel. Der
Bundestag sollte auf einer Überarbeitung bestehen", sagte Andreas Keller,
stellvertretender GEW-Vorsitzender und Vorstandsmitglied für Hochschule und
Forschung, am Mittwoch in Frankfurt am Main.

"Zwar macht es der Entwurf eines Wissenschafts- und
Studierendenunterstützungsgesetzes möglich, Zeitverträge mit
wissenschaftlichen Angestellten wegen der Corona-Pandemie zu verlängern. Ob
das aber tatsächlich geschieht oder Promovierende mit einer halbfertigen
Doktorarbeit auf die Straße gesetzt sowie Forscherinnen und Forscher ihr
Projekt abbrechen müssen, liegt im Ermessen der Hochschulleitungen. Wir
brauchen daher einen Rechtsanspruch auf Verlängerung befristeter
Arbeitsverträge um mindestens sechs Monate. Das Gleiche muss für
studentische Hilfskräfte und vom Bund finanzierte Promotionsstipendien
gelten", unterstrich Keller.

Auch die Änderung des BAföG, die das Gesetz vorsieht, greife viel zu kurz,
kritisierte Keller. "Es ist schön und gut, wenn Anreize für Jobs in
Bereichen gesetzt werden, die systemrelevant sind oder der
Pandemiebekämpfung dienen, indem entsprechende Einkünfte nicht auf die
Ausbildungsförderung angerechnet werden. Aber das reicht längst nicht.
Darüber hinaus muss der BAföG-Anspruch pauschal um mindestens ein Semester
verlängert und die Ausbildungsförderung in der Corona-Krise auf einen
Vollzuschuss umgestellt werden", betonte der GEW-Hochschulexperte.

Als "Armutszeugnis" bezeichnete Keller das Konzept der Bundesregierung, in
Not geratene Studierende mit einem Bankkredit zu unterstützen. "Sieben von
acht Studierenden gehen beim BAföG leer aus und müssen sich mit Jobs über
Wasser halten, die in der Corona-Krise reihenweise wegbrechen. Diesen
Studierenden muss jetzt mit einer unbürokratischen Soforthilfe unter die
Arme gegriffen werden, die als Zuschuss auszuzahlen ist. Stattdessen bietet
die Bundesregierung ein Darlehen der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW)
an, das nicht zinslos ist: Die Studierenden müssen lediglich in der
Startphase bis März 2021 keine Zinsen zahlen. Ab April 2021 werden Zinsen
in Höhe von derzeit 4,3 Prozent fällig - obwohl sich die KfW das Geld
zinslos bei der Europäischen Zentralbank borgen kann. Mit Zins und
Zinseszins kommt bei einer monatlichen Tilgungsrate von 80 Euro ein
Schuldenberg von mehr als 2.000 Euro zusammen. Diese ?Überbrückungshilfe?
ist ein Etikettenschwindel und muss in eine wirksame Soforthilfe für
Studierende umgewandelt werden", mahnte der GEW-Vize.


Info: Der Deutsche Bundestag debattiert und entscheidet morgen
voraussichtlich ab 9.50 Uhr in zweiter und dritter Lesung über den von
Union und SPD vorgelegten Entwurf eines Wissenschafts- und
Studierendenunterstützungsgesetzes sowie eine Reihe von
Oppositionsanträgen: 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2020/kw19-de-studierendenunterstuetzungsgesetz-692662

Für die GEW hat Andreas Keller gegenüber dem Bundestagsausschuss für
Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung eine schriftliche
Stellungnahme abgegeben: 

https://www.gew.de/aktuelles/detailseite/neuigkeiten/gew-bekraeftigt-forderung-nach-ueberarbeitung/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Mai 2020

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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HOCHSCHULE/2341: Hochschulranking 2020 - Studierende loben breiten Blickwinkel in Wirtschafts-Kombifächern (idw)

CHE Centrum für Hochschulentwicklung - 05.05.2020

CHE Hochschulranking 2020 - Studierende loben breiten Blickwinkel und
hohen Praxisbezug in Wirtschafts-Kombifächern



DIE ZEIT veröffentlicht im ZEIT Studienführer 2020/21 sowie auf
ZEIT CAMPUS ONLINE die neuesten Ergebnisse des Hochschulrankings vom Centrum
für Hochschulentwicklung (CHE). In diesem Jahr wurden die Fächer BWL, VWL,
Wirtschaftswissenschaften, Wirtschaftsinformatik,
Wirtschaftsingenieurwesen, Wirtschaftsrecht, Soziale Arbeit, Jura und
erstmals Wirtschaftspsychologie untersucht.

Neben den Klassikern BWL und VWL hat die Verknüpfung mit anderen
Disziplinen zur Etablierung neuer Studienfächer geführt, in denen
Wirtschaft mit Recht, Psychologie, Informatik oder Ingenieurwesen
kombiniert wird. Diese Fächer zeichnen sich neben der großen inhaltlichen
Spannbreite an vielen Hochschulen durch einen hohen Praxisbezug aus.
Insbesondere an den Hochschulen für Angewandte Wissenschaften (HAW)
besteht vielfach ein sehr guter Kontakt zur Berufspraxis. Viele
Studierende sind sehr zufrieden mit der allgemeinen Studiensituation und
loben das Lehrangebot. Das zeigen die heute veröffentlichten Ergebnisse
des CHE Hochschulrankings 2020/21.

Das CHE Hochschulranking erhebt Informationen und Fakten zu Studium, Lehre
und Forschung an mehr als 300 untersuchten Universitäten und
Fachhochschulen und befragt rund 120.000 Studierende, wie die
Bedingungen an ihrer Hochschule aus ihrer Sicht sind. Frank Ziegele,
Geschäftsführer des CHE Centrum für Hochschulentwicklung: "Die aktuell
Studierenden bekommen damit eine Stimme und die Studieninteressierten
bekommen wichtige Auskünfte aus allererster Hand, was sie an den
jeweiligen Hochschulen wirklich erwartet".

Der ZEIT Studienführer veröffentlicht auf 292 Seiten Auszüge aus dem
Ranking und beantwortet die wichtigsten Fragen rund um den Einstieg ins
Studium, hilft bei der Entscheidung für das richtige Studienfach und den
passenden Studienort und gibt Tipps zu Studienbewerbung und -finanzierung.

Martin Spiewak, Chefredakteur des ZEIT Studienführers: "Nach dem
Schulabschluss haben Abiturienten schier grenzenlose Möglichkeiten. Diese
Fülle von Optionen kann sie verunsichern oder überfordern und die Angst
schüren, einen falschen Weg einzuschlagen. Mit unserem Studienführer
wollen wir jungen Leuten eine Orientierung bieten und ihnen diese Angst
nehmen."

Das vollständige CHE Hochschulranking ist ab sofort auch auf ZEIT CAMPUS
ONLINE unter www.zeit.de/che-ranking abrufbar. Die Nutzer können mit
zahlreichen interaktiven Suchmöglichkeiten das Ranking, angepasst an ihre
individuellen Studienbedürfnisse, nutzen, um die passende Hochschule zu
finden.

Weitere Informationen unter:

http://www.zeit.de/che-ranking

- Zum Online-Ranking

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution409

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

CHE Centrum für Hochschulentwicklung, 05.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASYL/1479: ver.di unterstützt Forderung nach Evakuierung der Lager auf den griechischen Inseln (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
6. Mai 2020

Schutz von Flüchtlingen in der Pandemie - ver.di unterstützt
Forderung nach Evakuierung der Lager auf den griechischen Inseln



Berlin - Anlässlich der Verteilung der minderjährigen Geflüchteten von den
griechischen Inseln auf die Länder und Kommunen in der
Bundesrepublik, fordert die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di) die Bundesregierung auf, nicht unter ihren Möglichkeiten zu
bleiben: "Die Aufnahme der 47 geflüchteten Kinder und Jugendlichen
war richtig und wichtig. Aber sie ist nur ein Tropfen auf den heißen
Stein und kann ganz klar nur ein Anfang sein", sagte der
ver.di-Vorsitzende Frank Werneke in Berlin. Es sei ermutigend, dass
zahlreiche Kommunen in der Bundesrepublik Kapazitäten und
Aufnahmebereitschaft signalisiert haben. "Die Bundesregierung muss
nun rasch dazu beitragen, dass diese Bereitschaft auch in die Tat
umgesetzt werden kann", so Werneke.

Ausdrücklich begrüßte der Gewerkschaftsvorsitzende die Haltung des
Stadtstaates Berlin, der sich aktuell dafür ausspricht, weit mehr als
die ihnen diese Woche zugewiesenen acht Kinder aufnehmen zu wollen.
"Nicht nur Berlin, auch Deutschland kann mehr und muss mehr
Geflüchtete aufnehmen, aus Solidarität gegenüber den südlichen
Mitgliedsstaaten aber aktuell auch aus Gründen des
Gesundheitsschutzes", so der Gewerkschaftsvorsitzende. Tausende
Geflüchtete seien in Griechenland auf engstem Raum unter miserablen
hygienischen Bedingungen zusammengepfercht. "Das ist unmenschlich und
in Pandemiezeiten völlig unverantwortlich. Bei einem Corona-Ausbruch
dort drohen lebensbedrohliche Ausmaße, die mit aller Solidarität
verhindert werden müssen", so Werneke.

In den Flüchtlingslagern auf den griechischen Inseln leben derzeit
ca. 40.000 Menschen in Lagern, die in keiner Weise für solche
Größenordnungen ausgelegt sind - so hat beispielsweise das Lager
Moria auf Lesbos eine Kapazität von weniger als 3.000 Personen, ist
aber mit 20.000 Menschen belegt. Die Flüchtlinge dürfen die Inseln
nicht verlassen. Die sanitären Anlagen in den Lagern sind
unzureichend, es mangelt an Toiletten, Duschen, Waschgelegenheiten,
Wasser und Seife. Desinfektionsmittel und Schutzmasken fehlen
größtenteils ganz. Ausreichend Abstand zu halten, ist nahezu
unmöglich.

"Die Zustände so zu belassen und die Menschen dort festzuhalten, ist
nicht nur aus humanitären Gründen keine Lösung, sondern würde auch
unkontrollierbare Situationen provozieren", so Werneke weiter. "Die
überfüllten Lager müssen schnellstmöglich evakuiert, die Geflüchteten
dezentral verteilt und so untergebracht werden, dass die Bedingungen
menschenwürdig sind und Maßnahmen gegen die Pandemie gut umgesetzt
werden können."

In der Coronakrise stehe richtigerweise der Schutz der Bevölkerung
vor dem Virus im Zentrum europäischen Regierungshandelns. Allerdings
dürfe dies nicht zum Rückfall in nationale Egoismen und insbesondere
nicht dazu führen, dass die Schwächsten allein gelassen würden.
Europa müsse jetzt zeigen, "dass es gemeinsam menschlich und
unbürokratisch handeln kann."

Die Bundesrepublik hatte vor mehr als zwei Wochen 47 unbegleitete
minderjährige Flüchtlinge aufgenommen, die diese Woche nach einer
zweiwöchigen Quarantäne auf mehrere Bundesländer und Kommunen
verteilt werden. Der Aufnahme war ein wochenlanges Gezerre zwischen
den EU-Mitgliedsstaaten vorangegangen.

 * 

Quelle:
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MELDUNG/172: Telefonschaltkonferenz der Kanzlerin mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder, 6.5.2020 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 6. Mai 2020

Telefonschaltkonferenz der Bundeskanzlerin mit den Regierungschefinnen
und Regierungschefs der Länder am 06. Mai 2020

Maßnahmen zur Eindämmung der COVID19-Epidemie



Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und Regierungschefs der
Länder fassen folgenden Beschluss:

Die exponentielle Anstieg der Infektionszahlen Anfang März in Deutschland
hat deutlich gemacht, was für ein hohes Ansteckungspotenzial das
SARS-Cov2-Virus hat.

Trotzdem ist es Deutschland in der Folge gelungen, durch einschneidende
Beschränkungen die Zahl der täglichen Neuinfektionen wieder deutlich zu
reduzieren.

Auch nachdem seit dem 20. April schrittweise erste Öffnungsmaßnahmen
durchgeführt wurden, ist die Zahl der Neuinfektionen niedrig geblieben.
Stand heute ist keine erneut einsetzende Infektionsdynamik erkennbar. Dies
ist insbesondere darauf zurückzuführen, dass die Bürgerinnen und Bürger mit
einem Höchstmaß an Eigenverantwortung das Kontaktverbot sowie die Hygiene-
und Abstandsregeln eingehalten haben.

Deshalb gehen Bund und Länder heute einen erheblichen weiteren
Öffnungsschritt, insbesondere um die Bildungschancen von jungen Menschen zu
wahren, um den wirtschaftlichen Schaden, den das Eindämmen des Virus
verursacht, weiter zu begrenzen und die freiheitseinschränkenden Maßnahmen
für die Bürgerinnen und Bürger auf das unbedingt Notwendige zu begrenzen.

Damit haben Bund und Länder den Pfad zur schrittweisen Öffnung gemeinsam
definiert. Wenn angesichts auch dieses zweiten großen Öffnungsschritts die
Neuinfiziertenzahlen weiter niedrig bleiben, sollen die Länder in eigener
Verantwortung vor dem Hintergrund landesspezifischer Besonderheiten und des
jeweiligen Infektionsgeschehens die verbliebenen Schritte auf der Grundlage
von Hygiene- und Abstandskonzepten der jeweiligen Fachministerkonferenzen
gehen.

Mit jedem zusätzlichen Grad der Öffnung wird es umso wichtiger, dass
Abstands- und Hygieneregeln weiter konsequent eingehalten werden, weil
durch die zunehmende Zahl an Kontakten die Gefahr des Entstehens neuer
Infektionsketten steigt. Diese müssen schnell erkannt und unterbrochen
werden. Dazu leistet der öffentliche Gesundheitsdienst einen zentralen
Beitrag, für den Bund und Länder allen Mitarbeitern in den
Gesundheitsdiensten und den vielen Helfern in der Kontaktnachverfolgung
herzlich danken.

Neben der Kontaktnachverfolgung durch den öffentlichen Gesundheitsdienst
kommt im Falle des Entstehens einer regionalen hohen Infektionsdynamik der
rechtzeitigen Einführung örtlicher Beschränkungen eine große Rolle zu, um
ein Übergreifen der Infektionsdynamik auf ganz Deutschland und damit die
Wiedereinführung deutschlandweiter Beschränkungen zu verhindern.

Vor diesem Hintergrund vereinbaren die Bundeskanzlerin und die
Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder:

1. Die gemeinsamen Beschlüsse sowie die begleitenden ChefBK/CdS-Beschlüsse
sowie die Entscheidungen des Corona-Kabinetts bleiben gültig, soweit im
Folgenden nicht abweichende Festlegungen getroffen werden.

2. Die wichtigste Maßnahme gerade angesichts der Öffnungen bleibt noch für
lange Zeit, Abstand zu halten. Deshalb bleibt es weiter entscheidend, dass
Bürgerinnen und Bürger in der Öffentlichkeit einen Mindestabstand von 1,5
Metern einhalten.

Diese Maßnahme wird ergänzt durch eine Maskenpflicht in bestimmten
öffentlichen Bereichen. Die Kontaktbeschränkungen sollen grundsätzlich bis
zum 5. Juni weiter gelten. Angesichts der niedrigen Infektionszahlen soll
der Aufenthalt im öffentlichen Raum jedoch nicht nur alleine, mit den
Angehörigen des eigenen Hausstandes oder einer weiteren Person sondern auch
mit den Personen eines weiteren Hausstandes gestattet werden. Bereits
getroffene Entscheidungen bleiben unberührt.

3. Gerade wenn weitreichende Öffnungen erfolgt sind, steigt die Gefahr
einer dynamischen Entwicklung. Diese ist bereits zu Beginn der Pandemie
häufig von lokalen Ereignissen befördert und dann weiterverbreitet worden.
Deshalb bauen Bund und Länder weiter schnell abrufbare
Unterstützungsmaßnahmen für besonders betroffene Gebiete auf und stimmen
sich dabei zwischen den Krisenstäben von Bund und Ländern weiter eng ab.

Ab einer gewissen Relevanz muss auf eine regionale Dynamik mit hohen
Neuinfektionszahlen und schnellem Anstieg der Infektionsrate sofort vor Ort
mit Beschränkungen reagiert werden.

Deshalb werden die Länder sicherstellen, dass in Landkreisen oder
kreisfreien Städten mit kumulativ mehr als 50 Neuinfektionen pro 100.000
Einwohnern innerhalb der letzten 7 Tage sofort ein konsequentes
Beschränkungskonzept unter Einbeziehung der zuständigen Landesbehörden
umgesetzt wird.

Die Landesgesundheitsbehörden informieren darüber das Robert-Koch-Institut.
Bei einem lokalisierten und klar eingrenzbaren Infektionsgeschehen, zum
Beispiel in einer Einrichtung, kann dieses Beschränkungskonzept nur diese
Einrichtung umfassen. Bei einem verteilten regionalen Ausbruchsgeschehen
und unklaren Infektionsketten müssen allgemeine Beschränkungen regional
wieder konsequent eingeführt werden.

Diese Maßnahmen müssen aufrechterhalten werden, bis dieser
Wert mindestens 7 Tage unterschritten wird. Darüber hinaus sind auch
Beschränkungen nicht erforderlicher Mobilität in die besonders betroffenen
Gebiete hinein und aus ihnen heraus spätestens dann geboten, wenn die Zahl
weiter steigt und es keine Gewissheit gibt, dass die Infektionsketten
bereits umfassend unterbrochen werden konnten.

4. Zur Unterstützung der schnellen und möglichst vollständigen
Nachverfolgung von Kontakten ist der Einsatz von digitalem "contact
tracing" eine wichtige Maßnahme. Der Bund hat für die Entwicklung der
entsprechenden App inzwischen entschieden, einen dezentralen Ansatz zu
verfolgen und den Einsatz dieser App durch die Bürgerinnen und Bürger nach
dem Prinzip der "doppelten Freiwilligkeit" zu ermöglichen. Das bedeutet,
dass die europäischen und deutschen Datenschutzregeln strikt eingehalten
werden und lediglich epidemiologisch relevante Kontakte der letzten drei
Wochen anonymisiert ausschließlich auf dem Handy des Benutzers ohne die
Erfassung des Bewegungsprofils gespeichert werden. Darüber hinaus soll
nicht nur der Einsatz der App auf Freiwilligkeit basieren, sondern auch
eine mögliche Datenweitergabe an das RKI zur Optimierung der App und für
die epidemiologische Forschung soll nur freiwillig erfolgen. Gibt ein
Bürger diese Daten nicht frei, hat das keinen negativen Einfluss auf seine
Nutzungsmöglichkeiten der App.

Die App wird transparent "open source" bereitgestellt. Sobald eine breit
einsetzbare Anwendungssoftware (App) vorliegt, wird es darauf ankommen,
dass breite Teile der Bevölkerung diese Möglichkeit nutzen, um zügig zu
erfahren, wenn sie Kontakt zu einer infizierten Person hatten, damit sie
schnell darauf reagieren können. Bund und Länder werden dazu aufrufen.

5. Die Schulen sollen schrittweise eine Beschulung aller Schüler unter
Durchführung entsprechender Hygienemaßnahmen bzw. Einhaltung von
Abstandsregeln ermöglichen. Diese betreffen sowohl den Unterricht, als auch
das Pausengeschehen und die Schülerbeförderung.

Die Wiederaufnahme des Unterrichts in Form von teilweisem Präsenzunterricht
für Schülerinnen und Schüler hat begonnen und soll in weiteren Schritten
gemäß dem Beschluss der Kultusministerkonferenz in der Zuständigkeit der
Länder fortgesetzt werden. Ziel ist, dass in Abhängigkeit vom
Infektionsgeschehen bis zu den Sommerferien jede Schülerin und jeder
Schüler einmal die Schule besuchen kann. Parallel dazu sollen digitale
Unterrichtskonzepte und -angebote weiterentwickelt werden.

6. Gemäß des Beschlusses der Jugendministerkonferenz vom 27.4.2020 wird die
Kinderbetreuung durch eine flexible und stufenweise Erweiterung der
Notbetreuung spätestens ab dem 11. Mai in allen Bundesländern eingeführt.
Dabei wird sichergestellt, dass bis zu den Sommerferien jedes Kind am
Übergang zur Schule vor dem Ende seiner Kita-Zeit noch einmal die Kita
besuchen kann. Die Einzelheiten regeln die Länder.

7. Für Krankenhäuser, Pflegeheime, Senioren- und Behinderteneinrichtungen
haben Bund und Länder bereits vereinbart, dass nach den jeweiligen lokalen
Gegebenheiten und in den jeweiligen Institutionen besondere Schutzmaßnahmen
unter Hinzuziehung von externem Sachverstand ergriffen werden. Dabei wurde
betont, dass auch zu berücksichtigen ist, dass entsprechende Regularien
nicht zu einer vollständigen sozialen Isolation der Betroffenen führen
dürfen. Vor diesem Hintergrund der niedrigen Infektionszahlen wird nunmehr
beschlossen, dass in alle Konzepte bzw. die erlassenen Allgemeinverfügungen
zu den Kontaktbeschränkungen bezüglich dieser Einrichtungen eine Regelung
aufgenommen werden soll, die jedem Patienten/Bewohner einer solchen
Einrichtung die Möglichkeit des wiederkehrenden Besuchs durch eine
definierte Person ermöglicht wird, sofern es aktuell kein aktives
SARS-Cov-2-Infektionsgeschehen in der Einrichtung gibt.

8. Auch in der Pandemie wollen wir in Industrie und Mittelstand sicheres
Arbeiten möglichst umfassend ermöglichen. Die Arbeitgeber haben eine
besondere Verantwortung für ihre Mitarbeiter, um sie vor Infektionen zu
schützen.

Infektionsketten, die im Betrieb entstehen, sind schnell zu identifizieren.
Deshalb haben Bund und Länder bereits beschlossen, dass jedes Unternehmen
in Deutschland auch auf Grundlage einer angepassten Gefährdungsbeurteilung
sowie betrieblichen Pandemieplanung ein Hygienekonzept umsetzen muss. Dies
bleibt aktuell. Wir leben weiter in der Pandemie, deshalb müssen nicht
erforderliche Kontakte in der Belegschaft und mit Kunden vermieden werden,
allgemeine Hygienemaßnahmen umgesetzt und die Infektionsrisiken bei
erforderlichen Kontakten durch besondere Hygiene- und Schutzmaßnahmen
minimiert werden.

Die Unternehmen sind weiterhin aufgefordert, wo immer dies umsetzbar ist,
Heimarbeit zu ermöglichen. Die für den Arbeitsschutz zuständigen Behörden
sowie die Unfallversicherungsträger beraten die Unternehmen dabei und
führen Kontrollen durch. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat
dazu mit den Sozialpartnern, Ländern und DGUV ein Konzept mit den
wesentlichen Regeln vorgelegt.

9. Alle Geschäfte können unter Auflagen zur Hygiene, zur Steuerung des
Zutritts und zur Vermeidung von Warteschlangen wieder öffnen. Dabei ist
wichtig, dass eine maximale Personenzahl (Kunden und Personal) bezogen auf
die Verkaufsfläche vorgegeben wird, die einerseits der Reduzierung der
Ansteckungsgefahr in den Geschäften durch Sicherstellung von Abständen
dient, aber auch darauf abzielt, den Publikumsverkehr im öffentlichen Raum
und im ÖPNV insgesamt zu begrenzen.

10. Der Sport- und Trainingsbetrieb im Breiten- und Freizeitsport unter
freiem Himmel wird unter den Bedingungen, die im Beschluss der
Sportministerinnen und Sportminister der Länder zum stufenweisen
Wiedereinstieg in den Trainings- und Wettkampfbetrieb vorgesehen sind,
wieder erlaubt.

11. Die Sonderstellung von Berufssportlerinnen und Berufssportlern
erfordert - auch rechtlich - eine gesonderte Beurteilung. Die
Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und -chefs der Länder halten
die Fortsetzung des Spielbetriebes in der 1. und 2. Fußballbundesliga für
die dort startberechtigten 36 Vereine auf deren Kosten ab der zweiten
Maihälfte für vertretbar. Die DFL legt die konkreten Spieldaten fest. Dabei
sind die Ausführungen von BMAS, BMG und BMI zum erarbeiteten Schutzkonzept
der DFL sowie die Maßgaben des Beschlusses der Sportministerinnen und
Sportminister der Länder von 28.4.2020 zu berücksichtigen. Dem Beginn des
Spielbetriebs muss, wie in dem geprüften Konzept vorgesehen, eine
Quarantänemaßnahme, gegebenenfalls in Form eines Trainingslagers,
vorweggehen. Im Falle eventuell notwendiger Testungen für den Spielbetrieb
ist sicherzustellen, dass aus dem Gesundheitswesen angemeldete Testbedarfe
jederzeit mit Priorität behandelt werden. Der DFB wird gebeten, für die
anderen Ligen tragfähige Zukunftskonzepte zu entwickeln.

12. Die Länder werden in eigener Verantwortung vor dem Hintergrund des
jeweiligen Infektionsgeschehens und landesspezifischer Besonderheiten über
die schrittweise Öffnung der Gastronomie und des Beherbergungsgewerbes für
touristische Nutzung (insbes. Hotels, Pensionen und Ferienwohnungen) mit
Auflagen auf der Grundlage von gemeinsamen Hygiene- und Abstandskonzepten
der Wirtschaftsministerkonferenz entscheiden.

13. Die Länder werden in eigener Verantwortung vor dem
Hintergrund des jeweiligen Infektionsgeschehens und landesspezifischer
Besonderheiten über die schrittweise Öffnung der Theater, Opern,
Konzerthäuser und Kinos mit Auflagen auf der Grundlage von gemeinsamen
Hygiene- und Abstandskonzepten der Kulturministerkonferenz entscheiden.

14. Die Länder werden in eigener Verantwortung vor dem Hintergrund des
jeweiligen Infektionsgeschehens und landesspezifischer Besonderheiten über
die schrittweise Öffnung der folgenden verbliebenen Bereiche mit Auflagen
auf der Grundlage von gemeinsamen Hygiene- und Abstandskonzepten der
jeweiligen Fachministerkonferenzen entscheiden:


	Vorlesungsbetrieb an Hochschulen

	Übergang der Kinderbetreuung in den eingeschränkten Regelbetrieb gemäß Beschluss der Jugend- und Familienministerkonferenz

	Volkshochschulen, Musikschulen und sonstige öffentliche und private Bildungseinrichtungen im außerschulischen Bereich

	Bars, Clubs und Diskotheken

	Messen

	Fahrschulen

	Dienstleistungsbetriebe im Bereich der Körperpflege wie Kosmetikstudios, Massagepraxen, Tattoo-Studios und ähnliche Betriebe

	Sportbetrieb in allen öffentlichen und privaten Indoor-Sportanlagen, Schwimm- und Spaßbädern

	Fitnessstudios und ähnliche Einrichtungen

	Betrieb von sonstigen Sport- und Freizeiteinrichtungen sowie die Wiederaufnahme von Wettkampf- und Leistungssport

	Kleinere öffentliche oder private Veranstaltungen oder Feiern sowie Veranstaltungen ohne Festcharakter

	Freizeitparks und Anbieter von Freizeitaktivitäten (drinnen und draußen)

	Spielhallen, Spielbanken, Wettannahmestellen und ähnliche Einrichtungen

	Prostitutionsstätten, Bordelle und ähnliche Einrichtungen



15. Wie Bund und Länder bereits beschlossen haben, sind Großveranstaltungen
wie z.B. Volksfeste, größere Sportveranstaltungen mit Zuschauern, größere
Konzerte, Festivals, Dorf-, Stadt-, Straßen-, Wein-, Schützenfeste oder
Kirmes-Veranstaltungen derzeit untersagt. Wegen der immer noch gegebenen
Unsicherheit des Infektionsgeschehens ist davon auszugehen, dass dies auch
mindestens bis zum 31. August so bleiben wird.

 * 
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HEGEMONIE/1834: Coronapandemie - reiche Länder, arme Länder ... (SB)



Das vorherrschende Credo scheint zu sein: Unsolidarisches Verhalten lohnt
sich, am Ende gewinnen die Stärkeren! Entsprechend bleiben die Schwächsten und
Benachteiligten und insbesondere Menschen in ärmeren Ländern auf der Strecke.
Das können und wollen wir nicht akzeptieren.
 
Brief an Merkel - Globale Solidarität in der Pandemie [1] 

Seit sich die öffentliche Debatte fast nur noch um die Modalitäten
der Rückkehr zum Normalzustand zu drehen scheint, ist vom Stand der
Epidemie in den Ländern des Globalen Südens weniger denn je zu
vernehmen. Es reicht gerade dazu, die Entwicklungen in Westeuropa und
Nordamerika in den Blick zu nehmen, und das nicht selten unter der
Prämisse eines Nationenvergleichs um das effizienteste
Krisenmanagement. Die Bundesrepublik steht bei der Zahl der
Infizierten und Todesfälle vergleichsweise gut da, was die
schwerwiegenden Versäumnisse zu Beginn der Pandemie um so leichter
vergessen macht. Es wird der Eindruck erweckt, man habe das
Schlimmste hinter sich, nun könne es nur noch aufwärtsgehen, höchste
Zeit also, den Motor der Exportnation Deutschland wieder anzuwerfen.

So leichtfertig dies angesichts der großen Zahl nichtinfizierter
BundesbürgerInnen erscheint, so systematisch arbeiten Staat und
Kapital daran, die Bevölkerung einer Art Abhärtungskur zu
unterziehen, um den Standortvorteil einer möglicherweise auch
verlustreich erwirtschafteten Handlungsfähigkeit erfolgreich ins
Spiel internationaler Marktkonkurrenz bringen zu können. "Resilienz
für Deutschland" könnte der Obertitel dieser Fitneßkur lauten, in
der die sozialdarwinistischen Maßgaben der neoliberalen
Arbeitsgesellschaft zur Staatsräson auswachsen. Da würden der Blick
auf den globalen Stand der Pandemie und die Erinnerung daran, daß sie
sich immer noch in einem Stadium des steilen Ansteigens weltweit
gemeldeter Infektionen befindet, nur stören.

Weitgehend untergegangen zumindest im deutschsprachigen Raum ist denn
auch ein Alarmsignal des International Rescue Committees (IRC) [2],
einer 1933 auf Anregung von Albert Einstein gegründeten
Hilfsorganisation für Flüchtlinge und Kriegsopfer. Sie warnt vor den
Auswirkungen der Pandemie auf Staaten, die nur über ein rudimentäres
Gesundheitswesen verfügen und deren Bevölkerungen aufgrund mangelnder
Infrastruktur, großer Armut und kriegerischer Auseinandersetzungen
bereits vor dieser Krise unter Mangelzuständen aller Art zu leiden
hatten. Das IRC hat die Situation in 34 Staaten, in denen die
Organisation tätig ist, sowie in Flüchtlingslagern und Kriegsgebieten
untersucht. Die Ergebnisse wurden anhand der epidemiologischen
Modellierungen des Imperial College London und der World Health
Organisation ausgewertet. Insgesamt befürchtet die Organisation, daß
in diesen 34 Staaten zwischen 500 Millionen und einer Milliarde
Menschen mit dem Coronavirus angesteckt werden könnten, was zwischen
1,7 und 3,2 Millionen Tote zur Folge haben könnte.

Ein wichtiger Parameter für das Zustandekommen dieses Ergebnisses ist
die große Enge, die in Flüchtlingslagern, aber auch den Slums und
Favelas der Megacities des Globalen Südens herrscht. So wurde die
Situation an Bord des Kreuzfahrtschiffes Diamond Princess, wo die
Ansteckung mit COVID-19 zu Beginn der Pandemie viermal so schnell
erfolgte wie im chinesischen Wuhan, mit Camps in Bangla Desch, Syrien und
Griechenland verglichen, wo eine bis zu 8,5mal so große Enge herrscht
wie auf der Diamond Princess. Social Distancing sei unter diesen
Umständen fast unmöglich, zudem sind die hygienischen Bedingungen in
den Lagern sehr viel schlechter als auf dem Kreuzfahrtschiff, so daß
eine hohe Ausbreitungsgeschwindigkeit von COVID-19 befürchtet wird.
Für die Kriegsgebiete in Afghanistan, Syrien, Jemen und Südsudan wird
eine ähnliche Entwicklung vermutet. Insgesamt tragen die massive
medizinische Unterversorgung und die hohe Zahl mangelernährter wie
vorerkrankter Menschen dazu bei, daß den untersuchten Ländern trotz
ihrer meist sehr jungen Bevölkerung eine erhebliche epidemische Krise
bevorstehen könnte.

Um das Erreichen der prognostizierten Zahl von Ansteckungen und
Todesfällen zu verhindern, gebe es noch ein kleines Zeitfenster, in
dem die reichen Staaten mit massiver Finanzhilfe und der Lieferung
von Schutzbekleidung, Testkits und medizinischer Technik aller Art
das Schlimmste verhindern könnten, so das IRC. Was in China gelang,
indem zum Beispiel zu Beginn der Pandemie 50.000 ÄrztInnen und
PflegerInnen ins Krisengebiet Wuhan geschickt wurden, erscheint
angesichts der Überforderung, zu der die Pandemie auch in vielen
Industriestaaten geführt hat, kaum möglich. Was die finanzielle Hilfe
betrifft, so hat diese schon früher kaum dazu ausgereicht, auch nur
Nothilfe in Hungerregionen zu leisten. Das soll nicht heißen, daß es
nicht möglich wäre, entschiedene Hilfe zu leisten, wie auch in dem
von zahlreichen Hilfsorganisationen und Einzelpersonen
unterzeichneten offenen Brief an Angela Merkel unter dem Titel
"Globale Solidarität in der Pandemie" gefordert wird. Angesichts des
nun ausgebrochenen Wettlaufes um vorteilhafte Startpositionen für die
erwartete Postpandemiezeit stehen die Chancen dafür allerdings
schlecht.

So bildet die Coronapandemie nichts anderes ab als die extreme
Ungleichheit, die die Verhältnisse im kapitalistischen Weltsystem
auch zuvor bestimmt hat. Das neokolonialistische Nord-Süd-Verhältnis
bleibt intakt und wird zum Preis von noch mehr Leid und Tod
aufrechterhalten, bildet es doch die Grundlage einer
Reichtumsproduktion, die ohne die Ausbeutung natürlicher,
mineralischer und humaner Ressourcen im Globalen Süden nicht auf
vertraute Weise funktionierte. Während auf hohem Niveau über
materielle Einschränkungen wie den Verzicht auf Flugreisen und
Massenevents geklagt wird, während sozialökologisch destruktive
Unternehmen im Mobilitätssektor und Rüstungsbereich mit Milliarden
subventioniert werden, während überbordender Konsum von Tierprotein
und Modeartikeln als unverzichtbar deklariert wird, gesellt sich im
Globalen Süden zum endemischen Mangel an unverzichtbaren
Lebensmitteln die epidemische Ausbreitung des Coronavirus. Dessen
zoonotische Herkunft wiederum ist auch durch expansive
Landnutzungspraktiken und die Verdrängung von Naturreservaten durch
agroindustriell bewirtschaftete Monokulturen bedingt, woran in
Nordamerika und Westeuropa angesiedelte Konzerne maßgeblich beteiligt
sind.

Die globale Arbeitsteilung, mit der das von Nord nach Süd steil
abfallende Produktivitätsgefälle bewirtschaftet wird, wäre ohne den
Interkontinentalverkehr, der für die schnelle Ausbreitung der
Pandemie in alle Welt gesorgt hat, und die nicht minder
verbrauchsintensiven Containerfrachter nicht praktikabel. Der
Bewegungsfreiheit mittelloser Menschen jedoch werden Grenzen auch
dann aufgezeigt, wenn ihnen die existenzielle Not an den Hacken
klebt. Sollte die Pandemie in den Flüchtlingslagern um sich greifen,
dann ist dafür ein territoriales Abschottungsregime verantwortlich,
das das umgekehrte Äquivalent der wie selbstverständlich in Anspruch
genommenen Reise- und Handelsfreiheit der Industriestaaten des
Nordens darstellt. Diese Weltordnung war immer schon inakzeptabel und
wird es durch die Pandemie um so mehr.

Antikolonialismus war niemals irrelevant, doch heute wird der Kampf
gegen die moderne Kolonialherrschaft und ihre imperialistische
Durchsetzung für das Gros der Menschen im Globalen Süden wieder zur
Existenzfrage. Es ist Zeit für einen Neubeginn, der nichts Geringeres
als die Überwindung der herrschenden kapitalistischen
Produktionsweise und Eigentumsordnung zum Ziel hat. An die Stelle der
Irrationalität massenhafter Vernichtung des Lebens könnte die Ratio
revolutionärer Realpolitik treten, das wäre eine sicherlich
utopische, aber wünschenswerte Lektion, die aus der Eskalation sich
gegenseitig befeuernder Krisen zu ziehen wäre.


Fußnoten:

[1] https://www.medico.de/globale-solidaritaet-in-der-pandemie-17727/

[2] https://www.rescue.org/press-release/irc-world-risks-1-billion-cases-and-32-million-deaths-covid-19-across-fragile
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RAUB/1240: Bangladesch - textilversklavt und getrieben ... (SB)



Alles hat hier noch geschlossen. Warum müssen wir arbeiten? Ohne
Schutz, mit Hunderten anderen Arbeitern in einem Raum? Wer trägt die
Verantwortung für uns? Sind wir etwa keine Menschen oder hat unser
Leben einfach keinen Wert?

Textilarbeiterin in Bangladesch [1]

Im Zuge der Corona-Pandemie wird die Ausbeutung entlang der globalen
Lieferketten massiv verschärft. So haben die deutschen Anbieter
billiger Kleidung nicht nur die Abnahme zunächst vollständig
eingestellt, sondern sogar in Auftrag gegebene oder bereits
produzierte Ware nicht mehr abgenommen, ohne dafür wenigstens eine
Entschädigung zu leisten. Das erhöhte in Ländern wie Bangladesch den
Druck auf die Produzenten, die noch mehr Beschäftigte als ohnehin
schon ohne weitere Bezahlung nach Hause schickten. Als dann die
Geschäfte in Deutschland wieder geöffnet wurden und der Verkauf
anlief, verlangten die Kleidungsketten sofortigen Nachschub. Daraufhin
wurden die Näherinnen in Bangladesch gezwungen, ungeachtet der akuten
Infektionsgefahr sofort und ohne ausreichende Schutzmaßnahmen an die
Arbeit auf engstem Raum zurückzukehren, da sie im Falle einer
Weigerung ihre einzige Einkommensquelle verloren hätten.

Die Bundesrepublik ist ein reiches Land - zumindest aus Perspektive
jener Minderheit, die von den herrschenden Verhältnissen reichhaltig
profitiert. Wachsende Teile der vom sozialen Abstieg bedrohten
Mehrheitsgesellschaft werden diese Aussage eher mit einem Fragezeichen
versehen, während in Armut lebende Menschen wohl nur von einem bösen
Witz zu ihren Lasten sprechen können. Die deutsche Vorherrschaft in
Europa gründet insbesondere auf dem durch die Agendapolitik
erzwungenen größten Niedriglohnsektor des Kontinents, verbunden mit
einer Mangelversorgung und Drangsalierung der für überflüssig
Erklärten und Ausgegrenzten. Was die Ausstattung mit dem
Lebensnotwendigen betrifft, können sich viele Menschen nur billige
Erzeugnisse wie etwa Kleidung von den großen Textilketten leisten,
während fair gehandelte oder Bioprodukte aufgrund der höheren Preise
für sie kein Thema sind. Das sollte jedoch nicht zu dem Trugschluß
verleiten, daß kostspieligere Textilien in aller Regel unter besseren
Arbeitsbedingungen hergestellt worden sind.

Das gemessen an den hierzulande erzielten Profiten niedrige Lohnniveau
erfordert die Bereitstellung von relativ erschwinglichen Konsumgütern,
was über internationale Lieferketten zu Lasten schwächerer
Volkswirtschaften und deren Bevölkerungen gewährleistet wird. So
werden beispielsweise billige Kleidungsstücke in Bangladesch gegen
geringfügigste Bezahlung und unter extremen Bedingungen zumeist von
Frauen produziert, die damit oftmals ihre gesamte Familie ernähren
müssen. Da ihr Hungerlohn keinerlei Rücklagen ermöglicht, stehen sie
im Falle einer Unterbrechung dieser Arbeitsmöglichkeit oder gar
Entlassung vor dem Nichts, was ihre Abhängigkeit vertieft. Das weit
höhere Niveau der Lebenshaltung in Deutschland verdankt sich in
beträchtlichem Maße extremer Ausbeutung in Ländern wie Bangladesch,
Myanmar, Kambodscha, Pakistan oder China, um nur von der Textilbranche
zu sprechen.

Große Textilketten, die seit Jahrzehnten von dieser Ausbeutung
profitieren, mußten angesichts der zur Eindämmung der Corona-Infektion
verhängten Maßnahmen ihren Verkauf vorübergehend einstellen. Als der
Einzelhandel einbrach, kauften die Ketten nicht mehr in gewohnter
Menge neue Waren, da sie kalkulierten, sie hinterher womöglich nicht
mehr loszuwerden. Sie stellten jedoch nicht nur Neubestellungen ein,
sondern lehnten es überdies zunächst sogar ab, bereits in Auftrag
gegebene oder schon produzierte Waren zu bezahlen. Auf diese Weise
lasteten sie entlang der Lieferkette auf deren schwächere und
schwächste Glieder um.

In Bangladesch waren fast alle Textilfabriken aufgrund der
Ausgangssperre, aber auch, weil die westlichen Länder ihre Aufträge
storniert hatten, einen Monat lang geschlossen. Da Kleidungsstücke 80
Prozent des gesamten Exports ausmachen, ist dieser Sektor von
zentraler Bedeutung für die Wirtschaft des Landes. Die Regierung hatte
die Textilunternehmer angewiesen, die Löhne der Arbeiterinnen trotz
der Ausgangssperre weiterzubezahlen. Aber das hätten die
Fabrikbesitzer nicht leisten können, erklärte die Präsidentin des
Verbands der Textilhersteller und Exporteure. Drei Milliarden
US-Dollar habe die Branche in diesen Wochen verloren, weil Aufträge
aus dem Westen storniert oder zeitweise aufgehoben wurden. Auch
Mohamad Hatem vom Verband der Strickwaren-Produzenten unterstreicht,
daß der komplette Export gestoppt war. Die westlichen Modefirmen
hätten einfach ihre Aufträge storniert. Von daher sei es sehr
schwierig, die Löhne rechtzeitig auszuzahlen: "Wir müssen doch jetzt
selbst schauen, wie wir überleben können."

Das führte dazu, daß von den rund vier Millionen Menschen, die in
Bangladesch direkt für die Textilindustrie arbeiten, die Hälfte
entlassen oder beurlaubt wurde. Da die Beschäftigten angesichts der
sehr niedrigen Löhne über keinerlei Ersparnisse verfügen und in der
Regel weder durch eine Arbeitslosenversicherung noch Lohnfortzahlung
oder Abfindung unterstützt werden, sind Armut und Hunger für die ganze
Familie die unmittelbare Folge. Herrschten im Textilsektor seit
Jahrzehnten ausbeuterische Bedingungen, so wurden die Menschen nun um
so mehr ins absolute Elend gestoßen. Armin Paasch, Referent für
Wirtschaft und Menschenrechte beim Hilfswerk Misereor, das diese
ausbeuterischen Bedingungen seit langem offenlegt und kritisiert,
bezeichnet es insbesondere als skandalös, daß die Konzerne selbst die
Zahlungen für solche Textilien verweigerten, die bereits produziert
waren oder sich in Produktion befanden, und damit das Elend in
Bangladesch und anderen Ländern verschärften: "Sie haben auch ihre
menschenrechtliche Verantwortung gegenüber den Beschäftigten
vernachlässigt." So seien die Verluste auf die schwächsten Glieder der
Lieferkette abgewälzt worden.

Das gilt vor allen anderen für Primark und C&A, welche die Liste der
höchsten Auftragsstornierungen anführten. Beide Unternehmen seien zwar
inzwischen zurückgerudert und hätten beteuert, daß sie nun doch ein
Großteil der Waren abnehmen wollen. Man müsse aber sagen, daß die
Einsicht relativ spät komme, kritisiert Paasch. Wie sich auch in
diesem aktuellen Beispiel zeigt, reagieren die Textilketten allenfalls
auf Druck, um einen Imageschaden und dessen mögliche Folgen in Gestalt
geringerer Absätze abzuwenden. Zudem bleibt natürlich offen, ob sie
ihre Zusagen tatsächlich einhalten und in welchem Umfang dies
geschieht.

Am 24. April 2013 starben beim Einsturz der Textilfabrik Rana Plaza in
Bangladesch mehr als 1.130 Menschen. Diese weltweit wahrgenommene
Katastrophe lenkte den Blick der Öffentlichkeit auch in den westlichen
Ländern auf die extremen Ausbeutungsverhältnisse in den Lieferketten.
Ein Jahr später stieß Entwicklungshilfeminister Gerd Müller das
Textilbündnis an, das jedoch von seiner Konzeption her zahnlos
angelegt war. Die Unternehmen sollten freiwillig an Reformen vor Ort
mitwirken, was aber allen Beteuerungen zum Trotz nur in geringem
Umfang geschah. Das Lieferkettengesetz sollte die Unternehmen stärker
in die Verantwortung nehmen, doch erfüllen weniger als ein Fünftel der
deutschen Unternehmen mit über 500 Mitarbeitern ihre
menschenrechtliche Sorgfalt gemäß den Menschenrechtsstandards der
Vereinten Nationen. In anderen westlichen Ländern verhält es sich
ebenso. Eine Universität aus den USA hat bei den Modelabels, die in
Bangladesch ihre Kleidungsstücke produzieren lassen, nachgehakt: 98
Prozent von ihnen haben es abgelehnt, sich finanziell zu beteiligen,
um die ausstehenden Löhne der Arbeiterinnen mitzufinanzieren.

Die Bundesregierung hat im Koalitionsvertrag festgeschrieben, daß ein
nationales Gesetz auf den Weg gebracht wird, sofern die Unternehmen
nicht freiwillig ihre menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten erfüllen.
Zudem will sich Berlin auch auf EU-Ebene für eine gesetzliche Regelung
einsetzen. Es wurde dazu ein Monitoring durchgeführt, dessen Ergebnis
im Februar die gravierenden Mängel offenlegte. Daraufhin kündigten
Entwicklungsminister Müller und Arbeitsminister Heil Mitte März
Eckpunkte für ein Lieferkettengesetz an, das deutsche Unternehmen zur
menschenrechtlichen Sorgfalt verpflichten soll. Allerdings wurde die
Vorstellung dieser Eckpunkte dann kurzfristig abgesagt, weil Kanzlerin
Merkel die Minister stark unter Druck gesetzt hatte. Offiziell wurde
das aber mit der Corona-Krise begründet, die andere Aufgaben zu diesem
Zeitpunkt als dringlicher erscheinen ließ.

Müller und Heil beteuern, daß das Vorhaben keineswegs aufgehoben,
sondern lediglich aufgeschoben sei. Mitte des Jahres werden nach einer
zweiten Erhebung die Endergebnisse des Monitorings erwartet, worauf
die Bundesregierung eigentlich darangehen müßte, die entsprechenden
Vereinbarungen des Koalitionsvertrag zu erfüllen. Indessen üben Merkel
und Wirtschaftsminister Altmaier weiter massiven Druck dagegen aus,
wobei auch der Wirtschaftsrat der CDU den Treiber abgibt, in Zeiten
der Corona-Krise alles einzustampfen, was eine rasche Erholung der
deutschen Wirtschaft gefährden könnte. Die Hardliner des neoliberalen
Flügels wollen den de facto verhängten Ausnahmezustand nutzen, um
Klimaschutzmaßnahmen und Menschenrechtsauflagen aufzuschieben, wenn
nicht gar zu entsorgen. Angeschoben werden sie wiederum von
einflußreichen Wirtschaftsverbänden wie BDA, BDI und anderen, die das
geplante Lieferkettengesetz als wirtschaftsfeindlich brandmarken und
zu verhindern trachten. [2]

Eine andere Fraktion von etwa 50 Unternehmen hat sich hingegen
öffentlich zu einem Lieferkettengesetz bekannt, wenngleich keineswegs
aus menschenfreundlichen Gründen. Wenn sie sich gegen unfairen
Wettbewerb aussprechen und Rechtssicherheit einfordern, meinen sie
damit, daß sie nicht am Ende die Dummen sein wollen, weil sie
Standards einhalten, andere aber nicht. Es handelt sich also in erster
Linie um eine Kontroverse zwischen verschiedenen Akteuren der Branche,
die je nach ihrer Aufstellung im Geschäft und Interessenlage eher auf
ein vorgeblich sauberes Image setzen oder aber jede Verantwortung von
sich weisen. Zudem ist das Kernargument, man sei gerne zur Mitwirkung
bereit, sofern auch alle andere mitmachen, nicht nur auf diesem Feld
eine sattsam bekannte Ausflucht, wo es gilt, Einsicht vorzutäuschen,
aber nicht etwa als gutes Beispiel voranzugehen, um die anderen
mitzuziehen, sondern unter vorgeblichem Bedauern abzuwarten und der
Konkurrenz die Schuld am Mißlingen des Vorhabens zuzuschieben.

Unterdessen sind insbesondere in der Hauptstadt Dhaka die Näherinnen
trotz der Ausgangssperre zu Tausenden auf die Straße gegangen, um ihre
Gehälter einzufordern, ohne die das Überleben ihrer Familien akut
gefährdet ist. Da nun die Einschränkungen in den westlichen Ländern
Zug um Zug wieder gelockert werden und Kleidung verkauft wird,
praktiziert Bangladesch eine Kehrtwende, die abermals zu vollen Lasten
der Näherinnen geht. Trotz weiter bestehender Ausgangssperre wurden
rund 1000 Textilfabriken im Land wieder geöffnet, um Modeartikel für
die USA und Europa liefern zu können. Mediziner und Arbeitsrechtler
warnen ebenso eindringlich wie vergeblich vor einer explosionsartigen
Ausbreitung des Virus, da die Menschen dichtgedrängt nebeneinander
arbeiten.

Hunderttausende Arbeiterinnen und Arbeiter in Dhaka sind an ihren
Arbeitsplatz in der Textilindustrie zurückgekehrt, wobei die
ergriffenen Sicherheitsmaßnahmen unzulänglich sein dürften. Wachleute
an den Fabriktoren messen bei den Beschäftigten Fieber, spritzen Beine
und Füße mit einer flüssigen Lauge ab und besprühen die Hände mit
Desinfektionsspray. Drinnen sitzen die Näherinnen mit Mundschutz an
ihren Maschinen und enthalten sich gegenüber Außenstehenden wie etwa
Nachrichtenagenturen aller kritischen Einwände, da sie andernfalls
fürchten müssen, ihren Job zu verlieren. Offiziell werden die
Richtlinien für die Gesundheit und die Sicherheit der Angestellten
eingehalten, doch was sich tatsächlich in den Fabriken abspielt, steht
auf einem ganz anderen Blatt. Nur nach der Schicht und außerhalb der
Fabriken können es die Näherinnen wagen, wie eingangs zitiert ihre
Sorgen und Ängste zum Ausdruck zu bringen.

Auf welch extremen Ausbeutungsverhältnissen Lieferketten in der
globalisierten Weltwirtschaft beruhen, zeigt sich nicht nur bei der
Textilproduktion. In Assam und Darjeeling blieb die Frühlingsernte des
sogenannten first flush nahezu ungepflückt stehen, die Verluste werden
auf 110 Millionen Kilogramm Tee geschätzt. Wie eine Studie der
Rosa-Luxemburg-Stiftung im letzten Jahr offenlegte, bekommen die
Teepflückerinnen in Darjeeling 1,4 bis 2,8 Prozent des
Verkaufspreises, der in Deutschland erzielt wird. Mit 177 Rupien
beträgt dort der Mindestlohn nicht einmal zwei Euro am Tag. [3]

Der Übergang zur modernen Sklavenarbeit ist fließend, die heute viele
Gesichter hat. Ob in der Textilwirtschaft, auf Kaffee- oder
Teeplantagen, auf Schrimpskuttern, im Bau und Bergbau, in der
Fleischverarbeitung und an zahlreichen weiteren Orten - Sklaverei und
Ausbeutung in den Lieferketten für die Produktion von Waren für die
Industrieländer sind eine wesentliche Komponente westlicher
Vorherrschaft. Wie viele Menschen heute in irgendeiner Form moderner
Sklaverei leben, ist nicht exakt bekannt. Als Richtwert einer
konservativen Schätzung gelten rund 40 Millionen, wobei weitere
Millionen Menschen in Konfliktgebieten, auf Flüchtlingsrouten oder
insbesondere in den Golfstaaten für eine Datensammlung unzugänglich
sind. Von den geschätzten 40,3 Millionen befinden sich 24,9 Millionen
in Zwangsarbeit, das heißt sie arbeiten gegen ihren Willen und unter
Gewaltandrohung, Einschüchterung oder Nötigung, und 15,4 Millionen
befinden sich in Zwangsehen. Etwa 10 Millionen aller Sklaven weltweit
machen Kinder aus. Schätzungsweise 152 Millionen Kinder im Alter
zwischen 5 und 17 Jahren sind Opfer von Kinderarbeit und fast die
Hälfte arbeitet unter gefährlichen Bedingungen, heißt es in einem
Bericht des Global Slavery Index. [4]

Wie Politik und Wirtschaft in Deutschland damit umgehen, wenn solche
Ausbeutungsverhältnisse öffentlich wahrgenommen und kritisch
diskutiert werden, demonstriert das Lieferkettengesetz. Zuerst wird
Einsicht beteuert und freiwillige Besserung gelobt, um zu kaschieren,
daß so gut wie gar nichts passiert. Da Freiwilligkeit noch nie
funktioniert hat, sieht sich Regierungspolitik in manchen nicht unter
den Tisch zu kehrenden Fällen veranlaßt, Handlungspflicht anzudrohen.
Nun setzt es heftigen Gegenwind aus Wirtschaftskreisen, die mit aller
Macht und unter Einbindung der ihr zugewandten politischen Kreise
versuchen, eine gesetzliche Festschreibung weitgehend zu verwässern
oder ganz zu verhindern. Sollte es dennoch zu Auflagen kommen, werden
auch sie entlang der Lieferketten umgelastet. Der deutsche Konzern
schreibt seinen Lieferanten verbindlich vor, bestimmte Vorgaben
einzuhalten, und ist damit aus dem Schneider. Die Lieferanten geben
den Druck an die Fabrikbesitzer weiter, die offiziell mitziehen, um im
Geschäft zu bleiben, doch aus demselben Grund nichts davon umsetzen,
da sie ihre Profite zu realisieren trachten. Leidtragende sind und
bleiben die Näherinnen in den Fabriken, woran auch sporadische
Kontrollen der westlichen Konzerne nichts ändern, die angeblich vor
Ort nach dem Rechten sehen und dabei Potemkinsche Dörfer akzeptieren.

Theoretisch könnte die Kaufentscheidung der hiesigen Konsumentinnen
Einfluß nehmen, doch waren die fiktiven Marktgesetze noch nie ein
guter Ratgeber, wenn es galt, den herrschenden Verhältnissen etwas
entgegenzusetzen. Bei bestimmten Anbietern nicht mehr zu kaufen bleibt
letztlich folgenlos, wenn die billigen Klamotten aus Bangladesch eben
bei einem anderen Label erworben werden, das irrtümlich für sauberer
erachtet wird. Eine Kampagne, bestimmte Modeketten zu boykottieren,
wäre dennoch ein Anfang, sofern weitere Schritte folgen, die immer
weniger der eigenen Befindlichkeit geschuldet sind, doch um so
entschiedener den Strukturen der Ausbeutungsverhältnisse auf den Grund
gehen, um sie zu verändern. Die Corona-Krise muß nicht zwangsläufig
eine opportune Gelegenheit bleiben, die Eigentumsordnung fester zu
zurren und die Kontrollgewalt massiv zu verschärfen.


Fußnoten:

[1] www.deutschlandfunk.de/bangladesch-oeffnet-textilfabriken-trotz-coronavirus-hat.1766.de.html

[2] www.deutschlandfunk.de/unternehmen-in-der-coronakrise-menschenrechtler-verhalten.694.de.html

[3] www.heise.de/tp/features/Hindu-Nationalisten-versuchen-auch-die-Deutsche-Welle-zu-instrumentalisieren-4713357.html

[4] www.heise.de/tp/features/Moderne-Sklaverei-4713216.html
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STELLUNGNAHME/083: Zur nuklearen Teilhabe und zur geplanten Anschaffung neuer Trägerflugzeuge für den Atomwaffeneinsatz (IALANA)

IALANA

Juristen und Juristinnen gegen atomare, biologische und chemische
Waffen

Für gewaltfreie Friedensgestaltung

Deutsche Sektion der International Association Of Lawyers Against Nuclear
Arms

Pressemitteilung vom 6. Mai 2020

Erklärung zur nuklearen Teilhabe und zur geplanten Anschaffung neuer
Trägerflugzeuge für den Atomwaffeneinsatz



Obwohl alle Nicht-Atomwaffenstaaten in Art. II Nichtverbreitungsvertrag
(NPT) und Deutschland zusätzlich in Art. 3 des sog. 
Zwei-Plus-Vier-Vertrages vom 12.9.1990 völkerrechtlich verbindlich auf jede unmittelbare
und mittelbare Verfügungsgewalt über Atomwaffen verzichtet haben, wird
innerhalb der NATO weiterhin die nukleare Teilhabe praktiziert. Zur
nuklearen Teilhabe gehört insbesondere,

(1) dass Deutschland, die Niederlande, Belgien, Italien und die Türkei nach
wie vor in der Nuklearen Planungsgruppe der NATO mitwirken,

(2) dass in geheim gehaltenen Bunkern in Deutschland, den Niederlanden,
Belgiens, Italiens und der Türkei nach wie vor eine unbekannte Anzahl
Atomwaffen mit einer vielfachen Zerstörungskraft der in Hiroshima und
Nagasaki eingesetzten Nuklearwaffen gelagert wird, die im Spannungs- oder
Kriegsfall von den US-Streitkräften auch den Streitkräften dieser 
Nicht-Atomwaffenstaaten und damit auch den Einsatzkräften der Bundeswehr für den
Abwurf auf feindliche Ziele entgegen den Regelungen in Art. II des NPT zur
Verfügung gestellt werden sollen und

(3) dass die Bundeswehr - ebenso wie die Streitkräfte der anderen 
NATO-Nicht-Atomwaffenstaaten - nach wie vor Atomwaffenträger bereithält, und
zwar die Tornado-Flugzeuge des in Büchel in der Eifel stationierten
Jagdbombergeschwaders 33 (Teil der 2. Luftwaffendivision), mit denen sie
regelmäßig Atomwaffeneinsätze übt.

Alle NATO-Staaten nehmen nach wie vor den sog. "Kriegsvorbehalt" in
Anspruch. Danach soll der Nichtverbreitungsvertrag dann nicht mehr gelten,
wenn "eine Entscheidung, Krieg zu führen, getroffen wird" ("in welchem
Zeitpunkt der Vertrag nicht mehr maßgebend wäre"). Wenn dieser öffentlich
verschwiegene Kriegsvorbehalt völkerrechtlich wirksam wäre, würde er den
Nichtverbreitungsvertrag und das in ihm enthaltene Verbot der Weitergabe
von Atomwaffen an Nicht-Atomwaffenstaaten im Spannungs- und Kriegsfall
praktisch gegenstandslos machen.

Belege für das völkerrechtlich wirksame Zustandekommen eines förmlichen
Vorbehalts zu Art. II des NPT sind der Öffentlichkeit bislang nicht
vorgelegt worden. Es bestehen gewichtige völkerrechtliche Einwände gegen
seine Wirksamkeit, und zwar sowohl hinsichtlich des Verfahrens (fehlende
nachgewiesene Kenntnisgabe an die NPT-Vertragspartner gem. Art. 23 des
Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge WÜRV) als auch in
materieller Hinsicht (Vereinbarkeit i.S.v. Art. 19 WÜRV mit Ziel und Zweck
des NPT).

Gegenwärtig wird öffentlich der Kauf von Flugzeugen für die Bundeswehr
diskutiert, welche die veralteten Tornado-Kampfflugzeuge ersetzen sollen.
Mit diesen sollen im Einsatzfall Bundeswehrsoldaten nach einer erfolgten
Freigabe des US-Präsidenten die in Büchel gelagerten US-amerikanischen
Atomwaffen zu den Zielorten befördern und dort abwerfen. Damit wird für
Deutschland zumindest eine mittelbare, im Kriegsfalle sogar eine
unmittelbare Verfügungsgewalt über diese Atomwaffen in Anspruch genommen.
Dabei haben sich alle Nicht-Atomwaffenstaaten in Art. II NPT (BGBl. 1974
II, S. 786) und Deutschland zudem in Art. 3 des 2+4-Vertrages (BGBl. 1990
II, 1318) völkerrechtlich verbindlich verpflichtet, "die Verfügungsgewalt"
über Atomwaffen "von niemandem unmittelbar oder mittelbar anzunehmen".

Irreführend wird von Politikern behauptet, die nukleare Teilhabe sei "ein
wichtiger Baustein unserer Sicherheitsstruktur" (Henning Otte,
verteidigungspolitischer Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion), die
letzte Entscheidung über den Einsatz amerikanischer Atomwaffen von
deutschen Boden aus liege "immer beim Bundeskanzler" (Karl-Heinz Brunner,
der sozialdemokratische Vorsitzende des Unterausschusses Abrüstung des
Deutschen Bundestags).

Tatsache ist, dass über den Einsatz der Atomwaffen im Rahmen der 
NATO-Kriegsführung zunächst die Repräsentanten der Mitgliedsländer im NATO-Rat
im Konsens zu beschließen haben. Über die Freigabe der Sicherungscodes für
den Einsatz und den Einsatz selbst entscheidet allein der US-Präsident. Es
erscheint wenig wahrscheinlich, dass eine deutsche Bundeskanzlerin oder ein
Bundeskanzler im Falle eines bewaffneten Konflikts nach einer solchen
Konsens-Entscheidung im NATO-Rat unter deutscher Beteiligung anschließend
den Befehl an die Luftwaffe der Bundeswehr erteilen wird, sich nicht an dem
Einsatz der von dem US-Präsidenten freigegebenen Atomwaffen zu beteiligen.

Die Behauptung, die nukleare Teilhabe sei ein wichtiger Baustein der
deutschen Sicherheitsstruktur und sei lediglich der "Bündnistreue"
geschuldet, widerspricht jeglicher menschlichen Einsicht.

Alle Konzepte und Strategien der nuklearen Abschreckung gehen davon aus,
der potentielle Gegner könne von einem Angriff wirksam dadurch abgeschreckt
werden, dass man ihm für diesen Fall einen vernichtenden Gegenschlag
androht, der für ihn zu unannehmbaren Folgen und Schäden, wenn nicht zur
vollständigen Vernichtung in einem nuklearen Inferno führen werde. Deshalb
müsse die eigene Fähigkeit und Bereitschaft zu einer solchen Reaktion
glaubwürdig demonstriert werden.

Notwendiger Bestandteil für ein "Funktionieren" dieser 
Abschreckungs-"Logik" ist dabei jedoch, dass man es mit einem rational kalkulierenden
Gegner zu tun hat, der auf der Basis hinreichender und ihm auch zur
Verfügung stehender Informationen ausschließlich rationale Entscheidungen
trifft.

Das Abschreckungskonzept kann mithin schon nach seiner eigenen "Logik"
nicht funktionieren, wenn es um die Abschreckung eines "irrationalen"
Gegners geht. Das kann etwa dann der Fall sein, wenn dieser für "rationale"
Argumente nicht oder nur schwer zugänglich ist, also wenn er - aus welchen
Gründen auch immer - zur Benutzung rationaler Abwägungskalküle nicht
imstande oder nicht willens ist. Historische Beispiele für solche
"abschreckungsresistenten" Gegner waren jedenfalls im 20. Jahrhundert, dem
"Zeitalter der Extreme" nicht gerade selten; man stelle sich vor, sie
hätten über Atomwaffen verfügt. Die aktuelle Weltpolitik zeigt ähnliche
Gefahren. In der aktuellen schweren Weltwirtschaftskrise können lokale
bewaffnete Konflikte schnell zu einem militärischen Schlagabtausch zwischen
Großmächten eskalieren.

Aber auch dann, wenn man es mit einem prinzipiell "rationalen Gegner" zu
tun hat, ist die Funktionsfähigkeit auch der nuklearen Abschreckung davon
abhängig, dass diesem Gegner nach den konkreten Umständen hinreichende
zeitliche und informatorische Kapazitäten zur Verfügung stehen, um
kritische Entscheidungssituationen in dem erforderlichen Maß abschätzen und
beurteilen zu können sowie hieraus in der zur Verfügung stehenden kurzen
Zeit verantwortliche Folgerungen zu ziehen. Es ist äußerst fraglich und
ungewiss, dass dies - wenn es für das Überleben der Menschheit darauf
ankommt - der Fall sein wird.

Die Abschreckungs-"Logik" funktioniert auch dann nicht und stößt an
gefährliche Grenzen, wenn menschliche Fehleinschätzungen oder "technisches
Versagen" wirksam werden. Dies ist etwa der Fall, wenn sich elektronische
Fehlinformationen in Kommunikationssysteme einschleichen oder andere
Defekte dort wirksam werden, die es für die jeweils andere Seite angesichts
extrem kurzer Vorwarnzeiten sehr schwer oder gar unmöglich machen, sicher
zu diagnostizieren, ob in der konkreten Entscheidungssituation die z.B. aus
den Computersystemen verfügbaren Daten auf einen gegnerischen Angriff
schließen lassen oder nicht. In den vergangenen 70 Jahren gab es im Osten
und im Westen - gut dokumentiert - zumindest zwanzig äußerst kritische
Situationen, in denen die Welt am Rande eines nuklearen Infernos stand.
Allein aufgrund glücklicher Umstände entging die Welt dabei einer nuklearen
Katastrophe (Ex-US-Verteidigungsminster Robert McNamara: "We only lucked
out").

Das von den Fürsprechern der Atombewaffnung vorgebrachte Argument, dass
Deutschland mit dem Ausstieg aus der nuklearen Teilhabe das 
Mitsprache-Recht bei einem geplanten Atomwaffeneinsatz der NATO verliere, ist
unzutreffend, weil der Nuklearen Planungsgruppe der NATO außer den
Stationierungsländern auch die NATO-Mitgliedsstaaten Kanada und
Griechenland angehören, die aus der nuklearen Teilhabe ausgestiegen sind
und von deren Boden die USA ihre Atomwaffen abgezogen haben. Über einen
etwaigen Atomwaffeneinsatz der NATO hat im Übrigen ohnehin der NATO-Rat zu
entscheiden, dem alle Regierungen der Mitgliedsländer angehören.

Ein Ausstieg aus der nuklearen Teilhabe der NATO ist auch deshalb geboten,
weil die Regierung der NATO-Führungsmacht USA unter dem Präsidenten Trump
von dem Kurs der begrenzten nuklearen Abrüstung des Vorgänger-Präsidenten
Obama abgerückt ist und unverhohlen die Strategie verfolgt, dass ein
Atomkrieg führbar und gewinnbar sei. Alle nuklearen 
Rüstungsbegrenzungs-Abkommen haben die USA gekündigt bzw. nicht verlängert, ihre strategischen
Raketen werden nicht mehr in die NATO-Planung eingebracht, taktische
nukleare "Mini-Nukes" sind bereits auf US-Atom-Ubooten stationiert und
können ohne Absprache mit den NATO-Verbündeten eingesetzt werden. Wenn aus
der Sicht der Pentagon-Planer ein begrenzter Atomschlag in Europa möglich
ist, besteht die Gefahr, dass Deutschland an einem solchen
Völkerrechtsverbrechen mitwirken wird. Außerdem würde Deutschland das
Schlachtfeld eines Nuklearkrieges werden - eine Gefahr, die mit dem Ende
der Ost-West-Konfrontation des "Kalten Krieges" als beendet angesehen
worden war.

IALANA widerspricht daher entschieden dem von der Bundesregierung
erörterten Plan, für den Einsatz der in Büchel stationierten 
US-amerikanischen Atomwaffen neue Trägerflugzeuge anzuschaffen. Wir fordern,
dass Deutschland umgehend die nukleare Teilhabe beendet Ein erster Schritt
hierzu wäre es, den Übungsbetrieb des Jagdgeschwaders 33 in Büchel mit
sofortiger Wirkung einzustellen. Die Bundesregierung ist in ihren
Entscheidungen nicht frei, sondern gemäß Art. 20 Abs. 3 Grundgesetz an
Recht und Gesetz gebunden. Sie hat Entscheidungen zu unterlassen, die gegen
bindendes Völkerrecht und das deutsche Recht verstoßen. Dementsprechend hat
der Bundestag am 26. März 2010 fraktionsübergreifend mit breiter Mehrheit
den Beschluss gefasst, die Bundesregierung aufzufordern, "sich bei der
Ausarbeitung eines neuen strategischen Konzepts der NATO im Bündnis sowie
gegenüber den amerikanischen Verbündeten mit Nachdruck für den Abzug der 
US-Atomwaffen aus Deutschland einzusetzen." Ein Beschluss zur Modernisierung
der Trägersysteme in Büchel und zum Ankauf von US-amerikanischen F 18
Jagdbombern wäre mit diesem Beschluss und den Geboten des Grundgesetzes und
des internationalen Rechts unvereinbar.

 * 

Quelle:

IALANA-Hauptstadtbüro

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: info@ialana.de

Internet: http://www.ialana.de
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ARBEIT/3052: Einbruch am Stellenmarkt im ersten Quartal (idw)

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 05.05.2020

Einbruch am Stellenmarkt im ersten Quartal



Im ersten Quartal 2020 gab es bundesweit rund 1,08 Millionen offene
Stellen auf dem deutschen Arbeitsmarkt. Gegenüber dem Vorquartal sank die
Zahl der offenen Stellen um rund 330.000. Dies entspricht einem Rückgang
von nahezu einem Viertel. Verglichen mit dem Vorjahresquartal beträgt der
Rückgang rund 300.000. Das geht aus der IAB-Stellenerhebung hervor, einer
regelmäßigen Betriebsbefragung des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB).

"Die Betriebe wurden verteilt über die ersten drei Monate des Jahres 2020
befragt. Von den rund 9.000 befragten Betrieben haben wir rund 1.500 in
den letzten zwei Märzwochen kontaktiert. Da der wirtschaftliche Shutdown
erst in dieser Zeit begann, bilden die Zahlen in erster Linie die
abgeflaute Konjunktur vor der Corona-Krise ab. Die volle Wucht der
wirtschaftlichen Einschränkungen wird sich erst in den Zahlen für das
zweite Quartal zeigen", erklärt der IAB-Forscher Alexander Kubis.

Die stärksten Rückgänge waren im ersten Quartal 2020 im exportnahen
Verarbeitenden Gewerbe und im damit verbundenen Logistiksektor sowie in
den Unternehmensnahen Dienstleistungen zu verzeichnen. Zusammen wiesen
diese drei Bereiche im ersten Quartal rund ein Drittel weniger Stellen als
im Vorquartal und im Vorjahresquartal auf. "Eine weiterhin hohe
Personalnachfrage gab es im ersten Quartal dagegen im Gesundheits- und
Sozialwesen," so Kubis.

Das IAB untersucht mit der IAB-Stellenerhebung viermal jährlich das
gesamte Stellenangebot, also auch jene Stellen, die den Arbeitsagenturen
nicht gemeldet werden. Im ersten Quartal 2020 wurden Antworten von rund
9.000 Arbeitgebern aller Wirtschaftsbereiche ausgewertet.


Weitere Informationen unter:

http://www.iab.de/stellenerhebung/daten

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 05.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1967: Verbesserung für TUI Cruises-Crewmitglieder zugesagt (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
6. Mai 2020

Verbesserung für TUI Cruises-Crewmitglieder zugesagt



Berlin - In konstruktiven Gesprächen zwischen der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und der TUI-Geschäftsführung
konnten Vereinbarungen getroffen werden, durch die die kritische
Situation der TUI Cruises-Beschäftigten an Bord der Mein Schiff 3
(MS3) in weiten Teilen verbessert werden soll.

Dabei sicherte die Unternehmensführung für die aktiv arbeitenden
Crewmitglieder eine Zahlung aller Zulagen und Zuschläge über die
Grundheuer hinaus zu. Es werde zudem zeitnah ein offizielles
Schreiben an die Bordmitglieder versendet, welches über die aktuellen
Ergebnisse und alle umfassenden Anstrengungen des Managements zur
Heimbringung und Pandemiestrategie im laufenden Prozess informiert.
Ab sofort soll es außerdem für jeden Beschäftigten an Bord der 
Mein-Schiff-Flotte kostenfreien Zugang zum Internet geben,

Hintergrund des Gespräches war, dass am 1. Mai bekannt wurde, dass
die Mein Schiff 3, zu diesem Zeitpunkt in Cuxhaven liegend, einen
positiven COVID-19 Fall zu verzeichnen hatte. Inzwischen soll sich
die Anzahl der positiv getesteten Fälle erhöht haben. Insgesamt
befinden sich aktuell über 2.800 Beschäftige der Mein-Schiff-Flotte
auf dem Schiff. Diese Menschendichte an Bord lässt es kaum zu,
Distanz zu wahren, um eine weitere Ausbreitung von COVID-19 zu
vermeiden. Nach Beobachtungen von ver.di hatte sich die Lage mit
jedem weiteren Crewmitglied, das aus der Mein-Schiff-Flotte an Bord
der MS3 aufgenommen wurde, zugespitzt. Die Seeleute waren von anderen
Schiffen der Flotte an Bord der MS3 genommen worden, um sie hier zur
Heimbringung zu sammeln. Die Berichte von Crewmitgliedern über
mangelhafte interne Informationspolitik, Vorenthalten von
Lohnbestandteilen für aktiv arbeitende Crew-Mitglieder sowie
kostenpflichtige Internetnutzung an Bord häuften sich.

Eine weitere Herausforderung sei zudem die Heimbringung der
Crewmitglieder, da häufig das Einreisemanagement in die
Herkunftsländer vieler Seeleute wie Indien, den Philippinen, aber
auch der Ukraine nicht gesichert sei, betont Robert Hengster,
ver.di-Bundesfachgruppenleiter Maritime Wirtschaft. "Wir sehen
hierbei nicht nur die Arbeitgeberseite in der Verantwortung. Vielmehr
fordern wir politische Lösungen, die für alle Seeleute international
gleichermaßen gelten müssen." Hengster appellierte damit an das
Verantwortungsbewusstsein der politisch Zuständigen in den jeweiligen
Heimatländern. So sei auch die völlige Untätigkeit des Flaggenstaates
Malta, unter deren Flagge die TUI-Cruises-Flotte fahre, dramatisch.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 06.05.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INTERNATIONAL/386: Baltische Staaten stehen am Rande des Staatsbankrotts (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Baltische Staaten stehen am Rande des Staatsbankrotts

Von Lukas Ramonas, The Baltic Word, 5. Mai 2020



Die Coronavirus Pandemie breitet sich über die ganze Welt aus.
Und ihre Opfer sind nicht nur die Menschen, sondern auch die
Volkswirtschaften der Länder.

Soweit bekannt nimmt die Zahl der Patienten, die mit COVID-19
diagnostiziert werden, täglich um 100-130 Personen in den baltischen
Staaten zu. Zur gleichen Zeit hat der Internationale Währungsfonds
einen BIB-Rückgang in diesen Staaten vorhergesagt.

Laut der IWF Prognose wird in Lettland die größte Rezession erwartet.
Der Fonds sagt für Lettland ein BIP-Wachstum von 8,3% für 2021 voraus
(in 2020 lag es bei 8,6%). Übrigens wurde für Lettland vor der
Wirtschaftskrise ein Wachstum von 2,8% prognostiziert.

Litauen erwartet den zweithöchsten Abschwung unter den baltischen
Staaten. Dieser wird bei 8,1% in 2020 liegen und der IWF
prognostiziert eine Erhöhung von 8,2% in 2021. Vor der Krise wurde ein
Wachstum von 2,7% prognostiziert.

Die höchste Arbeitslosigkeit in den baltischen Staaten wird in Litauen
erwartet - diese wird auf 8,9% steigen (8% in Lettland).

In anderen Worten: die Situation in den baltischen Staaten ist kurz
vor einer wirtschaftlichen Katastrophe. Um dieser Situation zu
entfliehen hat sich Litauen auf den internationalen Märkten eine
Rekordsumme von zwei Milliarden Euro geliehen. Das Finanzministerium
erklärte, dass dieser Kredit als Teil der finanziellen Strategie des
Staates gelte. Diese Maßnahmen gelten jedoch als Beweis einer
aussichtslosen Situation.

Tatsache ist, dass sich die baltischen Staaten jetzt ausschließlich
auf die Europäische Union fokussieren. Das Geld, welches von der
Europäischen Union zur Rettung der baltischen Staaten vorgesehen
wurde, ist jedoch nicht genug. Zur gleichen Zeit scheitern neue
Vereinbarungen, die den am stärksten von der Krise betroffenen
EU-Mitgliedsstaaten helfen sollen, und verursachen schwerwiegende
Konflikte innerhalb der Gemeinschaft.

Vor diesem Hintergrund wird die einst von den Regierungen der
baltischen Länder gewählte falsche Strategie in Außen- und
Innenpolitik deutlich sichtbar. Durch die Zerstörung aller Bindungen
an Russland und den ständigen Zuspruch zur Verstärkung von
wirtschaftlichen Sanktionen haben sich Litauen und Lettland in eine
schwierige Situation gebracht.

Es ist kein Geheimnis, dass die baltischen Länder für die
Mitgliedschaft in der Europäischen Union "bezahlen" mussten, indem sie
ihre eigene Industrie und das Bankensystem zerstörten.

Nun denken die führenden Länder der Europäischen Union in Bezug auf
die wirtschaftliche Krise an sich selbst. Zur selben Zeit ist die
Möglichkeit der Ost-West Anbindung aufgrund der aggressiven
Anti-Russland Position der baltischen Behörden verloren gegangen.

Am Ende haben sich Behörden der baltischen Länder zu sehr auf die
Europäische Union verlassen. Die durch die Verbreitung des Coronavirus
ausgelöste globale wirtschaftliche Krise, hat jedoch gezeigt, dass in
Schwierigkeiten jeder auf sich selbst gestellt ist.

Leider ist es jetzt für Vilnius, Tallinn und Riga zu spät, um zu
realisieren, dass eine Interaktion sowohl mit dem Westen als auch mit
dem Osten besonders vorteilhaft wäre. Und nun stehen die baltischen
Länder am Rande des tatsächlichen Staatsbankrotts.


Beitrag von Lukas Ramonas, Übersetzung aus dem Englischen
wurde von Marietta Berkmann vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.

Originalartikel:

https://balticword.eu/baltic-countries-are-on-the-verge-of-state-bankruptcy/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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UNTERNEHMEN/2835: Talanx bleibt Klima-Schlusslicht unter großen deutschen Versicherern (urgewald)

urgewald - Pressemitteilung vom 6. Mai 2020

Talanx bleibt Klima-Schlusslicht unter großen deutschen Versicherern

- Trotz Einschränkungen will Talanx in Polen weiter Kohle versichern

- Die Beispiele Opole und Turow zeigen die Gefahren für das Klima 

- Schwache Richtlinie gilt auch für Konzerntochter Hannover Re



Berlin, Hannover - Kurz vor der heutigen Hauptversammlung des
Rückversicherers Hannover Re und der morgigen Hauptversammlung seines
Mutterkonzerns Talanx weisen urgewald und ihre polnische
Partnerorganisation "Development Yes - Open-Pit Mines No!" auf die
Klimagefahren in der Bilanz beider Konzerne hin.

Talanx und Hannover Re, beides Schwergewichte in ihren Branchen, haben vor
einem Jahr erstmals Einschränkungen ihrer Kohle-Geschäfte angekündigt.
Beide Richtlinien enthalten aber bis heute wesentliche Lücken. So kündigte
der Konzern Talanx an, er werde "ab sofort grundsätzlich keine Risiken bei
neu geplanten Kohlekraftwerken und -minen zeichnen", ließ aber Ausnahmen zu
für "Staaten, in denen der Anteil von Kohle im Energiemix besonders hoch
ist und in denen kein ausreichender Zugang zu alternativen Energien
besteht".[1]

Talanx stellte auf der Hauptversammlung 2019 fest, dass diese Ausnahmen
auch für das EU-Land Polen gelten, wo Talanx mit seiner Tochtergesellschaft
Warta Geschäfte mit der expandierenden Kohleindustrie betreibt. Zusammen
mit dem polnischen Unternehmen PZU ist Warta sogar der einzige Versicherer
in Polen, der neue Kohleprojekte nicht von Versicherungen ausschließt.

So ist Warta an der Versicherung der zwei neuen Kohleblöcke des Kraftwerks
Opole mit einer Gesamtkapazität von 1.800 Megawatt beteiligt, die
vergangenes Jahr ihren Betrieb aufnahmen. Schon vor der Erweiterung
erzeugte Opole 5,8 Millionen Tonnen CO2 pro Jahr. Auch an der Absicherung
der Kohlekraftwerke des polnischen Unternehmens Tauron ist Warta beteiligt.

Die polnischen Kohletagebaue haben ebenfalls verheerende Auswirkungen. Ein
Beispiel ist der Tagebau Turow im deutsch-tschechisch-polnischen
Grenzgebiet, der derzeit erweitert werden soll. Lokale Gemeinden wenden
sich klar gegen die Minen-Erweiterung mit all ihren Folgen wie
Enteignungen, Umwelt- und Gesundheitsschäden. Die Absicherung von Warta für
Turow lief Ende 2019 aus, die neue Talanx-Kohlerichtlinie schränkt solche
Geschäfte in Zukunft aber nicht ein - und das, obwohl Turow neben massiven
Klimaschäden auch für schwere Luftverschmutzung verantwortlich ist.[2]

Kuba Gogolewski, leitender Finanz-Campaigner bei Development Yes - Open-Pit
Mines No, sagt: "Angesichts der derzeitigen wirtschaftlichen Depression und
des Einbruchs der Stromnachfrage sind neue Kohleprojekte schlicht
Geldverschwendung. Talanx könnte mit einem Ausschluss ein entscheidendes
Zeichen für das Ende des Kohlezeitalters setzen."

Gogolewski ergänzt: "Jedes Jahr sterben in Polen über 40.000 Menschen
vorzeitig an den Folgen der Luftverschmutzung. Schlechte Luftqualität
verschlimmert die Folgen der Gesundheitsschäden durch Corona-Viren, ebenso
wie das CO2 der polnischen Bergwerke und Kraftwerke die Auswirkungen der
Klimakrise weltweit verschärft."

Regine Richter, urgewald-Energie-Campaignerin ergänzt: "Talanx hat sich
eine große Hintertür in seine Richtlinie eingebaut, damit seine Geschäfte
in Polen weiterlaufen können. Geschäft geht vor Klima- und
Gesundheitsschutz. Damit bleibt Talanx das Klima-Schlusslicht unter den
großen deutschen Versicherern. Der Konzern sollte seine Richtlinie schärfen
und keinerlei Ausnahmen zulassen. Das muss auch für seine Konzerntochter
Hannover Re, einer der größten Rückversicherer der Welt, gelten."



Hintergrundinformationen zu den Lücken in der Kohle-Richtlinie von Talanx:


https://t1p.de/b6ne

Anmerkungen:

[1] Talanx gibt an, das Unternehmen werde "in Einzelfällen und nach Prüfung
der technischen Standards eine limitierte Zahl von Ausnahmen beim
Versicherungsschutz zulassen", vgl.: 

https://www.talanx.com/newsroom/unternehmensmeldungen/2019/2019-04-18.aspx?sc_lang=de-de

[2] https://rozwojtak-odkrywkinie.pl/en/component/k2/item/download/78_fdd1f807183fb98345dfb6010a2d7912

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Mai 2020

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Telefon: 02583/1031, Fax: 02583/4220

Internet: www.urgewald.org
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UNTERNEHMEN/2834: Resiliente Produktion für die Zeit nach der Corona-Krise (idw)

Wissenschaftliche Gesellschaft für Produktionstechnik - 05.05.2020

Resiliente Produktion für die Zeit nach der Corona-Krise



Die WGP appelliert an Firmen, jetzt ihre Wertschöpfungsketten
leistungsfähiger zu gestalten. Denn selbst, wenn die Corona-Krise
überstanden ist, wird die nächste Krise kommen, sei es eine Klima- oder
eine Finanzkrise - da sind sich die Experten einig. Darauf aber können
sich produzierende Unternehmen mit dem Aufbau einer resilienten Produktion
jetzt schon vorbereiten, indem sie eine mehr leistungs- und weniger
kostenorientierte Produktionsplanung und -steuerung aufbauen.

Seit kurzem ist nicht mehr nur das Herunterfahren der Produktion Thema bei
Unternehmern, berichtet Dr. Tobias Heinen, Mitgründer und Geschäftsführer
von Grean GmbH, einer Ausgründung des Instituts für Fabrikanlagen und
Logistik der Leibniz-Universität Hannover (IFA). "Sie beschäftigt nun
schon die Frage, wie sie die Produktion wieder hochfahren können." Das
dürfte sehr viel schwieriger werden als das Herunterfahren. "Da die
meisten Firmen ihr Netzwerk möglichst kosteneffizient gestaltet und daher
kaum Bestände gelagert haben, reagieren die Wertschöpfungsketten extrem
auf Störungen", warnt Prof. Peter Nyhuis, Mitglied des WGP-Präsidiums und
Leiter des IFA Hannover. "Viele Produktionsschritte wurden zudem
ausgelagert, so dass Abhängigkeiten noch komplexer wurden. Produzierende
Firmen müssen deswegen jetzt ihre Wertschöpfungsketten überdenken und in
eine weniger kosten- und mehr leistungsorientierte Produktionsplanung und
-steuerung überführen."

Noch steckt die Industrie mitten in der Krise, doch die Rückkehr zur
Normalität steht bevor. Nach Gesprächen mit vielen Unternehmen glaubt
Heinen, dass die Mehrheit mit einem Hochlaufen in rund neun Monaten
rechnet. Dann aber sollte vieles nicht mehr so sein, wie es vor der
Corona-Krise war. Denn bislang hatte der Mittelstand ein recht stabiles
Umfeld, konkretisiert Nyhuis. Produktportfolio, Lieferanten- und
Kundenstruktur sind trotz Marktveränderungen im Wesentlichen erhalten
geblieben. Dieses Mal ist es anders. "Die Situation hat sich für
Unternehmen komplett verändert, Märkte und Kunden sind weggebrochen. Daher
müssen die Firmen nun dringend die Zeit nutzen, um ihre Produktion
resilienter gegenüber künftigen Krisen zu machen." Resilienz beschreibt
hier die Fähigkeit, trotz extremer externer Schocks wie der Corona-Krise
effizient zu bleiben. Das betrifft nicht nur die Nachfrage, sondern auch
die Versorgungsseite, wenn etwa Lieferketten zusammenbrechen.
Firmen sollten beispielsweise ihre Lagerbestände überprüfen, rät etwa
Heinen. "Bestände sind zwar gebundenes Geld, mit dem sich womöglich Kosten
reduzieren lassen." Es müsse jedoch Sorge getragen werden, die eigene
Lieferfähigkeit nicht zu gefährden. "Der Lagerbestand sollte ein
ausgewogenes Verhältnis zwischen logistischer Sinnhaftigkeit und
wirtschaftlicher Tragfähigkeit widerspiegeln."

Unternehmen kommen ins Gespräch

Noch seien die Lagerbestände für Bauteile bei vielen Unternehmen nicht
aufgebraucht, die Lieferketten nicht unterbrochen. "Es ist aber nur noch
eine Frage von Wochen, bis es soweit kommt", ist sich Heinen sicher. Das
Positive an der Krise: Unternehmer öffnen sich derzeit für
Diskussionsrunden untereinander. "Wir haben die Erfahrung gemacht, dass
Firmen ad-hoc dynamischer werden und beispielsweise in großer Offenheit
miteinander sprechen. Vor wenigen Wochen habe ich das noch nicht so
erlebt." Der Produktionsoptimierer moderiert Gesprächskreise von
Unternehmen und fasst die Ergebnisse in Blogs zusammen. So werden
beispielsweise Tipps zu aktuellen Problemen ausgetauscht. Ein Klassiker:
Wie schafft man es, trotz begrenzter Kapazitäten durch Kurzarbeit
logistische Zielgrößen wie eine hohe Termintreue oder eine kurze
Durchlaufzeit einzelner Aufträge stabil zu halten oder sogar zu
verbessern?

Der Austausch untereinander und das Lernen voneinander, etwa durch 
Best-Practice-Beispiele, ist wichtig in Krisenzeiten wie diesen, aber mit 
Reden allein ist es nicht getan. Produzierende Firmen müssen derzeit ihre
Lieferketten und Logistikstrukturen neu bewerten. "Es ist enorm wichtig,
eine Balance zu schaffen zwischen wirtschaftlicher und resilienter, also
sicherer Produktion", weiß Nyhuis, "doch vielen ist nicht bewusst, wie sie
die Risiken beurteilen können."

Die richtigen Fragen stellen

Um Wertschöpfungsketten auf ihre Resilienz hin neu zu bewerten, müssen
sich Unternehmen zunächst einmal selbst Fragen stellen wie: Was wollen wir
im eigenen Unternehmen herstellen, was geben wir bei Partnern in Auftrag?
Welche Bauteile sollten wir trotz höherer Bestandskosten auf Lager haben,
um im Krisenfall relativ schnell den Schalter umlegen zu können? Können
bestimmte Produktionsschritte wieder ins eigene Haus zurückgeholt werden?
Auch die Frage, ob sich Firmen vermehrt Lieferanten etwa im gemeinsamen
Rechtsraum der EU suchen sollten, ist für Heinen berechtigt. "Es kann
durchaus Komplikationen geben, wenn die Rechtskraft eingeschränkt ist und
Geschäfte im Zweifel auch noch mit unterschiedlichen Mentalitäten
angegangen werden." Nicht zuletzt kann auch eine örtliche Nähe von
Bedeutung sein, um den Lieferanten bei Bedarf kurzfristig aufzusuchen.
"Die Entscheidung, die Prozesse vor allem kostenorientiert zu
organisieren, muss zumindest in Teilen wieder rückgängig gemacht werden,
um künftig unbeschadet durch Krisen zu kommen."

Neue Strukturen in der Produktionsplanung abbilden

Die Umstellungen auf eine resilientere, nachhaltigere Produktion mit ihren
neuen Strukturen sollten zudem in der Produktionsplanung und -steuerung
(PPS) des Unternehmens abgebildet werden. "PPS kann ein wichtiger Hebel
sein, um sicherere Prozesse aufzubauen", weiß Nyhuis, "und entsprechende
Software gibt es zuhauf. Sie ist sehr leistungsfähig, allerdings ist sie
auch sehr komplex und es gab schon vor der Krise Unsicherheiten im Umgang
mit dieser Technik. Das hat sich mit der Corona-Krise noch verstärkt."
Diese Unsicherheiten hatte eine kürzlich veröffentlichte WGP-Studie
aufgedeckt, die gemeinsam mit dem Fraunhofer-Institut für Gießerei-,
Composite- und Verarbeitungstechnik (IGCV) aus Augsburg die aktuellen
Entwicklungen in der PPS bei Unternehmen unterschiedlicher Branchen
untersucht hat. "Es liegt sehr großes Potenzial in der PPS für die
Konkurrenz- und Zukunftsfähigkeit des Mittelstands. Daher ist es umso
wichtiger, sich im Zweifel auch externe Expertise einzuholen", betont
Nyhuis.

Zumal mit dem Ende der Corona-Krise sicher nicht alles überstanden ist. Es
gibt bereits Warnungen vor der nächsten Krise, sei es durch den
Klimawandel oder Unsicherheiten des Finanzsystems.
Die Produktionsplaner sind sich denn auch einig in der Beurteilung der
aktuellen Lage: "Wir gehen derzeit durch ein Tal der Tränen. Es ist eine
bittersüße Situation insofern als nun die Zeit ist, um Hausaufgaben
nachzuholen, die in der Boomphase liegengeblieben sind", meint etwa
Heinen. Und Nyhuis mahnt: "Eine nachhaltige Umstrukturierung und
Agilisierung ist das Gebot der Stunde."


PPS-Report 2019

http://tewiss-verlag.de/katalog/details/?isbn=978-3-95900-402-2

Weitere Informationen unter:

https://www.wgp.de/presse

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2161

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftliche Gesellschaft für Produktionstechnik, 05.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEITSRECHT/280: Arbeitsgericht kann Wahlvorstand für Betriebsratswahl einsetzen (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 4. Mai 2020

Rubrik: Beruf/Recht/Urteile

Arbeitsgericht kann Wahlvorstand für Betriebsratswahl einsetzen



Kiel/Berlin (DAV). Gelingt es auf einer Betriebsversammlung nicht,
einen Wahlvorstand für die Betriebsratswahl zu bestimmen, kann dies
das Gericht tun. Auch dann, wenn bei der Betriebsversammlung zur Wahl
des Wahlvorstands diese Wahl vertagt wird. So sollen die
Arbeitnehmerrechte zur Wahl eines Betriebsrats gesichert werden. Die
Arbeitsgemeinschaft Arbeitsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
informiert über eine Entscheidung des Landesarbeitsgerichts vom
22. Januar 2020 (AZ: 3 TaBV 23/19).

In einem Unternehmen bestand noch kein Betriebsrat. Drei
wahlberechtigte Arbeitnehmer luden zu einer Betriebsversammlung ein.
Dort sollte ein Wahlvorstand gewählt werden. Auf der
Betriebsversammlung diskutierten die Anwesenden kontrovers. Sie
beschlossen schließlich mehrheitlich, die Betriebsversammlung - ohne
konkrete Verabredung eines weiteren Termins - zu vertagen. Im
Anschluss wandten sich die einladenden Arbeitnehmer an das
Arbeitsgericht in Lübeck. Sie beantragten die Bestellung des
Wahlvorstands durch das Gericht.

Zu Recht, wie das Landesarbeitsgericht entschied. Bestehe weder ein
Betriebsrat noch ein Gesamt- oder Konzernbetriebsrat, könne der
Wahlvorstand zur Wahl des Betriebsrats in einer Betriebsversammlung
gewählt werden. Finde diese trotz Einladung nicht statt oder werde
dort kein Wahlvorstand gewählt, könne ihn das Arbeitsgericht auf
Antrag von mindestens drei wahlberechtigten Arbeitnehmern bestellen.
Dies gelte auch dann, wenn auf der Betriebsversammlung mehrheitlich
eine Vertagung dieser Versammlung beschlossen werde - mit der Folge,
dass kein erster Wahlgang zustande komme. Die Fortsetzung der
vertagten Wahlversammlung sei keine Voraussetzung für die gerichtliche
Bestellung. Durch die Vertagung sei die Betriebsversammlung zur Wahl
eines Wahlvorstands letztlich erfolglos geblieben.

Informationen: www.dav-arbeitsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung ArbR 1/20 vom 4. Mai 2020

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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MELDUNG/657: Zweite NetzDG-Änderung zeugt von Intransparenz und birgt Diskriminierungsgefahr (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 5. Mai 2020

Zweite NetzDG-Änderung zeugt von Intransparenz und birgt Diskriminierungsgefahr

Statement von Rechtsanwalt Prof. Niko Härting, Mitglied des Ausschusses Informationsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)



Am Mittwoch berät der Bundestag in erster Lesung einen Gesetzentwurf
zur Änderung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes (NetzDG). Damit stehen
derzeit in zwei parallelen Gesetzgebungsverfahren erhebliche
Änderungen am selben Gesetz zur Debatte. Zum Maßnahmenpaket gegen
Hasskriminalität, das sich auf das NetzDG etwa in Form von
Meldepflichten an das Bundeskriminalamt auswirkt, hatte der DAV
bereits ausführlich Stellung genommen (Stellungnahme Nr. 6/2020).
Parallel hält nun der zweite Gesetzentwurf weitere Verschärfungen des
NetzDG bereit. Der DAV warnt:

"Bereits die Unübersichtlichkeit und mangelnde Transparenz der
verschiedenen Gesetzgebungsverfahren sind äußerst kritikwürdig. Hier
wäre eine europäische Lösung sinnvoller gewesen.

Unabhängig davon sind einzelne Bestimmungen des Entwurfs
problematisch: Netzwerkbetreiber werden sich durch neue
Berichtspflichten dazu ermutigt sehen, mithilfe künstlicher
Intelligenz bestimmte Inhalte systematisch zu sperren und zu löschen.
Zusätzlich sollen sie darüber berichten, ob und inwieweit 'Kreisen der
Wissenschaft und Forschung' anonymisierte Auswertungen und Analysen
gesperrter Inhalte ermöglicht werden. Dies kann die Tendenz zur
Überwachung von Netzinhalten und zur Unterdrückung unerwünschter,
missverständlicher oder auch satirischer Meinungsäußerungen
verstärken.

Zuletzt wird auch mit diesem Entwurf die bedenkliche Tendenz, Aufgaben
der staatlichen Ermittlungsbehörden an private Unternehmen
outzusourcen, weiter gefestigt."

Eine ausführliche Auseinandersetzung mit dem Gesetzentwurf zur
Änderung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes entnehmen Sie bitte der
DAV-Stellungnahme Nr. 11/2020.

 * 

Quelle:

Statement vom 5. Mai 2020

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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SCHACH-SPHINX/07262: Zwischen zwei Degenspitzen (SB)

Die Stellung im heutigen Rätsel der Sphinx atmet eine knisternde
Spannung. Auf beiden Seiten steht ein Bauer vor seinem
Umwandlungsfeld, das heißt, die Lunte hat bereits Feuer gefangen. Weiß
war am Zuge, aber der Umstand, daß seine Dame vom gegnerischen Läufer
bedroht war, schränkte seinen Möglichkeiten sichtbar ein. Zudem war
das kritische Feld d8 vom schwarzen Läufer abgedeckt, der außerdem das
Feld a1 bestrich. Der ungarische Meister Ferenc Portisch konnte also
mit seiner schwarzen Stellung durchaus zufrieden sein, zumal er mit
einem Auge auf ein Dauerschach über f3 spekulieren konnte. Bei allem
Optimismus seitens des Nachziehenden war Weiß jedoch am Zuge. Karl-
Heinz Podzielny grübelte lange über der Stellung, denn ihm war klar,
daß er einen überaus durchdachten Zug finden mußte, wenn er seinen
Sieg sicherstellen wollte. Und der Ehrgeiz trieb ihn an, denn bis
dahin hatte er eine Neuerung des Ungarn praktisch widerlegt, und ein
Sieg über Portisch würde den Katernberger trotz seines eher mäßigen
Abschneidens auf den Dortmunder Schachtagen mit seiner Leistung dort
aussöhnen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07262: Zwischen zwei Degenspitzen (SB)]



Podzielny - Portisch

Dortmund 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Weiß überflügelte die schwarzen Drohungen mit 1.Le3-c5! Der Konter mit
1...Th2xc2+ reichte nicht aus: 2.Kc1xc2 Lc6xe4+ 3.Kc2-c1 - gut war
auch 3.Sc3xe4 Db4xe4+ 4.Kc2-c3 - 3...Db4xb3 4.De6xb3 Tb8xb3 5.Sc3xe4
Kd8-e8 6.Se4xd6+ Lf8xd6 7.Td1xd6 Ke8-f7 8.Td6-f6+ Kf7-g7 9.Tf6xa6 Tb3-
g3 10.Ta6-a7+ Kg7-g8 11.Lc5-e7 e5-e4 12.Le7-f6 e4-e3 13.Kc1-d1 Tg3-g2
und Schwarz gab gleichzeitig auf.



Erstveröffentlichung am 15. April 2007

6. Mai 2020
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FRAGEN/017: "Ich glaube, es braucht Verbindlichkeit" - Juniorprofessor Dr. Sven Hofmann über digitalen Schulunterricht (idw)

Universität Leipzig - 05.05.2020

"Ich glaube, es braucht Verbindlichkeit" - Juniorprofessor Dr. Sven
Hofmann über digitalen Schulunterricht



Viele Lehrerinnen und Lehrer haben in den vergangenen Wochen aus dem
Stehgreif digitale Unterrichtsformate entwickelt, andere sahen sich dazu
nicht befähigt. Juniorprofessor Dr. Sven Hofmann kennt den Nachholbedarf
bei den Digital-Kompetenzen gut. Der Inhaber der Professur für Didaktik
der Informatik an der Universität Leipzig engagiert sich unter anderem im
Projekt "Unterricht mit digitalen Medien in Sachsen". Hofmann sagt:
"Momentan kann ich mich als Lehrerin oder Lehrer der Materie digitaler
Medien komplett entziehen, das darf nicht sein." Für die Zukunft der
digitalen Lehre in den Schulen zeigt er sich aber optimistisch.

Herr Hofmann, Sie bereiten angehende Lehrerinnen und Lehrer auf das
Verwenden digitaler Methoden und Formate vor, haben zum Teil auch
Pädagogen mit dabei, die sich weiterbilden. Sie machen das in der
Informatik, in den Naturwissenschaften, inzwischen auch darüber hinaus.
Welche Chancen sehen Sie denn in digitalem Schulunterricht?

Wenn man von der reinen Präsenzlehre ins E-Learning geht, dann gibt es
Potenziale, die man im Wesentlichen in vier Bereichen benennen kann. Als
erstes ist die Schranke der Lernzeit zu nennen, also wann das Lehren und
Lernen stattfindet. Neben synchronen Angeboten, sozusagen Live-Unterricht,
kann man asynchrone Angebote machen. Dann können die Schülerinnen und
Schüler selbst über ihre Lernzeit entscheiden. Das ist aber auch eine
große Herausforderung für Schülerinnen und Schüler, die im Stundenplantakt
drin sind und sich dann selbst einen Zeitplan setzen sollen.

Darüber hinaus kann man mit digitalen Formaten die Ortsschranke
überwinden, es lässt sich an ganz unterschiedlichen Orten lernen - auch
außerhalb der Schule. Eine dritte Schranke, die man überwindet, ist die
analog-digitale. Statt des klassischen Tafelwerks oder Lehrbuchs gibt es
dann im Idealfall digitale Medien, die um einiges interaktiver sind. Zu
guter Letzt trainiert man andere Formen der Kommunikation inklusive der
nötigen Benimmregeln - etwas, das man im heutigen Arbeitsleben auch gut
gebrauchen kann. Dazu zählt zum Beispiel, anderen erstmal zuzuhören,
andere ausreden zu lassen. Das muss im Digitalen noch stärker beachtet
werden als ohnehin schon, denn Videokonferenzen funktionieren sonst nicht.

Aktuell vermitteln viele Erfahrungsberichte nicht den Eindruck, dass
Schulen die Potenziale des digitalen Unterrichts vollumfänglich nutzen.
Woran könnte das liegen?

Digitale Möglichkeiten werden im Moment sicher in sehr unterschiedlichem
Maße genutzt, das überrascht mich auch nicht, wenn ich auf meine 20 Jahre
im Schuldienst zurückblicke. Ich glaube, es braucht Verbindlichkeit, und
die gab es in der Vergangenheit oft nicht. Inwieweit macht man digitale
Kompetenzen verbindlich, inwieweit ist Digitalisierung Teil des
Berufsethos? Welche Fortbildungsangebote gibt es? Muss man diese
wahrnehmen oder kann man das tun? Im Arbeitsvertrag steht das leider nicht
drin, er sollte es aber beinhalten. Momentan kann ich mich als Lehrerin
oder Lehrer dieser ganzen Materie komplett entziehen, das darf nicht sein.

Die Digitalisierung wird in Sachsen fest in der Lehramtsausbildung
verankert. Sie arbeiten mit im dazugehörigen Verbundprojekt
"PraxisdigitaliS: Praxis digital gestalten in Sachsen". Was hat es damit
auf sich?

Standortübergreifend erarbeiten die Universität Leipzig und die Technische
Universität Dresden ein umfassendes Konzept für die Digitalisierung der
Lehramtsausbildung. Wir entwickeln unter anderem einen verbindlichen
Katalog zu digitalisierungsbezogenen Kompetenzen von Lehramtsstudierenden
sowie digitale Lehr-Lernszenarien.

Es wird passend dazu ab 2021 zum Beispiel eine Pflichtvorlesung zu
digitalen Medien geben, für alle Lehramtsstudierenden. Das wird sich dann
auch in der sächsischen Lehramtsprüfungsordnung niederschlagen. Wir bieten
diese Vorlesung bereits als Pilotveranstaltung an, im Ergänzungsbereich.
Die 190 Plätze waren im Nu vergeben. Die Studierenden sehen den Bedarf
also.

Sie haben zudem gegen Ende 2019 einen Zuwendungsbescheid vom
Bundesforschungsministerium für das Projekt "Unterricht mit digitalen
Medien in Sachsen (UndiMeS)" bekommen. Was haben Sie in diesem Projekt
vor?

Wir entwickeln erstmal einen Kriterienkatalog zu der Frage "Wann ist
Unterricht digital?" Ist es schon digitaler Unterricht, wenn eine digitale
Tafel benutzt wird? Nein, ist es natürlich nicht. Aber dazu wollen wir den
Schulen schlussendlich viel mehr an die Hand geben.

Zudem geht es uns um Musterszenarien für den digitalisierten Unterricht.
Diese wollen wir gemeinsam mit Fachlehrern evaluieren und in Schulen
prototypisch erproben. Im digitalen Unterricht ist die oder der Lehrende
eigentlich nur noch Coach, steuert den Lernprozess, möglichst im
Hintergrund. Das Medium wird zum leitenden Element.

Momentan müssen Lehrerinnen und Lehrer Corona-bedingt auch ohne
Musterszenarien einiges ausprobieren. Wie groß ist Ihr Optimismus für den
Fall, dass es in vier oder fünf Jahren eine ähnliche Situation gäbe?

Da bin ich sehr optimistisch. Die Institutionen, die das unterstützen
müssen - seien es Ministerien, Schulträger, Schulen, Hochschulen - merken,
dass man da nachsteuern muss. Im Wiederholungsfall werden wir über die
nötige technische Ausstattung verfügen. Und die Lehrerinnen und Lehrer
über das entsprechende Knowhow.

Es gibt natürlich eine wichtige Voraussetzung dafür. Nach Ende dieser
Krise dürfen die Lehrerinnen und Lehrer nicht alle sagen: Bloß gut,
endlich habe ich meine Kreidetafel wieder. Sie sollten die aktuelle
Triebkraft beibehalten. Entsprechendes Engagement sollte unterstützt, aber
auch eingefordert werden. Vielleicht gelingt das zum Beispiel, indem auch
ohne Pandemie jede Schule mal einen Tag in der Woche hat, an dem der
Unterricht komplett online stattfindet.


Weitere Informationen unter:

www.zls.uni-leipzig.de/forschung-und-projekte/praxisdigitalis-praxis-digital-gestalten-in-sachsen/

www.uni-leipzig.de/newsdetail/artikel/forschung-fuer-digitales-lehren-und-lernen-2020-01-09/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 05.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHULE/601: Universität Greifswald befragt Lehrkräfte zu ihren Erfahrungen mit digitalem Deutschunterricht (idw)

Universität Greifswald - 05.05.2020

Universität Greifswald befragt Lehrkräfte zu ihren Erfahrungen mit
digitalem Deutschunterricht



Aufgrund der Corona-Pandemie stehen Lehrkräfte vor der Herausforderung,
innerhalb kurzer Zeit neue digitale Methoden zu entwickeln, zu erproben
und einzusetzen. Forschende der Universität Greifswald gehen mit einer
Umfrage den Chancen, Herausforderungen und Grenzen des digitalen
Deutschunterrichts auf den Grund. Lehrkräfte der Sekundarstufen I und II
aus ganz Deutschland, die während der Corona-Pandemie digital das Fach
Deutsch unterrichten, sind angesprochen, an der Umfrage teilzunehmen.

Der Deutschunterricht wurde und wird wegen der Corona-Pandemie bundesweit
im Distant Learning durchgeführt. Mit einer Umfrage wollen Forschende der
Universität Greifswald nun herausfinden, welche Erfahrungen
Deutschlehrer*innen der Sekundarstufen I und II mit dem digitalen
Unterricht gesammelt haben. Denn guter digitaler Deutschunterricht
bedeutet mehr als ein anderes Medium einzusetzen. Neben den Lehrinhalten
müssen auch didaktische und methodische Ansätze an die digitalen Medien
angepasst werden. Die Umfrage soll Aufschluss darüber geben, welche
Bildungsmedien zum Einsatz kommen, wie sich die Kommunikation zwischen den
Beteiligten gestaltet und wie sich analoge von digitalen
Lehr-Lern-Arrangements unterscheiden. Dabei spielen die technische
Ausstattung ebenso eine Rolle wie die Organisation des Unterrichtsalltags
der Lehrenden und Lernenden. Die Umfrage soll Rückschlüsse darüber
ermöglichen, welche Voraussetzungen in Schule geschaffen werden müssen,
damit ein zukunftsweisender Deutschunterricht im 21. Jahrhundert
stattfinden kann.

"Bildungsmedien für den Deutschunterricht deuten darauf hin, dass die
Digitalisierung im Deutschunterricht weniger weit fortgeschritten ist als
beispielsweise in naturwissenschaftlichen oder fremdsprachlichen Fächern.
Die Gründe dieses Ungleichgewichts sind vielschichtig. Fest steht, dass
dies das Selbstverständnis der Lehrkräfte und damit verbunden die
methodisch-didaktischen Entscheidungen prägt. Mit unserer Umfrage wollen
wir herausfinden, welche Lösungen Lehrkräfte gefunden haben. Wir hoffen,
dass wir auf Basis der Ergebnisse auch erfahren, wie der digitale
Deutschunterricht noch besser gestaltet werden kann," erklärt Nicola König
von der Universität Greifswald.

Deutschlehrer*innen aus ganz Deutschland können sich noch bis zum 31. Juli
2020 an der Umfrage beteiligen. Die Befragung nimmt 15 bis 20 Minuten in
Anspruch.


Weitere Informationen

Link zur Umfrage:

https://www.soscisurvey.de/Deutschunterricht_COVID-19/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution65

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Greifswald, 05.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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POLITIK/877: Kommentar - Kastenstand und Vorschläge der Borchert-Kommission (TSB)

Deutscher Tierschutzbund - 6. Mai 2020

Kommentar

Kastenstand und Vorschläge der Borchert-Kommission



Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner und Bundesminister a.D.
Jochen Borchert berichten auf der heutigen Sitzung des
Ernährungsausschusses des Deutschen Bundestages über die Empfehlungen des
Kompetenznetzwerks Nutztierhaltung, der sogenannten "Borchert-Kommission".
Das Kompetenznetzwerk hält eine Erhöhung des Tierwohlniveaus für
unumgänglich und schlägt einen Maßnahmenplan bis 2040 vor. Die parallel
stattfindende Debatte um die Zukunft des Kastenstandes in der Sauenhaltung
wird zum entscheidenden Gradmesser für die Glaubwürdigkeit politischen
Handelns. Thomas Schröder, Präsident des Deutschen Tierschutzbundes,
kommentiert:

"Wir sehen in den Vorschlägen des Kompetenznetzwerks gute Ansätze, auch
wenn uns die Zielmarke 2040 zu weit entfernt ist. Es braucht jetzt sofort
Tatendrang, damit die Tierhaltung in der Landwirtschaft tiergerechter
umgebaut wird und auch gesellschaftliche Akzeptanz findet. Der Fokus liegt
dabei aktuell auf der tierschutzwidrigen Sauenhaltung im Kastenstand, an
der Frau Klöckner - laut dem von ihr vorgelegten Verordnungsentwurf -
weitere 15 Jahre festhalten will. In der Folge ließe sich in der
Schweinehaltung bis 2035 kaum noch etwas bewegen. Ein eklatanter
Widerspruch zu den Empfehlungen des Kompetenznetzwerks, Schritt für Schritt
das Tierwohlniveau zu erhöhen. Frau Klöckner erweckt durch ihr Vorgehen,
tierschutzwidrige Zustände wie den Kastenstand lange Zeit zu zementieren,
den Eindruck, als interessierten sie die Ratschläge der von ihr
einberufenen Expertenrunde nur mäßig. Offenbar muss der Bundesministerin
verdeutlicht werden, dass sie per Amt auch als Tierschutzministerin handeln
sollte. Nach dem heutigen Termin im Bundestag beraten morgen Vertreter der
Landesministerien und des BMEL konkret über die Neuregelung in der
Sauenhaltung. Wir erwarten von der Runde ein klares Signal, die
rechtswidrige und tierquälerische Kastenstandhaltung schnellstmöglich zu
beenden. Die Positionierung zum Kastenstand ist ein Lackmustest für die
Glaubwürdigkeit im Tierschutz. Wenn der Kastenstand bleibt, werden auch die
konstruktiven Vorschläge des Kompetenznetzwerks ausgebremst. Und der Wille
des Bundesverwaltungsgerichts und das Staatsziel Tierschutz im Grundgesetz
würden mit Füßen getreten. Der Kastenstand ist ein Symbol dafür, wie ernst
die politischen Bekenntnisse gemeint sind, mehr Tierwohl in die Ställe zu
bringen. Frau Klöckner, bekennen Sie sich!"

 * 

Quelle:

Kommentar vom 6. Mai 2020

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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LUFT/636: BUND beantragt umfassende Überarbeitung des Hamburger Luftreinhalteplans (BUND HH)

BUND-Landesverband Hamburg - 5. Mai 2020

Luftreinhaltung: 

BUND beantragt umfassende Überarbeitung des Luftreinhalteplans 

Corona-Krise bringt nur Verschnaufpause / BUND fordert Koalitionäre
zur Rücknahme der Revision auf



Der BUND Hamburg hat heute bei der zuständigen Umweltbehörde für
Umwelt und Energie (BUE) einen Antrag auf eine umfassende
Überarbeitung des Luftreinhalteplans eingereicht. Dieser soll laut
Ankündigung des Senats nach dem erfolgreich vom BUND Hamburg
erstrittenen Urteil zur Luftreinhaltung (OVG Hamburg, Az. 1 E 23/18)
lediglich in Bezug auf vier Straßen angepasst werden. Zusätzlich
fordert der BUND die Koalitionäre auf, den unsinnigen Rechtsstreit
beizulegen und die beantragte Revision vor dem
Bundesverwaltungsgericht zurück zu nehmen.

"Der Senat will sich fachlich einen schlanken Fuß machen und vergeudet
offenbar lieber Zeit und Geld mit einem Revisionsverfahren. Es ist
jetzt der Zeitpunkt, in den Koalitionsverhandlungen das Ende des
Rechtstreits zu vereinbaren und einen klaren Fahrplan für bessere Luft
in Hamburg aufzustellen. Wir erwarten, dass Anfang 2021 die seit zehn
Jahren geltenden Grenzwerte für Stickoxide endlich eingehalten
werden", so Manfred Braasch, Landesgeschäftsführer des BUND Hamburg.

An dieser Verpflichtung ändern auch die aktuell niedrigeren
Belastungen mit Stickoxiden nichts. Der Verkehr in Hamburgs Straßen
habe zwar während der Coronakrise zeitweise um bis zu 35% abgenommen.
Es stehe aber zu befürchten, dass mit der beginnenden Lockerung wieder
die alten Belastungswerte erreicht oder sogar übertroffen werden. Die
Stadt käme daher um weitergehende Maßnahmen wie Tempolimits, eine
verstärkte Parkraumbewirtschaftung und Durchfahrverbote nicht herum.

"Die Werte in der Coronakrise sind eine Momentaufnahme. Die Stadt muss
gewährleisten, dass die Gesundheit der Anwohner an belasteten Straßen
dauerhaft geschützt wird. Die Fachbehörden müssen sich umgehend an die
Arbeit machen", so Manfred Braasch.

Zum Hintergrund 

Das Oberverwaltungsgericht Hamburg (OVG) hat die Stadt Hamburg Ende
November 2019 verurteilt (Az. 1 E 23/18), einen neuen
Luftreinhalteplan "unverzüglich" zu erstellen und schnellstmöglich für
die Einhaltung der Grenzwerte zu sorgen. Das Gericht hatte dabei u.a.
klargestellt, dass ein Verzicht auf Dieseldurchfahrverbote an der
Habichtstraße rechtswidrig gewesen ist und eine umfassende
Überarbeitung des Luftreinhalteplans innerhalb eines Jahres angemahnt.
Gegen dieses Urteil - nach 2014 schon die zweite Verurteilung Hamburgs
wegen Missachtung der rechtlichen Vorgaben - hatte die Stadt Hamburg
überraschend Revision beim Bundesverwaltungsgericht eingelegt. Der
gleitende Jahresmittelwert für Stickoxide liegt an der Habichtstraße
trotz erster Maßnahmen derzeit bei 46 µg/m3 und damit weiterhin über
dem Grenzwert.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 05.05.2020

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND-Landesverband Hamburg

Lange Reihe 29, 20099 Hamburg

Tel.: 040/600 387-0, Fax: 040/600 387-20

E-Mail: bund.hamburg@bund.net

Internet: www.bund.net/hamburg
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INITIATIVE/305: Tschüss Kohle fordert Kohleausstieg anpacken und mit Steuermitteln decken! (Tschüss Kohle)

Tschüss Kohle - Hamburger Volksinitiative

Pressemitteilung 6. Mai 2020

Kohleausstieg anpacken und mit Steuermitteln decken!



Tschüss Kohle fordert Grüne, SPD und den Umweltsenator dazu auf,
schnell die Möglichkeiten für weniger Kohle in der Fernwärme zu prüfen
und umzusetzen sowie den Kohleausstieg gegebenenfalls mit
Steuermitteln zu unterstützen.

Die ehemaligen Vertrauenspersonen der Volksinitiative Tschüss Kohle,
Wiebke Hansen, Ulrike Eder und Dr. Ulf Skirke, haben den
Fraktionsvertretern Dirk Kienscherf von der SPD und Anjes Tjarks von
den Grünen sowie dem amtierenden Senator für Umwelt und Energie und
Aufsichtsratsvorsitzenden der Wärme Hamburg, Jens Kerstan, heute aus
Anlass der Koalitionsverhandlungen ihre Forderungen für einen zügigen
Kohleausstieg in Hamburg übermittelt.

Anlass der Forderungen ist, dass einige vielversprechende Ansätze, wie
in den Kraftwerken der Wärme Hamburg kurzfristig weniger Kohle
verbrannt werden kann, bislang nicht weiter von der Behörde für Umwelt
und Energie oder der Wärme Hamburg geprüft wurden. (Erläuterung weiter
unten)

Grüne und SPD sollen der Wärme Hamburg nun im Koalitionsvertrag
vorgeben, den Betrieb der Kraftwerke Wedel und Tiefstack unverzüglich
auf das nur für die Wärmeversorgung notwendige Maß zu reduzieren und
in der Wärmeversorgung möglichst viel Kohle kurzfristig durch bereits
vorhandene Alternativen zu ersetzen. So hat beispielsweise der
Münchener Stadtrat seinen Stadtwerken vorgegeben, den Betrieb des
stadteigenen Kohlekraftwerks ganzjährig zu reduzieren.

Die Behörde für Umwelt und Energie und die Wärme Hamburg müssen die
Ansätze zur Vermeidung der Kohleverbrennung zügig und transparent
prüfen und umsetzen und so ihrer gesetzlichen Pflicht aus dem
Hamburger Kohleausstiegsgesetz nachkommen. Dafür muss nun dringend das
zwischen Rotgrün und Volksinitiative vereinbarte "Beteiligungsgremium
Tiefstack" eingesetzt werden und seine Arbeit aufnehmen.

Die ehemaligen Vertrauenspersonen der Volksinitiative Tschüss Kohle
fordern Grüne und SPD weiterhin auf, notfalls auch Steuermittel
freizugeben, um die Wärme Hamburg punktuell bei der Finanzierung der
Kohleverminderung zu unterstützen. Die CO2-Vermeidungskosten dürften
laut Gutachten des Öko-Instituts vom Februar 2020 im Vergleich zu
anderen städtischen Maßnahmen des Klimaplans günstig ausfallen.
Erfreulicherweise hat die Bürgerschaft bei der Neufassung des
Hamburger Klimaschutzgesetzes anlässlich des Klimaplans auch die
Maßgaben zur Wirtschaftlichkeit von Maßnahmen geändert, sodass die
Verwendung von Steuergeldern für den Kohleausstieg jetzt ganz im Sinne
des Klimaschutzgesetzes sein sollte. (§2, Abs. 4, HmbKliSchG)

"Wir halten den Einsatz von Steuermitteln für den Kohleausstieg für
gerechtfertigt, um die wichtige Preisgarantie für die Fernwärmekunden
zu halten und gleichzeitig den Klimaschutz nicht auszubremsen. Der
Kohleausstieg ist kein Privatvergnügen der Fernwärmekunden, sondern
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Ein schneller Kohleausstieg geht
mit hohen regionalen und nachhaltigen Investitionen einher und erfüllt
damit auch das Gebot der Stunde: die wirtschaftlichen Folgen der
Corona-Krise mit der Lösung der Klimakrise zu bewältigen", so Wiebke
Hansen, Sprecherin von Tschüss Kohle.

Weiterhin muss die Wärme Hamburg dringend den Auswurf der stark
ätzenden Aschepartikel aus dem Schornstein des Kohlekraftwerks Wedel
beenden. Sie sollte sich im Übrigen ohnehin darauf einstellen, das
Kraftwerk Wedel zügig abschalten zu können, wenn die Bürger*innen in
Wedel und Rissen dies gerichtlich durchsetzen, um sich vor den
ätzenden Partikeln zu schützen.

"Die Umsetzung des Tschüss-Kohle-Gesetzes muss jetzt endlich losgehen,
angesichts des geringen CO2-Budgets, das uns bis zum Pariser
1,5-Grad-Ziel verbleibt", so Wiebke Hansen weiter. "Die beiden
stadteigenen Kohlekraftwerke in Wedel und Tiefstack laufen seit
Abschluss der Vereinbarung unverändert und an den Ausstiegsplänen hat
sich kaum etwas getan. Das Ersatzkonzept für Wedel zieht sich, während
immer wieder stark ätzende Aschepartikel aus dem Schornstein des
Kraftwerks auf die benachbarten Wohngebiete niederregnen. Grüne und
SPD müssen den Stillstand beim Kohleausstieg jetzt beenden. Spätestens
am Ende dieser Regierungszeit muss das Kohlekraftwerk Wedel
stillstehen und im Kohlekraftwerk Tiefstack muss deutlich weniger
Kohle verbrannt werden. Der Ausstiegspfad für Tiefstack, bestenfalls
bis deutlich vor 2030, muss durchgeplant und entschieden sein."

Im Juni 2019 hatte die rotgrüne Regierung das Hamburger Gesetz zum
Kohleausstieg mit der Volksinitiative Tschüss Kohle vereinbart. Darin
verpflichtet sich die Stadt u. a., den Kohleausstieg zu beschleunigen
und in den eigenen Kraftwerken Wedel und Tiefstack die Potentiale zur
Vermeidung der Kohleverbrennung so schnell und weitgehend wie möglich
zu nutzen.

Mögliche Potentiale zur Vermeidung der Kohleverbrennung in den
Kraftwerken der Wärme Hamburg im Einzelnen 

Strom-optimierten Betrieb in den Kraftwerken Wedel und Tiefstack
beenden und Sommerabschaltung prüfen:

Das im Februar 2020 veröffentlichte Gutachten des Öko-Instituts zum
Sommerbetrieb des Heizkraftwerks Wedel, das von der EnergieNetz
Hamburg eG beauftragt wurde, hat herausgearbeitet, dass das HKW
außerhalb der Heizperiode fast durchgängig strom-optimiert gefahren
wird. Die Gutachter*innen sehen daher einen kurzfristigen Ansatz zur
Verringerung der eingesetzten Kohlemengen darin, das Wedel-Kraftwerk
im Sommer mit reduzierter Leistung am technisch zumutbaren Minimum zu
fahren. Diese Möglichkeit wurde im Februar 2020 von Vertretern der
Wärme Hamburg auf einer öffentlichen Veranstaltung (10. Wärmedialog)
bestätigt. Weiterhin betrachtet das Gutachten eine Komplettabschaltung
des Kraftwerks während einiger Sommermonate.

Tschüss Kohle fordert, dass kurzfristig vertiefende Gutachten über
beide Möglichkeiten durchgeführt werden. Dabei muss auch der
Sommerbetrieb des Kohlekraftwerks Tiefstack auf den Prüfstand kommen,
genauso wie der strom-optimierte Betrieb von Kraftwerksblöcken in
beiden Kraftwerken, der über die Bedarfe der Wärmeproduktion
hinausgeht in den anderen Monaten des Jahres.

Einsatzreihenfolge der bestehenden Anlagen ändern:

Wärme Hamburg soll transparent prüfen, wie andere klimafreundlichere
Anlagen am Fernwärmenetz mehr Wärme einspeisen können, um weniger
Kohle in Wedel und Tiefstack zu verbrennen. Ab sofort sollte für die
sogenannte "Einsatzreihenfolge" der Erzeugungsanlagen der Hamburger
Fernwärme die Prämisse gelten, dass nicht mehr die billigsten
Erzeugungsanlagen die meisten Einsatzstunden haben, sondern die
klimafreundlichsten. Ein Beispiel ist ein Gas- und
Dampfturbinenkraftwerk am Standort Tiefstack, das im Jahr viel weniger
Stunden läuft als das Kohlekraftwerk direkt nebenan, oder das
Gas-Heizwerk Haferweg, das im Westen Hamburgs Kohlewärme aus Wedel
ersetzen könnte.

Planungsbeginn für Tiefstack-Ersatz noch 2020, Beteiligungsgremium
Tiefstack zügig einsetzen:

Der Planungsprozess für die Umrüstung oder Abschaltung des
Kohleheizkraftwerks Tiefstack muss noch dieses Jahr beginnen. Das
Beteiligungsgremium Tiefstack, dass die Konzeption des frühzeitigen
Wärmeersatzes für das Kohlekraftwerk Tiefstack kontrollieren und dazu
beitragen soll, muss jetzt schnell auf den Weg gebracht werden. Wir
erwarten, dass der Umweltausschuss in seiner ersten Sitzung der
Legislatur der Besetzung des Gremiums zustimmt. Behörden und die
Vertrauenspersonen der Volksinitiative haben dazu unter Einbeziehung
der Fraktionen von SPD und Grünen einen einhelligen Vorschlag
entwickelt. Zwischenzeitlich muss die Ausschreibung für die
Organisationsentwickler*innen, die den Beteiligungsprozess begleiten,
abgeschlossen und die erste konstituierende Sitzung des Gremiums noch
vor dem Sommer geplant werden.

Hintergrund:

Ergebnis der Vereinbarung zwischen SPD, Grünen und der Volksinitiative
Tschüss Kohle: Drs. 21/17287, Antrag von SPD und Grünen an die
Bürgerschaft vom 21. Mai 2019, verabschiedet am 5. Juni 2019, mit
Einleitung, Gesetzentwurf und Ersuchen der Bürgerschaft an den Senat
u. a. zur Einsetzung des Beteiligungsgremiums Tiefstack.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 06.05.2020

Tschüss Kohle - Hamburger Volksinitiative

E-Mail: info@tschuess-kohle.de

Internet: www.tschuess-kohle.de
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KLIMA/558: Klimafolgen in UN-Pakten für Migration und Flüchtlinge verankert - KlimaKompakt 94 (GW)

KLIMAKOMPAKT - Nr. 94, März 2020

Der Klima-Newsletter von Germanwatch

Hinsehen. Analysieren. Einmischen.
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Editorial

Mehr Schutz für Menschen die klimabedingt migrieren müssen?

Die wachsende Klimakrise
wird weltweit sichtbar, alle Länder
und Regionen sind betroffen. Dennoch sind es die besonders
verletzlichen Menschen in den am
stärksten betroffenen Ländern,
die am meisten unter den Klimaveränderungen leiden. Der steigende
Meeresspiegel und die daraus resultierende Versalzung von
Frischwasser und landwirtschaftlichen Böden zählen zu den diversen
Klimafolgen, die ursprüngliche Lebensräume für Menschen
unbewohnbar machen. Hinzu
kommen die sehr eingeschränkten Kapazitäten vieler armer Länder, sich
an diese Folgen anzupassen und - wo nötig - mit entstandenen Schäden
und Verlusten
umzugehen. Viele Menschen stellt
das vor existenzielle Herausforderungen: Durch Klimafolgen, Grenzen
der Anpassung und fehlende
Kapazitäten (und Unterstützung)
werden sie aus ihrer Lebensumgebung vertrieben und zur Migration
gezwungen. Ihre Situation ist von
Region zu Region unterschiedlich.
Bezüglich ihres Status, ihrer
Rechte und ihrer Unterstützung
gab es aber seit 2018 wichtige Entwicklungen.

Vera Künzel

Referentin für Anpassung an den Klimawandel und Menschenrechte 



Der UN-Menschenrechtsausschuss überwacht, ob die Vertragsstaaten
den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte
angemessen umsetzen und einhalten. Ist dies
nicht der Fall, kann er den Staaten Verbesserungsempfehlungen
vorlegen. Ioane Teitiota hatte sich an den Ausschuss gewandt, da er in
der Abschiebung nach Kiribati sein Recht auf Leben (Art. 6) gefährdet
sah.

Klimawandel potenzieller Grund für Flucht und Vertreibung

UN-Menschenrechtsentscheidung bringt Hoffnung in Asyldebatte

Ein Bürger des Inselstaats Kiribati hat sein 2015 von der Regierung
Neuseelands abgelehntes Asylersuchen, nach Ausschöpfen aller
neuseeländischen Berufungsebenen, vor den UN-Menschenrechtsausschuss
gebracht.
Ioane Teitiota hatte seiner bevorstehenden Abschiebung
entgegengestellt, dass auf seiner Heimatinsel
durch Klimafolgen grundlegende Voraussetzungen eines sicheren Lebens
nicht mehr gewährleistet seien. Auch
wenn der Ausschuss die Entscheidung
der neuseeländischen Regierung zur
Abschiebung nicht rechtswidrig einschätzt, erkannte er grundsätzlich
an,
dass Klimafolgen zu Vertreibung führen können. Die Entscheidung kann
daher die Debatte zum Umgang mit
Asylersuchen voranbringen, denen
Klimafolgen zugrunde liegen.

Germanwatch übersetzt hier Passagen der Entscheidung, die generell
anerkennen, dass Klimafolgen zu Vertreibung
führen können:

[...] 9.11: Der Ausschuss ist der Ansicht, dass die Auswirkungen des
Klimawandels in den Aufnahmestaaten* ohne
robuste nationale und internationaleBemühungen die Menschen einer
Verletzung ihrer Rechte nach Art. 6 [Anm. Recht
auf Leben] oder 7 [Anm. Schutz vor Folter
und unmenschlicher Behandlung] des
Paktes aussetzen können und dadurch
die Nicht-Zurückweisungsverpflichtungen der Entsendestaaten* auslösen
können. Da zudem die Gefahr, dass ein ganzes Land überschwemmt wird,
ein so extremes Risiko darstellt, können die Lebensbedingungen in
einem solchen
Land mit dem Recht auf ein Leben in
Würde bereits unvereinbar werden, bevor das Risiko real wird [Anm.:
also bereits vor der Überschwemmung].

9.12 Im vorliegenden Fall akzeptiert
der Ausschuss die Behauptung des Verfassers [Ioane Teitiota], dass der
Anstieg
des Meeresspiegels die Republik Kiribati
wahrscheinlich unbewohnbar machen
wird. Er stellt jedoch fest, dass der vom
Verfasser [Ioane Teitiota] angegebene
Zeitrahmen von 10 bis 15 Jahren ein Eingreifen der Republik Kiribati
mit Unterstützung der internationalen Gemeinschaft ermöglichen könnte,
um positive
Maßnahmen zum Schutz und gegebenenfalls zur Umsiedlung ihrer
Bevölkerung zu ergreifen. Der Ausschuss stellt
fest, dass die Behörden des Vertragsstaates [Anm. Neuseeland] diese
Frage
gründlich geprüft und festgestellt haben,
dass die Republik Kiribati Anpassungsmaßnahmen trifft, um die
bestehende
Verwundbarkeit zu verringern und die
Widerstandsfähigkeit gegen Schäden
durch den Klimawandel zu erhöhen. [...]

9.14 Ohne Beeinträchtigung der anhaltenden Verantwortung des
Vertragsstaates [Neuseeland], in künftigen Abschiebungsfällen die
damalige Situation
in der Republik Kiribati und neue und aktualisierte Daten über die
Auswirkungen
des Klimawandels und den darauffolgenden Anstieg des Meeresspiegels zu
berücksichtigen, ist der Ausschuss nicht
in der Lage festzustellen, dass die Rechte
des Verfassers [Ioane Teitiota]gemäß Art.
6 des Paktes bei seiner Abschiebung in
die Republik Kiribati im Jahre 2015 verletzt wurden. [...]

Diese Passage benennt die Begründung Neuseelands:

[...] Die einheimischen Behörden
[Anm. in Neuseeland] betonten, dass ihre
Schlussfolgerungen nicht ausschließen,
dass die Umweltzerstörung infolge des
Klimawandels zukünftig einen Weg in die
Gerichtsbarkeit für geschützte Personen
schaffen könnte. Die Behörden waren jedoch der Ansicht, dass der
Betroffene
und seine Familie [Anm. mit ihrer vorgelegten Begründung] keinen
solchen Pfad
geschaffen hätten.

* "Aufnahmestaaten" sind hier die Heimatländer der Menschen, in die
sie aus den "Entsendestaaten", in die sie migriert
sind, zurückgeschickt werden.

Zum Originaltext (auf Englisch): https://bit.ly/33uTx6B



Pionierarbeit zur Unterstützung Betroffener - internationale Partner
gefordert

Fidschis Fonds für klimabedingte Umsiedlung und Vertreibung

Um mit den Folgen des Klimawandels, wie den sich verschlechternden
Lebensgrundlagen, umgehen zu können, fehlt es an Ressourcen. Auf
internationaler Ebene fehlt es sowohl
an Klimafinanzierung als auch an humanitären Mitteln, um betroffene
Menschen und Länder zu unterstützen. Als besonders gefährdeter 
(Insel-)Staat hat Fidschi im September
2019 einen eigenen Treuhandfonds
aufgesetzt, der Menschen und Gemeinden finanziell bei der Umsiedlung
unterstützen soll. Der Fonds ist
sowohl Beispiel für präventives Krisenmanagement als auch für
bilaterale Solidarität: Die neuseeländische
Regierung hat im Februar 2020 Unterstützung in Höhe von 2 Millionen
Dollar zugesagt.

Germanwatch übersetzt hier Auszüge der auf Englisch vorliegenden
Rede
von Fidschis Premierminister Bainimarama zur offiziellen Einrichtung
des
Fonds:

[...] Ich freue mich und bin stolz, Sie
alle willkommen zu heißen bei der Lancierung des weltweit ersten
Umsiedlungsfonds für Menschen, die durch den
Klimawandel vertrieben wurden. Und
zur Finanzierung der Umsiedlung und
des Wiederaufbaus unserer nationalen
Infrastruktur, die zunehmend von Stürmen und steigenden Meeren bedroht
ist.
Wie diejenigen aus Fidschi wissen,
sind wir bereits dabei, ganze Gemeinden vor dem ansteigenden Meer in
Sicherheit zu bringen, das ihre Häuser
überschwemmt, ihr Ackerland versalzt,
ihre angestammten Grabstätten überflutet und sie durch Erdrutsche
gefährdet. Vor fünf Jahren wurde das Dorf
Vunidogoloa in Vanua Levu als erste Gemeinde umgesiedelt - sie zog
zwei Kilometer ins Landesinnere, um dem steigenden Wasser zu entgehen.
Seitdem
wurden zwei weitere Gemeinden umgesiedelt, eine Reihe weiterer -
mindestens 45 in naher Zukunft - müssen folgen.

Für ein Land wie unseres mit begrenzten Mitteln und einer jungen
Bevölkerung, ist die Bewältigung dieser
Herausforderung - die wir nicht verursacht haben - eine wachsende
Belastung. Und sie wird sich mit Sicherheit
noch verschlimmern, da die Auswirkungen des Klimawandels immer stärker
werden. Nicht nur die steigenden Meeresspiegel und die Auswirkungen
auf
unsere Landwirtschaft, auch die Extremwetterereignisse, die eine
wachsende Gefahr für unsere Bevölkerung
und unsere Infrastruktur darstellen.
Natürlich sind es nicht nur die monetären Kosten der Umsiedlung, die
Länder wie Fidschi belasten. Noch unkalkulierbarer ist das Trauma:
Wenn
man umzieht, wenn man die Grabstätten seiner Vorfahren hinter sich
lässt oder sieht, dass das Land, das man seit
Generationen bewirtschaftet hat, einen
selbst und die eigene Familie nicht
mehr ernähren kann. Der Umzug einer
Gemeinde ist also mehr als nur der Umzug einer Gruppe von Häusern. Es
geht
um den Wiederaufbau einer Gemeinschaft und des Gemeinschaftsgefühls.
Es geht darum, den Zugang zu Arbeitsplätzen, Schulen, medizinischen
Diensten und einem nachhaltigen Leben zu
gewährleisten - all das erfordert eine
detaillierte und koordinierte Planung
zwischen einer Vielzahl von Regierungsbehörden und anderen
Organisationen. Und der Prozess muss bei den Mitgliedern der Gemeinde
ein Gefühl der
Eigenverantwortung wecken, indem er
ihnen durch die Umsiedlung ein Gefühl
der Sinnhaftigkeit und ein Gefühl des
Stolzes vermittelt, sobald sie ihre neue
Heimat für sich beanspruchen.

Wir haben diese Faktoren bereits in
einer anderen Weltneuheit angesprochen: Den Richtlinien für geplante
Umsiedlungen in Fidschi, die wir auf der
COP24 vorgestellt haben. Diese Richtlinien geben uns einen Plan an die
Hand,
wie wir unsere Gemeinden in den Umsiedlungsprozess einbinden können,
wie wir eine angemessene Koordination zwischen verschiedenen Behörden
gewährleisten, wie wir den Prozess gendersensibel gestalten und
marginalisierte Gruppen wie Kinder, ältere Menschen und Menschen mit
Behinderungen berücksichtigen können.
Die Verlagerung der Infrastruktur
wird eine weitere bedeutende Herausforderung sein, da die Auswirkungen
des Klimawandels beginnen sich zu
materialisieren. Jeder, der die fidschianische Insel Ovalau - Standort
der ersten Hauptstadt Fidschis, Levuka - besucht hat, weiß, dass die
Straße, die die
Insel umrundet und direkt am Ufer verläuft, überflutet und weggespült
wird.
Und es gibt weitere öffentliche Infrastruktur in Fidschi, wie Schulen,
medizinische Zentren und Versorgungseinrichtungen, die aus der
Gefahrenzone
gebracht werden müssen. Wir müssen
uns jetzt mit Handlungsfähigkeit wappnen. Wir können nicht darauf
warten,
dass die Gemeinden von den herannahenden Fluten überschwemmt werden.
Wir brauchen einen ganzheitlichen Ansatz, wir brauchen angemessene
Ressourcen, und zwar sofort.

Unser neuer Treuhandfonds ist unbestreitbar eine der wirksamsten
Möglichkeiten, unseren Gemeinden bei der
Anpassung an den Klimawandel zu helfen. Und er ist auch unbestreitbar
eine
der wirksamsten Möglichkeiten, wie unsere internationalen Partner
unsere Anpassungsbemühungen unterstützen
können. Wir finanzieren den Treuhandfonds von nun an regelmäßig durch
einen Prozentsatz der Einnahmen aus unserer Umwelt- und
Klimaanpassungsabgabe. Nach derzeitigen Prognosen
wird die jährliche Zuweisung hieraus
etwa fünf Millionen Dollar betragen.
Aber das reicht nicht aus. Wir freuen uns
auf zusätzliche Unterstützung, um diese
enorme Aufgabe zu bewältigen. [...]

Zum Originaltext der Rede (auf Englisch):

https://bit.ly/3daYPbS




Durchbruch in der internationalen Migrationspolitik

Erstmals Klimafolgen in UN-Pakten für Migration und Flüchtlinge
verankert

Nach zwei Jahren Konsultationen
und Verhandlungen konnten 2018
mit den UN-Pakten für sichere, geordnete und reguläre Migration und
für Flüchtlinge zwei wichtige Übereinkommen geschlossen werden, die
die menschliche Mobilität über
Staatsgrenzen hinweg in den Fokus
nehmen. Damit ist ein herausragender Durchbruch gelungen. Denn der
Migrationspakt geht explizit auf die
Bedeutung von Klimafolgen ein -
erstmals konnte ein Klimazusammenhang in der Migrationspolitik
verankert werden.

Germanwatch übersetzt Teile eines
Interviews mit Prof. Walter Kälin, internationaler Völkerrechtler und
Gesandter
des Vorsitzenden der Plattform on Disaster Displacement, in dem er
darüber
spricht, welche Bedeutung der Globale
Pakt für Migration für Menschen hat, die
durch Klimafolgen und Extremwetterereignisse vertrieben werden:

[...] Der Pakt enthält 23 Ziele und
begleitende Verpflichtungen zur Erreichung dieser Ziele. Die meisten
von
ihnen, einschließlich der Verpflichtung,
das Verbot der Rückführung von Migranten in Situationen irreparablen
Schadens (Ziel 21) zu respektieren, sind
in der einen oder anderen Weise für katastrophenvertriebene Personen
relevant, sobald sie die Grenzen überschreiten und somit zu Migranten
werden. Allerdings, und das ist die aufregende
Nachricht, spricht der Pakt auch explizit
und ausführlich über katastrophenvertriebene Menschen. Das Ziel 2 zur
Bekämpfung der Treiber von Migration
enthält eine Unterrubrik, die sich speziell mit Katastrophen,
Klimawandel und
Umweltzerstörung befasst. Gefordert
werden Maßnahmen
zur "Entwicklung von Anpassungs-
und Resilienzstrategien" für Katastrophen und negative Auswirkungen
des
Klimawandels, die auch Migration berücksichtigen;
zur "Integration von Erwägungen zu
Vertreibung in die Strategien zur Katastrophenvorsorge"; um die
Verwundbarkeit von Menschen anzugehen, die
von Katastrophen betroffen sind, und
zur Bereitstellung der erforderlichen
humanitären Hilfe; und zur "Entwicklung kohärenter Ansätze", um die
Herausforderungen von Migration und Vertreibung zu bewältigen. Ziel 5
zur Verbesserung der Verfügbarkeit und Flexibilität von Wegen für die
reguläre Migration ist für diejenigen, die über die Grenzen hinweg
vertrieben werden, von großer Bedeutung. Es fordert die Staaten
auf, Praktiken wie humanitäre Visa oder
befristete Arbeitserlaubnisse für Personen zu entwickeln und zu
nutzen, die
durch plötzlich eintretende Katastrophen vertrieben wurden sowie
geplante
Umsiedlungen oder Visa-Optionen für
diejenigen, die aufgrund langsam einsetzender Ereignisse die Grenzen
überschreiten. Zusammen umreißen diese
Bestimmungen eine Vision dessen, was
getan werden muss und bilden eine
Grundlage für konkrete Maßnahmen
auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene. [...]

Zum vollständigen Interview (auf Englisch):

https://bit.ly/2UnGgZl


Wichtige Entwicklungen auf internationaler politischer Ebene
zur
Regelung grenzüberschreitender klimabedingter Migration und
Vertreibung:


	2010:Erwähnung des Zusammenhangs im Rahmen von UNFCCC im Cancun Adaptation Framework

	2012: Gründung der Nansen Initiative (erster zwischenstaatlicher Prozess zu klimabedingter Migration und Vertreibung)

	2015: Veröffentlichung der Nansen Agenda (aus Konsultationen der Nansen Agenda hervorgehende Empfehlungen)

	2016: Gründung der Plattform on Disaster Displacement (Nachfolge-Prozess der Nansen Initiative zur Umsetzung der Nansen Agenda)

	2016: Einrichtung Task Force on Displacement (TFD) im Rahmen von UN-FCCC

	2018: Vorstellung der Empfehlungen der TFD 2018: Verabschiedung der Globalen Pakte für Migration und Flüchtlinge

	2019: Beginn der 2. Arbeitsphase der TFD



 * 

Quelle:

KlimaKompakt, März 2020
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MELDUNG/437: Mehr als 50 Tonnen Müll aus Nord- und Ostsee gefischt (NABU)

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 6. Mai 2020

Zahl des Monats: 

Mehr als 50 Tonnen Müll aus Nord- und Ostsee gefischt

Beim NABU-Projekt "Fishing for Litter" kämpfen Fischer und
Naturschützer gemeinsam gegen die Vermüllung der Meere



Berlin - Mehr 50.000 Kilo Müll haben Fischer mit dem NABU-Projekt
"Fishing for Litter" seit 2011 aus Nord- und Ostsee geholt. Das
entspricht etwa 3.064 vollen Hausmülltonnen à 120 Liter.

Naturschützer und Fischer engagieren sich bei "Fishing for Litter"
gemeinsam gegen die zunehmende Vermüllung unserer Meere. Zurzeit sind
170 Fischer in 18 Häfen an der deutschen Nord- und Ostseeküste dabei.
Die Fischer erhalten große Sammelsäcke, in denen sie den Müll, der
sich in ihren Netzen verfängt, sammeln und in den Hafen transportieren
können. Hier stehen Container für die Entsorgung bereit. Der Müll wird
dann aufwändig sortiert, um wichtige Informationen zur Zusammensetzung
und Herkunft der Abfälle zu sammeln. Darüber hinaus hilft das Projekt,
Küstenbewohner und Feriengäste aufzuklären und für einen
umweltgerechten Umgang mit Abfällen zu sensibilisieren.

Mehr Infos: 

https://www.nabu.de/fishingforlitter

"NABU-Zahl des Monats"

Die NABU-Zahl des Monats stellt einmal monatlich einen interessanten
Aspekt aus dem Themenbereich des NABU vor.

 * 
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LAIRE/327: Feinstaub - Schädiger fordern Schadenersatz ... (SB)



Durch das weitgehende Zurückfahren der Produktion und des
öffentlichen Lebens in Europa wegen der Coronaviruspandemie sind im
April dieses Jahres voraussichtlich 11.000 Menschen am Leben
geblieben. Unter normalen Verhältnissen wären sie aufgrund der
Feinstaubbelastung durch die Kohle- und Ölverbrennung vorzeitig
gestorben. Nun verlangen in Deutschland und anderen EU-Ländern
ausgerechnet die Luftfahrt- und Automobilindustrie, die einen nicht
geringzuschätzenden Anteil an der Feinstaubproduktion haben,
staatliche Unterstützung, damit sie die Pandemie wirtschaftlich
einigermaßen "gesund" überstehen.

Die Maßnahmen zur Bekämpfung der Coronaviruspandemie haben im April
dieses Jahres zu einer deutlichen Verringerung von Luftschadstoffen
in Europa beigetragen. Nach einer finnischen Studie gingen innerhalb
von 30 Tagen die Stickstoffdioxide (NO₂) um 40 Prozent und die
Feinstaubpartikel (PM2,5) um 10 Prozent zurück. Diese überaus
wünschenswerte Verminderung der Schadstoffbelastung der Atemluft hat
offensichtlich mit dem Rückgang der Kohleverstromung um 37 Prozent
und des Ölverbrauchs um ein Drittel zu tun, lautet das Ergebnis der
unabhängigen Forschungsorganisation Centre for Research on Energy and
Clean Air (CREA) in Finnland. [1]

Zusätzlich zu den vermiedenen Todesfällen birgt das Zurückfahren der
Wirtschaft erhebliche Gesundheitsvorteile - wohlgemerkt, hier geht es
ausschließlich um die Bewertung der Feinstaubbelastung und
keinesfalls um eine Verharmlosung der schwerwiegenden Folgen der
Coronaviruspandemie. Der Studie zufolge kam es europaweit zu rund
6000 weniger neuen Asthmaerkrankungen unter Kindern, 1900 weniger
asthmaanfallbedingten Notaufnahmen, 600 weniger Frühgeburten und 1,3
Millionen weniger krankheitsbedingten Arbeitsfehltagen.

Diese Zahlen spiegeln wider, welche Schäden der Feinstaub in normalen
Wirtschaftszeiten erzeugt. Darüber hinaus gehen Studienleiterin Lauri
Myllyvirta und ihr Kollege Hubert Thieriot davon aus, daß aufgrund
der Feinstaubbelastung viele Menschen Vorerkrankungen besaßen und
deswegen die von dem Coronavirus Sars-CoV-2 ausgelösten
Lungenkrankheit Covid-19 bei ihnen einen schwereren Verlauf nahm. Die
Sterberate habe also höher gelegen als ohne Feinstaubbelastung.

Nach Einschätzung Myllyvirtas lassen sich ihre Berechnungen zu Europa
auf andere Weltregionen übertragen. Während der strengsten
Einschränkungen des öffentlichen Verkehrs und der Wirtschaft
beispielsweise bei der Shutdown-Phase in China verringerten sich die
NO₂-Emissionen um 25 Prozent, und die Feinstaubbelastung nahm
um 40 Prozent ab.

Zwar überraschen die CREA-Zahlen nicht grundsätzlich, war doch in
früheren Studien anderer Institutionen die feinstaubbedingte Rate an
vorzeitig Verstorbenen mit weltweit 7 bis 8,8 Millionen berechnet
worden, aber das aktuelle Ergebnis führt deutlich vor Augen, welche
schädlichen Industrien hier um ihr wirtschaftliches Überleben
kämpfen. Autos haben einen Anteil von 20 Prozent an der
Feinstaubbelastung in Deutschland, in Städten steigt der Wert auf 50
Prozent an. [2]

Die Bundesregierung will in Kürze entscheiden, in welcher Form sie
die Autoindustrie unterstützt. Eine Arbeitsgruppe soll bis Juni
entsprechende Vorschläge erarbeiten. Im Gespräch sind beispielsweise
Kaufprämien in Höhe von mehreren tausend Euro pro Fahrzeug. Das soll
die Kundschaft dazu veranlassen, auf dieses auch in der Hybrid- oder
Elektrovariante umwelt- und gesundheitsschädliche Verkehrsmittel zu
setzen.

Dem noch nicht genug haben die großen Autokonzerne BMW, Daimler und
VW im vergangenen Jahr so gute Geschäfte gemacht, daß sie laut der
Deutschen Umwelthilfe Gewinne in Höhe von 29,8 Milliarden Euro
einfuhren und 8,2 Mrd. Euro als Dividende ausschütten konnten. Auch
rein ökonomisch betrachtet mutet also die Idee, ausgerechnet eine
feinstaubproduzierende Branche bedürfe dringend der Subventionierung,
merkwürdig an. [3]

Die Fluggesellschaft Lufthansa soll staatliche Hilfe in einer
Gesamthöhe von 10 Milliarden Euro erhalten, hat aber nur einen
Börsenwert von derzeit knapp 4 Mrd. Euro. Warum nicht den Betrieb
verstaatlichen? Noch nie war die Gelegenheit so günstig, auf diese
Weise den gesundheitsschädlichen Luftverkehr mehr und mehr
zurückfahren zu können, ohne daß dies zu Schadenersatzansprüchen und
einer sozialen Verelendung führen müßte, weil die Arbeiterinnen und
Arbeiter entlassen wurden.

Der Anteil des Luftverkehrs an der Feinstaubbelastung ist nicht so
hoch wie der von Autos. Aber die Verbrennung von Flugbenzin erzeugt
verhältnismäßig große Mengen an Ultrafeinstaubpartikeln von nur 100
Nanometer Größe (PM0,1), die ähnliche Gesundheitsschäden erzeugen wie
gröberer Feinstaub. Von anderen Gesundheitsbelastungen wie Fluglärm
ganz zu schweigen. Noch bis zum 10. Mai läuft eine Europäische
Bürgerinitiative mit dem Ziel, die Steuerbefreiung auf Kerosin zu
beenden. [4]

Die Verteuerung von Flugbenzin und die Verstaatlichung der Lufthansa
sowie ein Ausbremsen der Autoindustrie wären geeignete Maßnahmen, die
zeigten, daß es der Bundesregierung ernst ist mit ihrer angeblichen
Sorge um das gesundheitliche Wohl der Bürgerinnen und Bürger im
allgemeinen und nicht um das einer reichtumsanhäufenden Minderheit,
die durch die Pandemie ihre Kapitalinteressen bedroht sieht.


Fußnoten:

[1] https://energyandcleanair.org/wp/wp-content/uploads/2020/04/CREA-Europe-COVID-impacts.pdf

[2] https://www.ndr.de/nachrichten/info/Der-Faktencheck-zu-Feinstaub-und-Stickoxiden,feinstaub148.html

[3] https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/deutsche-umwelthilfe-lehnt-kaufpraemien-fuer-pkw-neuwagen-grundsaetzlich-ab/

[4] https://europa.eu/citizens-initiative/initiatives/details/2019/000009_de
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STANDPUNKT/1184: Nachhaltige Wirtschaftspolitik - NABU Forderungen an ein Corona-Erholungsprogramm (NABU)

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 5. Mai 2020

Nachhaltige Wirtschaftspolitik

NABU Forderungen an ein Corona-Erholungsprogramm

Krüger: Wirtschaft und Politik müssen aus der Corona-Krise lernen



Berlin - Der NABU hat heute seine Forderungen an Bundesregierung und
EU zur Bewältigung der negativen Folgen der Corona-Pandemie
veröffentlicht. In der 8-seitigen Stellungnahme formuliert die
Umweltorganisation Anforderungen für die politische Ausgestaltung von
Erholungsmaßnahmen und macht konkrete Vorschläge, die zu einer
gesunden, grünen und sicheren Zukunft beitragen. Aus der Sicht des
NABU ist das oberste Ziel, dass der dringend notwendige Wandel in der
Wirtschaftspolitik sozial gerecht, naturverträglich und krisensicher
gestaltet wird. Dazu NABU-Präsident Jörg-Andreas Krüger: "Es darf kein
Zurück und kein Weiter so in der Wirtschaftspolitik und vielen
weiteren Politikfeldern geben. Wir müssen den Wandel von Wirtschaft
und Gesellschaft entschlossen gestalten und in eine sozial gerechte
und naturfreundliche Zukunft investieren. Nur so können wir die Folgen
der Corona-Krise bewältigen und nur so schaffen wir es auch aus den
großen Umweltkrisen."

Unterstützt werden die Forderungen des NABU von einer Umfrage der
deutschen Bevölkerung, die der NABU in Auftrag gegeben hat. Die
Umfrageergebnisse zeigen: Die Deutschen wünschen sich jetzt politische
Anstrengungen hin zu einer klima- und umweltverträglichen Wirtschaft
(91 Prozent). 84 Prozent der Befragten sind der Meinung, dass
Deutschland jetzt als Antwort auf die Corona-Krise in Bereiche
investieren soll, die Umwelt und Klima schützen und den Klimawandel
deutlich verlangsamen. Sie befürworten zu 86 Prozent ein
Konjunkturprogramm, das Unternehmen, die klima- und umwelfreundlich
agieren, fördert. "Die Ergebnisse unserer Umfrage zeigen deutlich,
dass die Mehrheit der deutschen Bevölkerung sich eine sichere und
naturfreundliche Zukunft wünscht. Wir freuen uns über so viel Zuspruch
für einen nachhaltigen Politikwandel, den der NABU schon lange
einfordert." erklärt Krüger, NABU-Präsident.

Der NABU fordert die Bundesregierung und die Europäische Union dazu
auf, bei den politischen Weichenstellungen für die Bewältigung der
Folgen der Corona-Pandemie weiterhin an den gemeinsamen Klima- und
Umweltzielen ambitioniert festzuhalten. Der Prävention und Bekämpfung
der Klimakrise, dem Artensterben und dem Verlust der Lebensgrundlagen
müssen ein weitaus größerer Stellenwert beigemessen werden.
"Deutschland und die EU haben jetzt die Chance, den nachhaltigen
Wandel in der Wirtschaft umzusetzen und sie krisensicherer und
zukunftsfähiger als je zuvor zu gestalten. Dazu gehört eine
umweltverträgliche und soziale Mobilitäts- und Energiewende genauso
wie eine Reform der europäischen Agrarpolitik und der intelligente und
nachhaltige Umgang mit Ressourcen in der Industrie."

Der NABU fordert weiterhin dazu auf, staatliche Subventionen an
Unternehmen zu vergeben, die erstens natur- und klimafreundlich
wirtschaften und zweitens gegenüber allen Generationen gerecht sind.
"Unternehmen, die sich nicht an die Regeln halten und der Umwelt und
somit uns allen schaden, dürfen dafür nicht auch noch mit
Steuergeldern belohnt werden. Unsinnige Maßnahmen wie die
Abwrackprämie in der Finanzkrise vor gut 10 Jahren können wir uns
jetzt weder finanziell noch für den Klimaschutz leisten.", mahnt
NABU-Präsident Krüger.

Der NABU macht Vorschläge für konkrete Sofortmaßnahmen, die zu einer
grünen gesunden und sicheren Zukunft in Deutschland beitragen können.
Dazu gehören beispielsweise Fördermaßnahmen zum Ausbau der
Elektromobilität im ländlichen Raum, die Gestaltung von einer Million
klimafreundlicher und energieerzeugender Dächer sowie ein
Sonderprogramm zur Förderung erneuerbarer Energien in der
Landwirtschaft.

Das NABU-Forderungspapier finden Sie im Anhang und unter: 

https://www.nabu.de/konjunkturprogramm

Hier finden Sie auch weitere Ergebnisse der NABU-Umfrage.

 * 
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STANDPUNKT/1183: Agrarministerkonferenz - Leistungen für Natur- und Umweltschutz honorieren, regionale Märkte stärken (BUND TH)

BUND Landesverband Thüringen e.V. - Pressemitteilung, 5. Mai 2020

Leistungen für Natur- und Umweltschutz honorieren und regionale
Märkte stärken 

BUND richtet sich mit klaren Forderungen an Agrarminister Hoff



Erfurt. Am 07. und 08. Mai finden sich Vertreterinnen und Vertreter
der Länder und der Bundesregierung zur digitalen
Agrarministerkonferenz zusammen. Auf der Tagesordnung steht allen
voran die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik der Europäischen Union
(GAP). Der BUND Thüringen fordert Landwirtschaftsminister Hoff auf,
sich für eine angemessene Honorierung von Leistungen für den Natur-
und Umweltschutz einzusetzen und regionale Märkte zu stärken.

"Jetzt bietet sich die Chance, die Agrarpolitik auf Umweltschutz,
biologische Vielfalt und Tierschutz sowie auf eine wirtschaftliche
Perspektive für bäuerliche Betriebe und ländliche Gemeinschaften
auszurichten", erklärt Ron Hoffmann, Vorsitzender des BUND Thüringen.
"Die Ausgestaltung der Förderinstrumente der GAP hat einen erheblichen
Einfluss darauf, wie sich Agrarstruktur und Tierwohl in Thüringen
entwickeln."

Aktuell erhielten laut Aussage des Verbandes EU-weit 20 Prozent der
Betriebe 80 Prozent der Gelder als "pauschale Flächenprämie". Mit
sogenannten "Eco-Schemes" sollen in Zukunft auch Leistungen für den
Umwelt- und Naturschutz honoriert werden. Wie viel hoch das
Fördervolumen dafür ausfallen soll, sei jedoch noch offen.

Hoffmann: "Wir fordern mehr öffentliches Geld für öffentliche
Leistungen. Bäuerinnen und Bauern müssen angemessen dafür gewürdigt
werden, wenn sie Natur- und Klimaschutzmaßnahmen über die gesetzlichen
Standards hinaus umsetzen. Die dafür ins Leben gerufenen Eco-Schemes
sind mit einem Mindestbudget von anfangs 30 Prozent des Fördervolumens
auszustatten und dann jährlich zu steigern. Nur so kann die
ökologische Landwirtschaft in Zukunft konkurrenzfähig werden."

Wettbewerbsfähig könnten Thüringer Agrarbetriebe aber nur dann werden,
wenn sie statt für die Weltmarktproduktion wieder stärker auf
regionale Märkte ausgerichtet werden. In der aktuellen Corona-Krise
zeige sich, wie anfällig die landwirtschaftlichen Produktionssysteme
im Freistaat sind. Gerade Exportprodukte wie Milch und Fleisch würden
auf dem Weltmarkt nicht mehr so stark nachgefragt.

"Profitieren müssen die bäuerlichen Betriebe vor Ort", so Hoffmann.
"Fördergelder sollten in Zukunft vor allem in regionale und lokale
Wirtschaftskreisläufe fließen. Dazu hat sich die Landesregierung
bereits in ihrer Nachhaltigkeitsstrategie verpflichtet. Das
Versprechen gilt es jetzt umzusetzen. Wir brauchen eine
Landwirtschaft, die die Thüringer Bevölkerung mit gesunden und
naturschutzgerechten Nahrungsmitteln versorgen kann."

Auch die Tierhaltung müsse laut BUND Thüringen einen Beitrag dazu
leisten, sich unabhängiger vom Weltmarkt zu machen. Dafür ist die
Anzahl der Tiere so umzubauen, dass sie in Zukunft mit eigener
Futtergrundlage versorgt kann. So könnten auch die massiven
Auswirkungen des Anbaus von Futterlieferant Soja auf Klima und
Artenvielfalt reduziert werden.

Hoffmann richtet sich mit einer klaren Forderung an
Landwirtschaftsminister Hoff: "Jetzt sind die Agrarministerinnen und
Agrarminister an der Reihe, den Umbau hin zu einer klima- und
umweltverträglicheren Landwirtschaft voranzubringen, die mehr Raum für
Natur schafft und das Tierwohl angemessen berücksichtigt."

 * 
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STANDPUNKT/1182: Autogipfeltreffen - Innovationsprämie für den Umbau der Autoindustrie nutzen (NABU)

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 5. Mai 2020

Kaufanreize ohne Bedingungen sind falsches Signal -
Innovationsprämie für den Umbau der Autoindustrie nutzen



Berlin - Heute fand das Autogipfel-Treffen mit Bundeskanzlerin Angela
Merkel statt. Dazu kommentiert NABU-Präsident Jörg-Andreas Krüger:

"Es ist richtig, dass die Bundesregierung vorerst keiner Abwrackprämie
zugestimmt hat. Eine solche Prämie wäre ein falsches Signal. Allzu
offensichtlich liegen die Konstruktionsfehler auf der Hand - besonders
wenn es nach dem gestrigen Vorschlag der Ministerpräsidenten der
sogenannten 'Autoländer' gehen soll. Schon heute ist der
Verkehrssektor das Sorgenkind der Klimaschutzanstrengungen. Dass die
Industrie nicht nur Elektroautos, sondern auch Verbrenner gefördert
bekommen möchte, war so erwartbar wie ökologisch und ökonomisch
unsinnig. Milliarden würden dafür aufgewendet, bestenfalls
homöopathische CO2-Einsparungen zu realisieren, vermutlich aber sogar
den Absatz PS-starker SUV anzukurbeln und damit sogar höhere
Treibhausgasemissionen zu verursachen.

Wenn die Politik der Autoindustrie tatsächlich unter die Arme greifen
möchte, dann muss sie alles daran setzen, den Übergang hin zu
emissionsfreien Antrieben zu beschleunigen. Dies wäre dann auch eine
Innovationsprämie, die ihren Namen verdient hat: Sie würde
Innovationen und zukunftsfähige Technologien unterstützen, anstatt am
Auslaufmodell Verbrennungsmotor festzuhalten. Nur so kann die
Zukunftsfähigkeit der Branche in Deutschland und Europa garantiert
werden. Großzügige Einmalzahlungen hingegen verbrennen wie ein
Strohfeuer und wiegen die Hersteller in der falschen Sicherheit, ihre
Modellpolitik nicht grundsätzlich verändern zu müssen."
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KLIMA/752: Erderwärmung - an den Rand der Unerträglichkeiten ... (SB)



Mit jedem weiteren Grad globaler Erwärmung werden eine Milliarde
Menschen ihre Heimat verlieren oder in unerträglich heißen Regionen
leben müssen. Das ist das Ergebnis einer neuen wissenschaftlichen
Studie zu Veränderungen des menschlichen Lebensraums in Zeiten des
Klimawandels. Sollten die Treibhausgasemissionen weiter steigen, wird
innerhalb der nächsten 50 Jahre ein Drittel der Menschheit in Zonen
leben, die so heiß sind wie heute die heißesten Gebiete der Sahara.
Die sozialen Folgen dieser Entwicklung wären drastisch, berichtet
eine internationale Forschergruppe um Marten Scheffer von der
Universität Wageningen in den Proceedings of the National Academy of
Sciences (PNAS). [1]

Ein Großteil der Menschheit lebt in einer Klimanische. Das typische
menschliche Habitat weist Durchschnittstemperaturen zwischen 6 und 28
Grad Celsius, im Mittel von 11 bis 15 Grad C auf. An die gemäßigten
Temperaturen sind nicht allein die Wohnverhältnisse angepaßt, sondern
auch Ackerbau, Viehzucht und selbst die nichtagrarische Produktion.

Kleinere Teile der Menschheit, beispielsweise die Inuit im Hohen
Norden und die Tuareg in der Sahara, leben in extremeren
Verhältnissen nach unten wie nach oben. Gegenwärtig herrscht auf nur
0,8 Prozent der Landfläche eine Durchschnittstemperatur von 29 Grad C
oder höher. Das dürfte sich im Laufe des Klimawandels noch innerhalb
dieses Jahrhunderts ändern.

Vor rund 11.700 Jahren endete die letzte Eiszeit. Anschließend haben
sich die Gletscher zurückgezogen und Landflächen freigegeben, bzw.
Landschaften aus Erosionsablagerungen neu geschaffen. Die
norddeutsche Tiefebene ist hierfür ein Beispiel. Obschon sich seit
Ende der Eiszeit das Klima der Erde stark gewandelt hat, so die
Forscher, werden die nächsten 50 Jahre stärkere Verschiebungen der
von Menschen bevorzugten Klimazone mit sich bringen als in den
letzten 6.000 Jahren. Vorausgesetzt, es gelingt nicht, den Anstieg
der Treibhausgasemissionen zu beenden.

Noch im moderatesten Szenario, das die Forscher durchgerechnet haben,
fallen 1,2 Milliarden Menschen aus der bevorzugten Klimazone heraus.
Würde sich die Erde weiter erwärmen, würde diese Zone schrumpfen und
sich verlagern. Das würde die Menschen nötigen, sich den neuen
Klimabedingungen anzupassen oder aber zu migrieren.

In die Klimasimulationen flossen nicht nur physikalische Parameter
ein, sondern auch demographische Faktoren wie das
Bevölkerungswachstum. Das findet nicht gleichmäßig verteilt über die
gesamte Erde statt, sondern vor allem in Afrika und Asien, und zwar
in jenen Regionen, die sich besonders stark erhitzen werden. Ein
globaler Temperaturanstieg von drei Grad C gegenüber der
vorindustriellen Zeit (von denen schon 1,1 Grad C in Anspruch
genommen wurden) bezieht sich sowohl auf die Wasser- als auch
Landfläche. Da die Erde zu zwei Dritteln von Wasser bedeckt ist und
sich die Meere nicht so schnell und so stark erwärmen wie das Land,
läge in einer "3-Grad-Welt" des Jahres 2070 der durchschnittliche
Temperaturanstieg für die Mehrheit der Menschen bei 7,5 Grad C. Dann
würden in Indien 1,2 Mio. Menschen in extremer Hitze leben, in
Nigeria 485 Mio. und in Pakistan, Indonesien und Sudan jeweils mehr
als 100 Mio.

Solche Klimasimulationen sind Projektionen, keine Prognosen. Wie sich
das Klima entwickeln wird und wie die Menschen darauf reagieren
werden, weiß niemand. Aber Berechnungen bilden nun mal die Grundlage
für politische Entscheidungen, selbstverständlich nicht nur
hinsichtlich der klimatischen Entwicklung.

Der Versuch, sich auf kommende Ereignisse vorzubereiten, so daß sie
nicht überraschend eintreten, stand bereits am Beginn der
Landwirtschaft vor 12.000 Jahren und dem der Feuernutzung vor
mindestens einer Million Jahren. Ob dieses vorausschauende Handeln
nicht nur Annehmlichkeiten, sondern auch schwerwiegende
Abhängigkeiten mit sich gebracht hat, wäre an anderer Stelle zu
diskutieren. Entscheidend ist hier, daß schon seit Jahren in der
Klimaforschung Untersuchungen angestellt werden, die zu ähnlich
lautenden Ergebnissen gelangen wie die erwähnte Studie. Nicht zuletzt
veröffentlicht der Weltklimarat (IPCC) alle paar Jahre umfangreiche
Syntheseberichte zur Entwicklung des Klimas.

Zu bedenken ist weiterhin, daß sich in den letzten rund 20 Jahren die
reale Klimaentwicklung meist in der Nähe der Worst-case-Szenarien,
die während dieser Zeit erstellt worden waren, bewegt hat. Die
Annahme, daß sich die Erde um drei Grad C gegenüber der
vorindustriellen Zeit erwärmen könnte, ist also nicht übertrieben. Im
Gegenteil. Die gegenwärtigen menschengemachten Treibhausgasemissionen
(vor Ausbruch der Sars-CoV-2-Pandemie) lassen eine drei bis vier Grad
C wärmere Welt erwarten.

Nimmt man das Verhalten der sogenannten Staatengemeinschaft im Umgang
mit der aktuellen Pandemie als Maßstab - Hamstern lebensnotwendiger
Schutzkleidung auf hohem Niveau - oder generell das Einpferchen von
Flüchtenden in Lagern und das Errichten meterhoher Grenzzäune, um
Menschen daran zu hindern, in klimatisch und ökonomisch
vorteilhaftere Regionen zu migrieren, kommt man nicht umhin
festzustellen, daß die hier geschilderte potentielle Erderwärmung ein
enormes Konfliktpotential birgt, das sich womöglich in genozidalen
Konsequenzen entladen wird.


Fußnote:

[1] https://www.pnas.org/content/pnas/early/2020/04/28/1910114117.full.pdf

6. Mai 2020
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